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Mit lebhafter Freude erfüllt es mich; dieses Werk, die 
gesammelten Wohlmeinungen ausgezeichneter Gelehrten, Euer Ex 
Itellenz als dem bewährten Förderer der Wissenschaft, der mäch- 
igen Stütze des culturellen Fortschrittes, dem thatkräftigen und 
ieisinnigen Leiter der Schicksale dieser Königreiche, widmen zu 
lürfen. 

Durch den erlauchten Namen, der die Spitze dieses Buches 
eiert, erhält unser patriotisch-wissenschaftliches Streben seine 
befruchtende, die weiteren nunmehr dringenden Arbeiten er- 
muthigende und einen segensreichen Erfolg verheissende Weihe. 

Der sehnlichste Wunsch aller Kroaten: die Bedingnisse zu 
schaffen, dass sich das Recht in allen Gauen des Vaterlandes 
einheitlich gestalte, ist in Folge der rastlosen Bemühungen Euer 
Excellenz, durch die Incorporirung des bestandenen Grenzgebietes 
in Erfüllung gegangen. 

Unter die vielen grossen und civilisatorischen Aufgaben, 
die nun der Lösung harren, gehört die Schaffung eines neuen, 
die heimischen Verhältnisse und die Zugehörigkeit unserer 
Königreiche zum ungarischen Staate berücksichtigenden, die 
Verfassung des Landes und die Rechte der Staatsbürger be- 
schützenden freisinnigen Strafgesetzes gewiss zu den ersten und 
dringendsten Arbeiten der Gesetzgebung. 

Der grösste Theil dieser Königreiche stand in älteren 
Zeiten unter der Herrschaft jener Gesetze, die im ganzen Gebiete 
der heiligen ungarischen Krone die Fragen des Rechtes ordneten. 
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VI 

In den Fünfziger-Jahren dieses Jahrhunderts wichen die 
avitischen Gesetze den Werken der österreichischen Codification. 
Sie gaben uns im Laufe der Decennien Ruhe und Ordnung. 

Doch hat sich das Strafgesetz vom Jahre 1852 heute schon 
überlebt. Es enthält Principien, welche die Wissenschaft seit 
langer Zeit überflügelt und verworfeo, welche den geläuterten An- 
schauungen der Neuzeit widerstreiten. Es bietet keinen Rechtsschutz 
für Verhältnisse; die sich aus der gesteigerten Entwicklung des 
wirthschaftlichen und socialen Lebens ergeben. Es berücksichtigt 
nicht die gewaltige Umgestaltung, die sich im freien Einvernehmen 
der Völker in der staatsrechtlichen Organisation der Monarchie 
vollzogen. 

Ungarn ist seit 1. September 1880 im Besitze eines liberalen^ 
in seiner Gliederung durch und durch wissenschaftlichen 
und von allen Autoritäten mit Recht gelobten neuen Straf- 
gesetzes. 

In Oesterreich sind die berufenen Kreise an der Feststellung 
eines Strafgesetzentwurfes, dessen Ausarbeitung mit der Aller- 
höchsten EntSchliessung vom 16. Februar 1861 angeordnet 
wurde, schon seit zwei Decennien thätig. Im November 1881 
wurde der zum drittenmal revidirte Entwurf durch Dr, Prazak, 
den Leiter des Justizministeriums, dem Abgeordnetenhause bei 
seinem Wiederzusammentritte vorgelegt, um endlich in dieser 
neuen Gestalt die Kraft des Gesetzes zu erringen. 

Kroatien, welches vermöge seiner Autonomie in Justiz- 
angelegenheiten den Dritten im Bunde bildet, kann nun nicht 
mehr allein zurückbleiben. Es darf sich nicht isoliren ; es darf 
sich von der Schaffung und Reception gemeinschaftlicher Prin- 
cipien nicht ausschliessen. Die Durchführung dieser hohen 
culturellen und politischen Aufgabe, die das Wohl und Wehe 
der Nation in seinem innersten Marke berührt, die aber auch 
das Bollwerk der Verfassung und der Freiheit des Individuums 
repräsentirt, fällt wieder der unermüdlichen Energie, der be- 
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währten patriotischen Thatkraft und der weisen Einsicht Euer 
Excellenz zu. 

Unter Ihrer siegesgewohnten ruhmreichen Fahne schaaren 
wir uns zur Arbeit. Der segensreiche Erfolg ist unzweifelhaft! 

Die Vorarbeiten sind schon seit mehreren Jahren im Zuge. 

Der Justizchef Euer Excellenz Regierung, Dr. Marian 
Derenöin, veröffentlichte nach zweijähriger rastloser Arbeit ära 
30. November 1879 den Text eines kroatischen Strafgesetz- 
entwurfes über Verbrechen und Vergehen sammt reichhaltigen, 
die gesammte Strafrechtsliteratur umfassenden, alle Streitfragen 
berührenden und die neuesten europäischen Gesetzgebungen 
erörternden Motiven. (Osnova novoga kaznenoga zakona o zlo- 
öinstvih i prestupcih za kraljevine Hrvatsku i Slavoniju uz 
obrazlozenje. Izdao kr. vladni odjel za pravosudje. ü Zagrebu. 
Tiskara „Narodnih Novinah''. 1879.) 

Das Elaborat wurde an Fachmänner vertheilt, um dass 
diesen Kreisen Gelegenheit geboten werde, ein erwünschtes und 
erbetenes Urtheil abzugeben. 

Ein verdienstvoller, der öffentlichen Anerkennung ausweichen- 
der Beamter der königlichen Landesregierung, der heutige könig- 
liche Oberstaatsanwalt Viadislaus Cuculi6 Ritter v. Bitoraj, 
besorgte aus privatem Fleisse die mühevolle Uebersetzung des 
kroatischen Textes ins Deutsche, damit das ganze Material auch 
in dieser Sprache jenen Fachmännern uitterbreitet werden könne, 
die hienach das Verlangen stellten ^). 

Meine Wenigkeit trat mit einer — die wesentlichen Prin- 
jcipien des kroatischen Entwurfes schildernden — Brochure vor 
das Forum der Oeffentlichkeit (Der kroatische Strafgesetzentwurf 
im Vergleiche mit den Bestimmungen des neuen ungarischen 
Strafgesetzes und des österreichischen Strafgesetzentwurfes. Wien. 



1) Der in diesem Buche veröffentlichte deutsche Text ist zu grossem 
Theile seine Arbeit. Er möge den Dank aller Fachkreise für seine besondere nnd 
erspriessliche Mühewaltung entgegennehmen. 
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1880. In Verlag bei H. Manz) und trachtete auf diesem TTege das 
Interesse der Koryphäen der Wissenschaft für unser Streben zu 
erregen. 

Der Wunsch des Codificators ging im Laufe der letzten zwei 
Jahre in Erfüllung. 

Der vorgelegte kroatische Entwurf erwarb sich die Sympathie 
der Fachkreise und gewichtige Stimmen Hessen ihr wohlgemeintes 
Urtheil vernehmen. 

Die abgegebenen und mir bekannten Gutachten und Recen- 
sionen sind folgende: 

Dr. Fr. 0. v. Schwarze, Generalstaatsanwalt zu Dresden, 
unter dem Titel: „Der kroatische Strafgesetzentwurf etc." 
im „Gerichtssaal", Band XXXI, Heft 8 (Jahrgang 1880). 

Dr. Emanuel Ullmann, Professor an der Universität zu 
Innsbruck, unter dem Titel: „Bemerkungen zu dem ersten i 
Theile des Entwurfs eines Strafgesetzes für die König- 
reiche Kroatien und Slavonien" im „Gerichtssaal", Band' 
XXXII, Heft 6 und 7 (Jahrgang 1881). 

Dr. Emilio Brusa, Professor an der Universität zu Turin, 
unter dem Titel: „II progetto di Codice penale croato ecc." 
in der Zeitschrift: „Rivista di Discipline Carcerarie", Jahrgang 
1880, Fase. 6. 

Dr. Ivan Ruzic, Advocat und königlicher öffentlicher 
Notar in Belovar, unter dem Titel: „Ocjena osnove kaznenoga; 
zakona etc." in vielen Nummern der kroatischen juristischen 
Monatsschrift „Mjeseönik", Jahrgang 1880. 

Das Professoren-Collegium der juridischen Facultät 
der königlichen Universität zu Agram, unter dem Titel: 
„Mnenje prof. sbora pravo- i drzavoslovnoga fakulteta 
na sveuöilistu Franje Josipa I. u Zagrebu ob osnovi novoga 
kaz. zakona etc. I. Oböeniti dio. U Zagrebu. Tisak Dioniöke 
tiskare. 1881." 
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Klej^iere Recensi- len erschienen: von dem Advocaten, vor- 
maligen Professor an der Rechtsakademie zu Agram Dr. Emil 
Makanec in einzelnen Nummern des Tagblattes „Sloboda" 
(Jahrgang 1880); von demselben: eine Brochure über die Todes- 
strafe. (Kazansmrti. uZagrebul881); vonDr. AlexanderKörösi, 
Professor an der Rechtsakademie zu Debreczin, in den Nummern 
27 — 33 der ungarischen juristischen Wochenschrift „Jogtudo- 
mänyiKözlöny",Jahrgangl880;voneinem ungenannten Autor 
in den Spalten des politischen Tageblattes „Obzor" Jahrgang 1880, 
Nummern vom 23. Januar bis 3. Februar; endlich von Dr. Tobias 
Low in dessen ungarischer juristischer Monatsschrift „Magyar 
Igazsä,gügy", XIII. Band; Jahrgang 1880, zweites Heft. 

Mein Werk stellt sich die Aufgabe die hier angeführten 
höchst werthvoUen Wohlmeinungen, zur Erleichterung der gesetz- 
geberischen Arbeit, in übersichtlicher Weise zu gruppiren; selbe 
mit den Motiven des Codificators, so auch mit den Motiven und 
Bestimmungen des ungarischen Gesetzes und des österreichischen 
Entwurfes, zu vergleichen; die Behebung der etwaigen Schwierig- 
keiten und die Vermittlung der verschiedenen Ansichten zu 
versuchen; über nicht erschöpfte Fragen, aus dem Born der 
Wissenschaft, der einschlägigen Literatur und der heimischen 
Praxis, weitere Ausführungen zu geben. — Ich wünschte, dass 
mein Werk die Arbeiten einer Enquete-Commission, die berufen 
ist ihr Grutachten über den vorliegenden Entwurf abzugeben, 
fördere. Wenn hiedurch der Weg des Ueberganges von einem 

Referenten-Entwürfe in einen Regierungs-Entwurf geebnet er- 
'1- 
Ij schiene, hätte meine kleine Bemühung einen reichen Lohn 

L gefunden. 

;^L Lepoglava^ im December 1881. 

Der Verfasser. 
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Dreitheilung der strafbaren Handlungen. 



Der kroatische Strafgesetzentwurf theilt die strafbaren Hand- 
lungen in Verbrechen, Vergehen und üebertretungen, von welchen 
aber nur die zwei ersten im vorliegenden Entwürfe behandelt 
werden. Die üebertretungen sind einem besonderen Gesetze vor- 
behalten. 

Die juridische Facultät der Universität zu Agram spricht 
sich gegen die Dreitheilung der strafbaren Handlungen aus. 

Ebenso ist auch Dr. Ivan Ruzi6 gegen die Dreitheilung. 
Eine grosse Wichtigkeit kann der Frage nicht zugesprochen 
werden. Glaser*) betont, dass es sich hier nur ^ura eine Frage 
der Gesetzgebungstechnik und zwar um den Gebrauch einer 
Abbreviatur handle". 

Eine Capacitation des Codificators ist nicht zu erhoffen. 
Emanuel üllmann sagt mit Recht: „Die Grundlagen der beider- 
seitigen Standpunkte haben eine hinreichende Klärung gefunden; 
eine Vermittlung derselben ist aber nicht möglich." 

Hieraus folgt, dass das Princip der Dreitheilung — im Falle 
man überhaupt den vorliegenden Entwurf zur Basis der Erörte- 
rungen annehmen will — als gegebener Factor betrachtet werden 
muss. 



*) Studium zum Entwürfe des Österreichischen Strafgesetzes, Seite 67. 

Tauffer, Gesammelte WohlmeJnungcn, 1 



Warum die Uebertretungen nicht in das Strafgesetz gehören? 
Die hierüber geltend gemachten Gründe sind in den Motiven 
des ungarischen Strafgesetzes ^) mustergiltig zusammengefasst. Es 
genüge die Anführung folgender Argumente: 

a) Die meisten Uebertretungen bilden keine eigentlichen Rechts- 
verletzungen, sondern nur Ueberschreitungen derartiger 
Vorschriften, welche zur Verhinderung von Rechtsverletzun- 
gen geschaffen wurden. 

Zum Beispiel: durch die Bettelei wird weder ein pri- 
vates noch auch ein öffentliches Recht verletzt. Erfahrungs- 
gemäss nehmen aber die Missethäter ein Mitleid erregendes 
Aeusserean, um in dieser Maske in Privathäuser einzudringen 
und die Verhältnisse auszukundschaften. Diese Erfahrung 
macht es nothwendig, dass die Bettelei durch polizeiliche Vor- 
schriften geregelt werde. Die Uebertreter der Regeln werden 
gestraft; nicht darum, weil sie etwa eine Rechtsverletzung 
begangen, sondern weil sie das Verbot des Gesetzes verletzt. 

b) Die von den Uebertretungen handelnden Gesetze sind 
meistens präventiver Natur und sind auf die Verhinderung 
von grösseren Verbrechen oder Gefahren berechnet; die 
von den Verbrechen und Vergehen handelnden Gesetze aber 
sind meistens repressiver Natur. 

c) Die wichtigsten Vorschriften des allgemeinen Theiles eines 
Strafgesetzes können auf die Uebertretungen keine Anwen- 
dung finden z. B.: 

1. Der Versuch einer Uebertretung kann nicht gestraft 
werden. 

2. Bei einem Verbrechen ist zur Strafbarkeit immer, 
bei den Vergehen aber grösstentheils ein Dolus erforder- 
lich, bei den Uebertretungen ist aber die Peststellung einer 
entgegengesetzten Regel wünschenswerth. 

*) Siehe: Dr. Löw'sche Sammlung, I. Band, Seite 30. 



ERSTER THEIL. 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN. 

I. HAUPTSTÖCK. 

Einleitende Bestimmungen. 

§ 1. 

Samo ono djelo je zloöinstvo ili prestupak, koje 
zakon zlo^instvom ili prestupkom izriöno oznaöuje. 

Nur jene Handlung ist ein Verbrechen oder Ver- 
gehen, welche das Gesetz als Verbrechen oder Ver- 
gehen ausdrücklich erklärt. 

Uli mann: ^Will man hier die Regel aufstellen, dass Straf- 
gesetze keine rückwirkende Kraft haben, dann gehört diese 
Bestimmung mit dem Inhalt des Alinea 2 in das Einführungs- 
gesetz. Enthält aber Alinea 1 das Verbot der Analogie, dann 
cumulirt § 2 in seinen beiden Absätzen verschiedenartige Dinge. 

Das Verbot der Analogie scheint mir aber nicht nothwendig 
zu sein, denn Artikel IV des österreichischen Gesetzbuches 
enthält die Vorschrift, dass nur dasjenige als Verbrechen, Ver- 
gehen (bez. als Uebertretung) behandelt und bestraft werden kann, 
was in dem Gesetze ausdrücklich als Verbrechen, Vergehen 
(bez. Uebertretung) erklärt wird. 

Jenes legislatorische Bedürfniss, welches seinerzeit bei dem 
Uebergang aus dem älteren lückenhaften Recht in die neuere 
erschöpfende Gesetzgebung für die Aufstellung des Verbots der 
Analogie massgebend war, ist eben durch diese Gesetzgebung 
schon beseitigt." 

Die juridische Facultät der Universität zu Agram 
ist damit einverstanden, dass der Grundsatz ^nullum crimen sine 
lege" im Gesetze ausdrücklich ausgesprochen werde. 

1* 



Ich glaube, dass diesem Grundsatze eine so hohe Wichtig- 
keit innewohnt, dass er mit vollem Rechte eben an die Spitze 
des Strafgesetzes geschrieben werden muss, wenn auch aus keinem 
anderen Grunde, doch zur Belehrung aller Jener, die ohne Fach- 
wissenschaft zu betreiben, im Studium des Strafgesetzes die 
Stärkung ihres Rechtsbewusstseins suchen.*) 

Handlung. Durch dieses Wort soll nicht ,,das Handeln, das 
Thun*', sondern die objective Bezeichnung des Geschehenen, 
^die Handlung, die Thaf' bezeichnet werden. In dieser Bezeich- 
nung ist somit auch die „Unterlassung" enthalten. 

Im ungarischen Entwürfe war gesagt, dass nur jene Hand- 
lung ein Verbrechen oder ein Vergehen ist, „welche in diesem 
Gesetze" als solches erklärt wird. Im Justizausschusse wurden 
diese Worte als überflüssig gestrichen. 

§ 2. 

Zloßinstvo ili prestupak moze se kazniti samo 
kaznom, zakonito ustanovljenom prije, nego li je 
kaznjivo djelo poöinjeno. 

Ako za vremena, kada ]e kaznjivo djelo poöinjeno, 
i kad se o njem sudi, valjaju razliöiti zakoni kazneni, 
uporavljuje se zakon najbla^ji. 

Ein Verbrechen oder Vergehen kann nur mit einer 
Strafe, welche früher als die strafbare Handlung 
begangen wurde, gesetzlich bestimmt war, bestraft 
werden. 

Sind in der Zeit zwischen der Begehung einer 
strafbaren Handlung und deren Aburtheilung ver- 
schiedene Strafgesetze in Geltung, so wird das 
mildeste Gesetz angewendet. 



^) In vielen Cantonen der Schweiz wird jener Bürger als Ignorant 
betrachtet, der die Gesetze des Landes nicht kennt. 



Zu Alinea 1 empfiehlt Dr. Ivan Ru2i6 folgende Fassung: 
„Nijedno djelo nije kaznjivo, ako ne izriönom odredbom zakona 
i kaznom ustanovljenom prije, nego li je poßinjeno." 

Der Text des Regierungsentwurfes scheint correcter zu sein, 
weil „nijedno djelo" auch über den Kreis der Verbrechen und 
Vergehen hinübergeht, während doch hier von den üebertretungen 
nicht verhandelt werden soll. „Izridnom odredbom" ist ein Ueber- 
fluss an Worten, weil es nicht nothwendig ist, zu sagen ^ausdrück- 
licher Anordnung des Gesetzes", wenn es eben heisst ^gesetzlich 
bestimmt". 

Derselbe Autor sagt betreff des 2. Alinea, dass der Entwurf 
am halben Wege stehen geblieben, indem er die rückwirkende 
Kraft des neuen milderen Gesetzes auf die schon rechtskräftig 
verhängten Strafen ausschliesst. Ru2id meint, dass die Ungerech- 
tigkeit dieser Verfügung allseitig eingesehen wird und dass es 
dennoch nicht so schwierig wäre, dem Principe zu seinem Rechte 
zu verhelfen, indem eine erneuerte Untersuchung des Falles nicht 
nöthig sei, sondern nur die Abänderung der Strafsätze. 

Der gelehrte Autor gibt aber nicht an, wo diese Process- 
Novisirungen anzufangen hätten und wo sie aufhören müssten. 
Es wäre wohl nicht genug, bei den eben in der Strafhaft sitzenden 
Personen neue Straftermine zu bestimmen, sondern mit demselben 
Rechte müssten auch alle Strafproeesse bei noch lebenden Per- 
sonen betreff der nun nicht mehr so strengen Straffolgen wieder 
durchgesehen werden. Diese — an und für sich — schöne Idee 
kann also nicht ausgeführt werden. 

Professor Salomon Mayer*) sagt hierüber: 

^Ich musste mir sagen, dass die Durchführung dieses 
Grundsatzes einer allgemeinen Revision sämmtlicher bereits 
rechtskräftig erledigten Strafprocesse gleichkommen werde. . . 

Die Motive wenden ein, dass es sich eben hier um eine 
Reduction, resp. Modification der erkannten Strafe handle, nicht 
aber um eine Entscheidung, ob das frühere Urtheil gerecht oder 
ungerecht war. . . Ich fürchte, dass man sich darüber täuscht, wenn 
man glaubt, die Reduction zu einem einfachen Rechenexempel 



^) Der Entwurf eines Strafgesetzes für das Königreich Italien. Wien 1877. 
Seite 5 und 6. 
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gestalten zu können; wenn man glaubt^ dass der Richter sich zu 
einer Ausmessung der Strafe oder einer Aenderung der Strafart 
entschliessen werde, ohne in eine Prüfung des Thatbestandes 
einzugehen. 

Aber gesetzt, er wollte dies thun, wie sollte er verfahren? 
Das fragliche Delict war nach dem alten Gesetze mit 5 Jahren 
Freiheitsstrafe bedroht; der Angeklagte wurde zu 2^2 Jahren 
verurtheilt; das neue Gesetz bedroht dieselbe Handlung nur mit 
3 Jahren. Soll er nun einfach sagen, demgemäss ist A jetzt nur zu 
lYa Jahren zu verurtheilen? Würde vielleicht der frühere Richter 
nicht einen ganz anderen Massstab bei der Berechnung zur 
Anwendung gebracht haben, wenn das Strafmaximum 3 Jahre 
betragen hätte etc. etc.? . . Es wird eben nichts anderes übrig 
bleiben, als in den einzelnen Fällen die Gnade des Souverains 
anzurufen. . ." 

Derselben ablehnenden Ansiebt gibt auch die juridische 
Facultät in ihrem Gutachten beredten Ausdruck. 

Selbe proponirt aber eine kleinere Aenderung des Textes, 
und zwar sollte es lauten: „Ako od vremena, kad je ka^njivo 
djelo poöinjeno do vremena, kad se o njem izriöe osuda i. t. d." 
So auch statt des Ausdruckes „zakon najblazji" (mildeste Gesetz) 
die correctere Bezeichnung: „ustanove, koje su po okrivljenika 
najpovoljnije'' (jene Bestimmungen, welche für den Beschuldigten 
die günstigsten sind). 

Nach meinem Dafürhalten sollte in dieser Alinea nicht nur 
von Gesetzen, sondern auch von Verordnungen Erwähnung 
gemacht werden, da in dem Entwürfe auch solche neue Vergehen 
vorkommen, für welche die Strafe bisher nur durch Verordnungen 
festgestellt erschien. Der neue Text sollte also lauten: „ • . . ver- 
schiedene Strafgesetze oder Verordnungen in Geltung, so sind 
jene Bestimmungen anzuwenden, welche für den Beschuldigten 
die günstigsten sind." 

§ 3. 
Kad ovaj zakon ustanovljuje trajanje kazne slo- 
bode ili ine rokove, raöuna se godina i mjesec po 
kalendaru, 6edan sa 7 danah, a dan sa 24 ure. 



Wenn dieses Gesetz die Dauer der Freiheitsstrafe 
oder andere Fristen festsetzt, so ist das Jahr und 
der Monat nach der Kalenderzeit, die Woche mit 
7 Tagen und der Tag mit 24 Stunden zu berechnen. 

§ 4. 
Novöani iznosi, koje ovaj zakon spominje, razum- 
jevaju se u austrijskoj vriednosti, bez obzira na 
teöaj zlatnoga i srebrnoga novca. 

Die in diesem Gesetze erwähnten Geldbeträge 
sind in österreichischer Währung zu verstehen, ohne 
Rücksicht auf den Cours der Gold- und Silbermünze. 

* 

Emanuelüllmann wünscht die §§ 3, 4, in das Einführungs- 
gesetz zu verweisen. Ebenso das Gutachten der juridischen 
Facultät. 

Betreff der Fristen meint Uli mann, dass es gerechter wäre, 
das Jahr zu 365 Tagen und den Monat zu 30 Tagen zu rechnen. 

Auch im ungarischen Reichstage wurde der Antrag gestellt, 
diese Paragraphe in das Einführungsgesetz zu übersetzen. Referent 
Dr. Paul er sprach sich dagegen aus und begründete seine 
Meinung damit, dass beide Paragraphe nicht zeitweilige, sondern 
stabile, das heisst solche Verfügungen betreffen, welche für immer 
Geltung besitzen sollen; solche Bestimmungen sind im Gesetze 
selbst viel mehr am Platze, als in dem Einführungsgesetze. Diese 
Ansicht ist im Reichstage durchgedrungen. 

Bei den Zeitfristen wäre es wohl gerechter, dass der Monat 
mit 30 Tagen und das Jahr mit 365 Tagen gerechnet werde, wobei 
auch vermieden bliebe, dass von zwei Leuten die auf dieselbe 
Zeit verurtheilt sind, der eine mehr Tage detinirt werde, als 
der andere, aber dies giebt zu vielen Schwierigkeiten, complicirten 
Rechnungen und in vielen Fällen zu Irrungen Anlass. 

§5. 

Zloöinstvo ili prestupak poöinjen u obsegu 
kraljevinah Hrvatske i Slavonije kazni se po ovom 
zakonu. 



Iznimke za osobe, spadajuöe k' obranbenoj sili, 
ustanovljuje posebni zakon. 

Das im Bereiche der Königreiche Kroatien und 
Slavonien begangene Verbrechen oder Vergehen wird 
nach diesem Gesetze bestraft. 

Die Ausnahme hinsichtlich der zur Wehrkraft 
gehörigen Personen, regelt ein besonderes Gesetz. 

Die Universität hält die Reihenfolge der Paragraphe, 
welche sich auf die Giltigkeit des Gesetzes betreff der Personen 
erstrecken flir besser geordnet, als die analogen Paragraphe des 
ungarischen Gesetzes. Ist auch mit der Textirung des Paragraphs 
einverstanden; spricht sich endlich zustimmend aus, dass über 
die „Exterritorialität" im Gesetze keine Erwähnung geschehe. 

Ullmann schreibt: „§ 5, Alinea 1. Was die Formulirung 
des Grundsatzes, der in dieser Alinea enthalten, anlangt, so könnte 
die Frage aufgeworfen werden, ob dieselbe nothwendig sei? Ich 
glaube die Frage verneinen zu können. Für die Rechtsanschauung 
der heutigen Staaten gilt der Grundsatz, dass alle im Territorium 
verweilenden Personen (also nicht nur die subditi perpetui, son- 
dern auch die subditi temporarii) den daselbst geltenden Straf- 
gesetzen unterworfen sind, als ein wesentlicher Bestandtheil der 
Rechts- und Staatsordnung. Seit dem Untergang des Systems 
der persönlichen Rechte ist jener Grundsatz etwas durchaus 
Selbstverständliches. Praktisch interessiren uns nur die Ausnahmen. 

Alinea 2 enthält die Beschränkung des subjectiven Umfangs 
des Gesetzes hinsichtlich der zur Wehrkraft gehörigen Personen. 

Wenn in continenti mit Alinea 2 auch die Beschränkungen 
des Grundsatzes aufgezählt werden wollten, so hätte auch der 
auf Völkerrecht fussenden Ausnahmen gedacht werden sollen. 
Indessen ist dies nicht nothwendig und was die zunächst 
am meisten interessirende Ausnahme bezüglich der Militärpersonen 
betrifft, so wäre dieselbe nach 4em Vorgange des österreichischen 
Entwurfes im Einführungsgesetze untergebracht." 

Die Bemerkungen UUmann's zu Alinea 1 sind wohl 
theoretisch richtig; für die Beibehaltung des Regierungsentwurfes 



sprechen aber jene Umstände, dass sowohl das ungarische Gesetz 
(§ 5), als auch der österreichische Entwurf (§ 3) eine analoge 
Bestimmung aufgenommen und es eben in Kroatien nicht recht 
angeht, die Herrschaft des Territorialitäts-Princips nicht aus- 
drücklich zu prononciren. 

Die Justizautonomie wurde dem Königreiche Kroatien und 
Slavonien durch den Gesetzartikel XXX : 1868 zugesichert und 
in diesem Paragraph des Strafgesetzes wird hierauf eine still- 
schweigende Berufung geführt. Wurde in Ungarn eine derartige 
Expression des Territorialitäts-Princips für nöthig erachtet, so 
mag dies auch im kroatischen Gesetze einen Ausdruck finden, 
umsomehr, als dies hier auch als ein Mittel zur Beruhigung dient. 

Die Bestimmung betreff der Militärpersonen ist ein auf an- 
dauernde Giltigkeit berechneter Grundsatz, welcher nach unserer 
Ansicht im Strafgesetze selbst besser angebracht ist als im Ein- 
führungsgesetze. ' 

Die Stichhaltigkeit jener Motive^), welche den Codificator 
bewogen, die Fragen der Exterritorialität aus dem Entwürfe zu 
beseitigen, wurden von keiner Seite in Frage gestellt. 

§ 6. 

Pripadnik ovih kraljevinah ima se za zloöinstvo 
ili prestupak, poöinjen izvan teritorija zemaljah 
ugarske krune, kazniti po ovom zakonu: 

1. Kada je kriv kojemu od kaznjivih dielah nave- 
denih u glavah I. i IL i u §§ 137, 138, 162 i 166 drugoga 
diela, ili krivotvorju novca, ako je predmet krivot- 
vorja bio kovani ili papirni novac, koj ugarske 
dr^avne blagajne primaju kao sredstvo plateÄa, ili 
ugarski ili hrvatsko slavonski vjeresijski papir, koj 
je po ustanovah ovoga zakona (§§ 189, 190) ravan 
novcu. U slu^aju ove toöke sudi se pripadniku ovih 
kraljevinah po ovom zakonu i onda, ako je u ino- 

Siehe Tauffer: Der kroatische Strafgesetzentwurf, Wien 1880, Manz. 
Seite 11. 
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zemstvu bio jurve osudjen, ter je dosudjenu si kaznu 
pretrpio, ili ako bje pomilovan bez protupodpisa 
banova. 

2. Kada je pripadnik poöinio drugo koje zlo- 
öinstvo ili prestupak, koj je kaznjiv i po ovom 
zakonui po zakonu mjesta, gdje bje poöinjen, pred- 
postaviv, da kaznjivost nije jur prestala po jednom 
ili drugom od navedenih zakonah^ ili da nadlezna 
inozemna oblast nije kaznu odpustila; nu i u tih 
sluöajevih ima se u ovih kraljevinah proti krivcem 
kazneno postupati jedino u svrhu, da se izreöe pro- 
pisani ovim zakonom gubitak ureda ili obustava 
politiökih pravah. 

Ako u sluöaju druge toökezakon valjan u mjestu 
poöinjena kaznjiva djela naredjuje bla^u kazan, ima 
se ista i u ovih kraljevinah uporaviti; ako ovaj 
zakon nepozna kazne, koju naredjuje zakon tudji, 
ima se ista pretvoriti u vrstu kazne dopustene ovim 
zakonom, koja onoj najvise odgovara. 

Ein Angehöriger dieser Königreiche ist für Ver- 
brechen oder Vergehen, welche er ausser dem Terri- 
torium der Länder der ungarischen Krone begangen 
hat, nach diesem Gesetze zu bestrafen: 

1. Wenn er einer der in den Hauptstücken I und II 
und in den §§ 137, 138, 162 und 166 des zweiten Theiles 
angeführten strafbaren Handlungen, oder der Geld- 
verfälschung schuldig ist, wenn der Gegenstand der 
Verfälschung ein gemünztes oder ein Papiergeld ist, 
welches die ungarischen Staatscassen als Zahlungs- 
mittel annehmen, oder wenn es ein ungarisches oder 
kroatisch-slavonisches Creditpapier ist, welches nach 
den Bestimmungen dieses Gesetzes (§§ 189, 190) dem 
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Gelde gleich zu halten ist. In diesen Fällen wird 
ein Angehöriger dieser Königreiche auch dann nach 
diesem Gesetze abgeurtheilt, wenn er im Auslande 
schon verurtheilt war und die Strafe verbtisst hat, 
oder auch wenn er ohne Gegenzeichnung des Banus 
begnadigt wurde. 

2. Wenn ein Angehöriger dieser Königreiche 
irgend ein anderes Verbrechen oder Vergehen be- 
gangen hat, welches sowohl nach diesem Gesetze als 
auch im Sinne der Gesetze jenes Ortes, wo die Hand- 
lung begangen wurde, strafbar ist, vorausgesetzt, dass 
die Strafbarkeit nicht etwa schon im Sinne des einen 
oder des anderen Gesetzes erloschen wäre, oder dass 
die zuständige ausländische Behörde die Strafe nicht 
erlassen hat; aber auch in diesen Fällen soll gegen 
den Schuldigen das Strafverfahren eingeleitet werdenj 
wenngleich nur mit dem Ziele, dass der in diesem Ge- 
setze vorgeschriebene Amtsverlust oder die Entziehung 
der politischen Rechte ausgesprochen werde. 

Wenn in den Fällen dieses zweiten Abschnittes 
das am Orte der Begehung der Handlung bestehende 
Gesetz eine mildere Strafe androht, so ist selbe auch 
in diesem Königreiche anzuwenden; wenn dieses Ge- 
setz jene Strafe nicht kennt, welche das fremde 
Gesetz androht, so ist selbe in jene Art der Strafe 
umzuwandeln, welche dieses Gesetz zulässt und 
welche jenem am meisten entspricht. 

Die Principien dieses Paragraphs würden keine besonderen 
Anfeindungen finden, wenn in dem 1. Alinea nicht ausgesprochen 
wäre, dass selbe für einen Angehörigen dieser Königreiche nur 
dann anwendbar sind, wenn er die strafbare Handlung ausser dem 
Territoriumder Länder der ungarischenKrone begangen. 
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Hätte der Codificater diesen Satz ausgelassen, so würde er 
grösseren Beifall ernten, umsomehr als hier in einem Paragraph 
in harmonischer und tibersichtlicher Weise alle jene Bestimmungen 
enthalten sind, welche im ungarischen Gesetze in dem § 7 Alinea 1, 
§§11 und 12 angeführt erscheinen. 

Die staatsrechtliche Seite der Frage werden wir bei dem 
nächsten Paragraph erörtern, wo hiezu vorzüglicher Anlass 
geboten; hier möge auf jene Bemerkungen eingegangen werden, 
welche speciell zu diesem Paragraph in der Wohlmeinung der 
juridischen Facultät der königlichen Universität zu Agram 
enthalten sind. Man sagt: 

Alinea 2 dieses Paragraphs verstösst zu sehr gegen das 
Personalitäts-Princip; es lässt den Gedanken aufkommen, dass 
der Gesetzgeber sich zu der Idee bekennt, dass ihm nichts 
daran liegt, ob ein Einheimischer sich gegen die einheimischen 
Gesetze versündigt, wenn er nur nicht im heimischen Lande 
dagegen handelt. Eine solche Gleichgiltigkeit würde aber jeden- 
^falls unsere heimigchen Interessen beeinträchtigen und zwar theils 
unmittelbar, theils mittelbar, indem derartige Delicto gewisse ideale 
Interessen unseres eigenen Landes schädigen, wenngleich selbe im 
Auslande begangen wurden. (Z. B. Meineid, Bigamie etc.) 

Die zur Revision des österreichischen Strafgesetzentwurfes 
eingesetzte Commission sprach sich gegen diese Grundsätze aus, 
vorzüglich auch darum, weil esterreich sehr viele Unterthanen 
in der Levante hat, die nach den heimischen Gesetzen beurtheilt 
werden müssen, und weil es ein öffentliches Aergerniss geben 
würde, wenn die Bewohner der Grenzstriche nur die Grenze zu 
überschreiten brauchten, um dort eine Handlung straflos begehen 
zu können, welche innerhalb der Grenzen strafbar ist, und endlich 
weil es auch strafbare Handlungen gibt, welche aus einer fort- 
gesetzten Reihe von einzelnen Handlungen bestehen (Betrug) und 
deren Verfolgung äusserst erschwert würde, wenn der eine Theil 
dieser Handlungen im Inlande, der restliche Theil aber im Aus- 
lande begangen wäre. 

Bei einer derartigen Auffassung stehen wir einem Streite 
gegenüber, welcher in der Wissenschaft seit Langem gefochten 
wird, wo sich aber die Chancen jener Partei zuwenden, welche 
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durch eine grosse Zahl der neueren Gesetze und auch durch den 
kroatischen Entwurf repräsentirt wird. 

Wir bestreiten, dass die Wirksamkeit der sogenannten 
Personalstatuta „ossibus inhaerent'' auf die Strafgesetze über- 
tragen werden können. 

Wir erinnern an die grossartigen oratorischen Leistungen, 
welche aus Änlass dieses Princips in den beiden Kammern der 
französischen Gesetzgebung im Jahre 1842 aufgeführt wurden, 
und halten mit Schwarze, dass die staatsrechtlichen Beziehungen 
den Inländer auch im Auslande umfassen, insoweit sie seine 
politische Stellung daselbst regeln; allein die politische Stellung 
kommt bei den meisten Verbrechen nicht in Frage; letztere be- 
rühren nicht das Unterthanenverhältniss des Inländers. 

Dessungeachtet entspricht es wohl einer höheren Auffassung 
der Pflichten des Bürgers gegen sein Gemeinwesen, dessen Mit- 
glied er ist und auch im Auslande bleibt und zu dessen Schutze 
er deshalb mitberufen ist, nichts gegen die Integrität desselben 
vorzunehmen. Nicht, weil das Strafgesetz ihm die Verpflichtung 
seiner Erfüllung „wie einen Strick um den Hals" auch im Aus- 
lande auferlegt, wird er gestraft, wenn er im Auslande gegen den 
Heimatsstaat delinquirt, sondern weil er seine Bürgerpflicht gegen 
den letzteren verletzt. 

Die gesetzgeberische Klugheit erfordert, die Zahl dieser Ver- 
brechen thunlichst zu beschränken. ') 

Es ist weiters zu bedenken, dass heute in allen Culturstaaten 
die gemeinen Verbrechen nicht ungestraft bleiben, es also nicht 
nothwendig erscheint, die Justizhoheit des eigenen Staates, wo 
sie betreff der im Auslande begangenen Delicto nur eine „sub- 
sidiäre'' ist, dieses Charakters zu entkleiden, umso weniger, als 
die Pflege der Untersuchung, die Herstellung des Schuldbeweises 
bei strafbaren Handlungen, die im Auslande begangen wurden, 
in den meisten Fällen auf die grössten Schwierigkeiten stösst 
und es mitunter, z. B. bei Zweikampf oder Incest, kaum wird 
entschieden werden können, wer der durch ein Verbrechen Ver- 
letzte sei. 



1) Siehe: Schwarze in Holtzendorffs : Handbuch des d. Strafrechts, 11. Bd., 
Seite 37. 



14 

Das Gutachten der Universität spricht sich weiters 
gegen die Anführung der §§ 162 und 166 an dieser Stelle aus, 
weil in den Kreis der hier bezeichneten Handlungen auch ganz 
unbedeutende Fälle einbezogen werden können, mithin diese Be- 
stimmung zu streng wäre. 

Das ungarische Gesetz geht in dieser Beziehung auch nicht 
so weit, als der kroatische Entwurf, ja nicht einmal das deutsche 
Reichsstrafgesetz (§ 4). Sicher könnte also hievon abgestanden 
werden, umsomehr als hiedurch weder die politischen noch auch 
die finanziellen Interessen des eigenen Landes geschädigt werden 
und der Thäter ja nicht straflos ausgehen kann, indem er dann 
unter die in dem Alinea 2 dieses Paragraphs angedrohte Behand- 
lung fallen würde. 

Schliesslich sagt die Universität, dass es sehr gut wäre, 
wenn der heimische Richter nicht zu oft in die Lage käme, die 
ausländischen Gesetze in Anwendung bringen zu müssen. Es 
würde genügen, wenn er ausnahmsweise dazu kommt, eine im 
Auslande erstandene Strafe in den hierlands bemessenen Zeitraum 
einer Freiheitsstrafe einzurechnen. 

Aus welchen Gründen dieser Vorschlag gemacht wird, ist 
aus dem Gutachten nicht zu ersehen. Die meisten der neueren 
Strafgesetze stellen dieselbe Anforderung an den Richter und wir 
glauben, dass dies nicht nur den Principien der Gerechtigkeit 
entspricht, sondern dass durch solche Anforderungen dem wissen- 
schaftlichen Streben eines jeden Landes, der tüchtigen Ausbildung 
der jüngeren juristischen Kräfte ein mächtiger Impuls gegeben 
wird. 

§7. 
Pripadnik ovih kraljevinah ima se za zloöinstvo 
ili prestupak, poöinjen izvan teritorija ovih kralje- 
vinah, nu u ostalom teritoriju zemaljah ugarske krune, 
predati radi kaznenoga progona i izvrsbe kazne 
nadleSnomu ugarskomu sudu. 

Ein Angehöriger dieser Königreiche ist wegen 
der ausser dem Territorium dieser Königreiche, 
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jedoch im übrigen Territorium der Länder der unga- 
rischen Krone begangenen Verbrechen oder Vergehen 
zur strafgerichtlichen Verfolgung und Bestrafung an 
das zuständige ungarische Gericht auszuliefern. 

Nun sind wir zu dem Paragraph gelangt, welcher zu den am 
härtesten blockirten Bestimmungen dieses Gesetzentwurfes zählt. 

Die Motivirung des Codificators lautet: „Wir bemerkten 
schon früher, dass unserem Lande, innerbalb der Grenzen des 
Ausgleichsgesetzes, in Angelegenheiten der Justiz, die Attribute 
eines Staates zukommen. 

Der § 1 dieses Gesetzes betont aber, dass die mit dem 
Königreiche Ungarn und Siebenbürgen vereinigten Königreiche 
Dalmatien, Kroatien und Slavonien ein und dieselbe Staats- 
gemeinschaft bilden. 

Aus dieser Bestimmung folgt, dass diese Königreiche, selbst 
bei der Ausübung ihrer vollen Autonomie in Justiz- Angelegen- 
heiten, dennoch in ihren Beziehungen zu den Ländern der unga- 
rischen Krone nie als ein separater Staat betrachtet werden können. 

Wenn der Entwurf aussprechen würde, dass ein Angehöriger 
dieser Königreiche wegen einer strafbaren Handlung, die er ausser 
diesem Territorium, aber innerhalb des Territoriums der unga- 
rischen Krone begangen, dem zuständigen ungarischen Gerichte 
nicht auszufolgen, sondern innerhalb dieser Königreiche nach 
diesem Gesetze zu bestrafen sei: würde es gegen den § 1 des 
Ausgleichsgesetzes Verstössen, das heisst: es würde die übrigen 
Länder der ungarischen Krone als Ausland erklären. 

Aus diesem Grunde musste der Entwurf — wenn er sich 
gegen die Grundgesetze nicht vergehen wollte — bei der An- 
ordnung dessen, wie man gegen einen Angehörigen dieser König- 
reiche, der eine strafbare Handlung ausser dem Territorium des 
eigenen Landes begangen, verfahren soll, eine Unterscheidung 
treffen zwischen jenen Handlungen, welche im Territorium des 
ungarischen Staates begangen, und andererseits zwischen Hand- 
lungen, welche ausserhalb jenes Territoriums verübt wurden. Im 
ersten Falle konnte die heimische Gesetzgebung, welche die 
staatsrechtliche Vereinbarung betreff der — im strengen Sinne 
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des Wortes bestehenden — Staatsgemeinschaft vor Augen hält, 
selbe durch eine derartige Bestimmung unmöglich verletzen, wo- 
nach ein Angehöriger dieser Königreiche jenem in dem Terri- 
torium des in dem einheitlichen Staate sich befindenden — nach 
dem Orte der Begehung der That zuständigen — Gerichte, nicht 
ausgefolgt werde; in diesem Falle könnte — mit Berücksichtigung 
der Staatsgemeinschaft — von einer streng genommenen Ausfol- 
gung keine Rede sein; es würde sich eben nur um die Competenz 
der einzelnen in demselben Staate sich befindenden Gerichte 
handeln. 

Wir zweifeln nicht, dass die ungarische Regierung in dieser 
Hinsicht vollständige Reciprocität üben, und auch selbst den 
kroatischen Gerichten alle jene nach Ungarn zuständigen Personen 
überweisen wird, die im Territorium dieser Königreiche eine 
strafbare Handlung begangen; jedenfalls wird es Sorge der 
Landesregierung sein, dahin zu trachten, dass diese Reciprocität 
unzweifelhaft ausgesprochen werde. 

Gegen die angeführte Bestimmung kann — mit Rücksicht 
auf die staatsrechtliche Stellung unseres Landes zu Ungarn — 
um so weniger eine Einsprache erhoben werden, weil selbe auch 
den Bestimmungen der Gesetzgebung des deutschen Reiches ent- 
spricht; dort wird nämlich nur jenes Territorium als Ausland 
betrachtet, welches der deutschen Kaiserkrone nicht untersteht; 
die einzeloen Länder der deutschen Kaiserkrone gemessen doch 
eine viel grössere Selbstständigkeit, als solche unserem Vater- 
lande in der Gemeinsamkeit der ungarischen Krone zusteht/' 

Man würde meinen, dass diese Motive genügend einleuchtend 
sind, und dass ein jeder Kroat und ein jeder Ungar sich damit 
zufriedenstellen könnte. Dem ist aber nicht so. 

In der Reihe der Gegner, welche diese Begründung mit 
gewissen Voraussetzungen bekämpfen, finden wir auch die juri- 
dische Facultät der Universität zu Agram. In ihrem von 
einseitigen politischen Einflüssen fernstehenden, mit tiefer Wissen- 
schaftlichkeit bearbeiteten und dem Entwürfe in den meisten 
Bestimmungen eine gerechte Anerkennung zollenden Gutachten 
wird gesagt: „Für den Fall, als von Ungarn eine Reciprocität 
nicht erreicht werden könnte, empfiehlt die Facultät die Aus- 
lassung dieses Paragraphs. Ganz richtig wird es in den 
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Motiven betont, dass dem Königreiche Kroatien und Slavonien in 
Justiz-Angelegenheiten die Attribute eines Staates zustehen. Zu 
den Attributen eines Staates gehört in unzweifelhafter Weise 
auch jenes Recht, seine Angehörigen nie und an Niemanden 
auszufolgen. Als in Ungarn ein neues Strafgesetz geschaflfen 
wurde, gedachte man auch sicherlich jenes Verhältnisses, welches 
zwischen unserem Königreiche und zwischen Ungarn besteht, 
und dennoch wurde dort eine Bestimmung, welche mit dem § 7 
unseres Entwurfes analog wäre, nicht aufgenommen." Aus diesem 
Grunde glaubt die Facultät jene Hoffnung der Motive, wonach 
Ungarn in ähnlichen Fällen eine Reciprocität ausüben wollte, 
nicht theilen zu können." 

Der geniale gewesene Professor dea Strafrechtes, jetzt Ad- 
vocat und namhafter Vertheidiger in Strafsachen Dr. Emil 
Makanec hält den § 7 sammt seinen Consequenzen für die ver- 
wundbarste Ferse des kroatischen Entwurfes. 

Er erklärt *) als Basis annehmen zu müssen, dass Kroatien 
und Slavonien in strafrechtlicher Beziehung ein völlig selbst- 
ständiges, also ein mit Justiz-Souveränität bekleidetes Territorium 
bilden. Hieraus folgt: 

1. dass alle übrigen Theile der Monarchie, sei es Ungarn, 
Oesterreich oder Bosnien und die Herzegowina — ohne Rück- 
sicht auf die dualistische Form der Monarchie — als Ausland 
und alle ihre Angehörigen als Ausländer zu betrachten sind; 

2. dass alle Uebertretungen der kroatischen Gesetze, dieselben 
mögen innerhalb oder ausserhalb Kroatiens, durch einen Inländer 
oder Ausländer begangen sein, nur durch die kroatischen Gerichte 
abgeurtheilt werden können; 

3. dass die kroatische Gesetzgebung die Justizgewalt über 
ihre eigenen Angehörigen keinem fremden Gerichte abtrete. Hie- 
ven soll mir aus ganz gewichtigen Gründen abgewichen werden 
und nur im Falle der Reciprocität; 

4. dass ein Angehöriger dieser Königreiche, der ausser diesem 
Territorium ein sogenanntes politisches Delict begangen, einer 
fremden Behörde keinenfalls auszuliefern ist. 



1) Siehe unter dem Titel „Na vlastitu obranu" in Nr. 12 des Tagblattes 
„Sloboda'* vom 28. Jänner 1880. 

Tau ff er, Oesaminelte Wohlmeinungen. 2 
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(Punkt 5, 6, 7, 8, 9 hier nicht wichtig.) 

10, Kroatien bildet selbst im Sinne des Ausgleichsgesetzes 
keine ungarische Provinz, sondern repräsentirt eine mit Ungarn 
verbundene staatsrechtliche aber auch gleichberechtigte Einheit. 

Betreff der Justiz-Souveränität ist Kroatien auch im Sinne 
des Äusgleichsgesetzes mit Ungarn vollständig gleichgestellt. 

Hieraus folgt, dass alle jene Verfügungen des Entwurfes, 
welche gegen dieses Princip Verstössen, gestrichen werden müssen. 
Dr. Ivan RuÄi6 schliesst sich den Makanec'schen Ausfüh- 
rungen vollständig an und bedauert, dass der Strafgesetzentwurf 
dem allgemein anerkannten Unterschiede zwischen Strafrecht und 
Staatsrecht keine Beachtung widmete. 

Aus dem bisher Angeführten kann ersehen werden, dass in 
Kroatien zwei Meinungen herrschen. Die eine hält den § 7 an- 
nehmbar, aber nur in jenem Falle, wenn von Ungarn eine Reci- 
procität erlangt wird; die zweite Meinung will hievon auch im 
Falle einer eventuellen Reciprocität nichts wissen. 

Ebenso sind die Meinungen auch in Ungarn getheilt. Die 
meisten Juristen glauben wohl, dass diese Reciprocität nur selbst- 
verständlich ist, es gibt aber auch Solche, die sich schon ex 
principio gegen eine derartige Massregel ablehnend verhalten. 

Im letzteren Sinne erklärt sich Dr. A. Körösi, Professor der 
Akademie zu Debreczin, ganz entschieden, indem er schreibt: 

^Der kroatische Entwurf rechnet bei Ungarn auf Erlangung 
einer Reciprocität. Ja Tauf f er bezieht sich^) schon auf eine an- 
gebliche Verordnung der königlich ungarischen Oberstaatsanwalt- 
schaft in Budapest, in welcher das „Forum delicti commissi'^ an- 
erkannt wäre. Nun, ich kann es apodiktisch erklären, dass die 
ungarische Gesetzgebung nie ein derartiges Gesetz votiren wird, 
nach welchem die Auslieferung eines ungarischen Staatsbürgers 
an ein Land, wo das ungarische Strafgesetz keine Rechtskraft 
besitzt, gestattet werden könnte. Kroatien wird in Ungarn in Bezug 
seiner strafrechtlichen Stellung als Ausland betrachtet. 

Nach den unzweifelhaften Principien der Wissenschaft wird 
ein Staatsangehöriger wegen einer im fremden Lande begangenen 
strafbaren That nie an das Ausland ausgeliefert." 



*) Der kroatische Strafgesetzentwurf. Wien 1880, Seite 12. 
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Zur Widerlegung dieser Behauptungen und zur Beseitigung 
der von der juridischen Facultät der Universität zu Agrara aus- 
gesprochenen Zweifel muss ich zuerst in die Vergangenheit 
greifen und eine Discussion reproduciren, die den 4. April 1876 
im ungarischen Abgeordnetenhause bei Berathung des § 7 des 
ungarischen Strafgesetzes stattgefunden. 

Diese Discussion ^) wurde mit einer dahinzielenden Frage 
des Abgeordneten Ludwig v. Horvdth eingeleitet, ob in jenem 
Falle, als ein Angehöriger Kroatiens die in dem Alinea 1 ange- 
führten strafbaren Handlungen (gegen den König, gegen den 
Staat etc.) im Auslande begangen hätte, er hieftir durch die 
kroatischen Gerichte zur Verantwortung gezogen wird? — Staats- 
secretär Karl Csemegi antwortet, dass dies nach dem heutigen 
Systeme der Fall ist; bei Anlass der Vorberathungen kam es 
wohl zur Sprache, dass auch in dieser Hinsicht positive Ver- 
fügungen getroffen werden sollen, doch wurde die Sache späteren 
Pertractationen vorbehalten. — Desiderius v. Szildgyi bemerkt, 
dass in dem Entwürfe keine Bestimmung darüber getroffen ist, 
wer der competente Richter, in jenem Falle sei, wenn ein poli- 
tisches Verbrechen in Kroatien begangen wird; nach dem Prin- 
cipe des „Forum delicti commissi'' wäre das kroatische Gericht 
competent. Aus dem Gesetzentwurfe folgt, dass wenn ein Angehöriger 
Kroatiens ein politisches Delict im Auslande begeht, derselbe vor 
die ungarischen Gerichte gehört. Im Falle diese Meinung irrig 
wäre, dann muss die Frage als nicht gelöst betrachtet werden, 
aber selbst dies muss deutlich ausgesprochei; sein .... Referent 
Dr. Theodor Paul er bemerkt, dass heute das materielle Gesetz in 
Verhandlung steht; die Regelung der Normen der Zuständigkeit 

gehört in den Strafprocess Desiderius v. Szilägyi betont 

neuerdings, dass dieses Hauptstück eine grosse Lücke aufweist, 
die ausgefüllt werden muss. Der Entwurf besagt, welche Geltung 
diesem Gesetze im Auslande zukommt; welche Geltung dort, wo 
selbes in Kraft gesetzt wird, aber darüber ist nichts gesagt, welche 
Geltung das Gesetz in Kroatien besitzen soll. Wir finden keine 
Normen, ob ein Angehöriger Ungarns, der in Kroatien ein Delict 
begeht und wieder zurückkommt, an Kroatien auszufolgen oder 



^) Siehe Materialiensammlung von Dr. Low. 1. Band, Seite 203. 

2* 
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ob er im Lande zu bestrafen sei? Eine solche Frage darf nicht 
ungelöst bleiben. Justizminister B^la v. Perczel ertheilt die 
Versicherung, dass sich die Regierung schon früher mit der Frage 
befasste und dass das neue Strafgesetz ohne positive Lösung 
der Angelegenheit nicht in Kraft treten wird. 

In dieser Weise wurde die Frage derCompetenz im ungarischen 
Reichstage erörtert. 

Das gegebene Wort des Ministers wurde eingelöst. Die 
durch Professor Körösi nicht gekannte Verordnung wurde im 
Wege der königlichen Oberstaatsanwaltschaft zu Budapest und 
durch diese signirt den 30. November 1879 sub Zahl 11621 
erlassen und lautet in deutscher Uebersetzung wie folgt: 

„Aus Anlass von angestellten Fragen, betreff der richterlichen 
Competenz in Fällen, wo durch nach Ungarn zuständige Personen 
auf kroatischem Gebiete Delicte begangen und auch gegentheilig : 
wo durch Angehörige Kroatiens auf dem Gebiete Ungarns Ver- 
brechen begangen wurden, erlasse ich zur Beseitigung aller Zweifel 
und zur Darnachachtung folgende Verordnung: 

Nach den Principien des im Laufe von Jahrhunderten ent- 
wickelten Staatsrechtes, so auch im Sinne der klaren Bestimmung 
des § 1 des Gesetzartikels XXX vom Jahre 1868 bilden Ungarn 
und Kroatien ein und dieselbe Staatsgemeinschaft. 

Aus diesem Grunde gibt es keine besondere kroatische Zu- 
ständigkeit und jeder Bürger dieses Landes muss als Bürger des 
gesammten ungarischen Staates betrachtet werden. 

Aus dem Umstände, dass die Autonomie Kroatiens sich auch 
auf die Justiz erstreckt, ist keine andere Folgerung zu ziehen, als 
jene, dass sowohl Ungarn als auch Kroatien — jedes in seinem 
Gebiete — die Justizpflege unabhängig von einander ausüben. 

Die Natur des gemeinsamen Staatsbürgerthums bedingt, 
dass in Fragen der Competenz, welche zwischen den Gerichten 
der beiden Länder auftauchen, stets die Competenz des „Forum 
delicti commissi" anerkannt werden muss, das heisst, dass in 
jenem Falle, wo ein Bewohner des streng genommenen Ungarns 
in dem Gebiete Kroatiens ein Delict begeht, wenn er auch mittler- 
weile nach Ungarn gekommen wäre, dennoch zur Inquisition 
und Aburtheilung jenem Gerichte vorzuführen ist, in dessen 
Territorium er die strafbare Handlung begangen, so auch in 
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dem Falle, wenn das Urtheil durch ein königlich kroatisches 
Gericht schon geschöpft wäre, das betreffende Individuum zur 
Vollstreckung der Strafe an das kroatisch -slavonische Gericht 
übergeben werden mag. 

Dasselbe soll beachtet werden , wenn durch Bewohner Kroa- 
tien-Slavoniens strafbare Handlungen im Gebiete Ungarns be- 
gangen wurden. 

Diese Principien sollen in den Fragen der Competenz zwischen 
ungarischen und kroatisch-slavonischen Gerichten zur Richtschnur 
dienen. Wenn Sie (Herr Staatsanwalt) in die Lage kämen, bei 
den kroatischen Gerichten eventuell eine gegentheilige Praxis zu 
erfahren, ist mir hievon allsogleiche Meldung zu machen, ebenso 
ist mir binnen 8 Tagen Meldung zu machen über jene eventuell 
bis jetzt vorgekommenen Fälle, in welchen die kroatischen Ge- 
richte eine von den oben angeführten Principien abweichende 
Praxis befolgt hätten." 

Auffallend, ja noch mehr, ein jedes patriotisches Bewusstsein 
mit inniger Befriedigung erfüllend ist die Wahrnehmung, dass 
die königlich ungarische Oberstaatsanwaltschaft, diese berufenste 
Hüterin der Gesetzlichkeit, in der soeben citirten Verordnung 
dieselben Principien, im selben Ideengange und mit denselben 
Motiven vertritt, wie diese auch durch den kroatischen Codificator 
mit der Wärme der Ueberzeugung in beredter und unbezwing- 
licher Weise verfochten werden. 

Wir finden in diesem Uebereinstimmen der Ansichten, welche 
die höchste Justizstelle des Königreiches Ungarn und die Justiz- 
leitung der Königreiche Kroatien-Slavonien-Dalmatien gleichmässig 
beseelt, die volle Gewähr, dass jene Einigkeit, welche bisher 
neben der schon durch lange Jahre bestehenden Justiz-Souveränität 
der beiden Länder die ungehinderte Pflege der Justiz und die 
Vermeidung namhafterer Conflicte hier und dort gleichmässig 
sicherte, auch in Zukunft erhalten und gefestigt werden wird. 

Von ungarischer Seite ist durch die Inkraftsetzung des neuen 
liberalen Strafgesetzes nichts geschehen, was zur Störung der 
bisherigen Harmonie führen könnte oder mtisste. Die Behauptung, 
dass im ungarischen Strafgesetze das Territorium der Königreiche 
Kroatien-Slavonien-Dalmatien in strafrechtlicher Beziehung als 
„Ausland" erklärt worden wäre, ist entschieden unrichtig. Es 
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kann dies auch durch die Anführung einzelner Paragraphe des 
Gesetzes erhärtet werden. 

§ 6 des ungarischen Strafgesetzbuches sagt: „Unter dem 
Ausdrucke „ungarische Staatsangehörige" werden Alle begriflFen, 
die im Gebiete des ungarischen Staates das Staatsbürgerrecht 
besitzen." Im Sinne des § 1 des Gesetzartikels L : 1879 sind 
die kroatischen Angehörigen Bürger des ungarischen Staates. 
§ 17 sagt weiter: „Ein ungarischer Staatsangehöriger (mithin 
auch ein Angehöriger Kroatiens) darf einem fremden Staate (also 
auch einem Gerichte der im Reichsrathe vertretenen Länder nicht) 
nie ausgeliefert werden." Diese Paragraphe beweisen, dass ein 
kroatischer Bürger auch in strafrechtlicher Beziehung nicht als 
Ausländer, mithin auch das Territorium Kroatiens nicht als Aus- 
land betrachtet wird. 

§ 18 des ungarischen Gesetzes lautet: „Ein durch die Be- 
hörde eines fremden Staates gefälltes Strafurtheil wird auf 
ungarischem Staatsgebiete nicht vollstreckt." Dies bezieht sich 
auf alle in Strafsachen gefällten Urtheile und auf jede Verfügung 
des Urtheiles; hiedurch wird gesagt, dass nicht nur die Straf- 
bestimmung, sondern auch jener Theil des — durch ein aus- 
ländisches Gericht gefällten — Urtheiles, welcher eine civilrecht- 
liche Genugthuung, Schadenersatz etc. Jemandem zuspricht, in 
Ungarn nicht vollstreckt werden darf. Nun erfahren wir aber 
täglich, dass in den strafrechtlichen ürtheilen kroatischer Gerichte 
und in Ürtheilen der ungarischen Gerichte begründete civilrecht- 
liche Ansprüche durch die beiderseitigen Gerichte der Civil- 
Personal-Instanz auf ein einfaches aber ordnungsmässiges Exe- 
cutionsgesuch, der alt hergebrachten Praxis ejitsprechend, ohne 
Anstand realisirt werden. Da ein jedes Urtheil ein untheilbares 
Ganzes bildet, wäre es ein Unding, behaupten zu wollen, dass 
ein gegen einen in Ungarn zuständigen Bürger durch ein kroa- 
tisches Gericht gefälltes Urtheil, oder vice versa, nur theilweise 
ausgeführt, respective nur theilweise vollstreckt werden kann. 
Könnte je eine derartige Auffassung platzgreifen, so würden hie- 
durch Credit und Rechtssicherheit in Ungarn und in Kroatien zu 
arger Schädigung kommen. 

Sobald es nun feststeht, dass die Urtheile der kroatischen 
Gerichte in Ungarn und die Urtheile der ungarischen Gerichte 
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in Kroatien vollstreckt werden, ist es nicht abzusehen, warum 
das Princip des „Forum delicti commissi" auch in diesen seinen 
Consequenzen auch in Zukunft nicht anerkannt oder speciell 
nur in dieser Frage abgeändert werden müsste. 

Wir glauben also, dass der § 14 des kroatischen Entwurfes: 
„Die von Behördeii ausserhalb des Territoriums dieser König- 
reiche gefällten Strafurtheile, sind in diesen Königreichen nicht 
zu vollziehen'' nur auf einem Miss Verständnisse beruht und in 
richtiger Textirung ebenso lauten soll, wie der analoge § 18 des 
ungarischen Gesetzes, nämlich: 

„Ein durch die Behörden eines fremden Staates 
gefälltes Strafurtheil wird auf dem Gebiete dieser König- 
reiche nicht vollstreckt." 

Nur diese Textirung entspricht den schön und richtig aus- 
geführten Motiven des kroatischen Codificators und nur der 
hierin liegende Sinn entspricht der bisherigen Praxis, die gewiss 
auch der Justizautonomie nicht widerstrebend war. 

Seit 1. September 1880, als das neue Strafgesetzbuch in 
Ungarn in Rechtskraft getreten, erschienen mehrere Commentare 
und systematische Lehrbücher, verfasst von den tüchtigsten 
juristischen Kräften des Landes. Dr. Schnierer, Professor an der 
Universität zu Budapest, Dr. Gustav Kautz, Professor in Raab, 
Dr. Werner, Professor in Kaschau, bereicherten die ungarische 
Literatur mit werthvollen strafrechtlichen Arbeiten; in keiner 
dieser Ausführungen kann aber eine Erörterung gefunden werden, 
welche der obigen Auffassung widersprechen würde. Lebhaft muss 
also bedauert werden, dass unsere Ansichten nur einzig mit den 
Ueberzeugungen des sehr verdienstvollen Strafrechtslehrers Pro- 
fessor Korösi nicht übereinstimmen. 

An dieser Stelle mag schliesslich erörtert werden, welches 
Begehren durch Ungarn aus Anlass der SchaflFung eines neuen 
Strafgesetzes an die Königreiche Kroatien-Slavonien-Dalmatien 
gestellt wurde. 

Was einzelne Stimmen fordern, z. B. Schaffung eines 
obersten ungarischen Staats-Gerichtshofes zur Entscheidung der 
appellirten oder mit Nichtigkeits - Beschwerden angegriffenen 
Strafprocesse etc., kann uns hier nicht beschäftigen; wir wollen 
unsere Aufmerksamkeit nur jenen Kundgebungen zuwenden. 
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welche von Seiten des ungarischen Justiz-Ministeriums und im 
ungarischen Reichstage laut wurden. 

In den Motiven des Ministerial-Entwurfes *) wird erwähnt, 
dass im Strafgesetze, speciell aber im IV. Hauptstücke des be- 
sonderen Theiles, jene Delicte angeführt werden sollten, bei denen 
die Bestimmungen des internationalen Rechtes Objecte der straf- 
baren Handlungen bilden. (Verletzung der Neutralität, Kaperei.) 

Dieses Hauptstück wurde aber ausgelassen. „Der Grund der 
Beseitigung ist darin zu suchen, dass in Folge des staatsrecht- 
lichen Verhältnisses, in welchem wir zu Kroatien-Slavonien- 
Dalmatien stehen — wonach Ungarn im Vereine mit diesen König- 
reichen einen separaten Staat bildet — unbedingt erforderlich ist, 
dass die Gesetze, welche sich auf internationale Verhältnisse 
beziehen, Emanationen einer und derselben Thätigkeit und einer 
Gesetzgebung seien. Es steht den Königreichen Kroatien-Slavonien- 
Dalmatien frei, in diesen Beziehungen von den Principien unseres 
Gesetzes abweichende oder auch denselben widersprechende Ver- 
fügungen zu treflfen. 

Wenn wir anderen Staaten diesbezüglich keine energische 
und wirksame Garantie bieten, oder wenn eine solche Garantie 
nicht durch den einheitlichen ungarischen Staat, sondern nur 
durch einen Theil dieses Staates geboten wird, erscheint es nur 
ganz natürlich, dass auch wir von den übrigen Staaten mit einem 
unseren Interessen entsprechenden Schutz nicht bedacht werden. 
Der Standpunkt der staatlichen Gemeinsamkeit ist unzweifelhaft; 
hieraus folgt, dass in dieser Frage die Gesetzgebung zwischen 
den zwei Territorien desselben Staates nicht getheilt werden 
kann. Nur die gemeinsame Gesetzgebung kann über jene Fragen 
verfügen, welche den ungarischen Staat — als Staat tangiren." 

Der Justizausschuss des ungarischen Abgeordnetenhauses 
trat diesen Ideen bei und ergänzte selbe dahin, dass jene gesetz- 
lichen Bestimmungen, welche 1. die Wirksamkeit des Strafgesetzes 
hinsichtlich der Personen, vorzüglich aber betreff der im Aus- 
lande verübten Verbrechen und Vergehen betreffen, 2. die Ver- 
brechen und Vergehen gegen den König und den Staat, nament- 
lich aber die Bestimmungen über den Hochverrath, Thätlichkeiten 



i) II. Band, Seite 33 bis 35. 
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gegen den König und die Mitglieder des königlichen Hauses, 
Beleidigung des Königs, Staatsverrath und Aufstand, sowohl in 
Ungarn als auch in Kroatien gleichen Inhaltes ^ein sollen. 

Diesbezüglich initiirte der Rechtsausschuss den Entwurf einer 
Resolution, welche die Regierung verpflichtet, in dieser Hinsicht 
die nöthigen Vorkehrungen zu treflfen. 

Die Resolution wurde im Hause der Abgeordneten den 
18. December 1877, im Oberhause aber den 23. Februar 1878 
verhandelt und in nachstehender Fassung angenommen: 

„In Folge der gesetzlichen Staatsgemeinsamkeit, welche 
zwischen Ungarn und dessen Nebenländern besteht, ist es noth- 
wendig, dass betreff der Wirksamkeit der Gesetze hinsichtlich 
der Personen, weiters betreff jener Verbrechen und Vergehen, 
welche den König und den Staat, so auch, welche das inter- 
nationale Recht verletzen, im ganzen Gebiete der heiligen unga- 
rischen Krone Gesetze gleichen Inhaltes in Wirksamkeit stehen. 
Es wird daher das königlich ungarische Ministerium aufgefordert, 
in einer dem Gesetze XXX : 1868 entsprechenden Weise Sorge 
zu tragen, dass auch in den Nebenländern womöglich noch vor 
der Inkraftsetzung dieses Gesetzbuches, betreff der erwähnten 
Gegenstände, Gesetze gleichen Inhaltes geschaffen werden.*' 

Diese — im Gesetze begründeten Anforderungen werden bei 
Schaffung eines neuen Strafgesetzbuches an Kroatien gestellt und 
diesen wollen wir auch gerecht werden. Zum Beweise dienen 
die entsprechenden Paragraphe des kroatischen Entwurfes. 

Auf die Frage des Abgeordneten Johann Simonfai, was 
dann geschehen würde, wenn Kroatien betreff der in der Reso- 
lution erwähnten Bestimmungen und Delicte ein Gesetz gleichen 
Inhaltes nicht schaffen wollte, antwortete bei der Berathung des 
§ 5 der Referent Dr. Theodor Pauler: „Dies könnte uns in 
nichts beschränken, einestheils darum, weil wir wissen, nach 
welchen Principien sie heute vorgehen, anderseits darum, weil 
die Principien des österreichischen Strafgesetzbuches betreff der 
Strafen uns zur Beruhigung dienen." Fügen wir hinzu, dass die 
Principien des österreichischen Strafgesetzbuches der Autonomie 
und der staatsrechtlichen Stellung Kroatiens keine Erwähnung 
machen, dass dieses Gesetz nur einen österreichischen Gesammt- 
staat keni^ und dass die Herrschaft dieses in seinen Principien 
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längst veralteten Gesetzes auch schon in Kroatien zur Anomalie 
geworden. 

§ ö. 
Nepripadnik ovih kraljevinah^ koj je izvan teri- 
torija zemaljah ugarske krune poöinio zloöinstvo ili 
prestupaky ima se, ako nije ugarski dr^avljanin kazniti 
po ovom zakonu : 

1. Kada je poöinio koje od kaznjivih dielah, na- 
vedenih u toöki 1 §. 6, izuzev ona, o kojih je rieö u 
drugoj glavi drugoga diela pa to i onda, ako je u 
inozemstvu bio jurve osudjen, ter je dosudjenu si 
kazan pretrpio ili ako bje pomilovan bez protupodpisa 
banova. 

2. Kada je poöinio drugo koje zloöinstvo ili pre- 
stupak, a njegovu izru6enju prema postojeiim ugovorom 
ili obiöajem neima mjesta, i ban odredi, da se progoni. 

Nu pripadnik druge dr^ave monarkije u svom 
zaviöaju jur kaznjen ili pomilovan rad zloöinstva ili 
prestupka^ navedena u prvoj toöki ovoga §-a, neima 
se u ovih kraljevinah progoniti, i ako ban neodredi, 
da se proti njemu povede kazneni postupak. 

Ein Nichtangehöriger dieser Königreiche, welcher 
ausser dem Territorium der Länder der ungarischen 
Krone ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat, 
ist, wenn er nicht ungarischer Staatsangehöriger ist, 
nach diesem Gesetze zu bestrafen: 

1. wenn er eine der im § 6, Alinea 1 angeführten 
strafbaren Handlungen begangen hat, ausgenommen 
jene, von welchen im 2. Hauptstücke des H. Theiles 
die Rede ist, und dies auch dann, wenn er im Auslande 
schon gestraft war und er die ihm zugeurtheilte Strafe 
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überstanden oder wenn er auch ohne Gegenzeichnung 
des Banus begnadigt worden wäre; 

2. wenn er irgend ein anderes Verbrechen oder 
Vergehen begangen, aber seine Auslieferung im Sinne 
der bestehenden Verträge oder Gepflogenheiten nicht 
statthaft wäre und der Banus die Strafverfolgung 
verfügt. 

Ein Angehöriger des anderen Staates der Monarchie 
aber, der wegen eines in dem ersten Absätze dieses 
Paragraphs angeführten Verbrechens oder Vergehens in 
seinem Heimatsstaate bestraft oder begnadigt wurde, 
ist in diesen Königreichen nicht zu verfolgen, wenn 
der Banus nicht verfügt, dass gegen ihn das Straf- 
verfahren eingeleitet werde. 

Die juridische Facultät der Universität zu Agram wünscht, 
dass in dem Alinea 1 nach den Worten „drugoga diela'* (des 
II. Theiles) die Worte eingeschaltet werden: „ovoga zakona'' 
(„dieses Gesetzes"). 

Gegen diese Modification, welche eine präcisere Fassung vor- 
schlägt, kann nichts angeführt werden. Selbe wünscht auch, dass 
die im § 6 enthaltene Citirung der §§ 162 und 166 auch hier 
ausgelassen werde. Auch hiegegen mag aus den schon früher 
angeführten Gründen nichts erinnert sein. 

Dass aber der letzte Absatz dieses Paragraphs nach Schluss 
des Alinea 1 versetzt werde, kann eine Befürwortung nicht finden, 
indem hiedurch die logische Reihenfolge gestört wäre. Alinea 1 
4ind 2 sprechen nämlich von Ausländern im strengen Sinne des 
Wortes, also auch nicht von Angehörigen des „anderen Staates 
der Monarchie". Würde man diese hier in die Mitte hineinschieben, 
so wäre das Verständniss des Paragraphs erschwert. 

Viel logischer ist es, zuerst die beiden Regeln anzuführen 
und hierauf die Ausnahme folgen zu lassen. 

Die Universität meint weiter, dass in Alinea 2 der Fall nicht 
erledigt wird, wenn die ausländische Behörde die angebotene 
Auslieferung nicht annimmt. 
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Zur Vermeidung des aus dieser Bemerkung sich etwa 
ergebenden Zweifels könnte wohl nach den Worten ^oder Ge- 
pflogenheiten nicht statthaft wäre", hinzugefügt werden: „oder 
nicht ausführbar ist", doch ist zu erwägen, dass im Ausdrucke: 
„nicht statthaft wäre", auch jene Hinderung verstanden werden 
muss, wenn der zuständige Staat das betreffende Individuum nicht 
übernehmen will. Als „statthaft" kann die Auslieferung nur dann 
gelten, wenn die eine Partei wünscht und die andere zustimmt. 
Im entgegengesetzten Falle wird der Thäter entweder unbehelligt 
gelassen, oder aber der politischen Behörde zur Disposition 
gestellt. In Strafuntersuchung wird er nur dann versetzt, wenn 
es der Banus anordnet. Das ungarische Gesetz enthält den 
beregten Fall auch nicht, ohne dass über die Agenden eines der- 
artigen Falles Zweifel aufgetaucht wären. Im österreichischen 
Entwürfe sind wohl diese Worte enthalten, aber nach unserer 
üeberzeugung auf nicht genügender Grundlage. Man will dort 
den Fall vorgesehen haben, dass der Thäter etwa wegen eines 
Krieges oder anderer Umstände an das zunächst berufene Land 
nicht ausgeliefert werden konnte. 

Derartige Hinderungen (Krieg, Seuche etc.) sind vorüber- 
gehender Natur und dürfen keinen Vorwand zur Verletzung des 
Princips abgeben. 

Beachten swerth ist schliesslich der Antrag, dass auf einen 
im Auslande delinquirenden Ausländer im Falle des § 8 das 
ausländische Gesetz anzuwenden wäre, wenn selbes milder ist 
als unser Gesetz. Theilweise ist dies wohl im § 10 gesagt, da 
aber nach § 1 die Analogie und die extensive Interpretation aus- 
geschlossen wird, müsste die Bestimmung auch hier aufgenommen 
werden, und zwar am besten nach dem Wortlaute des letzten 
Alinea des § 4 des österreichischen Strafgesetzentwurfes. Dieses 
Alinea lautet: 

„In den unter Zahl . . . erwähnten Fällen darf die 
Strafe keine strengere sein, als welche nach dem Ge- 
setze des Thatortes zu verhängen^ewesen wäre, und ist 
die Verfolgung überhaupt nur unter denjenigen Voraussetzungen 
und Beschränkungen zulässig, welche für die Bestrafung der be- 
gangenen Handlung nach den Gesetzen des Thatortes mass- 
gebend wären.'' Von diesem Alinea wäre aber hier nur der erste 
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Satz beizufügen, weil der zweite Theil schon im § 10 vollständig, 
ja auch gemeinverständlicher angeführt wird. 

§ 9. 
Nepripadnik ovih kraljevinah, koj je ugarski 
dr^avljanin, ima se radi zloßinstva ili prestupka 
poöinjena u inozemstvu, kao i radi zloöinstva ili 
prestupka poöinjena u ostalom obsegu zemaljah ugarske 
krune, predati nadle^noj ugarskoj oblasti. 

Ein Nichtangehöriger dieser Königreiche, welcher 
ungarischer Staatsbürger ist, ist wegen eines im Aus- 
lande, sowie im übrigen Bereiche der Länder der 
ungarischen Krone begangenen Verbrechens oder Ver- 
gehens an die zuständige ungarische Behörde auszu- 
liefern. 

§§ 7 und 9 ergänzen einander gegenseitig. Dort wird von 
einem Angehörigen Kroatiens gesprochen, der in Ungarn eine 
strafbare Handlung begangen, hier aber wird über einen Ungar 
bestimmt, der im Auslande oder in Ungarn delinquirt hat. 

In beiden Fällen sind die Principien massgebend, die über 
das Thema des „Forum delicti commissi" schon früher angeführt 
wurden. 

Diese Auffassung ist durch die Textirung dieses Paragraphs 
gerechtfertigt. Der Codificator gebraucht nämlich den Ausdruck 
„u ostalom obsegu zemaljah ugarske krune". Dies ist doch gleich- 
bedeutend mit dem im § 7 gebrauchten Ausdruck „u ostalom 
teritoriju zemaljah ugarske krune". 

Wir glauben mit Recht annehmen zu können, dass unter 
beiden Ausdrücken das ausser Kroatien - Slavonien - Dalmatien 
liegende übrige Territorium der ungarischen Krone verstanden 
wird; also dass der Sinn dieses Paragraphs factisch dahin geht, 
dass ein Ungar, der ein Verbrechen oder Vergehen in Ungarn 
begangen, hierauf nach Kroatien flüchtet und hier zu Händen 
der Behörde gebracht wird, betreff Einleitung der Strafverfol- 
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gung und Aburtheilang an das zuständige ungarische Gerieht 
abzugeben ist. 

Wenn ein Ungar innerhalb des Territoriums dieser König- 
reiche ein Verbrechen oder ein Vergehen begeht und hier auch 
gleich in Gewahrsam genommen wird, so ist die einfache Be- 
stimmung des § 5 massgebend. 

Mit der Verfügung des § 9 ist auch Professor Korösi zu- 
frieden. Er meint aber, dass betreff eines Falles im kroatischen 
Entwürfe keine Vorsorge getroffen wurde. Erfragt: „Was geschieht 
mit jener Person, die weder in Ungarn, noch in Kroatien zu- 
ständig ist, wenn selbe in Ungarn ein Verbrechen begangen und 
sich nach Kroatien flüchtet?" 

Die Antwort ist wohl aus den Principien, welche dieses 
Gesetz beseelen, und zwar aus dem Princip der Staatsgemein- 
samkeit mit Ungarn und aus dem Princip des „Forum delicti 
commissi", leicht gegeben, aber eine ausdrückliche Vorschrift 
mangelt hierüber factisch im Entwürfe. 

Minder begründet ist aber eine zweite Frage des Professors 
Korösi. Er stellt die Frage: „Was geschieht dann, wenn ein 
kroatischer Angehöriger ein Verbrechen gegen den ungarischen 
Staat in Kroatien begeht und der kroatische Staatsanwalt findet, 
dass eine Verfolgung nicht einzuleiten sei, oder die kroatischen 
Gerichte ihn freisprechen. Wie soll da eine Garantie für den 
ungarischen Staat geboten oder gefunden werden?" 

Antwort: 1. in den gleichlautenden Gesetzen, welche betreff 
der sogenannten politischen Delicte wie in Ungarn so auch in 
Kroatien gelten werden; 

2. in dem Verfügungsrechte der königlich kroatischen Ober- 
staatsanwaltschaft, die wieder der Regierung, respective dem 
Banus untersteht; 

3. in der parlamentarischen Verantwortlichkeit der Vorstände 
der Regierung und des Banus, der vermöge seines Amtes Würden- 
träger und Vertrauensmann der ungarischen Krone ist; endlich 
und hauptsächlich 

4. in der Loyalität des Landes, in der Herrschaft der 
Gesetze und vorzüglich in der Gewissenhaftigkeit der Richter, 
die sich nie durch politische Strömungen werden beeinflussen 
lassen. 
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Eine solche Frage ist die Frage eines Misstrau ens, die ein 
Jurist mit ruhigem Blute nie stellen darf, weil auch die Kehr- 
seite der Frage mit demselben Rechte erörtert werden könnte, 
und solch ein gegenseitiges mit Gewalt provocirtes Misstrauen, 
der gemeinsamen Ruhe nicht zum Vortheile gereicht. 

§ 10. 
Ustanove ovoga zakona, po kojih se njeka zlo- 
öinstva i prestupci progone samo na predlog povrje- 
djene stranke, imadu se uporavljati i onda, ako ih 
]e bud pripadnik ovih kraljevinah, bud inozemac 
poöinio u inozemstvu, ili ako se djelo poßinjeno u 
inozemstvu progoni na predlog povrjedjene stranke 
po zakonih mjesta, gdje bje poöinjeno. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes, wonach ein- 
zelne Verbrechen und Vergehen nur über Antrag der 
verletzten Partei strafgerichtlich verfolgt werden, 
sind auch dann anzuwenden, wenn dieselben ein An- 
gehöriger dieser Königreiche oder ein Ausländer im 
Auslande begangen, oder wenn die Handlung, welche 
im Auslande begangen wurde, nach den am Orte der 
Begehung bestehenden Gesetzen nur auf Antrag des 
Verletzten strafgerichtlich verfolgt wird. 

Was im Bereiche dieser Königreiche von Amtswegen nicht 
zu bestrafen ist, wird nur durch den umstand, dass es im Aus- 
lande begangen wurde, für unsere Richter gewiss nicht von Amts- 
wegen strafbar sein. 

Dieser Idee wird im vorliegendem Paragraph Ausdruck 
gegeben. 

Das Princip wird durch Niemanden angefochten; das Gut- 
achten der juridischen Facultät macht uns aber auf einen stylisti- 
schen Fehler aufmerksam, der sich in die Textirung ein- 
geschlichen. Es wird nämlich gesagt: „Ustanove .... poöinio" 
was nicht richtig ist. 
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§ 11. 
U slußajevih §§5, 6 i 8 imadu doma^i sudovi u 
kaznu, koju izriöu, uraöunati kaznu, koju je krivac 
izvan teritorija ovih kraljevinah jur pretrpio. 

In den Fällen der §§ 5, 6 und 8 haben die heimi- 
schen Gerichte die Strafe, welche der Schuldige 
ausser dem Territorium dieser Königreiche bereits 
verbüsst hat, in die auszumessende Strafe einzu- 
rechnen. 

Gibt zu keiner Bemerkung Anlass. 

§ 12. 
Na dr^avljane zemaljah ugarske krune, koji nakon 
poßinjena zloöinstva ili prestupka postadose pripad- 
nici tudje dr^ave, uporavljuju se ustanove, valjane 
za drzavljane ugarsko-hrvatske; a proti inozemcu, koj 
kao takav poöini zloöinstvo ili prestupak, pa kasnije 
postane ugarsko - hrvatskim drzavljaninom, valjaju 
ustanove za inozemce, nu i na takove osobe uporav- 
Ijuje se propis § 13. 

Gegen Staatsbürger der Länder der ungarischen 
Krone, welche nach Begehung eines Verbrechens oder 
Vergehens Angehörige eines fremden Staates werden, 
sind die für ungarisch-kroatische Staatsbürger gel- 
tenden Bestimmungen, gegen einen Ausländer aber, 
der als solcher ein Verbrechen oder Vergehen verübt 
und später ungarisch-kroatischer Staatsbürger wird, 
die für Ausländer geltenden Bestimmungen anzuwen- 
den, aber selbst auf solche Personen erstreckt sich die 
Bestimmung des § 13. 



Entspricht wörtlich dem § 10 des ungarischen Gesetzes. 
Aufgenommen wurde es dort auf Antrag des Rechtsausschusses 
des Abgeordnetenhauses. 

„Die Gerechtigkeit erfordert, dass jener Status des Thäters 
in Betracht gezogen werde, in welchem er sich bei Begehung der 
Handlung befand. 

So auch: dass bei Beurtheilung des Falles nur jene Gesetze 
angewendet werden, die für den Thäter bei Gelegenheit der 
Verübung des Delictes massgebend waren." ^) 

§ 13. 

Pripadnik ovih kraljevinah nesmije se radi 
kaznenoga progona ili izvrsbe kazni izruöiti tudjoj 
drzavi, pa ni drugoj drzavi monarkije. 

Ni pripadnici druge drXave monarkije nesmiju se 
u reöene svrhe izruöiti tudjoj drzavi, ve6 se imadu 
predati oblastim njihova zaviöaja. 

Ein Angehöriger dieser Königreiche darf zum 
Zwecke einer strafgerichtJichen Verfolgung oder eines 
Strafvollzuges an einen fremden Staat, so auch an den 
anderen Staat der Monarchie nicht ausgeliefert werden. 

Auch Angehörige des anderen Staates der Mon- 
archie dürfen zu den erwähnten Zwecken an einen 
fremden Staat nicht ausgeliefert werden, sondern sind 
den Behörden ihrer Zuständigkeit zu übergeben. 

Harmonirt mit dem § 17 des ungarischen Strafgesetzes mit 
dem unwesentlichen Unterschiede, dass der Schlusssatz des 
2. Alinea dort in permissiver, hier in imperativer Form textirt 
ist; nicht so übereinstimmend ist er aber mit dem § 6 des 
österreichischen Entwurfes (Ausschussantrag). Dort wird gesagt: 
„Auch die Angehörigen dieser letzteren Länder (Länder der 
ungarischen Krone) sind zu dem erwähnten Zwecke niemals 



1) Löw^sche Materialiensammlung, I. Band, Seite 213. 

Tauffer, Geaammelte Wthlmelnungen. 
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an einen fremden Staat auszuliefern; sondern, sofern die Vor- 
aussetzungen einer Auslieferung vorliegen, den Behörden 
ihres Heimatsortes zu tibergeben." 

Welche Voraussetzungen hierüber festgestellt werden, ist 
heute nicht abzusehen. Man fragt sich, ob dieser Passus wohl 
noth wendig sei? 

Jedenfalls ist begründete Hoffnung vorhanden, dass die 
Voraussetzungen sowohl den Bestimmungen des ungarischen, als 
auch denen des kroatischen Strafgesetzes conform sein werden. 
In den Motiven ^) wird nämlich gesagt: „Uebrigens sind Unter- 
handlungen mit der königlich ungarischen Regierung eingeleitet, 
welche bezwecken, volle Gegenseitigkeit des strafrechtlichen 
Schutzes für beide Gebiete der Monarchie zu verbürgen." In 
dieser sicheren Voraussicht soll also gegen die Bestimmung des 
2. Alinea kein Vorwurf erhoben werden, nichts drängt uns aber 
dazu, bei diesen Verhältnissen eine imperative Formel in das 
Gesetz zu setzen, sobald sich auch das ungarische Gesetz mit 
einem permissiven Ausdrucke begnügte. 

§ 14. 
Kaznene osude, izreöene po oblastih izvan teri- 
torija ovih kraljevinah, neimadu se u tih kraljevinah 
ovrSivati. 

Die von Behörden ausserhalb des Territoriums 
dieser Königreiche gefällten Strafurtheile sind in 
diesen Königreichen nicht zu vollziehen. 

Siehe hierüber die Erörterung des § 9, wonach die obige 
Bestimmung, analog dem § 18 des ungarischen Gesetzes, folgende 
Textirung erhalten müsste: „Ein durch die Behörde eines fremden 
Staates gefälltes Strafurtheil wird auf dem Gebiete dieser König- 
reiche nicht vollstreckt." 



^) „Allgemeine Bemerkungen zu dem im Abgeordnetenhause des Reichs^ 
rathes eingebrachten Entwürfe eines Strafgesetzes über Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen.^' Wien 1875. Seite 7. 
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§ 15. 
Postojedi zakoni o nepovrjedivosti ßlanovah 
hrvatsko-slavonsko-dalmatinskoga sabora^ pa sabora 
zajedniökoga i delegacijah ostaju netakunti. 

Die bestehenden Gesetze über die Immunität der 
Mitglieder des kroatisch - slavoniscb - dalmatinischen 
Landtages, des gemeinsamen Reichstages und der 
Delegationen bleiben unberührt. 

Weder das deutsche Reichsstrafgesetz, noch auch der öster- 
reichische Entwurf kennt eine gleiche Bestimmung. Im unga- 
rischen Reichstage wurde beantragt, dass der analoge Paragraph 
in das Einführungsgesetz zu verweisen sei. Der Justizminister 
erwiderte, dass das Gesetz ohne diese Bestimmung sehr lücken- 
haft wäre. 

„Jus publicum derogat juri privato." Die Strafgesetze besitzen 
wohl den Charakter des jus publicum, bilden aber keine Objecto 
des in sensu stricto verstandenen jus publicum. (Ministerial- 
Motive.) 
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n. HAÜPTSTÜCK. 

Torsatz und Fahrlässigkeit, Gründe, welche die Strafe 
aufheben oder mildern. 

§ 16. 

Kao zIoöinstTO i prestapak kaznjiTO je samo ono 
djelo, koje je nakanom pocinjeno. 

Iznimno i kad zakon a dragom diela izri^no nare- 
djaje, kazni se kao prestupak i djelo peöinjeno iz 
nepornnje (calpa). 

Als Verbrechen oder Vergehen ist nar jene Handlung 
strafbar, welche mit Vorsatz begangen wurde. 

Aasnahmsweise und wenn dies im zweiten Theile 
des Gesetzes ausdrücklich bestimmt ist, wird auch eine 
aas Fahrlässigkeit (cnlpa) begangene Handlung als Ver- 
gehen bestraft. 

Professor Ullmann spricht sich tiber die Bestimmungen 
des n. Hauptstückes mit besonderer Anerkennung aus und erklärt, 
dass der Entwurf in der Behandlung dieses wichtigen StoflFes eine 
sorgfältige Verwerthung der neuesten Leistungen in Doctrin und 
Gesetzgebung zeigt; namentlich fanden die im österreichischen 
Entwürfe vorgenommenen Verbesserungen volle Würdigung. 

Das deutsche Reichsgesetz und der neueste italienische Ent- 
wurf enthalten einen analogen Paragraphen nicht. Dennoch hält 
auch das Gutachten der Universität zu Agram die Aufnahme 
dieser Bestimmung für gerechtfertigt aus dem Grunde, weil man 
sonst bei jedem Verbrechen im speciellen Theile, die Bezeichnung 
des Vorsatzes und der Culpa separat anführen müsste. 
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Ulimann belobt vorzüglich die Stylisirung des Alinea 2, in 
welchem der namentlich von Geyer und von Schwarze gerügte 
Ausdruck „nach Wortlaut und Zusammenhang'' in § 53, Alinea 1, 
des österreichischen Entwurfes vermieden wurde. 

Bei diesem Paragraph könnte sich die Frage ergeben, ob 
die Definition des „Vorsatzes" und der „ Fahrlässigkeit'* nicht 
etwa in das Gesetz aufzunehmen wäre. Die dagegen sprechen- 
den Gründe sind in den Motiven des Entwurfes genügend 
erörtert. Wir wollen nur den Ausspruch Berner's citiren, der 
in seiner Kritik des sächsischen Strafgesetzbuches erklärte: 
„Ueber die Ungehörigkeit, Definitionen über Vorsatz und Ab- 
sicht . . . Unbedachtsamkeit ... in ein Gesetzbuch aufzunehmen, 
verlieren wir kein Wort mehr; das ganze vierte Capitel „Vom 
rechtswidrigen Vorsatze und von der Unbedachtsamkeit" ist zu 
streichen." 

Wir erwähnen schliesslich, dass der diesen Bestimmungen 
entsprechende § 75 des ungarischen Strafgesetzes, im ungarischen 
Reichstage ohne Debatte acceptirt und dass der lateinische ter- 
minus technicus („culpa") durch den Justizausschuss des Abge- 
ordnetenhauses dem Texte des Ministerialentwurfes beigefügt wurde. 

§ 17. 
Djelo nije kaznjivo, ako ga je tko poöinio u nes- 
vjestici, ili kad mu je dusevno djelovanje bilo zausta- 
vljeno ili smeteno tako, da nije mogao svojom voljom 
slobodno upravljati. 

Eine Handlung ist nicht strafbar, wenn dieselbe 
Jemand im Zustande der Bewusstlosigkeit begangen 
hat, oder wenn ihm die Geistesthätigkeit derart ge- 
hemmt oder gestört war, dass er seinen Willen nicht frei 
bestimmen konnte. 

Einen der schwierigsten Theile der Strafgesetzgebung bildet 
unzweifelhaft die entsprechende Textirung der „Unzurechnungs- 
fähigkeit" als Strafausschliessungsgrund. 
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In keinem Gesetze wurde bisher eine Formel gefunden, 
welche jeder Kritik Stand halten könnte, und dürfte auch schwer- 
lich gefunden werden. 

Sehen wir nun die Kritiken des vorliegenden Entwurfes. 

Die Textirung entspricht dem § 55 des österreichischen Ent- 
wurfes. 

Dr. Ru2i6 bemängelt mit Recht gleich die ersten Worte des 
Satzes. Es. handelt sich hier nämlich nicht darum, eine sonst 
strafbare That ungeahndet zu lassen, sondern nur um die Be- 
stimmung der Fälle, in welchen eine That als strafrechtlich nicht 
imputirbar zu betrachten ist, entsprechend dem Grundsatze: „Eine 
Wirksamkeit ohne freie Willensbestimmung ist keine Handlung 
mehr.*' 

Das neue holländische Gesetz (Art. 37) beginnt wohl auch 
diesen Artikel mit dem Satze: 

„Nicht strafbar ist Derjenige etc." Jedenfalls wäre aber den- 
noch nach dem Vorbilde des ungarischen Strafgesetzes richtiger 
gesagt: „Eine Handlung darf Demjenigen nicht zugerechnet 
werden etc." 

Derselben Meinung ist auch Professor Ullmann. Er geht 
aber mit folgender Ausführung noch weiter: „Eine Handlung ist 
nicht strafbar." Gegen diesen Ausdruck lassen sich dieselben Ein- 
wände erheben, die schon vielfach bezüglich des deutschen Straf- 
gesetzes und des österreichischen Entwurfes wiederholt wurden. 
Wenn der Ausdruck „Handlung" im Strafrecht nur jene That be- 
zeichnet, welche und soweit sie auf den Willen eines handlungs- 
filhigen Subjectes zurückgeführt werden kann, so ist er jeden- 
falls dort zu vermeiden, wo es sich von einem Thun handelt, 
welches von einem nicht Handlungsfähigen ausgeht. 

Soll also auch das Wort „Handlung" ausbleiben, so muss 
auf den Vorschlag von Professor Bern er eingegangen werden, 
und der Satz würde lauten: „Ein Verbrechen oder ein Ver- 
gehen darf Demjenigen nicht zugerechnet werden etc." 

In dieser Formulirung könnten etwa die Gegensätze Eini- 
gung finden, obgleich auch gegen diese Formel die Einwendung 
nicht ausgeschlossen ist, dass eine nur maschinenmässige Thätig- 
keit, mit dem Ausdrucke „Verbrechen oder Vergehen" schlecht 
bezeichnet ist. 
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Ra£i6 wendet sich auch aus anderen Gründen gegen die 
Textirung des Entwurfes. Er schöpft aus den trefflichen Aus- 
führungen MerkeTs. 

Merkel beweist nämlich, dass „Selbstbestimmungsfähigkeit'' 
ein rein medicinischer Ausdruck ist. „Es ist unrichtig, wenn der 
ärztliche Sachverständige in seinem Gutachten sich über die Zu- 
rechnungsfähigkeit ausspricht. Seine Competenz erstreckt sich 
lediglich auf den Ausspruch über die SelbstbestimmungsfUhigkeit." 

Es ist also die Aufgabe des Gerichtsarztes und nicht des 
Richters, sich über die „Selbstbestimmungsfkhigkeit" auszusprechen ; 
dem Richter wird es hienach zukommen, seinen juristischen 
Spruch zu feilen, ob nun nach den gegebenen Verhältnissen eine 
„Zurechnungsfilhigkeit" vorliegt oder nicht. Ru£i6 beantragt 
daher, dass der Ausdruck „slobodne volje" vermieden und statt 
dessen der Ausdruck „ubrojnost" gewählt werde. 

Alle diese Kritiken sind gewiss stichhältig, und dennoch 
kann die durch Dr. Ru£i6 anempfohlene Formel nicht gebilligt 
werden. Er wünschte folgenden Text: 

„Neima se kazneno postupati proti onomu, koj svoj öin u 
njegovomu öudorednomu i pravnomu znamenovanju prosuditi 
mogao nije; bilo to, jer se je nalazio u nesvjestici, ili jer mu je 
usljed bolesti dusevno djelovanje smeteno bilo, ili jer mu je 
dusevno naobra^enje manjkavo." (^Die Strafverfolgung ist aus- 
geschlossen bei Jenem, der seine That in ihrer moralischen und 
rechtlichen Bedeutung nicht beurtheilen konnte; mag er sich nun 
in einem Zustande der Bewusstlosigkeit befunden haben, oder 
weil ihm wegen einer Geisteskrankheit die geistige Thätigkeit 
beirrt war, oder weil ihm die geistige Bildung mangelte.") 

Gegen eine derartige Textirung würde sich ein ganzes Heer 
der Entgegnungen erheben, z. B.: 

In dem Worte „Strafverfolgung" ist auch die „Untersuchung" 
inbegriffen und diese darf nicht ausgeschlossen sein. Rein mora- 
lische Fragen gehören nicht in das Gebiet des Strafgesetzes.^) 
Der Begriff „Geisteskrankheiten" ist zu eng, weil die geistige 



1) ^Die moralische Zurechnüngsfähigkeit ist eine höhere Potenz als die 
psychologische und setzt eine höhere Culturstufe des Individuums voraus.** 
(v. Krafft-Ehing.) 
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Thätigkeit auch ohne eine Krankheit gestört werden kann (Blöd- 
sinn^ Schwachsinn^ moralisches Irresein). Der Begriff des Man- 
gels einer geistigen Bildung ist über alle Massen elastisch etc. 

Das Gutachten der juridischen Facultät stellt sich im All- 
gemeinen mit der Textirung des Entwurfes zufrieden^ wünschte 
aber den § 44 des Züricher Strafgesetzes mehr beachtet zu sehen 
und zwar durch HinzufÜgung des letzten Satzes: „oder die zur 
Erkenntniss der Strafbarkeit der That erforderliche Urtheilskraft 
nicht besass." 

Benz *) begründet die Noth wendigkeit des angeführten Satzes 
mit folgenden Worten: „Wenn man nur das Kriterium der freien 
Willensbestimmung aufstellte, könnte man leicht dazu kommen, 
jede heftige Leidenschaft, einen hohen Grad von Affect als 
diese Freiheit ausschliessend anzusehen. Man müsste befürchten, 
dass metaphysische Auffassungen über die Freiheit des Willens 
in die Criminalverhandlung gezogen würden." Zur Vermeidung 
aller Schwierigkeiten wäre es also empfehlenswerth diesen Be- 
merkungen gerecht zu werden. 

Die juridische Facultät der Agramer Universität erwähnt 
noch schliesslich, dass in der Textirung dieses Paragraphs der 
letzte Satz „da nije mogao etc." nur mit dem vorletzten Satze 
in Verbindung zu stehen scheint, während es auch auf den ersten 
Theil: „ako ga je tko poöinio u nesvjestici" Beziehung haben soll. 

Mit Berücksichtigung aller bisherigen Bemerkungen, so auch 
im Sinne der weiteren Ausführungen des Professor Ullmann 
sollte der Paragraph lauten: 

„Ein Verbrechen oder ein Vergehen darf Demjeni- 
gen nicht zugerechnet werden, der die That im Zu- 
stande der Bewusstlosigkeit begeht oder dessen Geistes- 
thätigkeit derart gehemmt oder gestört war, dass da- 
durch die Fähigkeit freier Willensbestimmung oder die 
zur Erkenntniss der Strafbarkeit der That erforderliche 
Urtheilskraft ausgeschlossen wurde." 

Zur Rechtfertigung dieser Textirung mag noch angeführt 
werden, dass die Zurechnungsfähigkeit in jedem Falle zwei 
Momente bedingt, und zwar: a) das Unterscheidungsvermögen 



*) Strafgesetzbuch für Zürich 1871, Seite 69. 
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(libertas judicü) und b) die Fähigkeit der Entscheidung (libertas 
consilii). Obiger Text rechnet mit beiden Momenten. Die Strei- 
chung des letzten Satzes ist gleichbedeutend mit der Ausmerzung 
des Erfordernisses der „libertas consilii", da sich die übrigen Theile 
des Textes nur auf die aufgehobene „libertas judicü" beschränken. 

In der Reihenfolge der weiteren Paragraphe wünscht die 
juridische Facultät eine Aenderung insoweit eintreten zu lassen, 
dass nach den Bestimmungen über die Unzurechnungsfähigkeit 
wegen Bewusstlosigkeit oder Geistesstörungen allsogleich jene 
Paragraphe folgen, welche die Zurechnungsßlhigkeit wegen kind- 
lichen Alters ausschliessen ; dies wird verlangt, weil in den übrigen 
Fällen (unwiderstehliche Gewalt, Nothstand, Nothwehr, Irrthum) 
nicht mehr die Unzurechnungsfähigkeit den Strafausschliessungs- 
grund bildet. 

Die beantragte Reihenfolge findet sich wohl in dem Straf- 
gesetze von Zürich und von Holland, aber andere neue Gesetze 
und Entwürfe setzen das jugendliche Alter an das Ende dieses 
Hauptstückes, weil die verschiedenen Altersgrenzen bald als 
Strafausschliessungsgrund, bald nur als Strafmilderungsgrund 
dienen. Bei der Altersfrage sind also mixte Bestimmungen er- 
forderlich. Der Gesetzgeber meint nun die logische Ordnung in 
jener Gruppirung zu finden, dass in der Reihenfolge die Gründe 
welche eine Strafausschliessung erzwingen, vorangehen und die 
mixten Bestimmungen schliessen. 

Mag diese oder jene Auffassung richtiger sein^ einer Logik 
entbehrt keine, und eine besondere Wichtigkeit kommt der Frage 
nicht zu. 

§ 18. 

Djelo nije kaznjivo, ako ga je tko poöinio prisiljen 
silom, kojoj nemogase odoljeti, ili prietnjom, za kojom 
je mogla neposredno sliediti neukloniva pogibelj zivotu 
i zdravlju ujegovu, njegovih rodjakah i srodnikah u 
uzlaznoj i silaznoj liniji, njegove bra6e i djece jim i joä 
bli^jih mu rodjakah, pooöima i pomajke, posinka i 
pokierke, hranitelja i hranjenika, supruge, zaruönika, 
suprugah bra6e njegove i bra6e supruga mu. 
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Eine Handlung ist nicht Btrafbar^ wenn Jemand zu 
derselben durch unwiderstehliche Gewalt oder durch 
Drohung genöthigt worden ist, welche mit einer unmit- 
telbaren, nicht abwendbaren Gefahr für Leben und 
Gesundheit seiner selbst, seiner Verwandten und Ver- 
schwägerten in auf- und absteigender Linie, sowie Ge- 
schwister, Geschwisterkinder und der noch näherstehen- 
den Verwandten, Stiefvater, Stiefmutter, Stiefsohn, 
Stieftochter, Wahl- und Pflegeeltern, Wahl- und Pflege- 
kinder, seinesEhegatten,Verlobten, der Ehegatten seiner 
Geschwister und der Geschwister seines Ehegatten ver- 
bunden war. 

Betreff der Bedeutung der einleitenden Worte „Eine Hand- 
lung ist nicht strafbar'' wurde schon bei Erörterung des vorigen 
Paragraphs gedacht. Nun wird hier aber auch die Existenzberech- 
tigung des ganzen Paragraphs in Frage gestellt. Dr. Ru2i6 führt den 
§ 51 des holländischen Strafgesetzentwurfes an, bei welchem mit 
Rücksicht auf die Widersprüche, welche die Definition der „Gewalt", 
„Drohung'' und „Nothstand" ergeben, alle diese drei Fälle in 
einem Paragraph zusammengefasst wurden, welcher besagt: Nicht 
strafbar ist, wer zu einer Handlung durch unwiderstehliche Ge- 
walt gezwungen ist.*) 

Gewiss, der Antrag hat Vieles für sich, da die obigen Begriffe 
sich sehr leicht verschmelzen. „Die Drohung, so auch die Gewalt, 
verursacht Angst; die Angst kann bis zur Sinnesverwirrung und 
dadurch zur Unzurechnungsfähigkeit führen; auch begründet die 
Drohung einen Nothstand." 2) Alle diese Uebergänge sind aber so 
fein, und anderseits repräsentirt ein jeder der obigen Begriffe ein 
derart selbstständiges, gut definirbares Ganzes, dass der Zwang 
seine hergebrachte Stelle neben dem Nothstand ohne Nachtheil 
behalten kann. 



^) Art. 41 des niederländischen Strafgesetzes sagt aber auch: „Nicht 
strafbar ist, wer eine Handlung begeht, welche nothwendig ist, um einen 
gegenwärtigen widerrechtlichen Angrilff gegen Leben, Ehre oder Vermögen von 
sich oder einem Anderen abzuwenden etc.*' 

2) Schwarze: „Commentar/' Vierte Auflage. Seite 209. 



43 

Bei den Verhandlungen des ungarischen Strafgesetzentwurfes 
kam eine Verschmelzung der Bestimmungen über „Gewalt" und 
„Nothstand" gar nicht zur Sprache. 

Wichtiger ist der Ullmann'sche Antrag, wonach zu den 
im Entwürfe angeführten Objecten der Gewalt oder der Bedro- 
hung: Leben und Gesundheit, noch weiters: „Freiheit" und „Ver- 
mögen" beigesellt werden sollten. Auch die juridische Falcultät 
zu Agram empfiehlt als Begünstigungs-Objecte : Vermögen, Ehre 
und Freiheit. Im holländischen Gesetze ist auch das Vermögen 
(Goed) inbegriffen. 

Wir würden, in Uebereinstimmung mit Eammergerichtsrath 
Schaper, zwischen a) höchste Güter, h) untergeordnetere Güter 
der Persönlichkeit, Unterscheidung treffen. Zu den ersten gehören: 
das Leben und die körperliche Unversehrtheit; zu den zweiten: 
Freiheit, Ehre, Vermögen. Die höchsten Güter sind die Träger 
aller anderen. Nur die ernste und unmittelbare Bedrohung der 
höchsten Güter begründet regelmässig die nahe Möglichkeit des 
sofortigen und völligen Unterganges, während bei den unter- 
geordneten Gütern der Angriff des Drohenden abgewartet werden 
kann, für welche alsdann das Recht der Vertheidigung in Noth- 
wehr erwächst ^). 

Jedenfalls würden wir aber im Texte statt des Ausdruckes : 
„Gefahr für Leben und Gesundheit", den gänzlich analogen, aber 
weiterreichenden Ausdruck des deutschen Reichs-Strafgesetzes : 
„Gefahr für Leib oder Leben" gebrauchen, weil in der „Gefähr- 
dung des Leibes" auch die Gefährdung der Sittlichkeit (Oppen- 
hof) enthalten ist, die vorzüglich bei Frauen, einen gleichen 
Werth mit dem Leben hat. 

Der Entwurf beschränkt weiters die Anwendbarkeit der hier 
in Frage stehenden Bestimmungen, conform dem deutschen 
Reichsstrafgesetzbuche und dem ungarischen Gesetze auf die im 
Gesetze taxativ angeführten Personen. 

UUmann meint, dass diese Beschränkung mit dem legis- 
lativen Motiv der Straflosigkeit solcher Handlungen nicht recht 
vereinbar zu sein scheint. 



^) Siehe : Schaper in HoltzendorfiTs 
Seite 170. 
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Das Gesetz des Cantons Zürich (§ 46) spricht von einer 
Leibes- und Lebensgefahr ^für ihn selbst oder Andere"; auch 
der österreichische Entwurf (§ 66) vermeidet die taxative Be- 
stimmung der Personen und schützt „ihn selbst oder andere ihm 
nahestehende Personen". 

Der kroatische Codificator erkennt wohl die Stichhältigkeit 
der Gründe an, welche für die soeben gesagte Textirung 
sprechen, meint aber, dass der Ausdruck „nahestehende Personen" 
viel zu elastisch ist. 

Dem entgegen replicirt das Gutachten der Universität, dass 
„die Elasticität des Ausdruckes („koje poöinitelju blize stoje") 
keinen genügenden Grund zur Nichtanwendung des BegriflFes bildet". 

Wir müssen auch unsererseits den beiden Opponenten Recht 
geben und zwar aus Gründen der legislativen Motive. Die Sache 
verhält sich nämlich so: Die vom Handelnden verübte That ist 
an und für sich strafbar; sie wird jedoch entschuldigt, weil eine 
Collision zwischen Recht und Pflicht vorliegt, für welche selbst 
von der Ethik noch keine allgemein giltige Norm aufgestellt 
werden konnte. Bande und Gefühle der Pflicht sind wohl zwi- 
schen dem Thäter und seinen Verwandten meistens vorhanden, 
aber es gibt auch Fälle der Neigung, Freundschaft, Dankbarkeit 
und dergleichen, welche den Thäter näher berühren als die 
Bande der Verwandtschaft. ^) 

Diesen Gefühlen entsprechende Pflichten werden durch die 
Fittige der Ethik gedeckt; das humane Strafgesetz darf selbe 
nicht verletzen. 

Das Gutachten der Universität zu Agram berichtigt endlich 
einige stylistische Mängel. Es wünscht nämlich, dass nach dem 
Worte „sliedeti" eingeschaltet werde: „inaße" oder auch „na drugi 
naöin"; weiters dass es statt „äivotu i zdravlju" heisse: „^ivotu 
ili zdravlju". 

§ 19. 

Djelo nije kaznjivo, ako ga je tko poöinio od 
nevolje, da se spasi od pogibelji na drugi naöin neu- 
klonive, koju nije sam skrivio drugim kaznjivim i 



^) Siehe: „ Allgemeine Bemerkungen ssam Entwürfe eines Strafgesetzes etc.* 
Wien 1875. Seite 60. 
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nakanom poßinjenim djelora, i koja neposredno prieti 
iivotu njegovu ili osobah navedenih u predidu6em §-u. 
Eine Handlung ist nicht strafbar, wenn dieselbe 
Jemand im Nothstande begeht, um von sich eine auf 
andere Weise nicht zu beseitigende Gefahr, welche 
er selbst durch eine andere strafbare und vorsätzlich 
begangene Handlung nicht verschuldet hat und welche 
sein oder der im früheren Paragraph erwähnten Per- 
sonen Leben unmittelbar bedroht, abzuwenden. 

„Nothstand ist die CoUision zwischen zwei Rechten, bei 
welcher das geringere Recht dem grösseren weichen muss." 
(Motive des D. Reichs-Strafgesetzes.) 

Der Nothstand gehört nicht zu den Umständen, welche die 
Rechtswidrigkeit des Vorsatzes aufheben; der Nothstand gibt 
daher nur einen Entschuldigungsgrund ab ; mithin wird hier ganz 
richtig gesagt: „Eine Handlung ist nicht strafbar''. 

UUmann bemängelt auch hier, dass als Object nur die Gefahr 
für das Leben begünstigt wurde. Er meint, dass diesbezüglich 
sowohl die Drohung als auch der Nothstand gleich behandelt 
werden sollten, „denn der Umstand, dass bei Drohungen die 
Gefahr auf eine rechtswidrige Einwirkung eines zurechnungs- 
fähigen Subjectes, beim Nothstand dagegen meist auf eine zufällige 
Ereignung zurückzuführen ist, kann doch unmöglich eine Beschrän- 
kung in den Objecten rechtfertigen". 

Das Gutachten der Universität empfiehlt sogar die Aufnahme 
des „Vermögens, Ehre und Freiheit'*. 

Die divergirende Ansicht des Codificators und seiner Kritiker 
zeigt, dass in dieser Frage der alte wissenschaftliche Streit noch 
immer nicht ausgetragen ist. Wir erinnern daran, dass Kant, 
Fichte, Hegel, Abegg, Köstlin etc. den Nothstand nur auf vor- 
handene Lebensgefahr beschränkten. Andere wieder, als Feuer- 
bach, Heffter, Wächter etc., den Nothstand auf die Gefahr für 
Leib und Leben erstreckten. ^) 



*) Siehe Geyer; „Münchener krit. Vierteljahrsschrifr V, Seite 63, so auch I 

von Geyer: „Lehre von der Nothwehr'*, Seite 4, ' 
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Diese verschiedenen Auffassungen finden wir auch in den 
neuesten Gesetzen. Das ungarische Gesetz begünstigt (§ 80) nur das 
Leben. Das Gesetz von Zürich (§ 47), so auch das deutsche 
Reichs-Strafgesetz (§ 54) Leib und Leben; der österreichische 
Entwurf (§ 57) sogar Leib, Freiheit und Vermögen. 

Eine Gefährdung der Ehre lässt nicht einmal der öster- 
reichische Entwurf als Ursache des Nothstandes gelten „denn es 
könnte leicht zu weit führen, wenn man die Gefahr einer Ehr- 
verletzung hier hereinziehen würde, da der Begriff derselben zu 
sehr von subjectiven Anschauungen bedingt ist". ^) 

Nach den Grundsätzen der Rechtsphilosophie kann von einem . 
Nothstande nur dort die Rede sein, wo zwei oder mehr Personen 
durch das Schicksal in eine solche Lage gebracht werden, wo die 
gleichzeitige Existenz aller dieser Personen ausgeschlossen ist; 
nur von jenen Handlungen, welche in dieser Lage begangen 
wurden, kann behauptet werden, dass die Rechtsnorm, deren 
Herrschaft von der Möglichkeit des Zusammenlebens der Men- 
schen bedingt ist, auf selbe nicht anwendbar sei. 2) 

Dies ist der strenge Rechtsstandpunkt; alles üebrige fällt in 
den Bereich der Aequität und Utilität, wobei verschiedene Auf- 
fassungen platzgreifen können. 

Gebilligt wird durch ÜUmann jene Bestimmung, dass die 
Gefahr nicht durch eine vorsätzliche strafbare Handlung des 
Thäters verschuldet war. 

Durch die Beisetzung der Worte „strafbare und vorsätzliche 
Handlung'^ erhielt der Entwurf eine glücklichere Textirung als 
der § 80 des ungarischen Gesetzes, welcher „eine unverschuldete 
Gefahr" fordert, ja eine glücklichere als der österreichische Ent- 
wurf, nach welchem der Thäter nur dann straflos wird, wenn er 
den Nothstand „nicht selbst durch eine strafbare Handlung ver- 
ursacht hat'\ Im Sinne des einfachen Wortlautes des ungarischen 
Gesetzes wird die Hungersnoth dessen, der sein Vermögen ver- 
schwendet hat, den straflosen Nothstand nicht begründen. Dies 
soll aber auch im ungarischen Gesetze — nach dem Geiste und 
nach der Intention desselben — nicht verstanden werden; es muss 



^) Siehe: ,, Allgemeine Bemerkungen*', Seite 50. 
2) Siehe: Geib „Lehrbuch", Tl., Seite 221. 
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dort die Interpretation zu Hilfe kommen und die Distinction 
aufstellen; ob die Gefahr eine mittelbare oder eine unmittelbare 
Folge des Verschuldens sei. Bei dem kroatischen Entwürfe ist ein 
Zweifel über die Intention des Gesetzgebers unmöglich. 

Ullmann bevorzugt endlich die Wendung des österreichischen 
Entwurfes ^von sich oder von Anderen abzuwenden''. Dem 
entgegen halten wir mit Schwarze, „dass man nicht das Recht 
hat, hier gleichsam Partei zu ergreifen und den Anderen zu 
verletzen, um den Dritten aus der Gefahr zu erretten, weil hier 
kein rechtswidriger Angriff gegen den Gefährdeten, wie bei der 
Nothwehr vorhanden ist. Nur die verwandtschaftliche Liebe kann 
eine Ausnahme bewirken; die Gefahr des Angehörigen ist in 
meinem Gefühle zugleich die meinige; er steht mir viel näher 
als der Dritte, den ich zu Gunsten des Angehörigen verletze". *) 

§ 20. 

Nije kaznjivo djelo, koje je tko poöinio vrsecSi 
pravednu obranu ili prekoraöiv ju bez vlastite krivnje. 

Ona je obrana pravedna, koja je potrebna, da se 
od sehe ili drugoga odbije nepravedna i zapoöeta ili 
neposredno prieteda navala na osobu ili imetak. 

Uzima se, da je tko bez svoje krivnje prekoraöio gra- 
nice pravedne obrane onda, kada ga je navala lisila 
razboritosti potrebne, da spozna nu^dnu mjeru obrane. 

Die Handlung, welche Jemand in Ausübung der 
gerechten Nothwehr oder in unverschuldeter lieber- 
schreitung derselben begangen hat, ist nicht strafbar. 

Jene Nothwehr ist gerecht, welche nothwendig ist, 
um von sich oder einem Anderen einen widerrecht- 
lichen und begonnenen oder unmittelbar drohenden An- 
griff gegen die Person oder das Vermögen abzuwehren. 

Es wird angenommen, dass Jemand ohne sein Ver- 
schulden die Grenzen der gerechten Nothwehr über- 



*) Schwarze: „Commentar", Seite 218. 
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schritten hat^ wenn ihn der Angriff der nöthigen Be- 
sonnenheit — das nothwendige Mass der Nothwehr zu 
erkennen — beraubt hat. 

Eines der in der Literatur am besten erschöpften Themata 
bildet die These der Nothwehr und dennoch ist die8be25üglich 
eine Uebereinstimmung in der Gesetzgebung bis heute nicht 
erreicht. Den streitigen Fragen entsprechend sind auch die Modi- 
ficationen, welche in den über den kroatischen Entwurf ver- 
öffentlichten Gutachten in Anregung gebracht wurden. 

Eine rein formelle Frage betrifft die Bemerkung ü 11 mann 's, 
dass in dem ersten Alinea statt des Ausdruckes ^Eine Handlung 
ist nicht strafbar" der zutreffendere Ausdruck des österreichischen 
Entwurfes: „Das Strafgesetz findet keine Anwendung" zu em- 
pfehlen wäre. 

Wir meinen, dass eben die letztere Formel wegen ihrer 
äusserst weiten Grenzen nicht ganz correct ist, indem die Prin- 
cipien und die durch das Gesetz festgestellten Begriffe des Straf- 
gesetzes im Allgemeinen wohl anwendbar sind und nur die Straf- 
barkeit aufgehoben wird. 

Jedenfalls ist die kroatische Formel besser als jene des 
ungarischen Gesetzes (§ 79): „Die Zurechnung einer Handlung 
ist ausgeschlossen."' Bei der Nothwehr kann davon keine Rede 
sein. Hier steht das Recht der Wehr, dem Unrechte gegenüber. 

Die kroatische Universität, so auch Professor Uli mann und 
Dr. Ru2i6 stimmen in dem Wunsche überein, dass die Objecto 
der Nothwehr nicht specificirt werden. Einstimmig wird angerathen, 
dass die am wenigsten controverse Fassung des § 53 des deut- 
schen Reichs- Strafgesetzes, welchem der § 58 des österreichischen 
Entwurfes wörtlich nachgebildet wurde, auch im kroatischen 
Strafgesetze Aufnahme finde. 

Wir können dieser Modification nicht beipflichten, weil nach 
unserer Auffassung das deutsche Reichs-Strafgesetz viel zu weit 
geht, indem es die Vertheidigung gegen jeden rechtswidrigen 
Angriff als Nothwehr erklärt. 

Das ungarische Gesetz und der kroatische Entwurf beschränken 
die Objecto der Nothwehr nur auf die Person (mithin: Leib, 
Leben, Gesundheit, Keuschheit, Freiheit) und auf das Vermögen 
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(mithiD: Eigenthum, Besitz und Vermögensrechte). Dieser Kreis 
der geschützten Objecte ist äusserst weitgehend und genügt den 
Anforderungen des Rechtes. 

Es würden also nicht hiezu gehören: Angriflfe gegen die 
Ehre, Familienrecht (z. B. zur Abwehr des bei der Frau ertappten 
Ehebrechers), nicht gegen Hausrecht, soweit der Angriff nicht 
gleichzeitig gegen die Person gerichtet ist, nicht gegen öffentlich- 
rechtliche Befugnisse. 

Nothwehr bei Realinjurien fällt wohl unter den Schutz des 
Entwurfes als Angriff gegen die Person (Leib); aber weiter zu 
gehen und etwa gegen die wörtliche Injurie eine Thätlichkeit 
zuzulassen, würde zur masslosen Selbsthilfe führen. *) 

In allen hier angeführten Fällen ist in jedem geordneten 
Staate ein ausgiebiger und ungesäumter Rechtsschutz auch 
durch die Behörden zu finden. 

Beachtenswerth ist die von Dr. RuXicS ausgehende stylistische 
Correctur, wonach statt des Ausdruckes ^nepravedna navala" 
(widerrechtlicher Angriff) der entsprechendere: „protupravna" 
(rechtswidrige) gesetzt werden soll; minder gewichtig ist aber 
die weitere Bemerkung, wonach der Ausdruck „zapoöeta ili 
neposredno prieteca navala'' (ein begonnener oder unmittelbar 
drohender Angriff) nicht vollständig und durch folgenden Aus- 
druck „zapoöeta ili neposredno i joster traju<5a navala" (ein 
begonnener oder unmittelbar drohender und noch dauernder An- 
griff) zu ersetzen wäre. In dem Ausdrucke „ein begonnener 
Angriff" ist ein noch dauernder Angriff implicite verstanden, und 
es wurde nie bezweifelt, „dass der Zustand der Nothwehr so lange 
währt, als noch eine Bedrohung der Rechte des Angegriffenen 
vorhanden ist, sollte das im Angriffe liegende Verbrechen ju- 
ristisch auch vollendet sein". (Geyer.) (Ein Dieb, der den Gegen- 
stand schon in Besitz genommen, damit die Flucht ergreift und 
durch den Eigenthümer continuirlich verfolgt wird.) 

Ueber die Bestimmung des Excesses der Nothwehr (Alinea 3) 
äussert sich Ullmann dahin, dass es den in der neueren Literatur 
gemachten Verbesserungen entspricht. 

Das ungarische Gesetz erachtet den Excess der Nothwehr 
nur in jenen Fällen straflos, wenn die Ueber schreitung der 

1) Salomon Meyer: „Das ungarische Strafgesetzbuch". Wien 1878. Seite 126. 

Tanffer, Oesaminelte Wohlmeinungen. 4 
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Grenzen durch Furcht, Schrecken oder Bestürzung veranlasst 
wurde. 

Mit Recht wird hier geltend gemacht (Schaper, Mayer etc.), 
dass mit diesen drei negativen Affecten die Voraussetzungen nicht 
erschöpft sind, unter denen Irrthümer über die Nothwendigkeit 
und den Umfang von Abwehrmassregeln sich bilden, vielmehr 
muss diese Begünstigung auch den positiven Aflfecten des Zornes 
und der Kampfeshitze zugesprochen werden. 

Zum Vorbilde könnte die correcte Fassung des niederlän- 
dischen Gesetzes empfohlen werden, welche (Art. 41) besagt: 
„Nicht strafbar ist die üeberschreitung der Grenzen der noth- 
wendigen Vertheidigung, wenn sie die unmittelbare Folge einer 
durch den Angrifif verursachten heftigen Gemüthsbewegung war". 

§ 21. 

Djelo, koje je tko poöinio bududi u bludnji ob 
okolnostih, koje njegovu kaznjivost utemeljuju ili 
poveßavaju, prosudjuje se na öiniteljevu korist, prema 
onomu stanju stvari, o kojem je öinitelj iz bludnje drzao 
da postoji. 

Ova ustanova valja i za djela, poßinjena iz ne- 
pomnje, ako öinitelj nije sam kriv bludnji. 

Eine Handlung, welche Jemand im Irrthum über 
Umstände, welche deren Strafbarkeit begründen oder 
erhöhen, begangen hat, wird zu seinen Gunsten nach 
dem von ihm irrthümlich angenommenen Sachverhalt 
beurtheilt. 

Diese Bestimmung gilt auch für die aus Fahrlässig- 
keit begangenen Handlungen, sofern der Thäter den 
Irrthum nicht selbst verschuldet hat. 

Alle Kritiker des Entwurfes sind mit den Bestimmungen des 
§ 21 einverstanden. 

UUmann macht hiezu die Bemerkung: „Da der kroatische 
Entwurf eine allgemeine Bestimmung über Dolus und Culpa (§ 16) 
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aufgenommen hat, so wäre dem Thatirrthum unmittelbar nach 
dieser Stelle der Platz anzuweisen. 

Im Falle dieser Bemerkung praktischer Erfolg erwachsen 
sollte, müsste auch § 22 die Stelle wechseln, da die Lehren von 
der „ignorantia facti" und der „ignorantia juris" im Unterricht 
und im Leben einander ergänzen, mithin einander folgen müssen. 

§ 22. 
Neznanjem ili krivim shva6anjem ovoga zakona 
nemoÄe se nitko izprißavati. 

Mit der Unkenntniss oder irrigen Auffassung dieses 
Gesetzes kann sich Niemand entschuldigen. 

Streitig ist die Frage, ob die obige Bestimmung in das Straf- 
gesetz aufgenommen werden soll oder nicht. 

Die Motive des Entwurfes erklären^), dass sich der Codifi- 
cator für die Aufnahme aus jenem Qrunde entschied, weil das 
heute geltende Gesetz diesen Paragraph enthält und weil sonst 
Anlass gegeben wäre zur Auffassung, dass in Zukunft der Rechts- 
satz: „ignorantia legis nocet'' nicht mehr anerkannt wird. 

UUmann meint, dass „besagter Grundsatz hätte eben bei 
uns — mit Rücksicht auf die eigenthümliche Aushilfe der Praxis, 
welche in der restrictiven Interpretation des § 3 des St. G. B. mit 
Zuhilfenahme des § 2, lit. c des St. G. B. („wenn ein solcher 
Irrthum mit unterlief, der ein Verbrechen in der Handlung nicht 
erkennen Hess") gesucht wurde — Bedenken begegnen sollen". 

Die Praxis sah sich genöthigt, den Satz: ignorantia juris nocet, 
durch Zuhilfenahme der Bestimmungen über den Thatirrthum 
unschädlich zu machen. Auf diesem Umwege vermeidet man 
aber höchstens in den eclatantesten Fällen eine Bestrafung auf 
Grund blosser Präsumtionen, während in der Regel, in Folge 
der Unzulässigkeit der Einwendung des Rechtsirrthums, Vor- 
aussetzungen der Zurechnungsfähigkeit und der Dolus einfach 
präsumirt werden." 

Geyer reassumirt (in Holtzendorflfs „Rechtslexikon") den 
Stand der Streitfrage in Folgendem: „Der Satz: error juris nocet, 

^) Osuovova novoga kazuenoga zakona. U Zagrebu. 1879. Seite 145. 

4.* 



52 

wird gerade von neueren Schriftstellern und Gesetzen mit einem 
ganz unhaltbaren Rigorismus durchzuführen gesucht (Berner, 
Hälschner, Oppenhof, Rudorff etc. und vom österreichischen 
Strafgesetzbuch). Richtiger ist es, wenn man den Unterschied 
zwischen Verbrechen, deren Strafwtirdigkeit auch ohne Gesetzes- 
kenntniss einleuchtend ist (delicta juris naturalis) und den übrigen, 
die blosse sogenannte delicta juris civilis sind, in's Auge fasst. 
Bezugs der letzteren muss der Rechtsirrthum entschuldigen, und 
da sich der Unterschied zwischen Delicten der einen oder der 
anderen Art nicht wohl gesetzlich feststellen lässt, ist es am besten, 
wenn das Gesetz (wie das preussische und das deutsche) über 
den Rechtsirrthum schweigt und so dem vernünftigen Ermessen 
des Richters freie Hand lässt." 

Die Motive des ungarischen Strafgesetzes rechten auch mit 
den, durch den berühmten belgischen Juristen Haus vertretenen 
gleichen Anschauungen, entscheiden sich aber um des Sitten- 
gesetzes und des öffentlichen Wohles willen für die Auffassung, 
dass Jeder, der das Gebiet des Staates, innerhalb dessen die Vor- 
schrift gilt, betritt, sich danach zu richten hat; also vorgängig 
sich darum bekümmern muss. 

Das Gutachten der Universität hat gegen die Aufnahme 
dieses Paragraphs keine Einwendung und wünscht nur die Correc- 
tur des schlecht gedruckten Wortes „izpriöavati" in „izpriöati". 

§ 23. 
Radi djela, koje tko poöini nenavrsiv 12. godine 
dobe svoje, nemo^e se kazneno pravno progoniti. 

Wer zur Zeit der begangenen Handlung das 
12. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hat, kann 
strafrechtlich nicht verfolgt werden. 

Dr. RuÄi6 erachtet es für nothwendig, dass obige Bestimmung 
mit der Verfügung ergänzt werde, dass in diesem Falle das 
Strafgericht zu beschliessen hat, ob der Thäter einer Besserungs- 
anstalt tibergeben werden soll oder nicht. 

Im Gesetz des Cantons Zürich, § 45 heisst es: „Die Poli- 
zeibehörden können nach Umständen die Unterbringung dieser 
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Kinder in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt verfügen." 
Es ist also hier nicht vom Gerichte, sondern von einer Polizei- 
behörde die Rede. — Nach dem holländischen Strafgesetze 
(Art. 38) gehört die Entscheidung dieser Frage vor das Forum 
des Civilrichters. 

Bei der Berathung des ungarischen Gesetzes beantragte der 
Abgeordnete Desiderius v. Szilägyi den Zusatz: die Vormund- 
schaftsbehörde möge ermächtigt werden, den Thäter einer Bes- 
serungsanstalt zu überweisen. 

Von Seite der Regierung wurde entgegnet, dass eine der- 
artige Verfügung in das Polizeigesetz oder in's Vormundschafts- 
gesetz gehöre. Demzufolge wurde auch der Antrag SziUgyi's in 
das Gesetz nicht aufgenommen. 

Der österreichische Strafgesetzentwurf (§ 58) enthält wohl 
die auch von Dr. Ruzic bezogene Verfügung, wir glauben aber, 
dass das Strafgesetz über Verbrechen und Vergehen jene 
Bestimmungen vermeiden kann und soll, welche in den Polizei- 
Codex gehören, vorzüglich aber hier, wo ausdrücklich gesagt wird, 
dass eine jede strafgerichtliche Intervention zu unterbleiben hat. 

§ 24. 

Nemoze se kazneno-pravno progoniti ni onaj, koj 
je poöinio kaznjivo djelo prevaliv 12. nu nenavrsiv 
16. godine dobe svoje, ako nije dozrio do spoznanja 
kaznjivosti poöinjena djela. 

Ovakovi maloljetnici mogu se osudom predati 
zavodu za poboljäanje, u kojem imadu boraviti, dok 
nepokazu, da su se poboljsali, nu nikada preko 
20. godine dobe svoje. 

Auch Derjenige, welcher zur Zeit der begangenen 
strafbaren Handlung das 12. Lebensjahr zurückgelegt, 
das 16. Lebensjahr aber noch nicht vollendet hat, 
kann strafgerichtlich nicht verfolgt werden, wenn er 
zur Erkenntniss der Strafbarkeit der begangenen 
Handlung nicht gereift ist. 
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Solche Minderjährige können durch Urtheil einer 
Besserungsanstalt tiberwiesen werden, in welcher die- 
selben so lange, bis sie Proben der Besserung ab- 
gelegt haben, jedoch niemals über das vollendete 
20. Lebensjahr zu verweilen haben. 

^Kann strafgerichtlich nicht verfolgt werden** ist im vorigen 
Paragraph wohl richtig gesagt, nicht aber hier, wo es durch 
den Gerichtshof von Fall zu Fall festgestellt werden soll, ob der 
Thäter die erforderliche Einsicht besass oder nicht. Es mtisste 
also heissen: „wird nicht gestraft*' (Ausdruck des ungarischen 
Gesetzes, und auch des deutschen Reichs-Strafgesetzes), oder: 
„ist straflos" (Ausdruck des österreichischen Entwurfes). 

Das zweite Alinea im analogen Paragraph des ungarischen 
Gesetzes schliesst jene Interpretation nicht aus, dass eventuell 
das Gericht bestimmen kann, bis zu welcher Zeit das jugendliche 
Individuum in der Besserungsanstalt verwahrt werde. Dies würde 
aber der Intention des Gesetzes nicht entsprechen, weil es in 
vorhinein unberechenbar ist, welche Zeit zur Erzielung einer 
Besserung erforderlich ist. 

Der kroatische Text lässt keinen Zweifel darüber aufkommen, 
dass die Detentionsdauer nicht durch das Gericht bestimmt wird, 
dennoch ist aber für die Detentionsdauer nicht die abgegebene 
„Probe der Besserung*', sondern die Entschliessung der compe- 
tenten Verwaltungsbehörden massgebend. 

Diese Idee kommt im deutschen Reichs-Strafgesetze zu prä- 
cisem Ausdrucke. 

Empfehlenswerth erscheint es weiter, statt des Wortes „UrtheiP* 
den Ausdruck: „durch Verfügung (Resolution) des Gerichtes** zu 
gebrauchen, um hiemit die etwaigen Streitfragen zu verhindern, 
ob gegen ein derartiges Erkenntniss der Instanzenzug der 
Rechtsmittel zulässig sei oder nicht. 

Die von Dr. Ruäiö, bei Besprechung des obigen Paragraphs 
gestellte Frage: was mit den Taubstummen oder mit den geistig 
nicht Entwickelten geschehen soll, die für die öffentliche Sicher- 
heit gefährlich erscheinen, erledigt sich mit den Ausführungen, 
die wir zum § 23 gegeben. 
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Den Vorschlag einer stylistischen Verbesserung finden wir 
endlich in dem Gutachten der Universität, welche bemerkt, dass 
nach den Worten ^ako nije*', die nähere Bezeichnung: „u vrieme 
poöinjenja", oder aber das Wort „bio" zugesetzt werden soll. 

§ 25. 
Mlade osobe, koje su pocinile kaznjivo djelo 
nakon dovrsene 12. nu jo8 neprevaljene 16. godine, 
ako su dozrjele do spoznanja kaznjivosti, imadu se 
kazniti po sljedeöih ustanovah: 

1. radi djela, kojemu zakon prieti smrti, ima se 
izre6i kazna uze od 3 do 20 godinah; 

2. radi djela, kojemu zakon prieti doäivotnom 
dr^avnom uzom ili robijom, ima se u prvom sluöaju 
izre6i kazan dräavne uze, u drugom uze od 3 do 
15 godinah; 

3. u drugih sluöajevih nesmije kazna prekoraöiti 
polovice najvisje mjere one kazne, kojom zakon prieti 
djelu, dapaöe moze se i sniziti do najni^je zakonske 
mjere. — Na mjesto robije ima se vazda suditi na 
uzu u jednakom trajanju. 

Kazna slobode nad mladimi osobami ima se ovrsi- 
vati tako, da se iste oddiele od drugih kaznenikah, 
koji bi mogli na nje pogubno djelovati. 

Jugendliche Personen, welche zur Zeit der Ver- 
übung einer strafbaren Handlung das 12. Lebensjahr 
zurückgelegt, aber das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, sind, wenn sie zur Erkenntniss der 
Strafbarkeit (der begangenen That) gereift sind, nach 
folgenden Bestimmungen zu bestrafen: 

1. wegen einer im Gesetze mit dem Tode bedrohten 
Handlung ist auf Gefängniss von 3 bis 20 Jahren zu 
erkennen; 
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2. wegen einer im Gesetze mit lebenslänglichem 
Staatsgefängniss oder Zuchthaus bedrohten Handlung 
ist im ersten Falle auf Staatsgefängniss und im 
zweiten Falle auf Gefängniss von 3 bis 15 Jahren zu 
erkennen ; 

3. in anderen Fällen darf die Strafe die Hälfte 
des Höchstmasses der auf die Handlung gedrohten 
Strafe nicht übersteigen, und kann auch bis auf das 
gesetzliche Mindestmass herabgesetzt werden. — Statt 
Zuchthaus ist Gefängniss in gleicherDauer zu ver- 
hängen. 

Die Freiheitsstrafe ist an jugendlichen Personen 
derart zu vollziehen, dass sie von anderen Sträf- 
lingen, welche einen nachtheiligen Einfluss auf die- 
selben üben könnten, gesondert gehalten werden. 

Allgemein ist anerkannt, dass das heute in Kroatien zu Recht 
bestehende Strafgesetz dem jugendlichen Alter eine genügende 
Berücksichtigung nicht zu Theil werden lässt. 

Alle neueren Gesetze schaflfen geeignete Abhilfe und nehmen 
sich meistens das deutsche Strafgesetz zum Vorbilde, welches 
in dieser Beziehung auf das seinerzeit abgegebene gründliche 
Gutachten der wissenschaftlichen Deputation für das Medicinal- 
wesen basirt ist. 

Betreff des Strafausmasses zeigt sich zwischen dem kroatischen 
Entwürfe und dem ungarischen Gesetze (§ 85), so auch dem 
österreichischen Entwürfe eine grosse Differenz. 

Nach dem ungarischen Gesetze kann das höchste Mass der 
Freiheitsstrafe in diesen Fällen fünf Jahre betragen. Der kroatische 
Codificator ist der Ueberzeugung, dass dies in der Milde zu 
weitgehend ist. Er will also die Bestimmung des österreichischen 
Entwurfes zum Vorbilde nehmen. 

Wir sehen aber, dass der kroatische Entwurf dennoch härter 
ist, als selbst der zweite Text (Ausschussantrag) des öster- 
reichischen Entwurfes. Auch der Ausschussantrag bestimmt in 
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§ 12 die längste Dauer der zeitigen Freiheitsstrafe mit 20 Jahren, 
bedroht aber die jugendlichen Personen im § 62 für die denkbar 
schwersten Verbrechen mit einer höchstens 15jährigen Freiheits- 
strafe, während unser Entwurf noch immer eine 3- bis 20jährige 
Strafe in Aussicht stellt. 

Da wir für eine solche Härte in keinem der neueren Gesetze 
und Entwürfe ein Vorbild kennen, müssen auch wir uns gegen 
den Vorschlag erklären, und dem Gutachten der Universität 
beip€ichten, welches erklärt; dass das Maximum mit 20 und 
15 Jahren zu hoch gegriffen erscheint. 

Die Motive des Entwurfes sprechen sich ausdrücklich gegen 
die eventuelle Acceptirung des Punktes 4 des § 85 des ungarischen 
Gesetzes aus, „weil man mit Rücksicht auf den nicht bestehenden 
inneren Unterschied zwischen Verbrechen und Vergehen, die 
letzteren auch bei jugendlichen Verbrechern mit polizeilichen 
Strafen nicht belegen kann". 

Empfehlenswerth wäre es, den Schlusssatz des § 85 des 
ungarischen Gesetzes: „Auf Amtsverlust oder auf zeitweilige 
Entziehung der politischen Rechte darf gegen Personen, welche 
nach diesem Paragraph zu bestrafen sind, nicht erkannt werden", 
in den kroatischen Entwurf aufzunehmen, ja diese Bestimmung 
auch mit dem Verbote der Ausweisung und mit dem Verbote 
der polizeilichen Ueberwachung zu erweitern, da eben durch 
diese Nebenstrafen der jugendliche Leichtsinn eine gewiss nicht 
beabsichtigte viel härtere Strafe erleiden würde, als durch die 
verbüsste Freiheitsstrafe. Die Einsperrung wird die öffentliche 
Meinung dem jugendlichen Thäter verzeihen, die Nebenstrafen 
würden aber für ihn ein Hinderniss in Erlangung einer gesicherten 
Lebensstellung bilden. 

Der Schlusssatz des Paragraphs differirt in der Fassung 
des Textes von anderen Gesetzen, entspricht aber den Bedürf- 
nissen Kroatiens. Nach den Bestimmungen des deutschen Reichs- 
Strafgesetzes müssen diese Strafen in besonders für jugendliche 
Gefangene bestimmten Strafanstalten oder in besonders hiezu 
bestimmten Räumen vollzogen werden. Die Textirung gab zu 
vielen Controversen Anlass und selbst im beschränktesten Sinne 
ist das Gesetz bis heute nicht ausgeführt. — Das ungarische 
Gesetz (§ 86) bestimmt, dass jugendliche Personen „während 
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der ganzen Dauer ihrer Freiheitsstrafe von den übrigen Gefangenen 
gesondert zu halten sind". Ueber den eigentlichen Sinn dieses 
Gesetzes lässt sich auch *sehr viel streiten. Am richtigsten würde 
dem Wortlaute des Gesetzes dadurch entsprochen, wenn man ein 
besonderes Gefängniss für jene Delinquenten bestimmen würde, 
die auf Grund des § 85 verurtheilt wurden ; mit Rücksicht auf die 
finanziellen Verhältnisse des Königreiches ist hiezu in Ungarn im 
Laufe des nächsten halben Jahrhunderts keine Aussicht vorhanden, 
da es im Gebiete des Gefängnisswesens viel dringendere Reformen 
gibt. Die Einzelhaft kann wieder im Sinne des Gesetzes höchstens 
1 Jahr andauern. Ein letztes Mittel bliebe endlich, den Trakt 
des Gefängnisses, respective des Staatsgeftlngnisses, wo Jugend- 
liche verwahrt werden, von den übrigen Trakten hermetisch 
abzuschliessen. Dies ist aber aus Interessen des Dienstes oder 
in Folge der örtlichen Verhältnisse meistens unmöglich. 

Mit Rücksicht auf diese vielen Calamitäten, welche in Ungarn 
nur durch die Bestimmungen des § 42 etwas gemildert werden, 
erscheint die Textirung des kroatischen Entwurfes viel glück- 
licher getroflfen zu sein, da hier nur von einer Classification der 
Sträflinge die Rede ist, welche mit Errichtung von eisernen 
Zellen, ohne besonders namhafte Unkosten, überall und in kurzer 
Zeit durchgeführt werden kann. Die Zweckmässigkeit einer 
besonderen Anstalt ausschliesslich für jugendliche Sträflinge, 
unterliegt wohl keinem Zweifel. Bei der kleinen Zahl derartiger 
Sträflinge würde aber ein dahin gehendes Project, in Kroatien 
stets nur ein Project bleiben. 

In vielen Fällen ist aber ein Strafvollzug, der für die Jugend- 
lichen nur eine Classification während der Detinirung in Aussicht 
stellt, im Interesse der Besserung nicht genügend. Oft wird die 
strenge Einzelnhaft oder die Unterbringung in eine Besserungs- 
anstalt viel Wünschenswerther erscheinen. 

Aus diesen Gründen sollte der § 42 des ungarischen Gesetzes 
auch im kroatischen Entwürfe nicht fehlen. Indem sich aber 
diese Verfügung an jene Paragraphe des Gesetzes anschliesst, 
in welchen die Fragen des Strafvollzuges geregelt werden, so 
wäre auch ein diesbezüglicher neuer Paragraph nach dem § 49 
des kroatischen Entwurfes einzufügen. An jener Stelle werden 
wir die beregte Frage des Weiteren erörtern. 
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§ 26. 
Tko nije prevalio 20. godine dobe svoje, kad je 
poßinio djelo, za koje zakon naredjuje kazan smrti ili 
dozivotne robije, ima seu prvom sluöaju kazniti robi- 
jom od 10 do 20 godinah, u drugom sluöaju od 5 do 
20 godinah. 

Wer das 20. Lebensjahr nicht überschritten hat zur 
Zeit wo er eineHandlung beging, welche das Gesetz mit 
der Todesstrafe oder der lebenslänglichen Zuchthaus- 
strafe bedroht, ist im ersten Falle mit Zuchthaus von 
10 bis 20 Jahren, im zweiten Falle von 5 bis 20 Jahren 
zu bestrafen. 

Die gleiche Bestimmung ist in dem § 52 des in Kraft stehen- 
den österreichischen Strafgesetzes enthalten, nur wurde im Ent- 
würfe eine kleinere Milderung zugestanden. 

§ 27. 

Nemogu se kazneno progonoti oni gluhoniemi, koji 
nisu dozrjeli do spoznanja kaznjivosti svojih dielah. 

Oni gluhoniemi pako, koji su dozrjeli do toga 
spoznanja, kazne se po ustanovah § 25. 

Taubstumme, welche zur Erkenntniss der Strafbar- 
keit ihrer Handlung nicht gereift sind, können straf- 
rechtlich nicht verfolgt werden. 

Diejenigen Taubstummen aber, die zu dieser Er- 
kenntniss gereift sind, werden nach den Bestimmungen 
des § 25 bestraft. 

Die Tragweite dieser humanen Verfügung wurde schon in 
einer meiner vorigen Arbeiten^) gewürdigt. 

Eine noch weiter gehende Milderung der Strafen, wie dies 
im Gutachten der Universität gewünscht wird, würde die Grenzen 

*) Siehe: Der kroatische Straf Gesetzentwurf, Seite 13. 
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der Straflosigkeit streifen und könnte nach unserem Dafürhalten 
umsoweniger befürwortet werden, als ina § 25 vom Minimum zum 
Maximum sehr weite Grenzen gezogen sind, und der kroatische 
Entwurf in dieser Frage ohnedies viel weiter geht als selbst 
der Artikel 67 des italienischen Entwurfes. 

§ 28. 

Vrieme, koje je osudjenik bez vlastite krivnje pro- 
bavio u pritvoru ili u iztraznom zatvoru, ima se ura- 
öunati u kaznu vremenitu i novöanu. 

U takovih sluöajevih sudac ima odmjeriti kaznu i 
izre6i, na koliko se ista smatra pretrpljenom pritvorom 
ili iztra^nim zatvorom, koji mogu naknaditi samo jed- 
nako trajanje vremenite kazne. 

Die von einem Verurtheilten ohne sein Verschulden 
erduldete Verwahrungs- oder Untersuchungshaft ist ihm 
in die zeitige Freiheits- oder Geldstrafe einzurechnen. 

In solchen Fällen hat der Richter das Ausmass der 
Strafe zu bestimmen und auszusprechen, inwieweit 
diese durch die Verwahrungs- oder Untersuchungshaft 
welche nur eine gleiche Dauer der Freiheitsstrafe er- 
setzen kann, als abgebüsst anzusehen sei. 

Einstimmig ist das Lob, welches obiger Verfügung gezollt 
wird. UUmann sagt: „Dies ist das Mass dessen, was der Staat 
Demjenigen, dem ohne dessen Verschulden zum Zwecke der 
Geltendmachung des staatlichen Rechts auf Strafe schon vor der 
Verurtheilung die persönliche Freiheit entzogen wurde, unbedenk- 
lich gewähren kann, aber auch als Recht gewähren soll. Ver- 
wahrungs- und Untersuchungshaft sind einander gleichgestellt und 
zwar meines Erachtens mit Recht, weil das legislative Motiv 
des Instituts in beiden Fällen in gleichem Masse zutriflft." 

Aus anderen Rücksichten, aber in gleich günstiger Weise 
urtheilt auch das Gutachten der Universität zu Agram. 

Der italienische Entwurf ordnet an, dass jede Untersuchungs- 
haft in die Strafe einzurechnen sei, ohne Rücksicht darauf, ob 
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die Dauer der Detention vom Inhaftirten verschuldet wurde oder 
nicht und ob die Haft längere oder kürzere Zeit andauerte. 

Warum diese Principien nicht angenommen werden konnten, 
wird durch den Codificator in den Motiven stichhältig erörtert^). 

Interessant sind auch die Verhandlungen, welche in Ungarn 
über den analogen Paragraph durch die Enqu^te-Commission 
gepflogen wurden. Von Seite eines dem hohen Richterstande an- 
gehörigen Mitgliedes wurden gegen die geplante Verfiigung schwere 
Bedenken vorgebracht, selbe fanden aber durch den Staatssecretär 
Karl Csemegi und durch den Minister v. Perczel, ungesäumte und 
die zutreffendste Widerlegung 2). 

§ 29. 
Kradja, pronevjerenje, prevara, ostedenje stvari, 
sakrivanje, kada nisu tjerana poput obrta, pa prestupak 
spomenut u § 351 prestaju biti kaznjivimi, ako dobro- 
voljno krivac sam, ili njegovim nastojanjem tko tre6i 
naknadi podpunoma stetu, naneäenu kojim od izbro- 
jenih kaznjivih djelah i to prije, nego li je kaznenomu 
sudu, drzavnomu odvjetniötvu ili oblasti sigurnostnoj 
doslo do znanje, da na krivca pada sumnja takova 
kaznjiva djela. 

Der Diebstahl, die Unterschlagung, der Betrug, die 
Sachbeschädigung, die Hehlerei, sofern sie nicht ge- 
werbsmässig getrieben wurde, und das im § 351 erwähnte 
Vergehen hören auf strafbar zu sein, wenn der Schuldige, 
bevor er einem Strafgerichte, einer Staatsanwaltschaft 
oder einer Sicherheitsbehörde als der strafbaren Hand- 
lung verdächtig bekannt geworden ist, freiwillig für den 
aus seiner strafbaren Handlung entstandenen Schaden 
selbst, oder über seine Veranlassung durch einen Dritten 
vollen Ersatz geleistet hat. 



^) Siehe : Osnova novoga kaznenoga zakona. ^eite 146. 

2) Siehe: Motivensammlung von Dr. Low, I. Band, Seite 541. 
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Eine dem obigen Paragraph analoge Bestimmung ist wohl 
in dem österreichischen Entwürfe (§64), nicht aber im ungarischen 
Gesetze, noch auch im Strafgesetze des Deutschen Reiches ent- 
halten. Sie gilt in Oesterreich schon seit 1803 und „beruht 
— nach den Motiven des österreichischen Entwurfes — theils auf 
der Voraussetzung der eingetretenen Aufhebung des rechtswidrigen 
Willens, theils auf einer billigen Berücksichtigung des Beschä- 
digten, welchem dadurch die Erlangung des Schadenersatzes in 
vielen Fällen ermöglicht wird, und findet in dieser doppelten 
Beziehung auch ihre volle Rechtfertigung in dem allgemeinen 
Rechtsbewusstsein" *). 

Dieser Auffassung schliesst sich der kroatische Codificator 
an und bemerkt, dass die Anwendung dieser Principien in Kroatien 
keine schädlichen Folgen zeigten, mithin auch kein Grund vor- 
liegt, warum die Gesetzgebung hievon für die Zukunft abweichen 
sollte. Vollständige Streichung des Paragraph wird durch Pro- 
fessor Ullmann und durch die juridische Facultät der Universität 
Agram beantragt. Ersterer sagt: „Es scheint mir in hohem Masse 
bedenklich zu sein, bei Delicten, welche am häufigsten und gerade 
in jenen Schichten der Gesellschaft vorkommen, in welchen ein 
ausgebildetes Rechtsgefühl, sowie die Achtung vor fremdem Eigen- 
thum zumeist fehlt, eine Bestimmung zuzulassen, welche leicht 
geeignet ist, die üeberzeugung von der criminellen Qualität 
gewisser Handlungen dadurch zu erschüttern, dass es angeht, die 
zweifellos verwirkte Strafe lediglich durch freiwillige Erfüllung 
der aus dem Verbrechen entstehenden civilrechtlichen Verbind- 
lichkeiten gleichsam abzulösen. Dem Schuldigen wird die Straf- 
losigkeit als eine Prämie für die Leistungen dessen erscheinen, 
wozu er ohnehin verpflichtet ist; in letzter Reihe also eine Prämie 
für keine Leistung. Allein abgesehen von diesen gewiss im Bereiche 
der Möglichkeit liegenden schädlichen Einwirkungen auf die 
Rechtsanschauungen gewisser Classen der Gesellschaft, scheint es 
mir gewagt zu sein, einen Verzicht auf das staatliche Recht auf 
Strafe auszusprechen, wo doch unleugbar durch den freiwillig ge- 
leisteten Erfolg an der schuldbaren Handlung sich nichts geändert 
hat, . . . Hervorzuheben wäre noch, was auch von Anderen betont 



1) Siehe: Allgemeine Bemerkungen. Wien 1875. Seite 52. 
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wurde, dass Derjenige, der sich in Ansehung einer der oben 
bezeichneten Handlungen lediglich des Versuches schuldig gemacht 
hat, sich in einer schlimmeren Lage befindet, da er nicht im 
Stande ist, sich durch Ersatzleistung Straflosigkeit zu sichern/' 

Nach unserem Erachten soll die thätige Reue als Strafaus- 
schliessungsgrund nur aus Rücksichten des Staatswohles und zur 
Verhinderung eines grösseren Schadens nur aus wichtigen criminal- 
politischen Gründen zugelassen werden, wie dies in richtiger 
Weise auch im kroatischen Entwürfe bei den Fällen des Hoch- 
verrathes, beim falschen Eid und der falschen Aussage, bei dem 
Zweikampfe und bei der Brandlegung (§§ 120, 200, 247, 365) 
geschieht, niemals aber bei den Eigenthumsdelicten, weil bei 
diesen die thätige Reue auch als Strafabmessungsgrund, beziehent- 
lich als mildernder Umstand, in den meisten der Fälle mit eben 
solcher psychologischer Kraft auf das ehrliche Streben, den 
Schaden gut zu machen, einwirken wird, als bei der Zusicherung 
der Straflosigkeit. 

Endlich wünschen wir das Fallenlassen dieses Paragraphs 
aus Rücksicht unserer strafrechtlichen Beziehungen zu Ungarn. 
Der kroatische Entwurf ist in vielen Fragen strenger als das 
ungarische Gesetz; dass es eben nur bei den Eigenthumsdelicten 
mildere Bestimmungen treffe, ja eine Straflosigkeit zusichere für 
Handlungen, die in Ungarn strafbar sind, würde bei dem Bestand 
der Competenz des „forum delicti commissi" zur Störung des 
Rechtsbewusstseins in den niederen Kreisen der Bevölkerung, ja 
auch zu gegenseitigen unliebsamen Verstimmungen in mass- 
gebenderen Kreisen und vorzüglich in Kreisen der Tagespresse, 
mehr als erwünschte Veranlassung geben. 

Betreff der Textirung erachtetes Dr. Ruzi6 für sehr weise, dass 
der Ausdruck „thätige Reue" („uspjeäno pokajanje") vermieden 
wurde; hiedurch wird jenes Erforderniss ferngehalten, wonach 
der freie Wille auf gewissen moralischen Motiven basiren soll. 

Für deü Fall der Beibehaltung des Paragraphs empfiehlt 
UUmann die im Artikel 296 des königlich sächsischen Strafgesetz- 
buches enthalten gewesene Fassung: 

„. . . wenn der Thäter zu einer Zeit, wo er sich noch nicht 
für entdeckt hielt. . . . '' 



III. HAUPTSTUCK. 

Versuch. 

§ 30. 
Djelo, kojim je tko u istinu zapoöeo izvadjati, a 
nije izveo zloöinstva ili prestiipka, koj je nakanio 
poöiniti, kazni se kao pokusaj zloöinstva ili prestupka, 
ako zakon nenaredjuje, da nije kaznjiv. 

Eine Handlung, durch welche die wirkliche Aus- 
führung eines beabsichtigten Verbrechens oder Ver- 
gehens begonnen, aber nicht vollendet wurde, ist als 
Versuch des Verbrechens oder Vergehens zu bestrafen, 
sofern das Gesetz nicht anordnet, dass es nicht 
strafbar ist. 

Dr. Ru2i6 plaidirt dafür, dass die BegrifFsbestimmung des 
Versuchs nicht gegeben werde. 

Die Entgegnung, dass wichtige praktische und criminal- 
politische Gründe dafür sprechen, dass hiedurch die Grenzlinie 
zwischen Versuch und Vorbereitungshandlung gezogen werde, 
will Ru^id damit entkräften, dass der vorliegende Entwurf eine 
richtige Definition des Versuches nicht getroffen, weil es über- 
haupt unmöglich ist, die Grenze festzustellen, wo eine Vor- 
bereitungshandlung aufhört als solche zu gelten und sich schon 
als Versuch repräsentirt. 

Zum Beispiel: Laut §§ 113, 366 ist auch die Vorbereitung 
strafbar, während der Versuch bei den §§ 226, 276, 322, 350 
u. s. w. straflos ist. In dieser Weise könnte der Versuch auch 
bei den übrigen strafbaren Handlungen straflos bleiben. 

Diese Ansicht theilen wir nicht. 
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Das Studium der Geschichte des Strafrechtes gibt ein lehr- 
reiches Bild des Kampfes, welcher zwischen der Theorie der 
Subjectivität und der Theorie der Objectivität geführt wurde. 

Es gab eine Zeit, w6 der Willensmoment, das Moment der 
Handlung überwog, und es gab wieder eine Zeit, wo die physische 
Kraft des Delictes die moralische Kraft des Verbrechens besiegte. 

Welchen Aufwand geistiger Arbeit bedurfte es, das Gebiet 
der Moral und das Gebiet des Rechtes von einander zu scheiden. 

Die Lehre Filangieri's: „Qui hominem non occidit, sed 
vulneravit ut occidat, pro homicidio damnandum", ist heute ver- 
altet. Allgemein ist anerkannt, dass nicht der dolus, welcher sich 
in einer äusseren Handlung bekundet, zu strafen sei, sondern 
die Action. 

Der Kampf zwischen „dolus'' und „actio", ist der Kampf der 
Lehre des „Versuches", der Kampf zwischen Objectivität und 
Subjectivität. 

Beide Parteien bemühten sich, eine correcte Formel für den 
Begriff des Versuches zu finden. Niemandem ist dies gelungen. 

War also der Kampf vergebens? Nein! Sie lieferte der 
Judicatur ein wissenschaftliches reiches Rüstzeug für die Streit- 
fragen des täglichen Lebens und die Judicatur neigte sich mit 
Vorliebe der objectiven Richtung zu, wo sie die Liberalität als 
Kampfesgenossen findet. 

Auf der Fahne dieser Partei ist der Versuch als „begonnene 
Ausführung des Verbrechens" bezeichnet. Dieser Devise schliessen 
wir uns an, weil in diesen Worten ein tiefer Sinn enthalten. 

Diese Worte bedeuten, dass die Vorbereitungshandlungen 
nicht bestraft werden. 

Warum? 

Weil sie die Ausführung des Verbrechens nicht beginnen. 

Sie sollen bedeuten, dass mit untauglichen Mitteln ein Ver- 
such nicht unternommen werden kann. 

Warum? 

Weil die Ausführung eines Verbrechens mit untauglichen 
Mitteln nicht beginnen kann. 

Sie sollen bedeuten, dass bei einem untauglichen Objecto 
auch ein Versuch nicht vorliegen kann. 

Warum? 

Tan ff er, Oeflammelte Wohlmeinangeu. O 
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Weil, wo das Verbrechen nicbt beendet werden kann, dort 
selbes auch nicht begonnen werden kann *). 

Alle diese Bedeutungen sind in der obigen Formel enthalten 
und dieserwegen wollen wir sie auch im Gesetze behalten. 

Und dennoch, auch v. Schwarze, der berühmte Jurist und 
Codificator, ist mit der Definition des Versuches, wie solche im 
kroatischen Entwürfe vorgeschlagen wird, nicht einverstanden. 
Er beruft sich diesbezüglich auf die Ausftlhrungen, die in seinem 
Commentare des deutschen Reichs-Strafgesetzes zu lesen sind. 
Dort wird gesagt: 

„Allgemein wird anerkannt, dass die Vorbereitungshand- 
lungen straflos sind. Schwierig ist es aber, die Grenzlinie zwischen 
dem strafbaren Versuche und den Vorbereitungshandlungen auf- 
zustellen. In den Worten „Anfang der Ausführung" liegt keines- 
wegs eine genügende Lösung der Schwierigkeiten ... da die- 
selbe Handlung — nach den Umständen des einzelnen Falles — 
als Versuch und gleichfalls als Vorbereitung sich vorstellen kann. 
Zum Beispiel: Der, welcher geständlich oder sonst bewiesener- 
massen in der Absicht einsteigt, sich einschleicht, einbricht, um 
zu stehlen, begeht den Versuch eines ausgezeichneten Diebstahles, 
wogegen Derjenige, welcher einsteigt, um ein Nachtlager zu suchen, 
nicht einen Versuch des Delictes, oder wenn es lediglich deshalb 
geschieht, um die Gelegenheit zur künftigen Verübung eines 
beabsichtigten Verbrechens auszukundschaften, nur eine Vor- 
bereitungshandlung begeht, und man auch zum Beispiele das Ein- 
schleichen, um in späterer Stunde den Bewohner zu tödten, mit 
Rücksicht auf die Entfernung nach Zeit und Ort von der künftigen 
Tödtung, nach Befinden, fiir eine Vorbereitung erklären kann. 

Die Absicht, in welcher die Handlung unternommen, gibt 
ihr den entscheidenden Charakter." 

Schwarze meint, dass die Definition des Versuches mit den 
Worten „den Entschluss durch Handlungen — bethätigt hat" 
correcter wäre. 

Professor Ulimann reflectirt in seiner Recension des kroati- 
schen Entwurfes auch auf die von Schwarze angefahrten Be- 



^) Im Sinne der Ausführungen der vorzüglichen Dissertation, enthalten im 
„Büntetö jog tÄra" H. Band (1881), Nr. 16. 
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denken und sagt: ,,Es ist zweifellos, dass der Begriffsbestimmung 
die subjeetive Versuchstheorie nicht zu Grunde gelegt wurde. 
Es ist nur zu billigen; dass der Entwurf die Continuität mit dem 
geltenden Recht gerade auf diesem in der Doctrin so viel um- 
strittenen Gebiete nicht durchbrochen hat. Die Recipirung der 
deutschen Formel hätte nur den Anlass zu neuen, in der ein- 
heimischen Praxis bisher fremden Controversen gegeben. 

Da die Praxis den Ausdruck „wirkliche" stets richtig ver- 
standen hat, dürften die von Schwarze angeregten Zweifel 
entfallen." 

Den Unterschied, welcher in der Stylisirung dieses Begriffes, 
so auch in Betreff der Strafbestimmung des Versuches zwischen 
dem kroatischen Entwürfe und dem ungarischen Gesetze (§ 65) 
obwaltet, so auch den Grund dieser Verschiedenheiten habe ich 
schon an anderer Stelle *) erörtert. Hier mag noch angeführt 
werden, dass auch Professor Geyer sich filr den Ausdruck 
„Anfang der wirklichen Ausführung" erklärte; so auch, dass er 
es jedenfalls für richtiger hält, bei dem Versuche: als Regel die 
Strafbarkeit, als Ausnahme die Straflosigkeit aufzustellen. 

§ 31. 

Cim je djelo, kojim se je pokuSalo izvesti 
zloöinstvo ili prestupak, od njegova izvedenja viSe 
udaljeno, tim se bla^je kazni pokuSaj. 

Ako zakon dovr§enu zloöinstvu prieti kaznom 
smrti, pokuSaj takova zloöinstva kazni se robijom 
od tri do dvadeset godinah. 

Ako zakon dovrSenu zloöinstvu prieti kaznom 
dozivotne robije, pokuäaj kazni se robijom od tri 
do petnajst godinah. 

U obih slucajevih mo£e sud i izre6i, da se 
osudjenik ima staviti pod redarstvenu pazku. 

U svih ostalih sluöajevih kazna poku§aja nesmije 
prekoraöiti tri öetvrtine najvisje mjere kazne, koju 



^) Der kroatische Strafgesetzentwnrf. Wien 1880. Seite 15. 
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zakon naredjuje za dovrseno zlo6instvo ili prestupak, 
i moze sidi do öetvrtine najniäje mjere, koju zakon 
ustanovljuje za dovrSeno zloöinstvo ili prestupak. 
Robija izpod godine danafa; koja bi se prema tomu 
imala izreöi, neka se u smislu § 77 pretvori u uzu. 

Der Versuch ist in dem Masse gelinder zu be- 
strafen; als die Handlung, womit die Ausführung eines 
Verbrechens oder Vergehens versucht wurde, vor 
dessen Vollendung weiter entfernt geblieben ist. 

Wenn das Gesetz das vollendete Verbrechen mit 
dem Tode bedroht, so wird der Versuch eines solchen 
Verbrechens mit Zuchthaus von drei bis zwanzig 
Jahren bestraft. 

In beiden Fällen kann das Gericht auch anordnen, 
dass der Verurtheilte unter Polizeiaufsicht zu stellen sei. 

In allen übrigen Fällen darf die Strafe des Ver- 
suches drei Viertheile des höchsten Masses der auf 
das vollendete Verbrechen oder Vergehen gesetzten 
Strafe nicht tiberschreiten und kann bis auf ein Vier- 
theil des niedrigsten Masses, welches das Gesetz für 
das vollendete Verbrechen oder Vergehen bestimmt, 
herabgehen. Zuchthausstrafe unter einem Jahre, welche 
demgemäss zu erkennen wäre, ist im Sinne des § 77 
in Gefängniss zu verwandeln. 

Betreff des ersten Alinea kann behauptet werden, dass es zu 
weit geht und dennoch nicht genügt. Z. B. Jemand wirft seinen 
Gegner aus Rache und nach hartem Kampfe in ein tiefes, reis- 
sendes Wasser. Auf das Geschrei strömen Leute herbei. Infolge 
deren ernstlicher Drohung springt der Thäter dem Ertrinkenden 
nach und rettet ihn mit Gefährdung seines eigenen Lebens. 

Statt dieses — dem österreichischen Entwürfe entlehnten — 
Alinea (§ 46), wäre die dem deutschen Reichsgesetze (§ 44) nach- 
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gebildete Fassung des ungarischen Gesetzes (§ 66): ^Der Ver- 
such ist milder zu bestrafen, als das vollendete Verbrechen oder 
Vergehen" weit mehr zu empfehlen. Auch in dem ersten Ent- 
würfe des deutschen Reichsgesetzes war der weitere Satz „Für 
die Strafzumessung ist der Grad massgebend, in welchem der 
Versuch sich der Vollendung genähert hat" enthalten, doch wurde 
dies zur Vermeidung einer unnöthigen, ja schädlichen Exempli- 
fication, und weil dieser Ausspruch doch selbstverständlich ist, 
durch die Bundescommission gestrichen. 

Das Minimum der Versuchsstrafe für die mit dem Tode 
bedrohten Verbrechen ist im ungarischen Gesetze härter als in 
unserem Entwürfe, da dort das Minimum der in diesem Falle 
anwendbaren Strafe in fünf Jahren Zuchthaus besteht. 

Das Mitglied des Justiz- Ausschusses, Stefan v. Teleszky, gab 
im Reichstage selbst zu, dass gegen dieses hohe Minimum 
Bedenken erhoben werden können, doch wurde die Bestimmung 
ohne weitere Erörterung acceptirt. Die diesbezügliche Fassung 
des kroatischen Entwurfes steht im Einklänge mit dem deutschen 
Reichs- Strafgesetze und mit dem österreichischen Entwürfe. 

In der Frage des Strafmaximum befolgt unser Entwurf das 
Vorbild des österreichischen Entwurfes, üllmann schreibt hier- 
über: „Soll dem Unterschiede von Vollendung und Versuch auch 
im Punkte der Strafbarkeit in der Rechtssprechung praktische 
Bedeutung gesichert werden, so ist eine Bestimmung nothwendig, 
welche der Versuchsstrafe eine Grenze durch Fixirung des Höchst- 
masses zieht. Es ist daher nur zu billigen, dass der kroatische 
Entwurf die Praxis davor bewahrt, der Ausmessung der Versuchs- 
strafe Fictionen (der Vollendungsstrafe des nicht vollendeten 
Delictes) zu Grunde legen zu müssen." 

Gefragt könnte schliesslich werden, ob in diesem Para- 
graph nach dem Wortlaute des deutschen Reichs-Strafgesetzes 
nicht auch der Geldstrafen gedacht werden soll. Wir meinen, 
dass es vollständig correct ist, wenn im Allgemeinen nur von 
„Strafen" die Rede ist. 

§ 32. 
Ustanove o nuzkaznah i posljedicah uporavljuju 
se i kod pokuSaja. 
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Die Bestimmungen über Nebenstrafen und Folgen 
finden auch bei dem Versuche Anwendung. 

Aus welchem Grunde obiger Paragraph hier aufgenommen 
wurde, ist in den Motiven nicht gesagt; enthält er doch keine 
Ausnahme von den späteren Paragraphen, welche über die Neben- 
strafen und Straffolgen sprechen und allgemeine Regeln enthalten. 

Im ungarischen Regierungsentwurfe war wohl bei § 66 ein 
viertes Alinea proponirt, welches die Verfügung enthielt, dass der 
Richter bei Versuchsstrafen nicht gehalten sei, die Nebenstrafen 
des Amtsverlustes und der Suspendirung der politischen Rechte 
auszusprechen, doch wurde dieses Alinea im Reichstage gestrichen 
und hiefür eine bedeutend restringirte Verfügung in dem zweiten 
Alinea des § 54 geschaffen. 

Das deutsche Reichs-Strafgesetzbuch kann als entsprechendes 
Vorbild nicht angeführt werden, da dieses im § 45 nicht von 
allen im Gesetze zulässigen Nebenstrafen, sondern nur allein von 
der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte und von der 
Polizeiaufsicht spricht. 

Aber auch im Allgemeinen mag die Verfügung nicht leicht 
gebilligt sein, weil eine jede Gesetzgebung bei den Freiheitsstrafen 
ein Minimum bestimmt, wo gewisse Nebenstrafen auch für Ver- 
brechen nicht statthaft sind. So z. B. kann laut § 32 des deutschen 
Reichs-Strafgesetzbuches der Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte nicht ausgesprochen werden, wenn die erkannte Gefängniss- 
strafe drei Monate nicht erreicht. Aehnlich verfügt § 37 des 
österreichischen Entwurfes (Ausschuss-Antrag). Im § 54 des 
ungarischen Gesetzes ist das Minimum der Freiheitsstrafe in 
dieser Beziehung mit sechs Monaten limitirt und ist dem Richter 
das freie Ermessen gewahrt, bei Strafen des Gefängnisses oder 
des Staatsgefängnisses, welche sechs Monate nicht übersteigen, 
die Nebenstrafen des Amtsverlustes und Entziehung der poli- 
tischen Rechte zu verhängen, oder hievon Umgang zu nehmen. 

Eine drei- oder sechsmonatliche Gefängnissstrafe ist nicht 
hoch genug, um an sie in jedem einzelnen Falle, und ohne Aus- 
nahme, den schweren Verlust der Ehrenrechte anknüpfen zu 
können. Bei vielen ürtheilen wäre diese Härte durch nichts 
gerechtfertigt. 
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§ 33. 
PokuSaj nije kaznjiv, ako je Öinitelj: 

1. iz vlastita nagona^ a ne usljed yanjskih od 
njegove volje neodvisnih zapriekah odustao od dovr- 
fienja zapoöeta zloöinstva ili prestupka^ ili 

2. ako je prije nego se je doznalo za njegovo 
djeloy iz vlastita nagona uklonio posljedak, potrebit 
za dovrSenje zloöinstva ili prestupka. 

Nu ako djelo; kojim je pokuSano zloöinstvo ili 
prestupak^ tvori samo za sehe kaznjivo djelo, to 
njegova kaznjiyost nije izkljuöena ovim paragrafom. 

Der Versuch ist nicht strafbar, wenn der Thäter: 

1. aus eigenem Antriebe und nicht in Folge 
äusserer, von seinem Willen unabhängiger Hinder- 
nisse, von der Vollendung des begonnenen Ver- 
brechens oder Vergehens abgestanden ist; oder 

2. wenn er früher, als seine Handlung bekannt 
wurde, aus eigenem Antriebe den zur Vollendung 
des Verbrechens oder Vergehens erforderlichen Er- 
folg abgewendet hat. 

Wenn aber eine Handlung, womit ein Verbrechen 
oder ein Vergehen versucht wurde, an und für sich 
eine strafbare Handlung bildet, so ist deren Straf- 
barkeit durch diesen Paragraph nicht ausge- 
schlossen. 

Alle neueren Gesetze enthalten eine mehr oder minder gleich 
formulirte Verfügung. Im Gesetze des Cantons Zürich (§ 36) 
finden wir eine engere Begrenzung, da dort der Straflosigkeit 
durch freiwillige Abwendung des Erfolges nicht gedacht wird. 

Nach der Meinung des Professor Uli mann enthält der 
kroatische Entwurf eine Lücke bezüglich der Theilnehmer, „welche 
aus eigenem Antrieb" bewirkt haben, dass es beira Versuch blieb, 
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oder den Eintritt des zur Vollendung des Delictes erforderlichen 
Erfolges abgewendet haben. Auch den Theilnehmern ist durch 
eine entsprechende Fassung der hier in Frage stehenden Gesetzes- 
stelle, beziehungsweise durch Aufnahme einer besonderen Bestim- 
mung im Hauptstück über die Theilnahme Straflosigkeit zuzu- 
gestehen. 

Diese Bemerkung wurde in der Literatur — in Bezug auf das 
deutsche Reichs- Strafgesetz — schon einigemal erörtert. Nach der 
Wohlmeinung Schwärze's umfasst das Wort „Thäter" auch den 
Anstifter und den Gehilfen. „In allen Fällen — sagt weiter 
Schwarze — kommt jedem Theilnehmer nur seine Thätigkeit, 
nicht auch die der übrigen Theilnehmer, zu statten; hiemit lösen 
sich alle Schwierigkeiten." 

Trotz dieser Rechtfertigung könnte der üllmann'schen An- 
schauung im Interesse der Gemeinverständlichkeit des Gesetzes 
Rechnung getragen werden, wonach dann die Textirung des § 50 
des neuesten (III.)> durch den Minister Dr. Prazak vorgelegten 
österreichischen Entwurfes anzunehmen wäre, und sollte das zweite 
Alinea nach Weglassung der Numerirung lauten: „Der Versuch als 
solcher hört auf strafbar zu sein für den Thäter oder Theil- 
nehmer, welcher etc." 

Die Motivirung besagt hierüber: „Diese Fassung soll bewirken, 
dass die Rücknahme des beendigten Versuches nicht diesen als 
solchen verschwinden macht, sondern dass nur für denjenigen 
Thäter oder Theilnehmer, welchem die thätige Reue zu statten 
kommt, die Strafbarkeit entfällt. Wenn also der Anstifter einer 
Vergiftung oder Derjenige, der das Gift geliefert hat, die erfolgte 
Vergiftung durch rechtzeitig angewandte Gegenmittel wirkungslos 
gemacht hat, so entgeht er der Strafe, nicht aber der Thäter." — 

Dr. R u 2 i 6 missbilligt vorzüglich das zweite Alinea des Entwurfes. 
Er meint: „Bei einem beendeten Versuche kann man nicht wieder 
abstehen; bei einem nicht beendeten Versuche kann man die 
Folgen nicht wieder abwenden. Hier wird also die Straflosigkeit 
für eine That zugesichert, welche im Allgemeinen für strafbar 
nicht erklärt wurde." 

Im zweiten Alinea sind nur die Fälle des sogenannten beendigten 
Versuches vorausgesetzt; der dolus ist erfüllt; es fehlt nur noch 
der zum Thatbestande des Verbrechens oder Vergehens 
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gehörige Erfolg. Die Abwendung dieses Erfolges steht dem Thäter 
in vielen Fällen zu Gebote; z. B. wenn er die schon angesteckte 
und glimmende Lunte aus dem Dache eines mit Stroh gedeckten 
Hauses wieder entfernt; oder wenn er nach dargereichtem Gifte 
ein Gegengift eingibt. — Es ist wohl richtig, dass die thätige 
Reue durch Abwendung des Erfolges, nicht bei jeder Versuchs- 
handlung möglich ist, daraus folgt jedoch nicht, dass ihre Würdi- 
gung auch in jenen Fällen, wo sie stattfinden kann, ausgeschlossen 
werde. Wichtige criminal-politische Gründe sprechen dafür, dass 
das zweite Alinea beibehalten werde. 

Wir glauben, dass auch Ru2i6 zustimmen würde, wenn das 
besagte Alinea im Zusammenhange mit dem oben empfohlenen 
Satze folgende Fassung bekommen könnte: „. . . welcher, früher als 
seine Handlung bekannt wurde, aus eigenem Antriebe und nicht 
wegen erfolgter Entdeckung seiner Schuld, den zur Vollendung 
des Verbrechens oder des Vergehens gehörigen Erfolg abge- 
wendet hat." 

Mit der weiteren Meinung des Dr. Ru2i6, dass selbst die im 
ersten Alinea enthaltene Regel unpraktisch sei, kann nicht gerechtet 
werden. Seine subjective Ueberzeugung, wenn selbe auch in 
etwelchen Fällen berechtigt erscheint, findet in den Gesetzgebungen 
keine Bekräftigung. Beccaria's Ansichten, die wir in den Motiven 
des kroatischen Entwurfes so schön reproducirt finden, haben 
heute allgemeine Anerkennung errungen. 

Eine tiefere Beachtung' verdienen aber die von Ruzi6 vorgeschla- 
genen stylistischen Modificationen. „Das Wort „öinitelj" (Thäter) 
scheint nicht glücklich gewählt zu sein; das im § 29 gut gebrauchte 
Wort „krivac" (Schuldige) würde besser passen, da in diesem Falle 
gar keine Frage darüber entstehen könnte, ob die Theilnehmer 
der Wohlthat der Straflosigkeit theilhaftig sind oder nicht. 

Das Wort „vajnskiV (äussere) sollte ausbleiben. Ist dieses 
Wort nämlich mit dem Satze „od njegove volje neodvisnih" (von 
seinem Willen unabhängiger) gleichbedeutend, oder besser gesagt, 
soll es nur zur näheren Bestimmung dieses Satzes dienen, dann 
ist es überflüssig; hat aber das Wort nicht diesen Zweck, dann 
ist es fehlerhaft, weil es den Sinn des Satzes allzusehr beengt." 

Betreff des letzten Alinea wollen wir noch eine Bemerkung 
machen. Es handelt sich hier um den qualificirten Versuch, das 
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heisst um den Fall, wenn eine VerBuchsliandlung schon an und 
für sich ein Delict bildet. 

Im Ministerialentwurfe des ungarischen Strafgesetzes war 
diese VeriUgung sammt den Punkten 1 und 2 in einen Paragaph 
verschmolzen. Der Justiz -Ausschuss creirte aber hiefÜr einen 
separaten Paragraph (§ 68), weil diese Bestimmung eine von 
dem Alinea Punkt 1 und 2 verschiedene, mit jenen in keinem 
engen Zusammenhange stehende Regel enthält. 

Da auch im kroatischen Entwürfe factisch zweierlei Grund- 
sätze in einem Paragraph enthalten sind, wäre es im Interesse 
der besseren Abrundung und der besseren Hervorhebung der 
Principien angerathen, das Vorgehen des ungarischen Reichstages 
zu befolgen. 



IV. Hauptstück. 

Theilnahme. 

§ 34. 
Kao dionik kazni se: 

1. tko je drugoga hotice privolio, da izvede kaz- 
njivo djelo (zaöetnik); 

2. tko je drugomu hotice savjetom ili öinom 
pomagao izvesti zloöinstvo ili prestupak, ili unapred 
obeöao, da 6e mu pomagati, kada bude kaznjivo djelo 
izvadjao, ili kada ga bude ye<S izveo (pomagaö). 

Als Theilnehmer wird bestraft: 

1. wer einen Anderen vorsätzlich zur Vertibung 
einer strafbaren Handhabung bestimmt hat (Anstifter); 

2. wer einem Anderen zur Vertibung eines Ver- 
brechens oder Vergehens durch Rath oder That 
wissentlich Hilfe geleistet, oder im Voraus seine bei 
oder nach der That zu leistende Hilfe zugesichert 
hat (Gehilfe). 



Auch in diesem Hauptstücke tritt uns eines der schwierigsten 
Materien des Strafgesetzes entgegen. Mit Recht sagt Dr. S. Mayer, 
dass die hiebei entstehenden Controversen sich wohl ändern, 
aber nicht völlig beseitigt werden können. 

Die über den kroatischen Entwurf veröffentlichten Gut- 
achten sprechen sich im Allgemeinen sehr günstig über den 
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kritischen Geist des Codificators und über die grösstentheils 
gelungenen Bestimmungen des Hauptstückes aus. 

Diese günstige Beurtheilung kann der kroatische Entwurf 
der sorgsamen Beachtung der über den neuen ungarischen Codex 
abgegebenen wissenschaftlichen Besprechungen verdanken. 

Der vorliegende Entwurf gibt keine Definition des Begriffes 
„Thäter", befolgt also das Beispiel des § 70 des ungarischen 
Gesetzes nicht. 

Die juridische Facultät der königlichen Universität zu Agram, 
so auch Dr. RuÄi6, erklären sich ausdrücklich mit dieser Auslas- 
sung einverstanden. 

„Eine Definition über den Begriff „Thäter", wird nie von 
dem Vorwurfe allzu grosser Allgemeinheit freigesprochen werden 
können; entweder fällt sie zusammen mit den gewöhnlichen 
Begriffen des Lebens, und in diesem Falle ist jede Definition 
überflüssig, oder sie ist enger als diese und genügt nicht den 
tausendfach verschiedenen Fällen des Rechtslebens, oder endlich 
ist sie zu weit und läuft Gefahr, Fälle in sich zu begreifen, 
welche nicht darunter gehören. Die Feststellung der Thäterschaft 
— als Thatfrage im eminenten Sinne des Wortes — wird daher 
für den einzelnen Fall dem Richter an der Hand der Doctrin 
einfach überlassen werden müssen."*) 

Auch die Begriffsbestimmung der „Mitthäterschaft" hat der 
Entwurf ausgelassen. Ru^i6 bemerkt hiezu, „dass diese Begriffs- 
bestimmung wohl einen theoretischen Werth haben mag, in der 
Praxis kann es aber zu den verschiedensten Controversen führen". 

UUmann sagt weiters: „Der Begriff der Miturheberschaft, 
welcher im kroatischen Entwürfe nicht gegeben wird, wurde auch 
in dem bisher in Oesterreich geltenden Recht nicht vermisst. 

Auch die verschiedenen Formen der Miturheberschaft (Com- 
plot, Bande) sind in dem Entwürfe nicht definirt, und zwar mit 
Recht, denn das Eingehen eines Complotes, die Gründung einer 
Bande, sind doch nur Vorbereitungshandlungen, die aus 
polizeilichem Gesichtspunkte immerhin als selbstständige Delicte 
der Bestrafung unterworfen werden mögen. Wird auf Grund des 



1) Siehe; Dr. S. Mayer. Das ungarische Strafgesetzbuch. Wien 1878, 
Seite 100. 
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Complotes oder In der Bande ein Delict beschlossen, kommt 
es aber nicht einmal zum Versuch, so fehlt jedes Object für die 
Bestrafung. Wird dagegen das beschlossene Delict versucht oder 
ausgeführt, so mag der Umstand, dass das Delict im Complot 
beschlossen oder von einer Bande ausgeführt wurde, bei der 
Strafzumessung in Betracht gezogen werden, oder vom Gesetz 
als Strafzumessungsgrund verwerthet werden." 

Die Motive selbst sprechen sich betreff dieser Frage in folgender 
Weise aus: „Es ist ausserordentlich schwer über dieMitthäterschaft 
eine solche präcise Definition zu geben, welche den bei der Aus- 
führung der Handlung mitwirkenden Gehilfen nicht tangiren 
würde. Ferner, wenn die Thätigkeit des Mitthäters als eine Form 
der Beihilfe betrachtet wird, muss auch zugestanden werden, dass 
selbst der unmittelbare Thäter bei jenen seinen eigenen Hand- 
lungen, wo auch ein Anstifter mitwirkt, als Gehilfe zu betrachten 
ist. Noch verwirrter wird die Complication, wenn man bei der 
Definition der Mitthäterschaft auch auf den Begriff des Complotes 
und der Bande Rücksicht nehmen wollte. 

Aus Anlass dieser Schwierigkeiten ist es am zweckmässigsten, 
wenn wir uns von dem Vorbilde des bestehenden Gesetzes nicht 
entfernen." 

Punkt 1 des Paragraphs entspricht in merito sowohl der 
Textirung des ungarischen Gesetzes, als auch dem österreichischen 
Entwürfe. 

Glaser*) erklärte: „Der Begriff der Anstiftung ist in unserem 
Entwürfe mit wünschenswerther Schärfe und Kürze gefasst." 

Die im § 48 des deutschen Reichs-Strafgesetzes angeführte 
Exemplification wurde durch den Codificator nicht nachgeahmt, 
„weil es nicht möglich ist, alle jene Mittel anzuführen, mit welchen 
man auf den Willen einer anderen Person einwirken kann. Man 
soll aber auch die Anf&hrung von Beispielen vermeiden, weil dies 
in's Gesetz nicht gehört, weil es keinen praktischen Werth besitzt 
und weil es zu falschen Interpretationen Anlass bietet. Schliesslich 
ist es auch gänzlich indifferent, mit welchen Mitteln ein Einfluss 
ausgeübt wurde". 



1) Studium zum Entwurf des österreichischen Strafgesetzes. Wien 1871. 
Seite 124. 
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Ob der Versuch der Anstifung strafbar ist? Dr. Ru£i<S stellt 
es in Abrede, dass der Text des Entwurfes jeden Zweifel aus- 
schliessen könnte. Wir glauben, dass diese Befürchtung, nach 
Vergleich des § 9 des bestehenden Gesetzes mit dem Texte des 
Entwurfes, unmöglich aufkommen kann. Gegen den Vorschlag, 
dass der Punkt 1 des § 49 des österreichischen Entwurfes wörtlich 
übernommen werde, dass also der Text lauten soll: „tko je 
drugoga hotice privolio na kaznjivo djelu po njemu poöinjeno" 
(wer einen Anderen vorsätzlich zur Verübung der von ihm be- 
gangenen strafbaren Handlung bestimmt hat) — ist wohl nichts 
einzuwenden, nothwendig ist aber diese Aenderung gar nicht. 

Punkt 2 ist von dem Texte des ungarischen Gesetzes dem 
Wortlaute, nicht aber dem Sinne nach, abweichend. Dort finden 
wir die soeben besprochene Exemplification, während hier die 
durch Glaser empfohlene kurze Formel des deutschen Reichs- 
Strafgesetzes und des österreichischen Entwurfes „durch Bath 
oder That wissentlich Hilfe geleistet" acceptirt erscheint. Geyer *) 
proponirt gar folgende Fassung: „wer absichtlich die Begehung 
eines Verbrechens oder Vergehens mittelbar oder unmittelbar 
befördert". (Gehilfe.) So viel und nicht mehr. 

Nach Ru£i6's richtiger Bemerkung, die er den Lehren Geyer's 
entnommen, geht der kroatische Entwurf bei der Begriflfsbestim- 
mung der Beihilfe viel zu weit, indem er erklärt, dass auch Jener 
Gehilfe ist, „der im Voraus seine bei oder nach der That zu 
leistende Hilfe zugesichert hat". 

„Ein solches Versprechen könnte sogar als Anstiftung be- 
trachtet werden. Es lässt sich nicht rechtfertigen, dass schon 
auch Jener gestraft werde, der seine Mithilfe nur versprochen, 
aber nicht geleistet hat, während Jener nicht strafbar ist, der 
den Thäter zu einer nicht begangenen strafbaren Handlung 
zu bereden trachtet, und auch der nicht, der von der Aus- 
führung der strafbaren Handlung abgestanden oder die Folgen 
beseitigt. 

Die Strafbarkeit der nur versprochenen Beihilfe kann dahin 
führen, dass Jener, der die Beihilfe versprochen, selbe auch 
factisch leistet, zumal er weiss, dass er jedenfalls gestraft wird." 



1) Besprechung des Entwurfes eines Strafgesetzes etc. Wien 1867. Seite 17. 
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Einem weiteren Amendement desselben Gelehrten, dass bei 
Punkt 2, nach den Worten „tko je" das Wort „öinitelju" (dem 
Thäter) eingefügt werde^ können wir nicht beipflichten, weil man 
eine intellectuelle Beihilfe auch dadurch leisten kann, dass man 
einen Gehilfen in seinem Entschluss bestärkt. Es wäre also ge- 
fehlt, wenn man die Beihilfe nur auf die Handlungen des un- 
mittelbaren Thäters beschränken wollte. 

Verdientermassen ist noch zu erwähnen, dass das Gutachten 
der Universität zu Agram den Verfasser des Entwurfes beglück- 
wünscht, dass er keinen „Duchesne''-Paragraph geschaffen. 

§ 35. 

Zaöetnik kazni se kaznom, kojom zakon prieti 
djelu, na koje je on drugoga hotice privolio. 

J pomagaö kazni se kaznom stavljenom na djelo, 
kod kojega je pomagao, bez razlike, da li je öinitelj 
djelo dovri^io ili pokuSao, nu uvjek uporabom usta- 
novah, sadr^anih u § 31, ter 6e sud tim bla^e kaznu 
odmjeriti, 6im je dana ili obedana pripomod manje 
djelovala na izvedenje djela. 

Den Anstifter trifft dieselbe Strafe, mit welcher 
das Gesetz die Handlung bedroht, zu der er einen 
Anderen wissentlich angestiftet hat. 

Auch den Gehilfen trifft die auf die Handlung 
gesetzte Strafe, bei welcher er Hilfe geleistet hat, 
ohne Unterschied, ob der Thäter die Handlung voll- 
endet oder versucht hat, jedoch immer unter An- 
wendung der im § 31 enthaltenen Bestimmungen, 
und das Gericht wird in dem Masse eine gelindere 
Strafe bemessen, als die geleistete oder versprochene 
Hilfe geringeren Einfluss auf die Ausführung der 
That gehabt hat. 



4 
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Zwei Fragen kommen hier zur Entscheidung: 1. wie der 
Anstifter — , 2. wie der Gehilfe zu bestrafen sei? 

Beide Fragen waren durch geraume Zeit streitig. Die erste 
Frage kann heute schon als gelöst betrachtet werden, während 
betreflf der zweiten auch die Kritiker des kroatischen Entwurfes 
Anhänger verschiedener Ansichten sind. 

Ist es wohl gerecht, dass der Anstifter jener Norm verfalle, 
welche für den Thäter bestimmt ist? 

Beccaria wollte den Thäter strenger gestraft wissen als den 
Anstifter, weil in diesem Falle sich viel seltener Jemand zur 
Ausfuhrung eines fremden Verbrechens finden dürfte, wenn er 
weiss, dass ihm eine strengere Strafe droht, Carmignani schliesst 
sich dieser Anschauung an, vorzüglich noch aus jenem Grunde, 
weil ein Thäter, der sich durch Geld oder Versprechungen zur 
Verübung eines Verbrechens bewegen liess, eine viel impertinentere 
Schlechtigkeit bekundet, als der Anstifter, der vielleicht im 
Affect handelt. 

Feuerbach hält den Anstifter strafbarer, als den Thäter. 
Hälschner huldigt derselben Auffassung, indem er sagt: „Liegt 
in dem Umstände, dass der Thäter sich nicht durch seine Pflicht, 
sondern durch den bösen Willen eines anderen Menschen zu 
seiner Thätigkeit bestimmen liess, gerade seine sittliche Schuld, 
die auch in der Rücksicht im vollen Masse bestehen bleibt, 
dass in der VerfUhrung, wenigstens an sich, eine Beschränkung 
der Wahlfreiheit durchaus nicht enthalten, so kann auch die Ver- 
führung gestaltet, und wie verführerisch sie sein mag, niemals 
die Schuld selbt aufheben. Dagegen erscheint nothwendig die 
Schuld dessen, der den verbrecherischen Entschluss in freier, 
schöpferischer Weise in sich hervorbrachte, grösser als die Schuld 
dessen, der dem Gesetze in seiner abstracten Form gehorsam, 
erst dann der Schuld verfiel, als die bereits gedankenmässig ge- 
staltete verbrecherische That ihn verführte^). 

Der Feuerbach'schen Schule schliessen sich auch Tittmann, 
Wolthers, Rossi und das geltende österreichische Strafgesetz- 
buch an. 



^) Siehe diese Ausführungen in der erschöpfendsten Weise in den Motiven 
des ungarischen Strafgesetzes. Löw'sche Sammlung. I. Band 482 und folgende 
Seiten. 
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Nach der heute herrschenden Ansicht ist der Anstifter im 
Allgemeinen auf dieselbe Stufe der Strafbarkeit mit dem Thäter 
zu stellen, ^weil wir es einerseits mit den Interessen der Gesell- 
schaft nicht vereinbar halten, dass dem Anstifter durch eine 
mildere Behandlung eine Aufmunterung zu Theil werde, dass er 
die Armuth, die Unwissenheit oder den Leichtsinn eines Anderen 
zur Erreichung seiner verbrecherischen Ziele ausbeute. Anderseits 
begann der Thäter die physische Handlung, er entwickelte die 
nothwendige Energie, er beseitigte die Hindernisse, er drang 
von Stufe zu Stufe, bis die Idee zur That geworden. Der Thäter 
ist also auch nicht weniger schuldig, als der Anstifter''*). 

Auf diesen Standpunkt stellt sich der kroatische Entwurf, 
und alle Autoren, die sich bisher darüber aussprachen, sind mit 
dieser Stellung einverstanden, ja wir halten die Textirung fUr 
abersichtlicher und leichter fasslich als jene des § 50 des öster- 
reichischen Entwurfes (Ausschuss-Antrag), weil hier die Straf- 
barkeit des Anstifters in einem besonderen Absätze behandelt 
ist. Die Materie ist so wichtig, dass sie eine übersichtliche 
Anordnung, einen besonderen Absatz, ja auch einen besonderen 
Paragraph verdient. 

Betreff der Strafbarkeit der Gehilfen ist der Grundsatz in 
der Theorie und Praxis allgemein anerkannt, dass die Gehilfen 
milder gestraft werden sollen als die Thäter und als die An- 
stifter. Nur das französische Gesetz hält das Princip der gleichen 
Strafbarkeit — als Residuum einer älteren Gesetzgebung — auf- 
recht. Der Gehilfe nimmt dem Verbrechen gegenüber eine unter- 
geordnetere Stellung ein; er ist nur Werkzeug eines fremden 
Vorsatzes, mithin auch in leichterem Grade strafbar. 

Betreff des Principes wären wir wohl einverstanden, nicht 
aber über die gesetzgeberische Form, in welcher dem Principe 
Fleisch und Blut gegeben werden soll. 

Einige meinen, dass die mindere Strafbarkeit in gewissen 
arithmetischen Formeln auszusprechen sei, derart, dass die Strafe 
der Beihilfe mit einem Bruchtheil der ordentlichen, den Thäter 
treffenden Strafe belegt werde, so dass z. B. das Maximum der 
Strafe für die Beihilfe 73 oder ^4 <ies Maximum der ordentlichen 



*) Worte der ungarischen Motive. 

TftQffer, Oeaammelte Wohlmeinangen. 
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Strafe, das Minimum jener Strafe Y2 oder ^/^ des Minimum des 
letzteren beträgt. 

Andere Strafrechtßlehrer, so auch das deutsche Reichs-Straf- 
gesetz, das ungarische Gesetz, der österreichische Entwurf und 
auch der kroatische Entwurf glauben, dass man besser daran thut, 
wenn im Texte des Gesetzes einfach auf das System der Ver- 
suchsstrafen verwiesen wird. 

Gegen diese Anordnung erhoben sich bei Besprechung des 
kroatischen Entwurfes fast alle Stimmen. Dr. R\x£ik sagt: „Die 
allgemeinen Bestimmungen über das Maximum und Minimum der 
Strafen sollten auch bei der Beihilfe ausdrücklich angeführt werden, 
eben so wie bei dem Versuch. Der Codificator sollte sich mit 
der einfachen Hinweisung auf die Strafbestimmungen des Ver- 
suches nicht begnügen." 

Die juridische Facultät der Universität ist der gleichen 
Meinung und erklärt: „Es können Fälle vorkommen, in welchen 
das im § 31 bestimmte Minimum bei der Bestrafung der Beihilfe 
des Versuches noch immer viel zu streng wäre. Weil diese 
Möglichkeit vorhanden ist, sollte das Gesetz erlauben, dass die 
Strafe des beendeten Verbrechens mit Bezug auf die Bestrafung 
der Beihilfe bei dem Versuche, zweifach reducirt werden könne. 
Vorzüglich wäre dies bei den am schwersten strafbaren Hand- 
lungen wünschenswerth, und zwar im Falle des 2. und 3. Alinea 
des § 31." 

Professor Dr. E. UUmann endlich schreibt: „In diesem Vor- 
gange vermisst man jedenfalls die innere Nothwendigkeit. Die 
Analogie zwischen dem Verhältnisse des Gehilfen zu dem Ge- 
schehenen und jenem des Thäters im Falle des Versuchs ist doch 
nur eine äusserliche, die sich auf einen oberflächlichen Blick hin 
ergeben mag, wenn man lediglich im Auge behält, dass der 
Gehilfe weniger zur That mitgewirkt hat, als überhaupt gewirkt 
werden musste, um die That zu vollenden oder wenigstens zu 
versuchen, und dass auch (beim Versuch) der Thäter nach dem 
objectiven Ergebniss der Handlang weniger gewirkt hat, als zur 
Vollendung der Handlung nöthig war. Die rechtlich relevanten 
Gründe dieses beiderseits vorkommenden Minus in der Handlung 
des Gehilfen und des Thäters beim Versuch sind aber grund- 
verschieden, und es fragt sich, ob nicht gerade dieser Umstand 
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die Gesetzgebung nöthigen sollte, die Bestimmungen über Be- 
strafung des Gehilfen auf eine rationelle Grundlage zu stellen, 
statt sich mit einer Bequemlichkeitsrücksicht zu begnügen." 

Wir glauben, dass für jeden der citirten Gesetzgeber, so 
auch bei dem kroatischen Codificator nicht Bequemlichkeitsrttck- 
sichten, sondern Gründe der inneren Berechtigung massgebend 
waren. Die Rechtfertigung finden wir bei mehreren Autoren. 
Lesen wir z. B. Geyer; er schreibt:^) „Die Parallele zwischen 
Versuch und Beihilfe zu einem vollendeten Verbrechen ist inso- 
fern gerechtfertigt, als bei der letzteren, die in dem voraus- 
gesetzten Fall allerdings Mitwirkung zur Vollendung ist, dennoch 
die Vollendung nicht durch den Gehilfen erfolgt. Versuch und 
Beihilfe kann man also „unvollkommene Verbrechensformen" 
nennen." 

Aber selbst zugegeben, dass die durch Geyer skizzirte Aehn- 
lichkeit zwischen Versuch und Beihilfe eine künstlich begründete 
wäre, bleibt doch als Hauptsache zu betrachten, dass die Gehilfen- 
strafe eine mildere sei, als jene, welche den Thäter treflFen muss. 
Eine besondere arithmetische Formulirung ist jedenfalls eine 
willkürliche. Absolute Strafandrohungen kommen bei dem Ver- 
suche nicht vor. Das Scalen-System verwerfen wir ausser obigen 
Gründen endlich auch darum, weil selbst die Verfasser des bel- 
gischen Entwurfes zugestehen mussten, dass bei diesem System 
in einzelnen Fällen eine ungerechtfertigte Strenge kaum vermieden 
werden kann. Dies sagte auch der Verfasser des ungarischen 
Gesetzes. 

Das Scalen-System, wie es in den Art. 27 — 40 des italienischen 
Entwurfes, oder in den Art. 80 — 82 des belgischen Gesetzes vorge- 
schrieben erscheint, ist bei uns eine gänzlich unbekannte, in der 
Praxis sehr schwer einzuführende Institution, für die wir uns gar 
nicht erwärmen können, weil dort die Zum essung der Strafe nicht 
das naturgemässe Product der Vergleichung der thatsächlichen 
Umstände mit der gesetzlichen Strafandrohung, als vielmehr das 
Ergebniss eines Rechenexempels sein wird. Wir verweisen nur auf 
Art. 30 des italienischen Entwurfes und fragen, welchen Sinn es hat, 
dass der Richter in dem einen Falle zwischen 5 Monaten und 



1) Holtzendor^s Handbuch. IT. Band, Seite 404. 
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1 Jahr die Strafe ausmessen darf, in dem andern aber nur 
zwischen 13 und 30 Monaten. Eine jede derartige Eintheilung 
wird mehr oder minder sachlich unbegründet sein und ist mit dem 
acceptirten System des kroatischen Entwurfes im Widerspruch^). 

Im übrigen erscheint die Stilisirung des § 72 des ungarischen 
Gesetzes viel glücklicher getroffen zu sein, als der analoge Para- 
graph (51 der Regierungs -Vorlage, § 60 der Ausschuss -Anträge) 
des österreichischen und des — diesem Vorbilde treu gebliebenen 
— kroatischen Entwurfes. Letzterer sagt eben zu viel. 

Es heisst nämlich: „Den Gehilfen trifft die auf die Hand- 
lung gesetzte Strafe, bei welcher er Hilfe geleistet hat, ohne 
Unterschied, ob der Thäter die Handlung vollendet oder ver- 
sucht hat." 

Mit Recht bemängelt üllmann diese Verfügung, weil durch 
die Anordnung, dass für den Fall des blossen Versuches der 
Gehilfe mit der Strafe des Thäters zu belegen sei, der richtige 
Grundsatz: „dass der Gehilfe milder als der Thäter zu bestrafen 
ist", durchbrochen wird. 

Der Codificator wollte dies gewiss nicht so verstanden 
haben; er wollte das Princip nicht verletzen, dass auch bei der 
Bestrafung der Theilnehmer, die Eigenschuld des Gehilfen in 
Betracht gezogen werde; aber die Textirung des Paragraphs 
lässt die obige Interpretation aufkommen. 

Nicht nur UUmann, auch die juridische Facultät kam zur 
ähnlichen Auffassung, indem sie erklärte: „Die Facultät ist da- 
mit nicht einverstanden, dass der Entwurf den Gehilfen eines 
ausgeführten Verbrechens und den Gehilfen eines versuchten 
Verbrechens fllr gleich strafbar erklärt. 

Hiemit stellt sich der Entwurf in Widerspruch mit jenem 
Hauptprincip, dass der Versuch überhaupt minder strafbar ist, als 
die vollbrachte Handlung." 

Richtig ist endlich die Bemerkung von Dr. Ru2i<S, dass der 
Zusatz: „das Gericht wird in dem Masse etc." überflüssig sei, 
weil dies eine allgemeine Norm der Strafzumessung bildet, welche 
auch hier selbstverständlich erscheint, mithin nicht auch besonders 
anzuführen ist. 



1) Siehe: Dr. Salomon Mayer, Der italienische Strafgesetzentwnrf. 
Seite 23, 81, 91. 



^J ! ^' )j • li i w r • ^^i^Mi^Hiiii 



85 

Mit Rücksicht auf alle diese Bemerkungen empfiehlt es sich^ 
Alinea 2 des § 35 zu streichen und statt dessen einen neuen Para- 
graphen einzugliedern; dessen modificirter kurzer Text folgender 
wäre: 

„Den Gehilfen trifft die Strafe jener Handlung, bei 
welcher er Hilfe geleistet hat, doch dienen bei Aus- 
messung der Strafe der Gehilfen die für den Versuch 
geltenden Bestimmungen (§ 31) als Richtschnur/' 

§ 36. 
Ako je kaznjivost poöinjena djela veia, ili manja 
iz razlogah, koji se tiöu samo jednoga izmedju 6ini- 
teljah ili jednoga izmedju dionikah, to se ovi raz- 
lozi neuzimaju u obzir kod ostalih dionikah. 

Wenn die Strafbarkeit der begangenen Handlung 
aus solchen Gründen erhöht oder vermindert wird, 
welche nur einen von den Thätern oder nur einen 
von den Theilnehmern betreffen, so kommen diese 
Gründe bei den übrigen Theilnehmern nicht in Betracht. 

Nach dem Schlussworte des kroatischen Textes sollte jeden- 
falls noch „i öiniteljah" (und Thäter) oder statt „dionikah i 
öiniteljah" das Sammelwort des österreichischen Entwurfes „Mit- 
schuldigen" (sukrivacah) gesetzt werden. 

In stilistischer Beziehung bevorzugt das Gutachten der Uni- 
versität die Fassung des ungarischen Gesetzes (§ 74), will aber 
jedenfalls das hier berührte Princip im Gesetze aufgenommen 
wissen, umsomehr als der Paragraph den bestehenden Contro- 
versen aus dem Wege geht. 

Ru^id wünschte im Gegentheil, dass der Paragraph eben mit 
Rücksicht auf die controversen Fragen ausgelassen und die Ent- 
scheidung in vorkommenden Fällen den gesunden Erwägungen 
der Praxis anheimgestellt werde. 

Wir schliessen uns der Meinung der juridischen Facultät 
an, weil sowohl das deutsche Reichs-Strafgesetz (§ 50), als auch der 
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italienische und der österreichische Entwurf principiell diesen 
Standpunkt einnehmen und selben auch zum Ausdrucke bringen. 
Ohne Fingerzeig des Gesetzes würde die Praxis schwerlich die 
unbedingt erwünschte einheitliche Richtung nehmen. 

Ob aber in obiger Verfügung auch jener Verhältnisse ge- 
dacht werden soll, „welche die Strafbarkeit der verübten Hand- 
lung ausschliessen", wie dies im ungarischen Gesetze angeführt 
ist, können wir uns den schon an anderer Stelle ^) reproducirten 
wichtigen Bedenken des Codificators nicht entschlagen, und 
glauben, dass zur Erledigung dieser Streitfrage die Gesetzgebung 
nicht berufen ist. 



1) Der kroatische Strafgesetzentwurf. Wien 1880. Seite 19. 



Y. HAUPTSTÜCK. 

Strafen. 

Schmeichelhafte Ausdrücke der Anerkennung wurden Kroatien 
aus Anlass der Besprechungen dieses Hauptstückes^ in Hinsicht 
der Reform seines Gefängnisswesens und Betreff der zweckdien- 
lichen Vorschläge für die zukünftigen Verbesserungen, zu Theil. 

Das ertheilte und gewiss von competentesten Fachmännern 
stammende Lob, ja auch das eigene Bewusstsein, mit Aufwendung 
aller Kräfte an Sanirung alter Uebel nach bestem Wissen gearbeitet 
zu haben, brachte unsere Verwaltung nicht zu dem Entschlüsse, 
„quasi re bena gesta" nunmehr aufweichen Kissen der Befriedigung 
von den Mühen ausruhen zu wollen. Nein! sehr lebhaft stehen 
ihr die noch bestehenden Mängel vor Augen und sehr lebhaft das 
Bewusstsein, für Versäumnisse vergangener Decennien ehestens 
aufkommen zu müssen. 

Das Gutachten der juridischen Facultät zu Agram bespricht 
mit Wohlwollen die vor mehreren Monaten bestandenen Ver- 
hältnisse des Strafvollzuges in den Landesanstalten zu Lepoglava 
und zu Agram, schildert aber in grellen Farben die Mängel, ja 
den traurigen Zustand des Gerichtsgefängnisses der letztgenannten 
Stadt. 

Seit dem Zeitpunkte, als die Deputation der Universität die 
Strafanstalt zu Lepoglava besuchte, wurden hier in dem durch 
den Strafgesetzentwurf vorgezeichneten und allseits gebilligten 
Wege weitere Fortschritte gemacht, indem durch den Um- 
bau des alten Gefängnisstractes die Zahl der Einzelnzellen 
von 36 auf 86 erhöht werden konnte. Auch die Idee der eisernen 
Zellen für die nächtliche Isolirung der Sträflinge kam zur 
praktischen Ausführung. 

Aus den Mitteln des Budgets für das Jahr 1881 wurden 
28 solche Zellen beschafft und im Laufe einiger Jahre wird auch 
diese rationelle Einrichtung zur Completirung gelangen. 
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Grosse Aufgaben harren unserem Königreiche in der Ver- 
vollständigung des Systems der Zuchthäuser und in der Neu- 
gestaltung der in der bisherigen Militär- Grenze bestandenen voll- 
ständig vernachlässigten, systemlosen Strafanstalten; noch grösser 
sind aber die Verpflichtungen, die wir der Rechtssicherheit, der 
Gerechtigkeit und der Moralität durch gründliche Reform, so 
auch durch Aenderung der Administration der Gerichtsgefäng- 
nisse schulden. 

Die Uebertragung der unmittelbaren Leitung der Gerichts- 
geföngnisse aus dem Ressort der mit Arbeit und Verantwortlich- 
keit überhäuften Gerichtspräsidien, in den Wirkungskreis der 
Staatsanwaltschaften, bildet den ersten Schritt, ja die Grund- 
bedingung einer Gefängnissverbesserung. Beschaffung genügender 
Schlaf- und Arbeitslocalitäten, Einzelnzellen und eiserner Zellen 
für die nächtliche Isolirung, Organisirung eines Unterrichtes und 
lebhaften Arbeitsbetriebes, eventuell nach dem in den schwedischen 
Gerichtsgefängnissen herrschendem Vorbilde, fachmännische Be- 
stimmung einer solchen Nahrung, die den Verfall der körper- 
lichen Kräfte nicht unbedingt nach sich ziehen muss, Verwerfung 
des Pachtsystemes und hiemit die Verminderung der Erhaltungs- 
kosten der Gefangenen, Purification des Aufseher- und Wächter- 
personales, Uebertragung des Ernennungs- und Entlassungsrechtes 
dieser Bediensteten an die königliche Oberstaatsanwaltschaft^ 
Erlassung einer zeitgemässen Dienst - Instruction und Haus- 
ordnung — dies ist das Programm, dessen Durchführung das Land 
von der obersten Justizverwaltung der Königreiche in dringender 
Weise fordert. 

Ohne diese Massregeln würden die schönsten und weisesten 
Gesetze nur Nebelbilder bleiben, die im trügerischen Lichte der 
Freisinnigkeit moralische Versumpfung verbergen. 

Doch hievor hat sich Kroatien nicht zu fürchten. Der dem 
Fortschritte stets zustrebende Genius der Nation, die Opferwillig- 
keit des Landes, die Sachkenntniss und Energie der Landes- 
regierung, geben uns die sichere Gewähr, dass wir den uns 
gebührenden Platz zwischen den mitteleuropäischen Ländern 
auch in dieser Beziehung in kürzester Zeit erringen. 

Ueber das Hauptstück „Strafen** hat sich der Verfasser 
dieser Arbeit schon detaillirt geäussert. Dem Zwecke des vor- 
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liegenden Werkes entsprechend, sollen hier nur jene Paragraphe 
des Entwurfes einer wiederholten Besprechung unterzogen werden, 
betreff welcher neue Argumente — pro oder contra — in*s Treffen 
geführt werden können. 

§ 37. 
Kazne su sliede6e: 

1. kazan smrti; 

2. robija; 

3. dr^avna uza; 

4. uza; 

5. kazan novöana. 

Die Strafen sind folgende: 

1. Todesstrafe; 

2. Zuchthaus; 

3. Staatsgefängniss; 

4. Gefängniss; 

5. Geldstrafe. 

Das Gutachten der Universität zu Agram sagt : „Mit Rück- 
sicht auf den von der Concurrenz handelnden § 83, wo erklärt 
wird, dass die Strafe des Gefängnisses (uza) strenger ist, als die 
Strafe des Staatsgefängnisses (dr^avna uza) wäre hier die Reihen- 
folge in der angedeuteten Weise zu ändern. Geschieht dies, 
dann müssten die §§ 48 und 50 vor den § 47 rangirt werden." 
Wir glauben, dass nur aus diesem Grunde die Reihenfolge 
nicht geändert werden müsste, da in dem Alinea 2 des § 83 auch 
für jenen Fall vorgesorgt wurde, wo Gefängniss mit Staats- 
gefängniss concurriren kann. 

§ 38. 

Kazan smrti izvrsuje se vjesali. 

U priekom postupku mo2e se izvesti ustrielom. 

Die Todesstrafe wird mit dem Strange vollzogen. 
Beim standrechtlichen Verfahren kann dieselbe 
durch Erschiessen vollzogen werden. 
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Den Ausführungen, wonach das standrechtliche Verfahren 
in diesem Gesetze nicht berührt werden soll, wurde von keiner 
Seite widersprochen. Dieses traurige Verfahren entbehrt bis heute 
der Regelung durch ein constitutionelles Landesgesetz.^) Waruna 
sollte es auf diesem Wege nur eine nebensächliche Sanction von 
der Gesetzgebung erhalten? 

Im Justiz-Ausschusse des ungarischen Abgeordnetenhauses 
deprecirte der Staatssecretär Karl Csemeghi ausdrücklich, dass 
über die Frage, ob in Zukunft ein Statarialverfahren bestehen, 
soll oder nicht, verhandelt werde. 

Wir bekämpften die Gerechtigkeit und Nothwendigkeit 
jener Verfügung des Entwurfes, wonach der räuberische Todt- 
schlag in die Serie der mit dem Tode gestraften Verbrechen 
aufgenommen wurde. 

Eine Entgegnung fanden wir in den Artikeln des „Obzor", 
wo der hochgelehrte Recensent Folgendes schreibt: 

„Es scheint, dass der Verfasser des Entwurfes auch selbst 
zu den Gegnern der Todesstrafe gehört und dass er mit seinem. 
Verhalten in dieser Frage eine Concession an die heutige Landes- 
vertretung machte, die in ihrer Mehrheit conservativ gesinnt, 
sich nur sehr schwer mit dem Gedanken befreunden dürfte, dass 
die Todesstrafe nur auf jene drei Fälle beschränkt bleibe, auf 
welche sie im Entwürfe vorgesehen ist." 

Möglich, dass wir uns in den Ansichten der parlamentarischen 
Majorität täuschen, doch glauben wir, das bezogene Argument 
in Hinsicht auf den Conservatismus nicht theilen zu dürfen. Eben 
jene Männer, die wir heute als conservative Partei bezeichnen. 



^) Wie unverlässlich die in einem Statarialverfahren — und speciell nach 
den bis heute bestehenden Kegeln — erbrachten Schuldbeweise sind, und wie 
tief das öffentliche Rechtsbewusstsein durch solche Processe erschüttert werden 
kann, zeigt der im Jahre 1881 vorgekommene und durch alle Tagesblätter mit 
den verschiedensten Bemerkungen commentirte Fall, der sich in Semlin er- 
eignete. Ein wegen Verbrechen des Raubmordes im Wege des Statariums Ver- 
urtheilter sah schon der Execution der Todesstrafe entgegen, als der durch 
den Vertheidiger erbetene und von Sr. Majestät dem König gnädigst gewährte 
Pardon im telegraphischen Wege eintraf. In dem hierauf folgenden ordentlichen 
Strafverfahren wurde der Angeklagte des Verbrechens des Raubmordes für 
„nicht schuldig" befunden und in erster Instanz wegen eines Vergehens auf 
einige Monate Freiheitsstrafe verurtheilt. 
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dessen Koryphäen in den Jahren geboren und erzogen wurden, 
als die freiheitlichen Ideen ganz Europa und Amerika aus lethar- 
gischem Schlafe weckten, und die in den vierziger Jahren als 
illustre Kämpen an der festen Gliederung und Ausbildung der 
constitutionellen Institutionen in den vordersten Reihen thätig 
waren, sie sind es, die in und ausser dem Parlamente mit jugend- 
licher Wärme und mit dem Feuer der tiefen und geklärten Ueber- 
zeugung für die gänzliche Abschaffung der Todesstrafe eintreten. 
Die in jüngster Zeit aus Anlass der Verhandlung des Strafgesetzes 
im ungarischen Reichstage gegen die Todesstrafe gehaltenen 
Reden des Kronhüters Baron Nikolaus Vaj und des Grafen Johann 
Cziräky geben ein glänzendes Zeugniss dafür, dass der wahre 
Conservatismus gewiss kein Feind des Fortschrittes und noch 
weniger ein Hemmschuh der weisen gesetzgeberischen Insti- 
tutionen sei. 

Sprechen wir uns nur offen aus! Nicht die Conservativen 
werden die Abschaffung oder die möglichste Beschränkung der 
Todesstrafe zu verhindern suchen, sondern — wenn dies geschehen 
sollte — eben unsere Altersgenossen, Mitglieder der jüngeren 
Generation, die in den Lehren des österreichischen Straf- 
gesetzes vom Jahre 1862 aufgewachsen und die im Sinne des 
bestandenen Studienplanes nicht in der hehren Wissenschaft 
des Strafrechtes, sondern in den als unumstössliche Wahrheit, als 
Inbegriff der freisinnigsten Principien erklärten Paragraphen des 
Strafgesetzes unterrichtet wurden. Wie Wenige gibt es, die sich 
der angelernten und angewöhnten geistigen Fesseln entledigen 
konnten! 

Wir sind auch heute der festen Ueberzeugung, dass selbst 
Jene, die für die Beibehaltung der Todesstrafe stimmen, das 
Verbrechen des räuberischen Todtschlages aus der Reihe der 
mit dem Tode bedrohten Handlungen ausscheiden müssen. 

Nach dem Wortlaute der Motive des kroatischen Entwurfes 
wurde dieses Verbrechen nur darum mit dem Tode bedroht, 
„weil — Gott sei es geklagt — in unserem Vaterlande die Raub- 
anßllle nicht selten sind*'. (Vom Jahre 1864 bis Ende 1876 wur- 
den 200 Personen wegen Verbrechen des Raubes verurtheilt). 
Der Codificator wünscht also ein Mittel in Vorschlag zu bringen, 
wodurch der Häufigkeit der Raubanfälle vorgebeugt werden 
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könnte. Im Falle er dies meint^ da müsste ja das Verbrechen 
des Raubes mit der Todesstrafe bedroht werden! Ein derartiger 
Vorschlag wird aber nicht gemacht, weil dies ein Anachronis- 
mus wäre, ein Beispiel, welches in den neueren Gesetzbüchern 
der civilisirten Staaten kein Gegenstück finden könnte. 

Speciell beim räuberischen Todtschlag kann eine Ab- 
schreckung durch die Verhängung der Todesstrafe gar nicht 
erzielt werden, da der Todtschlag ohne Vorbedacht und nur in 
Verkettung der Umstände begangen wurde! Es mag dies wohl 
einen Erschwerungsgrund bei der Bemessung der Strafe abgeben, 
aber ein todeswürdiges Verbrechen bildet der räuberische Todt- 
schlag keinesfalls. 

Auch aus anderen Gründen wäre zu bedenken, ob wir diese 
Bestimmung auch weiterhin vertheidigen sollen. 

Wie schon bei § 7 gesagt, ist in den strafrechtlichen Ver- 
hältnissen zwischen Kroatien und Ungarn das „forum delicti 
commissi'' massgebend. 

Dies Princip erheischt, dass in den beiderseitigen Straf- 
gesetzen wenigstens betreßt der Cardinalfragen eine Gleichförmig- 
keit herrsche. 

Zu diesen Punkten gehört unbedingt auch die wichtige und 
principielle Verfügung: welche Verbrechen der Bedrohung der 
Todesstrafe unterliegen? 

Das ungarische Gesetz zählt den räuberischen Todtschlag 
nicht zu der Zahl dieser Verbrechen. 

Wo wäre eine Beruhigung zu finden, wenn Ungarn einen 
ungarischen Unterthan ausliefern sollte, dessen Verbrechen nach 
der allgemeinen Rechtsanschauung wohl ein sehr schweres, aber 
dennoch kein todeswürdiges ist und der Thäter bei dem ürtheile 
eines kroatischen Gerichtes dem sicheren Spruche eines Todes- 
urtheiles entgegen sieht? 

„Fiat justitia et pereat mundus" oder „Principien sollen bis 
in ihre äussersten Consequenzen verfolgt werden". Beides ist 
sehr leicht gesagt; würden wir aber hiedurch die Lehren der 
Staatsklugkeit beherzigen? Der kroatische Vorschlag unterliegt 
diesbezüglich ganz gewichtigen criminal-politischen Bedenken. 
In diesem Falle mag also ein anderes Princip zu Ehren kommen: 
„in dubio mitius". 
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NocK erübrigt uns die neuerliche Erörterung der Frage, ob 
die Todesstrafe in absoluter Weise angedroht werden soU?^) 

Der Kecensent des „Obzor" nimmt die Partei des Entwurfes. 
Die markanteste Stelle des Plaidoyers lautet: ^Es scheint uns, 
dass die Gegner der Todesstrafe die absolute Androhung nur 
aus jenem Grunde perhorresciren, weil sie auf diese Weise die 
möglichst seltenste Anwendung dieser Strafe erhoffen und hie* 
durch beweisen wollen, dass die Todesstrafe überflüssig ist. Wir 
anerkennen wohl die Berechtigung der Theorie, aus dem Rahmen 
des Systems der Strafen die Todesstrafe ausscheiden zu wollen, 
wenn aber der Gesetzgeber diese Strafe dennoch beibehält und 
selbe für nothwendig und fiir die Sühne der Schuld als ent- 
sprechend erachtet, dann darf das Gesetz in folgerichtiger Weise 
nicht zugleich die Möglichkeit bieten, dass seine Bestimmungen 
ausgespielt werden" 2), 

Auch Generalstaatsanwalt von Schwarze wendete sich ent- 
schieden gegen unsere Auffassung. Schwärze's hochschätzbare 
Kecensionen lauten: 

„Die Eigenart der Todesstrafe verlangt die absolute An- 
drohung; sie kann mit einer anderen Strafart nicht verglichen 
werden. Der Richter kann wohl zwischen zehn bis zwanzig 
Jahren Freiheitsstrafe oder auch zwischen Freiheitsstrafe und 
Geldstrafe wählen und hienach die Strafe bestimmen, nicht aber 
zwischen Todes- und Freiheitsstrafe. Es ist zu fürchten, dass, 
wenngleich der Gesetzgeber durch eine derartige Vorschrift die 
Todesstrafe als zulässige Strafart aufgenommen hat, der Richter, 



1) In dem Artikelcyclus des „Obzor'* wird gesagt: „Tauffer irrt sich, wenn 
er behauptet, dass sich Geyer und John gegen die absolute Androhung der 
Todesstrafe ausgesprochen hätten.*^ Hierauf muss Tauffer erwidern, dass Geyer 
jede absolute Strafandrohung als verwerflich bezeichnete und dass die citirten 
"Worte in Geyer's „Besprechung des Entwurfes eines Strafgesetzes", Wien 1867, 
Manz, Seite 20, zu lesen sind. Noch decidirtere Erkl&rungen finden sich auf 
Seite 33. Auch für die richtige Reproducirung des von Dr. Rieh. John citirten 
Aasspruches bürgt der Verfasser. 

^) Mit der speciellen Wiederlegung der im „Obzor^* angeführten Gründe 
beschäftigt sich die recht lebhaft und Überzeugend geschriebene Brochure des 
Dr. Emil Makanec „Kazan smrti. Zagreb 1880". Eingehende Würdigung findet 
darin auch die grosse Rede, die Dr. Pauler im ungarischen Reichstage über 
die Frage der Todesstrafe gehalten. 
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wenn er sie für unzulässig erachtet, bewusst oder unbewusst, sie 
vermeiden und zur Freiheitsstrafe greifen wird, auch wenn der 
Fall Bubjective Milderungsgründe nicht aufweist. Die Verant- 
wortung für den Richter, der zwischen absoluter Vernichtung 
des Verbrechers und Freiheitsstrafe wählen soll, wird unwill- 
kürlich die Wahl für die letztere bewirken. Das, was zur Er- 
wägung der Krone gehört (John'sche Ansicht), passt nicht für 
die richterliche Strafabmessung." 

Trotz des tiefen Respectes, welchen wir den oben- 
genannten Autoren schulden, können wir ihren Gründen nicht 
beipflichten. 

Durch die relative Androhung der Todesstrafe und in Folge 
dessen durch die Seltenheit der Todesurtheile, soll ganz gewiss 
auch jener Umstand bewiesen werden, dass die Todesstrafe nicht 
nothwendig ist; oder wäre etwa durch die statistische Nach- 
weisung, dass in Oesterreich in der Periode 1866 bis 1871 von 
137 geschöpften Todesurtheilen nur 3, in Kroatien aber von 89 
im Verlaufe von 14 Jahren gefällten Todesurtheilen nur 2 zur 
Execution gelangten, der Beweis erbracht, dass ä^^e 137 respec- 
tive 89 Delicte todeswürdige Verbrechen waren undxmithin alle 
diese Urtheile im Einklänge mit dem öffentlichen RechtSbewusst- 
sein standen? Wurde nicht etwa hiedurch eben im öegöpt^^eile 
der beste Beweis erbracht, dass in der Mehrzahl der ol^ig®^ 
Fälle die betreffenden Gerichte nur unter dem Zwange des «S^®" 
setzes handelten, als sie die Strafe des Todes über einen Deliik 
quenten verhängten, der diese Strafe im concreten Falle nicht 
verdiente? 

Wurde hiedurch im Ideenkreise der Staatsbürger die Popu- 
larität des Strafgesetzes befestigt oder erhöht? Im Gegentheil. 

Mag auch der Mord ein todeswürdiges Verbrechen sein, wie 
viele Nuancen gibt es aber auch hier, welche die moralische 
Verwerflichkeit vermehren oder vermindern, und für alle Fälle 
mag es nur eine Strafe, die absolut und unabänderbar festgestellte 
Todesstrafe, geben? 

Zur Rechtsprechung und nicht nur zur mechanischen An- 
wendung des Gesetzes sind die Gerichte berufen, und wir halten 
mit Wahlberg: „nicht die Gnade, das Recht hat das angemessene 
Strafmass zu bestimmen". 



^ 
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Es liegt an uns, ein Gesetz zu schaffen, welches das Rechts- 
bewusstsein des Volkes kräftigt, welches der richterlichen Ueber- 
zeugung von Recht und Unrecht keine Fesseln auferlegt. Ein 
jedes Gesetz, welches mit diesen Factoren nicht rechnet, wird 
ausgespielt werden. 

Wir glauben auch aus den neueren Errungenschaften der 
Strafgesetzgebung die Folgerung ableiten zu dürfen, dass die 
Eigenart der Todesstrafe die absolute Androhung nicht verlangt, 
da die Reform der Strafgesetze eben an den Gegensatz der 
absoluten und der relativen Strafbestimmungen anknüpft und 
sich gegen die letzteren entscheidet. Man könnte dies als 
einen Sieg der Opportunität bezeichnen, ebenso, wie die von 
Wächter bemerkte Umgestaltung der Lehre von den Zumes- 
sungs- und Äenderungsgründen der Strafe, die sich auch aus 
dem Gegensatze des richterlichen Milderungsbefugnisses und 
des landesherrlichen Begnadigungsrechtes in der neuesten Zeit 
entwickelte. 

Unsere Ansichten werden — insoweit sich selbe speciell auf 
den kroatischen Entwurf beziehen — auch durch Emilio Brusa 
getheilt und auch Ullmann hält die durch die Motive für die 
absolute Androhung der Todesstrafe angeführten Gründe für 
nicht stichhältig. 

§ 39. 

Osudjeni na robiju öuvaju se u kaznionah za nje 
opredjeljenih, nose jednoliöno kazneniöko odjelo, 
dobivaju hranu i le^aj, koj je u zavodu propisan, 
ter se imadu, uzimajud po mogu6nosti u obzir nji- 
hove sposobnosti i odnoSaje, baviti radnjami uvede- 
nimi u zavodu, dapaöe mogu se pridriati, da pod 
nadzorom rade i izvan kaznione, nu tako, da po 
mogudnosti nedodju u doticaj s drugimi radnici i 
osobami. 

Die zur Zuchthausstrafe Verurtheilten werden in 
den hiezu bestimmten Strafhäusern detinirt, tragen 
die vorgeschriebene gleichmässige Sträflingskleidung, 
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erhalten die in der Anstalt vorgeschriebene Kost 
und Lagerstätte und sind — mit möglicher Rück- 
sichtnahme auf ihre Fähigkeiten und Verhältnisse — 
mit den in der Anstalt eingeführten Arbeiten zu 
beschäftigen, endlich können sie unter Aufsicht auch 
zu Arbeiten ausserhalb der Anstalt verhalten werden, 
wobei nach Möglichkeit darauf zu sehen ist, dass 
die Sträflinge mit anderen Arbeitern und fremden 
Personen nicht in Berührung kommen. 

Was wir über den Vorzug des Textes im kroatischen Ent- 
würfe betreff der „Beschäftigung** überhaupt und betreff der 
„Aussenarbeit" mit Rücksicht auf die Textirung des ungarischen 
Gesetzes erwähnten, hat sich seit dem Inslebentreten des unga- 
rischen Gesetzes auch in der Praxis bewahrheitet. 

In der Vollzugsverordnung des königlich ungarischen Justiz- 
ministeriums vom 9. August 1880, Zahl 2106 präs., wurde nämlich 
als Erforderniss der Zuchthausarbeit (§ 29) angeführt, dass selbe 
bei Beginn der Strafe „ermüdend" sei. Ein Kriterium, welches 
das Gesetz nicht kennt, und welches nur bei unrichtiger Auf- 
fassung der Idee des progressiven Strafvollzuges, etwa der Be- 
stimmung der englischen Vorschriften über „hard labour", nach- 
geahmt wurde. Bei dem Wortlaute des kroatischen Entwurfes 
wäre eine derartige Interpretation kaum möglich. 

Dass der Ausdruck des ungarischen Gesetzes „öffentliche 
Arbeiten" die Ertragsfähigkeit der Zuchthausarbeit bei mehreren 
Anstalten arg schädigen wird, wurde auch, als es noch Zeit war, 
des Näheren erörtert. Die Richtigkeit dieser Voraussicht finden 
wir leider zu bald bestätigt, da selbst officiöse Nachrichten („Fegy- 
häzi Ertesitö" vom Monate Juli 1881) den bedeutenden Minder- 
ertrag der Strafanstalt zu Munkäcs diesem Umstände zuschreiben. 

Dem Vorschlage der Universität: es möge ausgesprochen 
werden, dass bei Aussenarbeiten beschäftigte Sträflinge mit 
anderen Arbeitern und fremden Personen „unbedingt" nicht 
in Berührung kommen, könnten wir nicht beitreten. Sehr oft ist 
es unvermeidlich, dass fremde Arbeiter bei technisch schwierigen 
Verrichtungen die Leistungen der Sträflinge unterstützen, oder 
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aucli solche Arbeiten verrichten, welche den Sträflingen nicht 
anvertraut werden dürfen, z. B. das Sprengen der Gesteine mit 
Pulver oder mit Dynamit. Die Äenderung des heutigen Textes 
würde sich eventuell zu einem sehr unliebsamen Hemmschuh 
der Beschäftigung der Sträflinge gestalten und dies könnten die 
ohnedies sehr schwierigen Beschäftigungsverhältnisse unseres Landes 
— wo auf die landwirthschaftlichen Arbeiten ein besonderes Augen- 
merk gerichtet werden muss — kaum bekämpfen. 

§ 40. 
Kazna slobode u kaznionah opredjeljenih za osu- 
djene na robiju orvsuje se: 

1. samotnim zatvorom odmah po nastupu kazni; 

2. zatvorom skupnim na temelju klasifikacije 
obavljene prema individualitetu i ^udorednosti kaz- 
nenikah; 

3. premjestanjem u posredni zavod. 

In den für die Zuchthausstrafen bestimmten An- 
stalten wird die Freiheitsstrafe vollzogen: 

1. in Einzelnhaft gleich nach Antritt der Strafe; 

2. in gemeinsamer Haft, mit einer auf Grund der 
Individualität und Moralität der Sträflinge vorgenom- 
menen Classification; 

3. mit Uebersetzung in die Zwischenanstalt. 

Punkt 2 sollte in folgender Weise modificirt werden: 
„2. in gemeinsamer Haft, mit Isolirung der Sträflinge während 
der arbeitsfreien Zeit und während der Nacht, oder ohne diese 
Massregel; in letzterem Falle aber mit einer auf Grund der 
Individualität und Moralität der Sträflinge vorgenommenen 
Classification;'* 

Hiemit wäre die Gesetzlichkeit der in milderer Form an- 
dauernden Separation, für Jugendliche und Air gänzlich verdorbene 
Gewohnheitsverbrecher, also die möglichste Verhütung der mora- 

Taaffer, Gesammelte Wohlmelnnnjf«n. 7 
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liscfaen Ansteckung gesichert. Diese Separation wäre durch An- 
haltung in eisernen Zellen zu realisiren. 

Jede Classification hat ihre Mängel, da der Classificator 
Herzen und Nieren nicht prüfen kann. 

Es gibt eine grosse Zahl von Sträflingen, bei denen die Motive 
der Delicto oder die Umstände des Verbrechens eine moralische 
Schlechtigkeit oder Verkommenheit ausschliessen, oder wo doch 
eine begründete Hoffnung auf Besserung vorhanden ist. Bei 
solchen Leuten verspricht die Classification einen günstigen 
Erfolg. Ihre andauernde Separation selbst nur bei Nacht und in 
der arbeitsfreien Zeit ist nicht von Nöthen. 

Etwas anderes ist es aber bei Gewohnheitsverbrechern und 
bei Jugendlichen; Gewohnheitsverbrecher bilden die moralische 
Pest der Strafanstalten, trotzdem dass sie sich dort in discipli- 
narer Beziehung meistens vorzüglich aufführen. Unter diesen gibt 
es eine solche Mannigfaltigkeit der specialen Schlechtigkeiten 
und so unendlich viele Grade der moralischen Verkommenheit, 
dass eine Classification in's Unendliche nöthig wäre^). 

Bei Jugendlichen wieder kommen ganz andere Gesichts- 
punkte in Betracht. Zum erstenmale gestrafte Jugendliche können 
eventuell in moralischer Hinsicht schon sehr tief gesunken sein, 
während auch bei öfters gestraften Jugendlichen, eben mit Rück- 
sicht auf ihr Alter, der Empfänglichkeit des Gemüthes, Zugänglich - 
keit des Herzens etc. die volle Hoffnung auf Besserung schon 
nach Verlauf einiger Monate einer ernstlichen Nacherziehung in 
Aussicht steht. Bei diesen erscheint es wieder sehr gewagt, die 
eventuellen Missgriffe einer Classification zu riskiren. 

Bei der Arbeit, wo jeder Sträfling beschäftigt ist, wo sie 
unter fortwährender Aufsicht stehen, wo ihre Gedanken durch 
den Gegenstand ihrer Beschäftigung in Anspruch genommen 



*) Welche Gefahr der menschlichen Gesellschaft von der Classe der Ge- 
wohnheitsverbrecher erwächst, möge ans jenem Umstände beurtheilt werden; 
dass zu Ende September 1881 in der Strafanstalt zu Lepoglava 133 Personen 
detinirt waren, die der Sicherheit des Eigenthums gewohnheitsmässig gefährlich 
sind. Der durch diese Leute verursachte Schaden betrug 27.198 fl. 93 kr. 
Ausser diesen Individuen waren noch 112 andere rückfällige Verbrecher inhaftirt, 
die insgesammt an dem Vermögen ihrer Mitbürger einen Schaden im Werthe 
von 16.730 fl. 51 kr. verursachten. 



99 

werden, ist das Zusammensein, in moralischer Beziehung nicht 
ge&hrlich. Wohl aber in den Stunden der Erholung oder der 
Ruhe, wo sie individuell nicht tiberwacht werden können. 

In dieser Zeit kann nur ein Mittel die Zwecke der Strafvoll- 
streckung sichern, und dies ist die Absonderung. Zu Erbauung 
von nächtlichen Isolirzellen ist Kroatien zu arm. Auch Ungarn 
wird diese Unkosten in einem halben Jahrhunderte nicht 
erschwingen. Dasselbe Ziel wird aber durch die eisernen, in 
jedem grösseren Zimmer aufstellbaren transportablen Zellen in un- 
vergleichlich billigerer und dennoch ebenso sicherer Weise erreicht. 

In Irland, Frankreich ^), Belgien und Preussen sind die 
eisernen Zellen im Gebrauche. Wir erzielen damit in Lepoglava 
auch selbst die besten Erfolge. Es möge also diesem Modus der 
Strafvollstreckung die gesetzliche Weihe nicht vorenthalten werden. 

In dem Zuchthause zu Lepoglava wären für jugendliche 
Sträflinge 100 und für Gewohnheitsverbrecher und Rückfällige 
250, insgesammt also 350 eiserne Zellen anzuschaffen. Bei Jahres- 
schluss 1881 waren hievon schon 28 Zellen in Verwendung; der 
weitere Bedarf beziffert sich also nur mit 322 Stück. Der Kaufpreis 
k 80 fl. beträgt 25.760 fl., welche Summe in einem Cyklus von 
vier Jahren (per Jahr 6440 fl.) ohne besonders empfindliche 
Belastung des Budgets aufgebracht werden könnte. 

Bei Adoptirung der Modification des Textes in Punkt 2, 
wäre auch in Punkt 1 zu sagen: „in Einzelnhaft bei Tag und 
bei Nacht, gleich nach Antritt der Strafe", und zwar aus dem 
Grunde, damit die zwei verschiedenen Arten der Isolirung auch 
im Texte des Gesetzes deutlich hervortreten. 

§ 41. 
Kaznenici osudjeni na robiju trajudu öetiri ili viSe 
godinah, imadu sprovesti u samotnom zatvoru godinu 
danah, oni, koji su osudjeni na krade vrieme, jednu 
ßetvrtinu vremena kazni. 



») Siehe über die Constniction der eisernen Zellen die sehr ausführliche 
Circular- Verordnung des französischen Ministers des Innern, ddo. Paris 
16. Juni 1878, abgedruckt im „Bulletin de la Soci6t6 g^n^rale des prisons". 
Jahrgang 1878. Seite 781—788. 



100 

Dok se u kaznioni nepriredi dovoljan broj stanicah; 
astanovljuje vlada naredbenim putem trajanje samot- 
noga zatvora. 

Kaznenik nalazedi se u samotnom zatvoru, mora 
raditi u svojoj stanici. 

Sträflinge, welche zu einer vier- oder mehrjährigen 
Zuchthausstrafe verurtheilt sind, haben ein Jahr, die- 
jenigen aber, die auf kürzere Zeit verurtheilt sind, ein 
Viertel der Strafzeit in Einzelnhaft zuzubringen. 

So lange in der Strafanstalt eine genügende Anzahl 
von Einzelnzellen nicht eingerichtet sein wird, bestimmt 
die Regierung im Verordnungswege die Dauer der Ein- 
zelnhaft. 

Der in der Einzelnhaft befindliche Sträfling muss 
in seiner Zelle arbeiten. 

Soll das Gesetz eine fixe Dauer für die Einzelnhaft bei 
Beginn der Strafzeit bestimmen? 

Generalstaatsanwalt von Schwarze sagt: „Ich bin mit Tauflfer 
darin einverstanden, dass die bestimmten Zeitfristen nur als 
Hegel beibehalten werden. Es wird sich empfehlen zuzulassen, 
dass die Einzelnhafk verkürzt oder verlängert wird, je nachdem 
der Sträfling rascher die Hoffnungen erfüllt oder seine Versetzung 
in die Gemeinschaft bedenklich erscheint; es kann hier sowohl 
die Art des Verbrechens als die Individualität des Sträflings 
Ausnahme erheischen." 

Ullmann meint, dass die Vorschreibung einer fixen Dauer 
der Einzelnhaft mit dem Wesen des progressiven Systems nicht 
vereinbart werden kann. 

Emilio Brusa schreibt: nA^m richtigsten wäre es dem irländischen 
Beispiele zu folgen, welches in der Erwägung, dass der Richter 
unmöglich wissen kann, wie der Verurtheilte die Einzelnhaft 
erträgt, eine fixe Dauer der Isolirung nicht bestimmt. Sollte man 
bis dorthin nicht gehen wollen, so scheint mir die Meinung 
Tauffer's richtig zu sein, das heisst, man muss die erwähnten 
Termine als Grenzlinien festhalten." 
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Die Universität beruft sich auf die Resolution des inter- 
nationalen Congresses zu Stockholm^ weiche dahin lautet; dass 
bei dem progressiven Strafvollzuge betreff der Dauer der Ein- 
zelnhafk im Texte des Gesetzes nur das Minimum und Maximum 
festzustellen sei. 

Es kann hiermit constatirt werden, dass die Wohlmeinungen 
über diese Frage so ziemlich gleichlautend sind. 

Als Minimum könnten 3 Monate, als Maximum 3 Jahre an- 
genommen werden. Drei Monate darum, weil diese Zeit auch 
dem von dem Codificator in Aussicht genommenen Minimum 
und der auch erfahrungsgemäss nothwendigen Zeitdauer der 
Isolirung entspricht; drei Jahre als Maximum aber darum, weil 
nach den uns zunächst liegenden Erfahrungen in Deutschland, 
eine bis zu dieser Zeit reichende Isolirung in der grössten Zahl 
der Fälle gut ertragen wird. Eine dreijährige Einzelnhaft würde 
aber in Kroatien selbstverständlich zu den Seltenheiten gehören. 

In der Strafanstalt zu Lepoglava stehen heute 74 zur 
Beschäftigung der Sträflinge geeignete und 12 nur zu Zwecken 
der Disciplinarstrafe verwendbare Zellen zur Disposition. Vier- 
undsiebzig Einzelnzellen ergeben in einem Jahre 27.010 Deten- 
tionstage. Die jährliche Einlieferung in das Zuchthaus zu Lepo- 
glava dürfte die Zahl von 300 Mann nicht überschreiten, und bei 
dieser Zahl kann ein Jeder durch 90 Tage in Einzelnhaft detinirt 
werden, da 90 X 300 = 27.000 Tage ausmachen. Die Herstellung 
der zur gänzlichen und stricten Ausführung des Systemes noch 
etwa nöthigen 26 Einzelnzellen könnte von der nächsten Zukunft 
mit Beruhigung erwartet werden. 

Bei einer derartigen Anordnung des Systemes würde das 
Gesetz eine reelle Basis erhalten, und dies würde gewiss einen 
grösseren Werth besitzen, als die Projectirung solcher Einrich- 
tungen, deren Verwirklichung mit Berücksichtigung der finanziellen 
Mittel des Landes auch im Verlaufe von 50 Jahren nicht erhofft 
werden könnte. 

Betreff des letzten Alinea wurde eine nähere Präcisirung 
beantragt. Es sollte ausgesprochen werden, was das Gesetz unter 
Einzelnhaft verstanden wissen will. 

Der Recensent des „Obzor" findet dies nicht für noth- 
wendig. „Derartige Bestimmungen gehören nicht in das materielle 
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Strafgesetz, sondern in das Einfüfarungsgesetz. Die diesbezüglich 
empfohlenen Bestimmungen des ungarischen Gesetzes sind derart 
allgemein gehalten, dass ihnen ein praktischer Werth abgeht." 

Principienfragen und allgemeine Regeln gehören gewiss nicht 
in das Einftlhrungsgesetz, sondern eben in das materielle Straf- 
gesetz und ob dies eine wesentliche und principielle Frage des 
Strafvollzuges sei, darüber verweisen wir wiederholt auf die 
Differenzen, welche sich aus diesem Anlasse zwischen Preussen 
und den übrigen deutschen Staaten ergaben; wir verweisen 
auch auf die vielfachen Erörterungen des Gegenstandes in der 
Literatur, welche für die Richtigkeit unserer Auffassung streiten. 

Als Principienfrage muss dies auch bei uns betrachtet werden, 
weil mit den Aenderungen in der Justizleitung des Landes auch 
Aenderungen in der Anschauung, was unter Einzelnhaft verstan- 
den werden soll, eintreten können; ob nun die Einzelnhaft mit 
Stalls, Masken, Einzelnhöfen, elementarem Unterricht in der Zelle 
oder ohne diese vollzogen wird, darin liegt ein gewaltiger Unter- 
schied betreff der Schwere der Einzelnhaft. 

Die nähere Präcisirung, wie die Einzelnhaft im ersten Stadium 
des Strafvollzuges beschaffen sein soll, ist auch darum nothwendig, 
weil unser Gesetz auch von einer zweiten Art der Isolirung — 
von jener bei der Nacht und in der arbeitsfreien Zeit — Erwäh- 
nung machen muss. 

Im Sinne dieser Ausführungen sollte also der Paragraph lauten: 

„Die Einzelnhaft bei Beginn der Strafzeit dauert wenigstens 
drei Monate, sie kann aber auch je nach der Individualität des 
Sträflings oder nach dem Grade seiner Gemeingefährlichkeit oder 
der moralischen Verkommenheit, bis zu drei Jahren erstreckt 
werden. 

Die Absonderung bei Tag und bei Nacht wird nur unter- 
brochen durch die in der Hausordnung für das Zuchthaus 
bestimmten Besuche, den Unterricht, den Gottesdienst und den 
Aufenthalt in freier Luft. 

Der in der Einzelnhaft befindliche Sträfling muss in seiner 
Zelle beschäftigt werden. 

So lange in der Strafanstalt eine genügende Anzahl von 
Einzelnzellen nicht eingerichtet sein wird, bestimmt die Regie- 
rung im Verordnungswege die Dauer der Einzelnhaft." 
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Das dritte Alinea ist in dieser Redewendung im ungarischen 
Gesetze nicht angeführt. 

Es empfiehlt sich aber, aus dem bisherigen Texte des kroa- 
tischen Entwurfes den citirten Satz auch in das Gesetz auf- 
zunehmen, speciell auch nur zur Verhinderung einer Verfügung, 
wie solche in der Vollzugs Verordnung des königlich ungarischen 
Justizministeriums ddo. 9. August 1880, Zahl 2106 präs., 
betreflTend die Zuchthausstrafe, sub § 12 enthalten ist. Es wird 
dort angeordnet, dass die neu eingelieferten Zuchthaussträflinge 
durch drei Wochen, Rückfällige durch vier Wochen, keine 
Arbeit bekommen dürfen. 

§ 42. 

Samotni zatvor neima se odrediti proti onim kaz- 
nenikom, koji ga nebi mogli podnositi, a da fizißno ili 
dusevno neobole. 

Zapoßeti samotni zatvor ima se prekinuti, öim lieö- 
nik javi, da je u zatvorenika opazio znakovah spome- 
nutih bolestih. 

Die Einzelnhaft darf gegen jene Sträflinge, welche 
dieselbe ohne Gefährdung ihrer körperlichen oder 
geistigen Gesundheit nicht ertragen könnten, nicht 
angewendet werden. 

Die in Vollzug gesetzte Einzelnhaft ist zu unter- 
brechen, sobald vom Arzte die Wahrnehmung von 
Anzeichen einer solchen Gefährdung angezeigt wird. 

§ 43. 

Samotni zatvor neodredjen ili prekinut iz razlogah, 
navedenih u predidu6em paragrafu, ima se za prve polo- 
vice kazni naknadno odrediti, dotiöno nastaviti, ako 
prestanu spomenute zaprjeke. 

Za druge polovice kazne neima se kaznenik öuvat 
u samotnu zatvoru, izuzev sluöaj disciplinarne kazne. 
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Die aus den im vorigen Paragraph angeführten 
Gründen gar nicht begonnene oder unterbrochene Ein- 
zelnhaft ist in der ersten Hälfte der Strafzeit nachträg- 
lich in Vollzug zu setzen, eventuell fortzusetzen, falls 
die erwähnten Hindernisse wegfallen. 

In der zweiten Hälfte der Strafzeit darf der Sträf- 
linge mit Ausnahme von Disciplinarstrafen, zur Einzeln- 
haft nicht angehalten werden. 

§ 44. 
Osudjeni na do^ivotnu robiju; mogu se, izuzev sluöaj 
disciplinarne kazni, öuvati u samotnom zatvoru samo 
za prvih deset godinah kazne. 

Die zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe Verurtheil- 
ten können mit Ausnahme von Disciplinarstrafen nur 
in den ersten zehn Jahren der Strafzeit zur Einzeln- 
haft verhalten werden. 

Genei*alstaatsanwalt von Schwarze, wie auch Professor 
Dr. S. Mayer — letzterer in Hinsicht des ungarischen Strafgesetzes 
(§ 34) 1) — ist der Ansicht, dass in diesem Paragraph eine 
zehnjährige Einzelnhaft der zur lebenslänglichen Zuchthausstrafe 
Verurtheilten ausgesprochen wäre. Dies ist nicht der Fall. Es 
wird nur gesagt, dass die in den vorigen Paragraphen normirte 
Dauer der Einzelnhaft nur im Laufe der ersten zehn Jahre der 
Strafe verhängt werden darf, und zwar aus jenem, von Professor 
Mayer sehr gut erklärten Grande, „weil die erst in der zweiten 
Hälfte der Strafzeit verhängte Einzelnhaft ihren Zweck verfehlen 
würde, da die unmittelbare Wirkung gerade am Beginn der 
Strafzeit erzielt wird, und anderseits eine erhebliche Schärfung 
des Strafübels in dem Uebergange aus der Gemeinschaft in die 
Isolirung enthalten sein würde." 

Die Universität meint, dass zur Vermeidung der Irrungen, 
§ 44 mit § 43 vereinigt und zur grösseren Klarheit auch § 41 
citirt werden soll. 



1) S. Mayer, Das ungarische Strafgesetzbuch. Wien 1878. Seite 64. 
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§ 45. 
Osudjeni na robiju, koji su u samotnom i skupnom 
zatvoru, ili u slußajevih §42, samo upotonjem sproveli 
najmanje dvie detvrtine vremena kazne, ako su svojim 
dobrim ponasanjem i marljivosti pokazali, da su se 
pobolj§ali, premjestaju se u posredni zavod, u kojem 
6e pretrpiti ostatak kazne, ili iz kojega 6e po sljede6ih 
ustanovah biti uvjetno odpusteni. 

Die zur Zuchthausstrafe Verurtheilten werden, 
nachdem sie in der Einzeln- und gemeinsamen Haft 
oder im Falle des § 42 nur in der letztgenannten Haft 
mindestens zwei Viertel der Strafzeit verbüsst und 
durch gute Aufführung und Fleiss Besserung bewiesen 
haben, in die Zwischenanstalt versetzt, in welcher sie 
entweder den Rest der Strafe abbtissen, oder von dort 
im Sinne der noch folgenden Bestimmungen bedingt 
entlassen werden. 

Die Institution der Zwischenanstalt gewinnt täglich mehr 
und mehr an Popularität, auch wird ihr bessernder Einfluss auf 
die Sträflinge gebührend gewürdigt. Jüngstens erklärte v. Schwarze: 
„Recensent (Schwarze) ist auf Grund langjähriger Erfahrungen 
zu der Ueberzeugung gelangt, dass eine Reform des Straf- 
vollzuges mit Erfolg nur unter Einführung der Zwischenanstalten 
bewirkt werden kann". 

Die juridische Facultät der Universität bemängelt die Tex- 
tirung des Paragraphs, weil es nicht klar bestimmt, wer darüber 
zu entscheiden hat, ob und wann ein Sträfling in die Zwischen- 
anstalt versetzt werden soll und ob ein Sträfling auch gegen 
seinen eigenen Willen in die Zwischenanstalt versetzt werden 
kann. 

Wir glauben, dass über diese Fragen, mit Rücksicht auf 
unsere Verhältnisse, mit Berücksichtigung des gut concipirten 
Textes und mit Berücksichtigung der Verfügung des § 50, kein 
Zweifel obwaltet. 
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An die Errichtung einer zweiten Zwischenan^talt für die zur 
Zuchthausstrafe verurtheilten Männer wird bei uns ganz gewiss 
Niemand denken. 

Wie die Zwischenanstalt nun heute liegt und steht: ist sie 
der Direction des Zuchthauses gleichfalls untergeordnet, weil wir 
die drei Stadien des progressiven Systemes als ein Ganzes be- 
trachten. Dies sind gegebene Factoren, mit welchen — als schon 
bestehenden — gerechnet werden muss; die bisherigen Erfahrungen 
geben wenigstens keinen Anlass, eine Aenderung als wünschens- 
werth erscheinen zu lassen. Selbst theoretische Gründe — die 
wir weiter unten erörtern wollen — sprechen nicht dafür. Der 
Entwurf setzt also voraus, dass die Uebersetzung der Sträflinge 
in die Zwischenanstalt, nach Eintreffen der gesetzmässigen Be- 
dingungen, auch in Zukunft von der Direction des Zuchthauses 
angeordnet wird. 

Für diese Auffassung spricht auch der Text des § 50, welcher 
mit Eücksicht auf den Umstand, dass die Gefängnissstrafe auch 
in Gerichtsge&ngnissen vollstreckt werden kann, wo gegliederte 
und vollständig ausgebildete Apparate eines systematischen Straf- 
vollzuges nicht bestehen, welche auch von einer Zwischenanstalt 
in grösserer Entfernung liegen, dass aus diesen und auch anderen 
Motiven die Regierung sich das Eeeht vorbehält, die Transporti- 
rung der dieser Begünstigung für würdig befundenen Individuen 
selbst anordnen zu können. 

Indem also dies Recht ausdrücklich nur betreff der zu einer 
„Gefängnissstrafe" verurtheilten Individuen für die Regierung ge- 
wahrt wird, ist auch jene Verfügung zweifellos, dass bei den zur 
„Zuchthausstrafe" Verurtheilten das Recht der Uebersetzung in die 
Zwischenanstalt, der Direction des Zuchthauses überlassen bleibt. 

Ob es nun nicht etwa gerathen wäre, die Bestimmungen 
der §§ 48 und 50 betreff einiger Details abzuändern, soll an der 
gebührenden Stelle zur Erörterung kommen. In der hier auf- 
geworfenen Frage, kann die stillschweigende Disposition des 
Entwurfes nicht missverstanden werden. 

Die Bedingnisse und Zeittermine des ob und wann könnten 
nicht leicht eine deutlichere Stilisirung erhalten. 

Wir finden endlich, dass die Fassung des Textes den 
kategorisch imperativen Ton anschlägt, indem, es sagt: „Die 
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Verurtheilten — werden in die Zwischenanstalt versetzt." Also 
nicht nur auf ihre Bitte oder Einwilligung, sondern auch eventuell 
gegen ihren Willen. In wie weit persönliche Wünsche in Betracht 
genommen werden sollen, hängt von den Motiven dieser Wünsche 
und von pädagogischen Rücksichten ab, die in einem zielbewussten 
Strafvollzuge nicht ausser Acht gelassen werden können. 

Auffallend ist es, dass von den zur liebe nslänglichen Zucht- 
hausstrafe Verurtheilten in diesem Paragraph keine Erwähnung 
geschieht. Auch in Irland dürfen solche Individuen in die 
Zwischenanstalt nicht versetzt werden. 

Es wäre dies ein derart ausserordentlich grosses Mass der 
Versuchung, dessen Bekämpfung selten zu erwarten ist. Das 
ungarische Gesetz bewilligt im § 45 die Uebersetzung der zu 
lebenslänglicher Zuchthausstrafe Verurtheilten in die Zwischen- 
anstalt, doch ist in Ungai'n das Recht, die Sträflinge in die 
Zwischenanstalt zu übersetzen, dem Justizministerium vorbehalten. 
Ob dies im Allgemeinen der Nachahmung werth sei, wäre zu 
bezweifeln; betreff dieser speciellen Frage glauben wir, dass auch 
das Justizministerium sich sehr selten entschliessen wird einen 
lebenslänglich Verurtheilten in die Zwischenanstalt zu übersetzen; 
für eine Strafanstalts-Direction wäre die Verantwortung entschieden 
zu gross. 

Schwere Bedenken erhebt v. Schwarze gegen die Anordnung, 
dass die Zwischen an stalt in der Nähe des Zuchthauses situirt 
werde. „Es können hier locale Rücksichten, namentlich auch 
die Leichtigkeit der ArbeitsbeschaflFung, bauliche Rücksichten 
(Preis der Grundstücke) und die Einheit der Verwaltung ein 
entscheidendes Wort sprechen; aber anzurathen ist die Verbin- 
dung nicht. Das Publicum sieht sodann in der Zwischenanstalt 
nur eine Abtheilung des Zuchthauses und das Misstrauen gegen 
die entlassenen Sträflinge wird auf die Zwischenanstalt übertragen. 
Auch der Sträfling selbst wird sich noch als ein im Zuchthause 
Befindlicher betrachten und daher der Einfluss der Versetzung 
in die Strafanstalt auf den Sträfling wesentlich abgeschwächt 
werden." 

Auch die juridische Facultät der Universität zu Agram er- 
achtet es für zweckmässiger, dass die Zwischenanstalt nicht in 
der Nähe des Zuchthauses bestehe. 
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Diese Frage wurde in Ungarn ganz lebhaft erörtert^). 

Unsere in mehrjähriger Praxis gewonnene Ueberzeugung 
geht dahin, dass eine Zwischenanstalt bei den in Ungarn be- 
stehenden gesetzlichen und in Kroatien projectirten Vorschriften 
über den Strafvollzug, und bei den Verhältnissen der Ausübung 
der obersten Inspection über die Strafanstalten, nur in jenem 
Falle gedeihen und die Erreichung der Strafzwecke fördern wird 
wenn selbe mit dem Zuchthause oder eventuell dem Ereis-6e- 
fkDgnisse, einer und derselben Direction untergeordnet, mithin 
von ersterem Straforte nur in einer solchen Entfernung placirt 
wird, dass hiedurch die gemeinsame Leitung nicht unmöglich 
gemacht sei. 

Das irländische Vorbild, ja im Wesen der Sache liegende 
Gründe sprechen hiefUr. 

Lusk liegt von der Strafanstalt zu Mountjoy (bei Dublin) 
in einer kleineren Entfernung. Lusk hat keine separate 
Direction, nur ein Inspectorat. Der Lehrer von Mountjoy unter- 
richtet in Lusk. Die erkrankten Sträflinge in Lusk werden in 
das Spital des Zellengefkngnisses geschafft. Entspricht der Sträf- 
ling den Anforderungen in der Zwischenanstalt nicht, wird er 
ohne viel Aufhebens und ohne Spesen, in die Zellen des nahe 
gelegenen Gefängnisses zurücktransportirt^). 

Nach den ungarischen und kroatischen Vorschriften ist die 
Strafanstaltsdirection berufen, über die Gesuche, welche die be- 
dingte Freilassung betreffen, ihr eingehendes Gutachten abzugeben. 

^) Siehe die Schwarze'sche Ansicht, vertreten in dem anonymen Artikel 
des „Fegyhäzi Ertesitö**, Jahrgang 1881, Nummer 7; die gegnerische Ansicht, 
erörtert durch Emil Tauffer im politischen Tageblatt „Magyar Polgdr", Jahr- 
gang 1881, und in der juridischen Wochenschrift „Bünteto jog tira", III. Band, 
Nummer 1 vom 6. October, so auch in Nummer 6 vom 10. November 1881; 
endlich den Artikel von Johann Varga — Strafanstaltsdirector in Waitzen — in 
Nummer 1 des „Fegyhäzi irtesitÖ", Jahrgang 1880. 

2) Holtzendorff sagt: „Das "Wesen des irischen Strafvollzuges wird in 
keiner Weise verändert, wenn man die innerlich zusammenhängenden, aber 
örtlich getrennten Stadien des irischen Systems zur räumlichen Einheit ver- 
bindet. Diese räumliche Einheit würden wir für unsere Person sogar als 
eine wesentliche Verbesserung betrachten. Jener dreimalige Transport: zuerst 
nach Mountjoy, demnächst nach Spike-Island und endlich nach der Zwischen- 
anstalt, erscheint uns für den Continent unter keinen Umständen nachahmnngs- 
würdig." Siehe: „Kritische Untersuchungen**. Berlin 1865, Seite 98. 
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Die grösste Zahl der Sträflinge weilt in der Zwischenanstalt 
— welche wegen der häufigen Aenderungen ihrer Insassen einem 
Transporthause gleicht — meistens nur drei bis sechs Monate. 
Sollte da eine separate Direction bestehen, deren Beamte mit 
den am Felde beschäftigten Sträflingen nur selten verkehren 
können, wie wäre sie im Stande über Individualität, Charakter, 
Leidenschaften, Temperament, häusliche Verhältnisse, Aussichten 
für die Zukunft etc., ein nur annähernd verlässliches Gutachten 
abzugeben? Dies ist rein unmöglich. 

Die Direction des Zuchthauses (Director, Verwalter, Geistliche, 
Lehrer, Kerkermeister, Oekonom) kennt einen jeden Sträfling, 
der in die Zwischenanstalt versetzt wird. Sie kennt seine 
Charakterrichtung, seine guten Eigenschaften, seine Schwächen. 
Die Zwischenanstalt soll zur Bethätigung des Guten und des 
Schlechten freien Spielraum gewähren. Wenn sich nähere An- 
zeichen der Schwächen zeigen, soll sie nicht gleich mit der 
Strenge des Zuchtmeisters zur Hand sein; ihre Aufgabe ist hier 
die gütige väterliche Ermahnung und hierauf erst die nachhaltige 
Strenge. Eine fremde Direction, die den Sträfling bei seiner 
Einlieferung nicht kannte, die den psychologischen Umwandlungs- 
process, welcher durch Einzelnhaft, durch moralischen — , ele- 
mentaren — , und technologischen Unterricht erzielt wurde, nicht 
beobachtete, wird diesem Berufe nicht entsprechen können. 

Das persönliche Wissen, welches oft nur aus wirren Bildern 
einzelner Wahrnehmungen besteht, welche erst später — etwa 
durch eine besonders charakteristische Handlung der beobachteten 
Person — sich zu einem harmonischen Bilde gruppiren, lässt sich 
im schriftlichen Wege selten oder nur in einer sehr unvoll- 
ständigen Weise mittheilen. 

Das Publicum verkehrt selbst in der Zwischenanstalt nicht 
ungehindert und auch nicht in directer Weise mit den Sträflingen. 
Der gute Ruf der Zwischenanstalt, das Bewusstsein, dass dorthin 
nur gebesserte Sträflinge versetzt werden, die vermittelnde 
Thätigkeit der Beamten, und vorzüglich die erfolgte bedingte 
Freilassung, kräftigen und ermuthigen das Vertrauen des 
Publicums. 

In einer solchen Anstalt fühlt sich auch der Sträfling viel 
heimischer und freier. Er weiss, dass er sich die Anerkennung 
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and das Wohlwollen seiner Vorgesetzten erworben hat. Es geht 
ihm viel leichter, auf der begonnenen Bahn vorwärts zu schreiten. 
Im gegentheiligen Falle würde er sich vor einer neuen Direction, 
vor wildfremden Vorgesetzten befinden; Scheuheit, Misstrauen und 
Aengstlichkeit liegen in der Natur der ungebildeten Menschen. 
Erst nach gewonnenem Vertrauen kann man in ihr Inneres einen 
tieferen Blick werfen. 

Die Rückversetzung in die Strafanstalt soll abschreckend 
wirken. Wir glauben, dass die abschreckende Kraft eine grössere 
ist, wenn Jemand weiss, dass auf eine üebertretung allsogJeich 
und unwideiTuflich die Strafe erfolgt, als wenn er sieht, dass 
hierüber erst eine Correspondenz an eine höhere Behörde 
gerichtet werden muss; dass in dieser Procedur lange Tage 
vergehen, bis eine Entscheidung erfolgt; dass diese Entscheidung 
eventuell den Antrag der Direction nicht bestätigt, oder dass 
ihm noch die eventuell erwünschten Zerstreuungen einer wieder- 
holten Reise auf Staatsunkosten in Aussicht stehen. 

Auf weitere praktische und ökonomische Gegenargumente, 
auf die finanzielle Belastung des Landes durch die vielen Hin- 
und Rticktransporte, wollen wir hier nicht eingehen, es genüge die 
Würdigung jener Momente, welche von den tief geehrten Recen- 
senten vorgebracht wurden. 

§ 46. 
Kaznenici, koji u posrednom zavodu povrjede dis- 
ciplinarni koj propis, imadu se odpraviti u kaznionu. 

Sträflinge, die in der Zwischenanstalt ein Dis- 
ciplinarvergehen sich zu Schulden kommen lassen, 
werden in die Strafanstalt rückversetzt. 

In dieser Form wäre die Verfügung nicht besonders praktisch, 
da nicht alle Disciplinarvergehen so geartet sind, dass schon 
dieserwegen eine Rückversetzung nöthig oder gerechtfertigt wäre. 

Jedenfalls sprechen wir dafür, dass in der Zwischenanstalt 
Disciplinarstrafen, als Einzelnhaft, Hungerkost etc., nicht verhängt 
werden dürfen; dies würde den Charakter und die Aufgabe der 
Zwischenanstalt verändern. Bis zu den äussersten Grenzen sollten 
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wir aber dennoch nicht gehen. Ermahnungen oder Rügen werden 
in den meisten Disciplinarvorschriften auch als Strafen bezeichnet 
und müssen dennoch in dem Rahmen der Zwischenanstalt Platz 
finden. 

Vorzug verdient also die Textirung des ungarischen Gesetzes 
(§ 47), welches besagt: „Die in der Zwischenanstalt befindlichen 
Sträflinge können, wenn sie sich eines Disciplinarvergehens 
schuldig machen, in etc.'' 

§ 47. 

Kazna dr^avne uze izvrsuje se u sudbenih uzah, nu 
u prostorijah posve odjeljenih od onih, u kojoj se 
duvaju ostali kaznenici. 

Osudjeni na drzavnu uzu 2uvaju se no6ju u sa- 
motnih odjeljenih, ako to prostorije zavoda dopustaju, 
danju pako u skupnom zatvoru. 

Oni nesmiju se primorati na radnju, ve6 im je 
slobodno prema propisom ku6noga reda baviti se 
radnjom, koju sami odaberu. 

Oni se mogu o svom trosku hraniti, nu stoje pod 
strogim nadzorom, ter samo ako prieka nuzda ili osobita 
va^nost zahtjeva, mo2e im se dozvoliti, da razgovaraju 
s osobami, koje nad njimi nevrse slu^benoga nadzora. 

Die Strafe des Staatsgefängnisses wird in Gerichts- 
gefängnissen, jedoch in von anderen Sträflingen gänzlich 
abgesonderten Räumen vollzogen. Die zur Strafe des 
Staatsgefängnisses Verurtheilten werden bei Tage in 
gemeinsamer Haft, des Nachts aber — insofern es die 
Räumlichkeiten der Anstalt erlauben — in Einzelnhaft 
gehalten. 

Dieselben dürfen zur Arbeit nicht verhalten werden; 
es wird ihnen aber freigestellt, sich bei Beobachtung 
der Hausordnung mit jener Arbeit zu beschäftigen, die 
sie sich selbst wählen. 
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Sie können sich auf eigene Kosten verpflegen, 
stehen aber unter strenger Aufsicht, und kann ihnen 
der Verkehr mit solchen Personen, die zu ihrer Dienst- 
aufsicht nicht gehören, nur bei dringender Nothwendig- 
keit oder in besonders wichtigen Fällen gestattet 
werden. 

Wie die meisten Gerichtsgefkngnisse in Kroatien heute be- 
schaffen sind, geben sie sehr wenig Aussicht, dass dort die Strafe 
des Staatsgefängnisses, also eine custodia honesta, in anständiger 
und dem Geiste des Gesetzes entsprechender Weise, mit Ab- 
sonderung von allen übrigen Sträflingen vollstreckt werden könnte. 

Dass die Gerichtsgefängnisse in kürzester Zeit reorganisirt 
werden müssen, steht ausser allem Zweifel. Fraglich bleibt es 
aber, ob auch später in jedem Gerichtsgefängnisse zur Vollstreckung 
des Staatsgefängnisses geeignete separate Localitäten beschafft 
werden können und ob in solcher Weise der Strafvollzug durch An- 
kauf besserer Möblirung, besonderer Kost, entsprechenden Bett- 
zeuges, qualificirtere Wache etc. etc., nicht etwa höhere Unkosten 
und viel mehr Fatalitäten verursachen würde, als wenn zur 
Vollstreckung der Strafe des Staatsgefkngnisses eine besondere 
Anstalt designirt würde. 

In Ungarn wurde zu diesem Zwecke in der Stadt Waitzen, 
gegenüber dem Landesgefängniss ein Privathaus gemiethet, wofür 
der Staat jährlich 650 fl. Pachtzins entrichtet. Das Haus wurde 
entsprechend umgestaltet und möblirt, mit einem besonderen aus- 
gewählten Wachpersonal versehen und betreff der Direction, dem 
Vorsteher des Landesgefängnisses untergeordnet^). 

Die Eventualität einer derartigen oder ähnlichen Einrichtung 
sollte durch die Textirung des Gesetzes auch in Kroatien nicht 
ausgeschlossen werden, indem es nicht nothwendig ist, dass die 
Regierung auf lange künftige Zeiten sich selbst die Hände binde 
und eine eventuell als dringend sich erweisende Massregel ver- 
hindere. 



1) Im Budget des Jahres 1881 wurde die Alimentation für täglich 
10 Staatsgefangene, per Kopf mit 95 kr. präliminirt. Die gesammten Jahres- 
unkosten belaufen sich auf 4507 fl. 
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Das erste Alinea sollte also mit folgender Textirung beginnen: 

„Die Strafe des Staatsgefängnisses wird in einem besonders 
hiezu bestimmten Gebäude oder in den Qerichtsgef^ngnissen^ 
jedoch etc." 

Im Gutachten der juridischen Facultät zu Agram ist der be- 
achtenswerthe Vorschlag enthalten, es möge ausgesprochen werden, 
dass die zur Strafe des Staatsgefängnisses Verurtheilten berechtigt 
sind, ihre eigenen Kleider zu tragen. Diese Verfügung ist nicht 
überflüssig. Sie ist auch in dem ungarischen Strafgesetze ent- 
halten, doch möchten wir den diesbezüglichen Satz mit einem 
Wörtchen erweitern und sagen: „sie dürfen ihre eigenen an- 
ständigen Kleider tragen". Man würde hiedurch nöthigenfalls 
verhindern können, dass einzelne eigensinnige Individuen durch 
das Tragen ihrer völlig defecten und zerrissenen Kleider, das 
Anstandsgefühl und die Ordnung des Hauses verletzen. 

Die Bestimmung über den Verkehr mit Personen, die zur 
Dienstaufsicht des Hauses nicht gehören, wurde schon aus- 
führlich besprochen. Alle bisher abgegebenen Gutachten erklären 
einstimmig, dass die projectirte Verfügung zu strenge ist. 

Der Recensent des „Obzor" meint, dass der analoge Text 
des ungarischen Gesetzes (§ 35) der administrativen Willkür einen 
allzu breiten Raum bietet. 

Wir glauben, dass dies kein Gegenstand ist, wo die Admini- 
stration zu einer allzugrossen Scrupulosität im allgemeinen einen 
besonderen Grund hätte. 

Die schon einigemal citirte Verordnung des königlich unga- 
rischen Justizministeriums verfügt hierüber: „Die zur Strafe 
des Staatsgefängnisses Verurtheilten dürfen Vormittags von 9 
bis 12 Uhr und Nachmittags von 2 bis 5 Uhr Besuche em- 
pfangen. 

Der Besucher ist verpflichtet, von dem Vorsteher der Anstalt 
sich einen mit der Unterschrift des genannten Beamten ver- 
sehenen Eintrittsschein zu verschaffen; ohne Vorweisung einer 
solchen Bewilligung wird Niemand in das Staatsgefängniss hinein- 
gelassen." 

Diese Verfügung entspricht der Natur der custodia honesta, 
die keine anderen Uebel als die einfache Beschränkung der per- 
sönlichen Freiheit enthalten soll. Anderseits muss aber der 

Tanffer, Oeiammelte Wohlmeintingen. S 
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Verwaltung die discretionäre Gewalt gewahrt bleiben, gefithrliche 
oder unruhige Elemente von den Staatsgefangenen fernhalten zu 
können. 

Dem letzten Alinea wäre also etwa folgende Fassung zu 
geben: ^Sie können sich auf eigene Kosten verpflegen; sie dürfen 
ihre eigenen anständigen Kleider tragen; in der hiezu bestimmten 
Zeit Besuche solcher Personen empfangen, gegen deren Zu- 
lassung die Vorstehung der Anstalt keine Bedenken erhebt, doch 
unterstehen sie der fortwährenden Ueberwachung und der be- 
sonderen für sie zu erlassenden Hausordnung." 

Damit weiters die ^Hausordnung'^ nicht zweimal erwähnt 
werde, sollte der zweite Satz in dem zweiten Alinea lauten: 
„Es steht ihnen jedoch frei, sich mit einer den Verhältnissen 
der Anstalt entsprechenden, selbstgewählten Arbeit zu befassen." 

§ 48. 

Kazna uze izvrsuje se u sudbenih uzah, ili u kaz- 
nionah, koje 6e vlada opredjeliti za izvrsivanje te kazne. 

Osudjeni na uzu imadu se primorati, da se bave 
radnjom, odgovaraju6om njihovim sposobnostim i 
odnoSajem. 

Za radnju izvan kaznionec mogu se upotriebiti 
samo njihovom privolom. Oni mogu unutar granicah 
• ustanovljenih ku6nim redom i sami birati radnju, 
kojom se £ele baviti, ako su naknadili stetu uöinjenu 
kaznjivim svojim djelom, namirili troskove kaznenoga 
postupka i pru^ili sigurnost za namirenje ovrsno 
kaznenih troSkovah. 

U predpostavah navedenih u predidadoj toöki, 
mogu se osudjenici dostojni osobitih obzirah osudom 
osloboditi du^nosti radnje. 

Die Gefängnissstrafe wird in den Gerichtsgefäng- 
nissen oder in den von der Regierung hiezu be- 
stimmten Strafanstalten verbtisst. 
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Die zur Gefängnissstrafe Verurtheilten sind zu 
einer ihren Fähigkeiten und Verhältnissen entspre- 
chenden Arbeit zu verhalten. 

Zur Arbeit ausserhalb der Strafanstalt können 
sie nur mit ihrer Einwilligung verwendet werden. Sie 
können sich innerhalb der durch die Hausordnung 
festgesetzten Beschränkungen auch selbst eine Arbeit 
wählen^ mit welcher sie sich zu beschäftigen wünschen, 
wenn sie den durch die strafbare Handlung verursach- 
ten Schaden ersetzt, die Kosten des Strafverfahrens 
gedeckt und entsprechende Sicherheit betreff Ersatzes 
der Strafvollzugskosten geleistet haben. 

Für den Fall als die im vorhergehenden Absätze 
angeführten Bedingungen zusammentreffen, können 
besonders rücksichtswürdige Verurtheilte im Urtheile 
selbst von der Arbeitspflicht befreit werden. 

Das Gutachten der Universität wünscht, dass auch der Be- 
kleidung und Beköstigung der zur Gefängnissstrafe Verurtheilten 
Erwähnung geschehe. 

Da es für die üebertretungen, in dem besonderen Codex, 
auch eine Strafe der einfachen Haft geben wird und da ander- 
seits bei der Strafe des Zuchthauses auf diese Momente des 
Strafvollzuges ausdrücklich reflectirt wird, erscheint es nicht 
überflüssig, dem Vorschlage der Universität ein geneigtes Ohr 
zu leihen. 

Es könnte hienach das Alinea 2 die folgende Textirung 
erhalten: „Die zur Geftlngnissstrafe Verurtheilten tragen die vor- 
geschriebene gleichmässige aber von der Tracht der Zuchthaus- 
sträflinge in Schnitt und Farbe verschiedene Kleidung; geniessen 
die in der Strafanstalt gereichte Kost. Sie sind zu einer etc.'' 

Bei der Alimentation lassen sich keine besonderen Unter- 
schiede machen, da weder in der einen noch in der anderen 
Strafanstalt nicht mehr und nicht bessere Speisen gegeben 
werden sollen, als dies mit Berücksichtigung einer alle körper- 

8* 



116 

liehen Kräfte in Anspruch nehmenden Arbeit zur Erhaltung der 
Gesundheit und der Arbeitskraft nothwendig ist. Dieses Quan- 
tum und diese Qualität muss aber unbedingt geboten sein. 
Auch das ungarische Gesetz kennt betreff der Alimentation 
keinen Unterschied zwischen der Strafe des Zuchthauses und 
der Strafe des Kerkers. 

Dass die Begünstigung der Arbeitswahl durch die Ver- 
mögensverhältnisse des Verurtheilten bedingt wird, kann trotz 
der auch bei uns acceptirten Motive des österreichischen Straf- 
gesetzentwurfes von keiner Seite eine Zustimmung erringen. 

Von Schwarze bemerkt: ^Der Ersatz des Schadens kann 
als Milderungsgrund bei Abmessung der Strafe, nicht aber als 
ein Moment in der Vollziehung der Strafe angesehen werden. 
Ist die Strafe verwirkt, so wird sie auch als solche zu voll- 
strecken und ein Unterschied nicht weiter zulässig sein, welcher 
nicht in der Schuld des Thäters und dem Grade derselben, 
sondern in zufälligen Nebenumständen seine Begründung 
findet." 

Auch die juridische Facultät erklärt sich in diesem Sinne* 

Eine weitere Bemerkung wäre dahin gehend zu machen, 
dass die zur Aussenarbeit verwendeten Geftlngnisssträflinge von 
jenen, die zur Zuchthausstrafe verurtheilt sind, abgesondert 
werden mögen und dass dies im Gesetze auszusprechen sei. 

Der hier erwähnte Fall kann wohl nicht in den von ein- 
ander entfernt liegenden Landesanstalten, wohl aber in den 
Gerichtsgefkngnissen vorkommen, allwo auch Zuchthaussträflinge 
bis zu ihrer Ablieferung in die Landesanstalt detinirt werden. 
Principielle Gründe verlangen, dass sobald wir mehrere Arten 
der Freiheitsstrafen statuiren, dieser Erwägung auch eine con- 
sequente Durchführung folge. 

Noch einmal müssen wir endlich auf die Frage des 
Ersatzes der Strafvollzugskosten zurückkommen.^) Wir ver- 
suchten den Nachweis zu erbringen, dass die Eintreibung der 
Strafvollzugskosten ungerecht und dem Besserungszwecke zu- 
wider laufend ist. Eine gleiche Ueberzeugung brachte auch das 
Gutachten der Universität zum Ausdruck, Hier wollen wir beweisen 



») Der kroatische Strafgesetzentwurf. Wien 1880. Seite 43 und 44. 
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dass aus der Procedur der StrafvoUzugskosten-Eintreibung dem 
Staate ein finanzieller Nachtheil erwächst. 

In Ungarn wurden in officiöser Weise fofgende Daten 
publicirt: *) „Während der letzten zehn Jahre (1870—1879) 
zählte man in den ungarischen Landesstrafanstalten zu Leopold- 
stadt an der Waag, Munkäcs^ Szamosüjvär und Waitzen 
8,877.569 Verpflegstage. Hiefür wurden den einzelnen Sträflingen 
sub titulo Strafvollzugskosten 2,308.167 Gulden 94 Kreuzer in 
Anrechnung gebracht. Hievon wurden jährlich und durchschnitt- 
lich 7068 Gulden 29 Kreuzer, während der ganzen zehn Jahre 
aber 70.682 Gulden 96 Kreuzer, mithin 3*06 Percent der 
Forderung factisch eingetrieben." Wegen Beschaffung von 
7000 Gulden werden also in Ungarn und Siebenbürgen alljähr- 
lich alle Strafanstalten, alle Gerichtshöfe, alle Staatsanwalt- 
schaften und der grösste Theil der Bezirksgerichte in Thätigkeit 
gesetzt; unzählige Executionen werden mit grossen Unkosten 
und mit noch mehr Zeitverlust geführt; warum? Um den Be- 
weis zu führen: „Parturiunt montes et nascitur riduculus mus." 
Unzweifelhaft ist es, dass dem Königreiche Ungarn die einge- 
triebenen 7000 Gulden bei Bewerthung der Arbeitskraft der 
hiemit beschäftigten Beamten, der verwendeten Drucksorten und 
Schreibmaterialien und bei Anrechnung der ausserordentlich vielen 
ohne Erfolg unternommenen Amtshandlungen, das Vielfache der 
obigen Summe kosten. 

Ueber die Verhältnisse in Kroatien besitzen wir wohl keine 
amtlichen Daten; da aber die Bevölkerung hier im allgemeinen 
noch ärmer ist, so muss auch das Ergebuiss der auf die Ein- 
treibung der Strafvollzugskosten gerichteten Anstrengungen ein 
noch kläglicheres Resultat ergeben. 

Wir glauben annehmen zu können, dass bei solchen Ver- 
hältnissen, Regierung und Parlament in Zukunft von der Ein- 
treibung der Strafvollzugskosten absehen werden. 

Das Gutachten der Universität wünscht, dass in das Straf- 
gesetz eine Bestimmung über den Arbeitsverdienst der Sträflinge 
aufgenommen werde. Zweifellos hatte sie hier die Verfügung des 
holländischen Strafgesetzes vor Augen. 



*) Siehe „Fegyhäzi Ertesitö" Nr. 7, Jahrgang 1881. 
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Bei unseren Verhältnissen könnten wir die Befolgung des 
Beispieles nicht anempfehlen. Sie beruht auf der Einrichtung 
der Pensumarbeit. Bei sehr vielen Arbeiten, z. B.: Schlosserei, 
Schmiede, Tischlerei etc., wo täglich verschiedene Gegenstände 
und auch Reparaturen angefertigt werden, ist die Bestimmung 
eines Tagespensums nicht möglich. Weiters ist die gerechte 
Bemessung des Pensums sehr schwer. Zur Ausführung und 
Ueberwachung gehört ein vorzüglich qualificirtes Aufseher- 
personal, welches wir nicht haben. Aus diesen und aus anderen 
hier in Kürze nicht erschöpfbaren Gründen müssen wir erklären, 
dass eine der holländischen analoge Bestimmung, in Kroatien 
nicht durchführbar, ja für das Landesärar schädigend wäre. 

Im Sinne der obigen Ausführungen sollte also der bespro- 
chene Paragraph in folgender Weise umgestaltet werden: 

„Die Ge&ngnissstrafe wird in den Gerichtsgefängnissen oder in 
den von der Regierung hiezu bestimmten Strafanstalten abgebüsst. 

Die zur Gefängnissstrafe Verurtheilten tragen die vorge- 
schriebene gleichmässige, aber von der Tracht der Zuchthaus- 
sträflinge in Schnitt und Farbe verschiedene Kleidung; geniessen 
die in der Strafanstalt gereichte Kost; sind zu einer ihren 
Fähigkeiten und Verhältnissen entsprechenden Arbeit zu ver- 
halten, doch können sie unter den für das betreffende Gefäng- 
niss eingeführten Arbeiten, innerhalb der durch die Haus- 
ordnung festgesetzten Beschränkungen, wählen. Zur Arbeit 
ausserhalb der Strafanstalt können sie nur mit ihrer Ein- 
willigung verwendet werden; in diesem Falle sind sie von 
Zuchthaussträflingen absolut — von den freien Arbeitern nach 
Möglichkeit abzusondern. 

Aus besonders berücksichtigungswerthen Gründen kann das 
Gericht im Urt heile einen zur Gefängnissstrafe Verurtheilten 
von der Arbeit entheben." 

§ 49. 
Osudjeni na uzu imadu se podvrgnuti samotnomu 
zatvoru po propisih sadr^anih u §§ 41—43 samo onda, 
ako vrieme njihove kazne traje najmanje godinu 
danah. 
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Die zur Gefängnissstrafe Verurtheilten sind der Ein- 
zelnhaft im Sinne der §§ 41 — 43 nur dann zu unter- 
werfen, wenn ihre Strafzeit mindestens ein Jahr dauert 

Eine ähnliche Bestimmung findet sich auch im § 40 des 
ungarischen Gesetzes. 

Der Codificator erklärt, dass er zu dieser Verfügung durch 
die Erwägung geleitet wurde, dass bei kurzzeitigen Strafen das 
progressive System nicht durchführbar ist. 

In den Gerichtsgefängnissen würden wir die Durchführung 
einer länger andauernden Einzelnhaft auch nicht besonders 
empfehlen. 

In Frankreich ist wohl die Einzelnhaft bei allen bis zu 
einem Jahr dauernden Strafen obligatorisch; doch ist das Gesetz 
bei weitem nicht allgemein durchgeführt. 

Der Grundsatz „principiis obsta" ist in der Theorie richtig, 
indem der moralischen Verschlechterung bei den zum ersten- 
male Gestraften, mithin bei den in den Gerichtsgef^ngnissen 
Detinirten, durch eine strenge Isolirung vorgebeugt werden 
müsste. Schwer ist dies aber auszuführen. Die Einzelnhaft ist 
eben bei unserem Volke kein Spielzeug. Ohne geeignete Beamte 
würden wir sehr bald die Richtigkeit des Spruches erkennen: 
„medicina pejor morbo.^' 

Doch können wir weder den Motiven, noch auch den 
Bestimmungen des Entwurfes zustimmen und zwar aus prak- 
tischen Gründen. 

Wie die Gerichtsgefängnisse heute beschaffen sind, bieten 
sie nicht die Möglichkeit, dass die unter der Dauer eines Jahres 
lautenden Freiheitsstrafen, ohne Ausnahme dortselbst vollstreckt 
werden könnten. Jährlich geschieht es einigemale, dass die 
Landesstrafanstalten auch auf 3 — 9 Monate Verurtheilte auf- 
nehmen müssen, um in den Gerichtsgefängnissen Raum zu 
schaffen. 

In den Landesstrafanstalten würde es nun zu grossen Miss- 
helligkeiten führen, wenn es dort privilegirte Sträflinge gäbe, 
die der Einzelnhaft nach dem Wortlaute des Gesetzes nicht 
unterworfen sind und demnach in der Landesstrafanstalt zweierlei 
Systeme ausgeführt werden müssten. 
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Da in diesen Anstalten die Einzelnhaft in fachmännischer 
Weise und mit der nothwendigen Vorsicht durchgeführt werden 
kanU; und da anderseits eine solche Einzelnhaft eben den An- 
fängern auf dem Gebiete des Verbrechens zum besonderen Vor- 
theile dient, ist es nicht abzusehen, aus welchem Grunde diese 
Individuen in die Einzelnhaft nicht versetzt werden sollten! Dass 
sie alle vier Stadien des progressiven Systemes nicht durch- 
machen, sollte sie nicht hindern, wenigstens zwei Stadien zu 
absolviren. Jedenfalls ist dies besser als die ungebundene Gemein- 
schaftshaft. Es ist kein Erforderniss des progressiven Straf- 
vollzuges, dass ein jeder Sträfling in ein jedes Stadium ein- 
trete*). Die Erreichung der einzelnen Stadien ist zu gewissen 
Bedingnissen gebunden. Sind diese nicht vorhanden, nun so wird 
der Sträfling seine Strafzeit in der Einzelnhaft oder in der 
strengen Haft des zweiten Stadiums beenden. 

Die Einzelnhaft ist also in den Staatsge&ngnissen anwendbar, 
ja unbedingt nothwendig, mag der Sträfling auf 2 Wochen, oder 
auf 2 Jahre oder auf 20 Jahre verurtheilt sein. Erwünscht bleibt 
es immer, dass Untersuchungs-Häftlinge und Verurtheilte nicht 
in einem und demselben Gebäude detinirt werden. 

Im Sinne dieser Ausführungen, ja auch mit Berücksich- 
tigung der bei § 41 gemachten Vorschläge, könnte der § 49 
folgende Textirung erhalten: „Die zur Gefängnissstrafe Verur- 
theilten sind ausser den Fällen der Disciplinaratrafe, der Einzeln- 
haft bei Tag und Nacht im Sinne der §§ 41 — 43 nur dann zu 
unterwerfen, wenn die Strafzeit in der von der Regierung hiezu 
bestimmten Strafanstalt verbüsst wird.'* 

Die Motive des ungarischen Strafgesetzes betonen, dass bei 
jugendlichen Verbrechern die Zwecke der Besserung allen übrigen 
Strafzwecken vorangesetzt werden müssen. Dies erfordern nicht 
nur die Interessen des Individuums, sondern auch die Interessen 
des Staates. 

Auf der Bethätigung dieser Motive basirt der § 42 des 
ungarischen Gesetzes, dessen Principien auch in das kroatische 
Strafgesetz zu recipiren wären. 

*) Wir wissen, dass in Irland gewisse Sträflinge von dem Zellengefäng- 
nisse ZQ Mountjoy, mit Ausweichung des zweiten Stadiums in Spike Island, 
allsogleich in die Zwischenanstalt zu Lnsk übersetzt werden können. 
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Wir glauben^ dass in dieser Beziehung noch weiter gegangen 
und die richtige Grundidee in consequenterer Weise durchgeführt 
werden sollte. Die Motive des ungarischen Gesetzes geben 
nämlich gar keine Aufklärung, warum die Einzelnhaft bei den 
jugendlichen Individuen nur bis höchstens 6 Monate dauern 
sollte oder warum die jugendlichen Delinquenten nur höchstens 
6 Monate in der Besserungsanstalt zubringen dürfen. Die für 
nothwendig befundene Nacherziehung, sei es in der Einzelnhaft, 
sei es in der Besserungsanstalt, verspricht nur dann einen 
Erfolg, wenn ihre Zeitdauer durch pädagogische Rücksichten 
limitirt wird. Unübersteigliche Grenzen können nur durch das 
Ende der Strafzeit oder durch Erreichung des zwanzigsten 
Lebensjahres fixirt werden. Wir glauben sogar, dass man durch 
eine andere Regelung der Frage dem vorgesteckten Ziele direct 
entgegen handelt. Nehmen wir nämlich den Fall an, dass ein 
I7j ähriger Bursche wegen eines Vergehens eine einjährige Strafe 
zugeurtheilt erhält. Sechs Monate davon verbringt er in der 
Besserungsanstalt, wo eine Nacherziehung durch einen ent- 
sprechenden elementaren und industriellen Unterricht in wohl- 
durchdachter Weise begonnen wird. Nach Ablauf von 6 Monaten 
soll nun alles unterbrochen und der Bursche in das Gefängniss 
zurückgebracht werden. Hier wird der Lehrer und der Geistliche 
nicht im Stande sein, den abgebrochenen Faden des Unterrichtes 
gleich wieder dort aufzunehmen, wo er in der Besserungsanstalt 
fallen gelassen wurde. Auch der Lehrplan ist hier ein anderer. 
Die Profession, die der Bursche in der Besserungsanstalt gelernt, 
wird eventuell im Gefängnisse nicht betrieben und was er gelernt, 
vergisst er in sechs Monaten wieder. 

Die Zucht der Besserungsanstalt und die Zucht des Gefäng- 
nisses sind von einander verschieden. So vergeht das Jahr in 
Anfängen und Unterbrechungen, im Gewirre von verschiedenen 
Principien, ohne dass das Individuum hievon einen nachhaltigen 
Nutzen hätte. 

Der empfohlene neue Paragraph könnte eventuell lauten: 

„Werden jugendliche Personen von nicht über 20 Lebens- 
jahren zur Gefängnissstrafe verurtheilt, so kann das Gericht 
zum Zwecke der Besserung im Urtheile anordnen, dass sie zur 
Ermöglichung einer vorschriftsmässigen Detinirung in Einzeln- 
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haft (§§ 41 — 43) in eine von der Regierung zu bestimmende 
Strafanstalt abgeliefert werden. 

Das Gericht kann im Urtheile auch die üeberführung 
solcher jugendlicher Personen in eine Besserungsanstalt anordnen^ 
doch können selbe dort nach dem erreichten zwanzigsten Lebens- 
jahre nicht detinirt werden. 

Wurde die Üeberführung in die Besserungsanstalt im Urtheile 
nicht verfügt und erscheint sie dennoch mit Rücksicht auf den 
Besserungszweck als wünschenswerth^ so kann die Regierung auf 
Vorschlag der Strafanstaltsdirection selbe anordnen.'' 

§ 50. 
Osudjeni na uzu, traju6u najmanje tri godine, mogu 
se naredbom vlade premjestiti u posredni zavod, ako su 
izpunili uvjete, navedene u § 45. 

Die zu einer Gefängnissstrafe von mindestens drei 
Jahren Verurtheilten können über Anordnung der 
Landesregierung in die Zwischenanstalt versetzt 
werden, wenn sie die im § 45 festgesetzten Bedin- 
gungen erfüllt haben. 

Die schon näher begründeten principiellen Bedenken, dass 
durch diese Bestimmungen die Gefängnissstrafe in ihrem Vollzuge 
zu einer strengeren Art der Freiheitsstrafe gemacht wird als die 
Zuchthausstrafe, werden durch di^ Recensenten des Entwurfes 
getheilt. 

Bei der Verfassung des Entwurfes konnte der Codificator 
eine entsprechendere Verfügung kaum ersinnen. Die Einverleibung 
des Grenzgebietes war damals (1879) wohl ein sehnlicher aber 
anscheinend in die weite Ferne gerückter Wunsch; die strafrecht- 
lichen Verhältnisse, so auch die Gefängnisse und Strafanstalten 
dieses Gebietes, mit sieben Siegeln geschlossene Geheimnisse. 
Der Codificator musste nur mit den ihm damals bekannten Ver- 
hältnissen Civil-Kroatiens rechnen, welche es als unnöthig, ja 
auch unausführbar erachten Hessen, dass für den Vollzug der 
Gefängnissstrafe eine eigene Landesstrafanstalt errichtet werde. 
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Er musste annehmen, dass die grösste Zahl der auf „GefUngniss^' 
lautenden Strafen^ im Gerichtsarreste vollzogen und dass höchstens 
— etwa für die Noth — irgendwo ein Filialgefängniss als quasi 
Strafanstalt, den Bedürfnissen genügen wird. 

Für solche Verhältnisse waren die angeführten Bestimmungen 
gewiss nothwendig, ja auch entsprechend, da — wie schon ge- 
sagt — bei dem lückenhaften Apparate, welcher in den Gerichts- 
gefängnissen .zur Erzielung der Besserung in Anwendung ge- 
bracht werden könnte, viele Zweifel an einer eingetretenen oder 
als bemerkbar, behaupteten Besserung aufkommen müssen. 

Seit der Veröflfentlichung des Strafgesetzentwurfes haben 
sich aber die Verhältnisse geändert. Der innigste Wunsch der 
Nation ist in Erfüllung gegangen; einig ist das Vaterland; gleiche 
und gemeinsame Institutionen, wohlerwogen von der eigenen 
Gesetzgebung und weise geordnet von einer nationalen Regierung, 
werden von nun an das intellectuelle, moralische und materielle 
Emporblühen dieser Königreiche sichern. Heute müssen wir also 
mit anderen Factoren, mit grösseren und schwierigeren, aber 
einen segensreichen Erfolg verbürgenden Aufgaben rechnen. 

Auch die Strafanstalten des bisherigen Grenzgebietes sind 
uns bekannt. Es widerstrebt der Gerechtigkeit, Recriminationen 
zu erheben gegen Männer der damaligen Regierung, die gewiss 
auch viel Gutes wollten, aber wegen Mangel der finanziellen 
Mittel, oder wegen Mangel der Unterstützung ihrer Intentionen 
nichts durchführen konnten, doch müssen wir bemerken, dass 
Strafanstalten, in denen von einem Systeme keine Spur zu finden, 
wo von einem irgend welchen Namen habenden Unterricht, von 
einem Gottesdienste keine Rede ist, wo die Sträflinge wegen 
Mangel an Räumen nicht beschäftigt werden können, wo sie bei 
den leider äusserst häufigen Erkrankungen, wegen Abgang ent- 
sprechender Spitallocalitäten die gebotene Pflege entbehren 
müssen, wo die Morbidität bis 42 Procent der Verpflegstage und 
die Mortalität 11 — 15 Procent beträgt (in Glina sind im Jahre 
1880 bei einem täglichen Stande von 80—100 Sträflingen 28 Mann 
gestorben), wo diese Strafanstalten bei solchen Verhältnissen 
dennoch ein viel grösseres Geld kosten als Strafanstalten, die 
dem Zwecke vollkommen entsprechen: solche Institute können 
in einem Constitutionen regierten und civilisirten Lande, wo die 
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Regierung dem ParlameDte fiir ihre Handlungen und auch für 
ihre eyentuellen Unterlassungen yerantwortlieh ist, nicht weiter 
bestehen! 

Die in der vormaligen Grenze liegenden Strafanstalten zu 
Karlstadty Glina und Mitrovica können einer Reform nicht unter- 
zogen werden. Hiezu fehlen überall alle Vorbedingnisse. Die 
Errichtung oder Ädaptirung einer neuen und geräumigen Straf- 
anstalt ist unbedingt nothwendig. 

Hlemit ist ftlr den Codificator auch betreff des Strafgesetzes 
die Lösung der Schwierigkeit von selbst geboten. 

Der Tagesstand der zu mehr als einjähriger Freiheitsstrafe 
verurtheilten Individuen ist für ganz Kroatien mit circa 1300 
Mann anzunehmen. Bei dem Inslebentreten eines neuen Straf- 
gesetzes würden von dieser Zahl circa 800 Mann eine Zucht- 
hausstrafe und circa 500 Mann eine Gefängnissstrafe zu erleiden 
haben. Eine so grosse Anzahl der Sträflinge darf einem ge- 
regelten Strafvollzüge nicht entzogen werden. 

Sobald nun alle zu einer 12 Monate übersteigenden Ge- 
fängnissstrafe verurtheilten Personen m einer regelrecht organi- 
sirten Landesstrafanstalt untergebracht werden können, entfallen 
auch die Gründe, welche den Codificator zu den obigen exoep- 
tionellen Verfügungen bestimmt haben konnten. Es wäre also 
unter § 50 zu sagen: 

„Die Verfügungen des § 45 werden auch auf die zu einer 
Ge&ngnissstrafe verurtheilten Personen angewendet." 

§ 51. 

Kazna robije jest doiivotna ili vremenita. 

Vremenita kazna robije i kazna drzavne uze 
nesmije trajati vise od dvadeset, a kazna uze vise 
od pet godinah. 

Najkra6e trajanje vremenite kazne robije iznosi 
godinu danah, drzavne uze i uze jedan dan. 

Die Zuchthausstrafe ist eine lebenslängliche oder 
eine zeitige. 
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Die zeitige Zuchthausstrafe; sowie auch die Strafe 
des Staatsgefängnisses darf nicht länger als zwanzig 
und die öefängnissstrafe nicht länger als fünf Jahre 
dauern. 

Die kürzeste Dauer der zeitigen Zuchthausstrafe 
beträgt ein Jahr^ des Staatsgefängnisses sowie der 
Gefängnissstrafe aber einen Tag. 

Alle Fragen, welche bei diesem Paragraph zur Entscheidung 
kommen, waren schon aus allen Gesichtspunkten erörtert. 

Eine derartige Modification des vorliegenden Entwurfes, dass 
die -lebenslängliche Zuchthausstrafe in absoluter Weise nicht an- 
gedroht, und dass die längste Dauer der zeitigen Zuchthausstrafe 
auf 15 Jahre ermässigt werde, ist nach unserem Dafürhalten 
nicht zu erhoffeu. Möge uns die Zukunft Lügen strafen! Bei 
Wahrung unseres Standpunktes wollen wir weitere Beweisfüh- 
rungen, die rein nur eine theoretische Bedeutung hätten, gar nicht 
versuchen, doch glauben wir es der guten Sache schuldig zu sein, 
die statistischen Daten über jene 238 zu einer Strafe von über 
10 Jahren und lebenslänglich verurtheilten Kroaten, die vor- 
dem in der Strafanstalt zu Illava detinirt waren und später 
nach Lepoglava übersetzt wurden, an dieser Stelle weiter zu 
vervollständigen. 

Obige Zahl der Sträflinge wurde in dem Zeiträume von 1855 
bis 1874 zur Strafe gebracht. 

Von diesen sind in Abgang gekommen: 



nach Erstehung der 
Strafe entlassen 


1856—1877 

15 


1878-1881 

10 


Insgesammt 

25 


Frocent des 
Standea: 

10-4 


bedingt freigelassen 
und begnadigt . . 

vor Erstehung der 
Strafe gestorben . 


30 
116 


9 
15 


39 
131 


16-7 
54-5 


entsprungen . . . 
weiterhin in Strafe 


"— " 


1 


1 


0-4 


verblieben . . . 


— 


— 


42 


18-0 
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If^v 



Jene, die nach Abbüssung der Strafzeit entlassen wurden, 
haben erstanden eine Strafzeit 

von 10 — 12 Jahren 14 Mann 

» 12-18 „ 11 , 

Die begnadigten und bedingt freigelassenen Sträflinge haben 
von der Strafzeit erstanden: 



5 Jahre 



6 


n 


7 


n 


8 


n 


9 


n 


10 


n 


11 


V 


15 


» 


16 


» 


17 


» 


18 


» 



Summa 



Begnadigt 

1 . 

1 . 

1 . 

2 . 
4 . 

3 . 

4 . 
4 . 
1 . 

1 . 

2 . 



Bedingt entlasBon 
. . 1 



1 

4 
5 
2 
1 

1 



24 



15 



Die Verstorbenen hatten folgende Strafdauer abgesessen: 
Kein ganzes Jahr . . 3 Mann, 



1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 



Jahr 27 

Jahre 18 

21 

14 

10 

9 

6 

7 

6 

3 

5 

1 

1 



7) 
7? 
7? 

n 

V 

n 
» 
7i 



Summa 



131 Mann. 
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Die noch Ende December 1881 in der Strafhaft Befindlichen 
sind verurtheilt auf eine Strafzeit 

von 10 — 15 Jahren .... 20 Mann, 
15—20 20 „ 



lebenslänglich 2 ^ 

Diese hatten die Verbtissung ihrer Strafzeit begonnen 



im Jahre 






1863 . 


. 1 ] 


Ua 


1865 . 


1 


n 


1867 . 


6 


77 


1868 . 


8 


77 


1869 . 


3 


77 


1870 . 


2 


77 


1871 . 


1 


77 


1872 . 


4 


77 


1873 . , 


6 


77 


1874 . , 


10 


T) 



erleiden also jetst das ?te Jahr 
der Strafe: 

1 Mann 18 



16 

14 

13 

12 

11 

10 

9 

8 

7 



Der seit 18 Jahren im Zuchthause sitzende Sträfling hat 
noch 2 Jahre, der seit 16 Jahren sitzende noch 4 Jahre zu ver- 
büssen. Der letztere ist sehr kränklich und an Kräften herab- 
gekommen. Von den zum lebenslänglichen Kerker Verurtheilten 
ist der eine 13 Jahre, der zweite 8 Jahre inhaftirt. 

Die statistischen Daten beweisen, dass von allen in Kroatien 
während 26 Jahren geschöpften und auf 20jährige Kerkerstrafe 
lautenden Urtheilen kein einziges vollstreckt wurde. 

§ 52. 
Vlada mo^e kaznenike, osudjene na robiju i 
nalazeäe se u posrednom zavodu, koji su u tom zavodu 
i u kaznioni sproveli ukupno godinu danah i pretrpili 
tri ^etvrtine dosudjene im kazni, na njihovu molbu 
odpustiti uz opoziv, ako su se ponaiali tako, da su 
uövrstili nadu u njihovo poboljSanje, i ako se u ob6e 
mo^e od njih oSekiyati, da u slobodi ne6e biti na 
§tetu javnomu poredku i da <Se se bezprikorno 
ponaSati. 
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NaroSito oni kaznenici^ koji sn^ neimaju6i imetka, 
upu6eni na vlastitu privrjedu, da se prehrane; imada 
za trajanja kazne posyjedo6iti svoju marljivost i 
privrjednu sposobnost. 

U tih predpostavali mogu se uz opoziv odpustiti 
kaznenici osudjeni na do^ivotnu robiju, ako su pre- 
trpili petnajst godinah kazne. 

Vlada mo2e uz opoziv odpustiti kaznenike osu- 
djene na dr^avnu uzu i uzU; makar se i nenalazili u 
posrednom zavodu, ako se kod njih steku ostale 
predpostave ovoga paragrafa. 

Die Regierung kann die zu einer Zuchthausstrafe 
Verurtheilten und in die Zwischenanstalt versetzten 
Sträflinge, welche in letzterer, sowie in der Straf- 
anstalt insgesaramt ein Jahr zugebracht und drei Vier- 
theile der Strafzeit abgebüsst haben, im Falle ihre 
Aufführung die Hoffnung auf eine Besserung be- 
festigt hat und wenn überhaupt von ihnen erwartet 
werden kann, dass sie sich in der Freiheit un- 
bescholten aufführen und der öffentlichen Ordnung 
nicht zum Nachtheile gereichen werden, auf ihre 
eigene Bitte gegen Widerruf entlassen. 

Vermögenslose und auf eigenen Erwerb ange- 
wiesene Sträflinge haben während der Strafdauer 
ihren Fleiss und die Erwerbsfähigkeit bespnders zu 
bezeugen. 

Bei Vorhandensein dieser Voraussetzungen können 
auch die zur lebenslänglichen Zuchthausstrafe ver- 
urtheilten Sträflinge nach abgebüsster fünfzehn- 
jähriger Strafzeit gegen Widerruf entlassen werden. 

Die Landesregierung kann auch die zur Strafe 
des Staatsgefängnisses und die zur Gefängnissstrafe 
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verurtheilten Sträflinge^ selbst wenn sie sich in der 
Zwischenanstalt nicht befinden^ sonst aber bei ihnen 
die Voraussetzungen dieses Paragraphs zutreffen, 
gegen Widerruf entlassen, 

Eine wichtige Frage nimmt hier unsere Aufmerksamkeit in 
Anspruch. Sie lautet: „Ob die Zeit, welche der Sträfling in der 
bedingten Freilassung zubringt, als Strafzeit zu betrachten ist 
oder nicht?" 

Die Frage scheint ziemlich abstracter Natur zu sein, und 
dennoch ergiebt sich aus ihrer Beantwortung die folgerichtige 
Entscheidung zwei eminent praktischer Streitpunkte. 

Die juridische Facultät der Universität zu Agram meint die 
obige Frage in verneinendem Sinne beantworten zu müssen, „da 
der Zeitraum, welchen der Entlassene in der Freiheit zubrachte, 
falls die bedingte Freilassung widerrufen wird, in die Strafe 
nicht eingerechnet werden kann". 

Diese Auffassung vertritt auch v. Schwarze, indem er sagt: 
^Die Entlassungszeit wird nicht sowohl in die Strafzeit ein- 
gerechnet (dies schon deshalb nicht, weil bei schlechtem Ver- 
halten des Entlassenen und dem Widerrufe der Entlassung der 
gesammte Rest der Strafzeit, d. h. von der Entlassungszeit an, 
nicht etwa von der Zeit der schlechten Aufführung an zu ver- 
büssen ist) als vielmehr der Strafrest erlassen, dafern der 
Sträfling während der Freiheit sich gut beträgt ; es liegt für ihn 
die Gefahr nahe, thatsächlich später in die volle Freiheit zurück- 
kehren zu dürfen, als es der Fall bei Aushaltung der Strafe 
gewesen wäre." 

Dieser Auffassung widersprechen die Motive so auch die 
Bestimmungen jener Gesetzgebungen, welche diese Institution zur 
Verbreitung führten, und die hiefar ein lehrreiches Beispiel in 
dem Unterschiede suchten, welches sich betreflF der Ausfiihi'ung 
der Institution der bedingten Freilassung in England und in 
Irland bietet. 

Allbekannt ist es, dass man in Irland die Urlaubszeit als 
innerhalb der Strafzeit liegend betrachtet, und dass man des- 
wegen von dem Beurlaubten verlangt, dass er zu bestimmten 

T a n f f e r , QesftmmeHe Wohlmelnan gen. 9 
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Zeiten der Polizeibehörde des Ortes, an dem er Arbeit gefunden, 
den ehrlichen Lebenserwerb und die tadellose Führung beim 
Arbeitgeber nachweist. In England dagegen fasst man die Urlaubs- 
zeit als ausser der Strafzeit liegend auf und verlangt deshalb, 
dass die Polizei dem Urlaubsmanne Contraventionen nachweise. 
Dies bedingt ein gerichtliches Verfahren und das Corrections- 
Tribunal urtheilt über die Stichhaltigkeit der Anzeige. 

In Irland ist die Widerruflichkeit des Urlaubsscheines aus- 
führbar, in England stösst sie auf die verschiedensten Schwierig- 
keiten. *) 

Dem letzteren Uebelstande wollten die Gesetze des Con- 
tinentes ausweichen. § 26 des deutschen Reichs-Strafgesetzes 
besagt ausdrücklich, dass bei der vorläufigen Entlassung „die 
Freiheitsstrafe nur dann als verbüsst gilt, wenn die festgesetzte 
Strafzeit abgelaufen, ohne dass ein Widerruf der vorläufigen 
Entlassung erfolgt ist." Die Verordnung des preussischen Mini- 
steriums des Innern vom 5. August 1862, § 11, verfügt, dass 
die beurlaubten Sträflinge von dem Bestände der Strafanstalt 
nicht abzuschreiben sind. . 

Fast gleichlautend mit dem deutschen Reichs-Strafgesetze 
klingt auch der § 22 des österreichischen Entwurfes (§ 21 des 
Ausschuss- Antrages) . 

Ganz deutlich sprechen die Motive des ungarischen Straf- 
gesetzes bei § 50. Sie lauten: „Diese Verfügungen wollen dem 
Principe, wonach die Zeit der bedingten Freilassung eine Fort- 
setzung der Strafe ist, unzweideutigen Ausdruck verleihen und 
dessen praktische Verwerthung sichern." 

Eine andere Interpretation ist weder bei dem ungarischen 
Gesetze, noch auch beim kroatischen Entwürfe möglich. Würde 
die bedingte Freilassung nicht als fortlaufende Strafzeit betrachtet 
werden müssen, könnten die zu lebenslänglicher Zuchthausstrafe 
Verurtheilten dieser Wohlthat nicht theilhaftig gemacht werden. 
Eine Gnade ertheilt allein Seine Majestät der König; die bedingte 
Freilassung wird aber durch die Regierung bewilligt und sie 
verfkhrt in dieser ihrer Aufgabe nicht etwa in einem von 
Seiner Majestät übertragenen Wirkungskreise, sondern in dem 



Siehe hierüber: Dr. John, lieber Strafanstalten. Berlin 1865. 
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Bereiche ihrer im Gesetze verliehenen eigenen Machtvoll- 
kommenheit. 

Die Bestimmung, dass die in bedingter Freilassung zugebrachte 
Zeit nach erfolgtem Widerrufe von der urtheilsmässigen Strafdauer 
nicht in Abzug gebracht wird, findet ihre Begründung im Rechte. 

Die Motive des ungarischen Gesetzes halten zu dieser Auf- 
fassung, „weil die provisorische Entlassung nur in der Voraus- 
setzung und nur unter der Bedingung zugestanden wurde, dass 
die betreffende Person damit keinen Missbrauch treibe; wenn 
es vorauszusehen gewesen wäre, dass sie dies zur Vorübung von 
Uebertretungen oder zu schlechten Handlungen gebrauchen wird, 
hätte man gewiss nicht zugelassen, dass sie den Strafort vor 
Abbüssung auch des letzten Tages der Strafe verlasse. Da nun 
die begünstigte Person diese Voraussetzung nicht bestätigte und 
die Bedingnisse nicht einhielt, ist es nur gerecht, dass sie nach- 
träglich alles das erfüllen muss, wovon sie unter dieser Voraus- 
setzung, nur unter diesen Bedingnissen verschont wurde." 

Der Wortlaut der neueren Gesetze und Entwürfe, nicht- 
minder deren Motive lassen also gar keinen Zweifel aufkommen, 
dass die Urlaubszeit als Strafzeit betrachtet werden muss. 

Sobald dies feststeht, ist auch die praktisch wichtige Frage 
sehr leicht zu beantworten, ob es nämlich logisch und folgerichtig 
sei, im Gesetze anzuordnen, dass „die Entlassung auf Wider- 
ruf' nur „auf Ansuchen oder Bitte" oder „bei Zustimmung" des 
Sträflings gewährt werden darf. 

An anderer Stelle^) erklärten wir uns in ausführlicher Weise 
gegen eine derartige, der logischen Consequenz, der Natur der 
Strafe und den pädagogischen Rücksichten nicht entsprechende 
Verfligung. 

Auch Professor Emilio Brusa stellt sich auf unsere Seite 
und schreibt: „Die Frage, ob man die bedingte Freilassung von 
der Zustimmung des Gefangenen abhängig machen soll oder 
nicht, wird durch den kroatischen Entwurf in dem Sinne gelöst, 
dass der Sträfling darum selbst bitten muss, als ob der Satz: 
^ Gegen den Willen wird keine Wohlthat gespendet" ohne weiters 
gelten würde. Dieser Meinung ist Nocito; der Irrthum aber, dass 



1) „Der kroatische Gesetzentwarf." Seite 56. 
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die Zeit der widerruflichen Freiheit als etwas der Strafe fremdes 
zu betrachten sei, ist von der herrschenden Meinung offenbar 
widerlegt, weil jene Zeit in die Strafdauer eingerechnet wird. 
An der Stelle der Begnadigung haben wir hier einfach nur eine 
Strafumwandlung und dies umsomehr, als bei jenen Codicen auch 
die polizeiliche Aufsicht zu den besonderen Strafen gerechnet 
wird. Den Willen des Gefangenen dürfte man also nicht beachten, 
ausgenommen in einem Falle: wo er die Rache des Verletzten 
befürchtet. Bei einer solchen — übrigens kaum denkbaren Voraus- 
setzung — würde es schwer fallen, Jemandem die Freilassung 
mit Gewalt aufzudringen, und selbst hier würde man der Verlegen- 
heit entkommen, wenn man den Gefangenen auf welche Art 
immer bergen könnte^)." 

Wir glauben, dass mit diesen Beweisführungen die gestellte 
Frage gelöst ist. Sie gibt nun von selbst die Antwort auch auf 
das in jüngster Zeit aufgetauchte Problem: „ob auf Widerruf 
entlassene Sträflinge während der Zeit der bedingten Freilassung 
zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht herangezogen werden dürfen?" 

Eine praktische Wichtigkeit erfuhr die Sache in Ungarn. 
Zur Ausführung des ungarischen Strafgesetzes erliess der unga- 
rische Justizminister ddo. 9. August 1880 sub Präsidialzahl 2106 
eine Verordnung in deren 14. Punkte gesagt wird: „Der bedingt 
Entlassene kann seiner Wehrpflicht genügen." 

Nach unserer festen Ueberzeugung beruht diese Verfügung 
auf einer Verkennung des rechtlichen Charakters der Institution 
der bedingten Freilassung. 2) 



^) In dem in. Entwürfe des österreichischen Strafgesetzes (§ 18), welches 
im November 1881 dem Abgeordnetenhanse vorgelegt wurde, ist die Bemerkung 
„mit ihrer (der Sträflinge) Zustimmung" nicht mehr enthalten. Dies geschieht 
wohl nun sehr richtig, die Motive aber, warum dies geändert wurde, sind nicht 
zutreffend. Es wird gesagt: „Der bedingten Entlassung kommt der Charakter 
eines Gnadenactes zu, und gleichwie zu der Gewährung der Gnade, das Gesetz 
die Zustimmung des Sträflings nicht ausdrücklich fordert, so scheint auch im vor- 
liegenden Falle die Hervorhebung dieses Momentes im Gesetze als entbehrlich.'' 

3) Siehe diesbezüglich meine Studie unter dem Titel: „Eine neue Frage, 
betreffend die bedingte Freilassung'* so auch die darin mitgethellten Gutachten 
von den Justiz-Directionen der einzelnen Cantone der Schweiz, so auch von 
Teichmann, Berner, v. Holtzendorff, Wahlberg, Brusa, d'Alinge und Ulimann 
in der Zeitschrift „Gerichtssaal," XXXII. Band, Heft 7, Jahrgang 1881. 
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§ 53. 

Nemogu ae uz opoziv odpustiti: 
a) inozemci; 

bj priupadnici u zloöinstva i prestupke navedene 
u §§ 286, 293, 299, 304, 310, 316, 360, 361, 362. 

Gegen Widerruf können nicht entlassen werden: 

a) Ausländer; 

b) Sträflinge, die in den sub §§ 286, 293, 299, 304, 
310, 316, 360, 361, 362 normirten Verbrechen und Ver- 
gehen rückfällig sind. 

Professor Dr. Franz von Holtzendorff, so auch Professor 
Dr. S. Mayer erklärten sich gegen die Bestimmung, dass Aus- 
länder unter allen Verhältnissen von der Bechtswohlthat der 
bedingten Freilassung ausgeschlossen werden. Da ihre begründete 
Wohlmeinung anderen Ortes angefahrt ^) erscheint, wäre hier eine 
Wiederholung überflüssig. Auch das Gutachten der Universität 
nimmt diesen Standpunkt ein. 

Alinea sub litera b) wäre ebenfalls zu streichen. General- 
staatsanwalt von Schwarze sagt: ^^Die unbedingte Ausnahme 
bestimmter Straffälle von der bedingten Entlassung wird von 
Tauffer^) beanständet. Ich trete ihm bei. In den meisten dieser 



In den jüngsten Tagen erhielt die Frage eine entsprechende Lösung. Der 
dem Verbände des 78. k. und k. Linien-Infanterie-Regimentes Baron SokSevid 
angehörende bedingt freigelassene Sträfling Qrga Augustinovid, dessen Strafe 
im Zuchthause zu Lepoglava den 22. März 1882 ausgehen sollte, wurde 
Anfangs November 1881 zur Dienstleistung nach Banjaluka einberufen. Das 
Regiments-Commando war der Meinung, dass genannter Sträfling eine Straf- 
nachsicht im Wege der Gnade erhielt. Nach dienstlicher Eröffnung des wahren 
Sachverhaltes ist dessen Entlassung aus dem Präsenzstande allsogleich an- 
geordnet und schon den 26. November 1881 in Vollzug gesetzt worden. Die 
Militärbehörde verhält sich also in dieser Frage entschieden abwehrend. Siehe: 
„Büntetö jog tära" Nr. 14, vom 6. Jänner 1882.*' 

1) Der kroatische Strafgesetzentwurf, Seite 68. 

2) Ebendort, Seite 69. 
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Fälle wird diese EntlassuDg bedenklich sein^ aber man darf sie 
nicht a priori ausschliessen^). 

Mit den aus der heimischen Erfahrung gezogenen Gründen 
bekämpft die juridische Facultät die projectirte Verfügung des 
Entwurfes. 

Besonders schön schreibt Emilio Brusa, in dessen Kritik 
wir Folgendes lesen: 

„Was mir als ein ausschliessliches Product des Vorurtheiles 
und der falschen Ideen zu sein scheint, das ist die Ausschlies- 
sung der Fremden und gewisser Rückfälliger von der Wohlthat 
der bedingten Freilassung. Wenn ein Gesetzgeber bei der ersten 
Einfuhrung dieser Institution zur Unterdrückung der gewöhn- 
lichen Befürchtungen, solche Ausnahmen mit dem Vorbehalte 
zulässt, dass bei Geltung dieser. Üebergangs-Bestimmungen die 
Früchte der Erfahrung gesammelt und der öffentlichen Meinung 
hinlängliche Zeit zur besseren Orientirung geboten werden soll: 
dies ist verständlich und so — glaube ich — müsste man 
gerade 4n Italien vorgehen. 

Aber in Kroatien, wo die Institution der bedingten Freilas- 
sung schon seit 5 Jahren mit bestem Erfolge eingeführt ist, da 
könnte man vom Gesetzgeber mehr Muth, oder um mich besser 
auszudrücken, mehr Vertrauen zur Wahrheit jenes Principes 
erwarten, welches von dem deutschen und dem holländischen 
Gesetze so vorzüglich aufgefasst wurde. Mit dem Mangel der 
Principien, welcher im österreichischen Entwürfe und im ungari- 
schen Gesetze diesbezüglich bemerkbar ist, kann sich Kroatien 
nicht entschuldigen. 

Lucas sagt, dass kleinere Staaten schon von Natur aus 
besser als die grossen Staaten zur Bildung von Centren für die 
Erfahrungen am Gebiete des Fortschrittes in gesetzgeberischen 
Institutionen geschaffen sind. Kroatien soll die präcise Pflicht, 
welche ihm im Dienste der Civilisation ebenso wie jedem Volke 
in der eigenen Sphäre speciell zugedacht ist, auch bei Lösung 
dieser Frage nicht vergessen." 



1) Siehe noch über diese Frage die weiteren Begründungen und die 
statistischen Daten: Emil TaufFer „Lepoglavska kazniona teSajem godinah 1878 
i 1879 (Amtsbericht). Zagreb 1880", Seite 24, 108. 
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§ 54. 
Kaznenik odpuSten uz opoziv stoji za odpusta 
pod redarstvenom pazkom. 

Der gegen Widerruf entlassene Sträfling steht 
während der Dauer der Freilassung unter polizei- 
licher Aufsieht. 

Im Principe ist gegen die Verfügung nichts einzuwenden^ 
doch wird die zu erlassende Verordnung wohl zu erwägen sein, 
denn eine bureaukratische Durchführung hat bisweilen mehr 
Unheil angerichtet als verhütet (Schwarze). 

§ 55. 

Vlada moÄe podjeljeni odpust opozvati, ako od- 
pustnik povriedi du^nosti^ nalo^ene mu redarstvenimi 
propisi, ili ako ponasanjem svojim nije o.pravdao 
izkazano mu povjerenje. 

Bude li odpust opozvan, ima se kaznenik primo- 
rati; da pretrpi neizvrseni ostatak kaznc; na koju 
je osudjen. 

Im Falle der gegen Widerruf entlassene Sträfling 
die ihm auf Grund der polizeilichen Vorschriften ob- 
liegenden Verpflichtungen verletzt, oder wenn er das 
in ihn gesetzte Vertrauen nicht rechtfertigt, kann 
die Regierung die bewilligte Entlassung widerrufen. 

Nach erfolgtem Widerruf ist der Sträfling zu ver- 
halten, den noch nicht vollstreckten Rest der zu- 
erkannten Strafe abzubüssen. 

Da die Freilassung auf Widerruf als ein Rechtsinstitut auch 
für die Zukunft beibehalten werden soll, ist es nur folgerichtig, 
dass die Bedingungen des Widerrufes nicht den polizeilichen 
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Vorschriften überlassen; sondern im Gesetze selbst festgestellt 
werden. 

Im Sinne anserer anderwärtigen Ausführungen i) sollte also 
das erste Alinea eine theilweise Aenderung erfahren und lauten : 

„Die auf Widerruf Entlassenen unterstehen hinsichtlich ihres 
Aufenthaltsortes, ihres Verhaltens und ihrer Lebensweise be- 
sonderen polizeilichen Vorschriften. Verletzen sie diese Vor- 
schriften, so kann die Regierung etc." 

Bei dieser Fassung verbleibt den polizeilichen Vorschriften 
zur näheren Präcisirung dieser Bedingnisse ein genügend 
breites Feld. 

§ 56. 

ü silnih slußajevih mogu politiöke i redarstvene 
oblasti, kao i obdinska poglavarstva odrediti, da se 
odpustnik pritvori, nu du^na su bezodvlaöno o tom 
izvjestiti vladu. 

Ako vlada opozove odpust, ima se opozvaniku 
uraöunati u ostatak kazne vrieme sprovedeno u pri- 
tvoru. 

In dringenden Fällen können politische und Polizei- 
behörden, so auch die Gemeindevorstehungen die 
Verwahrung des gegen Widerruf Entlassenen verfügen, 
haben aber hievon die Meldung an die Regierung 
unverzüglich zu erstatten. 

Im Falle die Regierung die Entlassung widerruft, 
ist dem Sträflinge die in der Verwahrung zugebrachte 
Zeit in den Rest der Strafzeit einzurechnen. 

§ 57. 
Eazna smatra se pretrpljenom, ako prije izmaka 
vremena, za koje po glasu osude ima trajati, nebude 
odpust opozvan. 



^) Der kroatische Strafgesetzentwarf, Seite 60. 
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Die Strafe ist als abgebüsst zu betrachten^ wenn 
die Entlassung gegen Widerruf vor Ablauf der gericht- 
lich zuerkannten Strafe nicht widerrufen wird. 

§ 58. 

U zavodih joS neuredjenih prema propisom ovoga 
poglavja, izvrSuje se kazna po postojedih propisih^ ter 
se i odpust uz opoziv podjeljuje kaznenikom^ koji se u 
tih zavodih öuvaju^ ako se steku ostale predpostaYe § 45. 

In jenen Anstalten, welche im Sinne der Verfü- 
gungen dieses Hauptstückes noch nicht eingerichtet 
sind, wird die Strafe nach den bestehenden Vorschriften 
vollzogen und den in diesen Anstalten detinirten Sträf- 
lingen die bedingte Freilassung gewährt, sobald bei 
ihnen die übrigen Voraussetzungen des § 45 zusammen- 
treffen. 

§ 59. 

Eazan novöana (globa) mo2e se kao uzgredna kazan 
izredi radi zloöinstva u iznosu od 10 (deset) do 3000 fr. 
(tri tisu6e fr.), kao samostalna ili uzgredna kazan pake 
radi prestupka u iznosu od 5 (pet) do 1000 (tisu6u fr.). 

Die Geldstrafe kann bei Verbrechen als Nebenstrafe 
im Betrage von 10 fl. bis 3000 fl., bei Vergehen aber als 
selbstständige oder auch als Nebenstrafe im Betrage 
von 5 fl. bis 1000 fl. verhängt werden. 

Die Ausbreitung des Geltungsgebietes der Geldstrafen bildet 
einen bedeutenden Fortschritt des Strafrechtes, da es den Forde- 
rungen der individualisirenden Strafausmessung entspricht. 

üeber die Principien, nach welchen diese Strafe im kroatischen 
Entwürfe geregelt wird, lassen sich im allgemeinen nicht viel 
Ausstellungen machen. 
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j Zutreffend sind die Erörterungen der Motive, warum die 

I uneinbringlichen Geldstrafen nicht in Strafarbeit, sondern in 

5 Freiheitsstrafen umgewandelt werden sollen. 

I Man könnte eventuell die gesetzliche Bestimmung fordern, 

\ dass Gemeinschuldner, gerichtlich erklärte Verschwender, so auch 

einen eigenen Erwerb nicht besitzende Unmündige, für welche 
in der Regel dritte Personen zahlen müssten, mit Geldstrafen 
nicht belegt werden^). Es liegt aber in der Natur der Geldstrafen, 
dass die Zahlung durch eine dritte Person überhaupt nicht ver- 
hindert werden kann. Selbstverschuldete Zahlungsunfähigkeit 
kann endlich keinen Grund zu einer Strafmilderung abgeben. 
Jedenfalls ist aber bei Schluss dieses Paragraphen oder im § 60, 
dem dortigen Texte vorausgehend, das Princip festzustellen: 
„Geldstrafen sind in Bezug auf jede einzelne Person abgesondert 
auszusprechen." Das individuelle Verschulden, die individuelle 
Verantwortlichkeit, verlangt die individuelle Sühne. Eine Geld- 
strafe darf also hei Vorhandensein mehrerer Theilnehmer nie 
auf eine Zahlungspäicht in solidum lauten. 

Es lässt sich weiters das Bedenken erheben, dass das 
Minimum mit 10 fl. resp. mit 5 fl. zu hoch ist, da im Entwürfe 
dem Richter die Möglichkeit nicht freigestellt wurde, bei besonders 
leichten Fällen eine entsprechend geringere Strafe zu bestimmen. 
(Die Universität ist mit dem Minimum und Maximum ein- 
verstanden.) Zehn Gulden an und für sich als Strafe bei einem 
Verbrechen, ist wohl nicht zu hoch, da sie eben als Strafe 
empfunden werden muss, doch zu hoch kann sie werden, sobald 
der Fall der Concurrenz laut § 84 eintritt. 

Ueber die Anwendung der Geldstrafen bei den einzelnen 
Delicten kann an dieser Stelle eine allgemeine Richtschnur nicht 
gegeben werden. Die Meinung der Facultät, dass die Geldstrafe 
in zu vielen Fällen angedroht wird und dass sie speciell bei 
§ 264 das Rechtsgefiihl des Volkes verletzt, vermögen wir nicht 
zu theilen; wir glauben im Gegentheil, dass die Geldstrafe im 
kroatischen Entwürfe auf eine noch grössere Zahl der Deliete 
ausgedehnt, so auch, dass sie in einer grösseren Zahl der Fälle 



^) Siehe: Criminalistische und nationalökojiomische Gesichtspunkte von 
Hofrath E. Wahlberg. Wien 1872, Seite 135. 



1^ 
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nicht nur wahlweise, sondern obligatorisch verhängt werden 
sollte, so z. B. bei Ehrenbeleidigung laut § 233, bei erheblicher 
körperlicher Verletzung (§ 267). In anderen Fällen wieder 
wünschten wir, dass das Minimum eine Erhöhung erfahre, z. B. 
bei Wahl vergehen begangen durch öffentliche Beamte (§ 128). 
Doch über diese Details ist nur bei Besprechung des speciellen 
Theiles das Für und Wider zu erwägen. 

§ 60. 
ü osudi ima se ustanoviti kazna slobode, koja &e 
zamjeniti neuderivu kazan nov<5anu. 

Im Urtheile ist die Freiheitsstrafe festzusetzen, 
welche bei üneinbringlichkeit der Geldstrafe an deren 
Stelle zu treten hat. 

§ 61. 
Iz ostavine osudjenikove moze se globa uierati 
samo onda, ako je osuda za njegova ^ivota postala 
pravomo6nom. 

Aus der Verlassenschaft des Verurtheilten kann 
die Geldstrafe nur dann eingebracht werden, wenn 
da» ürtheil schon zu seinen Lebzeiten in Rechtskraft 
erwachsen ist. 

Im Gegensatze zu Carrara, Wahlberg, Geyer, vertheidigt 
Professor Emilio Brusa den Standpunkt des Entwurfes. Seine 
Worte sind ungefähr folgende: 

„In meiner Vorrede zum holländischen* Entwürfe sprach 
ich mich zu Gunsten der Rechtsnorm aus, dass die Verpflich- 
tung zur Zahlung der Geldstrafe an die Erben übergeht. 

Diesetwegen wurde ich von Geyer in einer seiner Recen- 
sionen über mein Buch hart mitgenommen. Ich habe nun die 
Gründe pro et contra neuerlich erwogen und bin trotzdem 
geneigt, an meiner vorigen Ansicht festzuhalten: dass hier jene 
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Eig^enschaft der Strafe, welche mit der Person des Thäters 
verbanden ist, mit dem Wesen der Frage nichts zu thun hat; 
da sich dieselbe von einer civilrechtlichen Schuld durch nichts 
anderes unterscheidet^ als durch eine gesetzgeberische Er- 
klärung; die mit dem Rechtsbewusstsein des Volkes nicht im 
Einklänge steht. 

Wenn auch die Nothwendigkeit der Repression durch 
den Tod des Delinquenten aufgehört hat, so entfällt dadurch 
nicht auch die Nothwendigkeit der Gutmachung (riparazione); 
die Geldstrafe (multa) ist eben nicht allein eine Repression, 
sondern sie ist speciell auch eine Gutmachung, die ihrer Natur 
entsprechend ebenso geartet ist, wie eine Civilschuld. 

Man spreche daher nicht von einer grösseren oder von 
einer minderen Liberalität des einen oder des anderen Stand- 
punktes; man erkenne vielmehr, dass die Bestimmung dessen, 
was zufälligerweise als eine Folge der Verschuldung betrachtet 
wird, auch eine Gutmachung gemeinrechtlichen Charakters 
und nicht nur eine specielle Entschädigung bildet; letztere 
kann übrigens auch zu eminent moralischen Zwecken dienen, 
wie z. B. als eine an die arme Familie des Verletzten 
gewährte Aushilfe, als Ersatz für den unschuldig Verurtheilten, 
oder als andere Werke der Wohlthätigkeit etc. 

Man bedenke, dass das Eigenthum, welches man in Folge 
des Todes unberührt lassen will, auch hier nicht mehr als in 
anderen Fällen unbertihrbar gilt und dies aus dem einfachsten 
Grunde, weil das Eigenthum ein Accessorium der lebenden 
Person, nicht aber anderer Personen ist. Die Erben basiren 
ihr Recht nur auf thatsächliche, durch die historische Ordnung 
der Gesellschaft festgestellte Gründe, aber nur insoweit, als 
nicht andere gewichtige und ebenfalls aus Thatsachen sich 
ergebende Gründe dem entgegenstehen." 

Die gegentheilige Ansicht, welche auch durch das Gutachten 
der Universität vertreten wird, ist bekannt. Die Entscheidung 
liegt in der Weisheit der Gesetzgebung. 

Jedenfalls wäre aber hier oder im Strafprocesse, das zweite 
Alinea des österreichischen Entwurfes (Dr. Prazak'scher Ent- 
wurf § 28) aufzunehmen, wonach dann der Paragraph folgen- 
den Zusatz erhalten würde: 
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^Die zwangsweise Eintreibung der Geldstrafe darf nur 
insoweit stattfinden, als hiedureh nicht der Nahrungsbetrieb 
des hinterlassenen Ehegatten oder der Kinder gefährdet wird." 

Die Motive beziehen sieh auf eine analoge Verordnung 
vom 11. Februar 1855, R.-G.-Bl. Nr. 30, und erklären es fiir 
ein Gebot der Billigkeit, die Verhältnisse der Familie des 
Verurtheilten auch dann in Berücksichtigung zu nehmen, wenn 
die Einbringung aus dem Nachlasse des Verurtheilten zu 
geschehen hat^). 

§ 62. 

Globe izreöene po sudovih kotarskih teku u 
ubo2ku blagajnu ob<5ine, u kojoj je kaznjivo djelo 
poöinjeno. 

Globe izreöene po sudovih sbornih, imadu se obra- 
titi na podignu6e i uzdrzavanje zavodah za pobolj 
sanje mladih kaznenikah. 

Die von den Bezirksgerichten ausgesprochenen 
Geldstrafen fliessen in die Armencasse jener Ge- 
meinde, in welcher die strafbare Handlung verübt 
wurde. 

Jene Geldstrafen, welche von den Collegialgerich- 
ten verhängt wurden, sind zur Errichtung und Er- 
haltung von Correctionsanstalten für jugendliche 
Sträflinge zu verwenden. 

Die Geldstrafe ist ebenso wie das Gefängniss oder wie das 
Zuchthaus eine gemeinrechtliche Strafe. Sie kann nur dann 
als eine dem öffentlichen Rechtsbewusstsein entsprechende Strafe 
erachtet werden, wenn auch der Gedanke ferngestellt wird, 
dass hiedureh eine Bereicherung des Staates bezweckt werden 
könnte. 



^) Siehe: Bemerkangen za dem Entwürfe des Strafgesetzes und des daza 
gehörigen Einfuhmngsgesetzes, Seite 68. Wien 1881, Hof- und Staatsdmckerei. 
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Di^er Auffassung entspricht wohl die Textirung des Ent- 
wurfes und dennoch können wir uns mit ihrer Bestimmung nur 
theilweise einverstanden erklären. 

Alinea 1 provocirt die Frage: Was dann, wenn das Delict 
ausser den Grenzen dieser Königreiche begangen wurde? Soll 
dann die Geldstrafe an die Armencasse einer österreichischen 
oder einer ungarischen Gemeinde abgeführt werden? Im Sinne 
des Paragraphen mtisste dies geschehen. 

Gleichlautend ist wohl der § 23 des österreichischen Ent- 
wurfes (Ausschuss-Antrag), doch dürfte diese Bestimmung bei 
einer parlamentarischen Verhandlung des Entwurfes nicht bei- 
behalten werden ^), da das ungarische Gesetz eine analoge 
Verfügung nicht kennt. Ein Staat wird dem anderen nichts 
schenken. ^ 

Ausser dieser Erwägung sind auch noch höhere Stand- 
punkte, welche gegen die Verfügung sprechen. Die Vertheilung 
an die Gemeinden hätte gar keinen namhaften Vortheil. Die 
hie durch gewonnenen wenigen Gulden würden den Gemeinde- 
cassen sehr wenig helfen. Die Zersplitterung wird dieselbe 
sein wie bis jetzt. Der Erfolg ist heute und wäre auch in der 
Zukunft gleich Null. Dort nichts helfen und hier nichts leisten, 
wäre der weisen Intention des Gesetzes gewiss nicht ent- 
sprechend. 

Aber woher sollte auch die Gemeinde einen Rechtsanspruch 
auf die Zuführung der Strafgelder erheben? Erwachsen ihr 
etwa aus der körperlichen Beschädigung eines ihrer Inwohner, 
oder aus den gegenseitigen Ehrenbeleidigungen, oder aus der 
Verheimlichung gefundener Sachen, oder aus den anderen mit 
Geldstrafen bedrohten Delicten besondere pecuniäre Nachtheile, 



l 1) Der Rcgierungsentw^urf wurde von dem Ansschasse des Abgeordneten > 

i hauses geändert, ^weil hiedurch die Gemeinden in jenen Bezügen geschmälert 

würden, welche nach dem bestehenden Gesetze ihren Armencassen zafliessen^ 
und weil hiednrch ein nicht zu unterschätzender Sporn für die Gemeinde- 
vorstände, gewisse Uebertretungen anzuzeigen, entfiele". Der erste Grund ist 
i heute wohl gesetzlich, aber nicht rechtlich; der zweite ist eine Voraussetzung, 

j welche für die Gemeinde vorstehungen nicht besonders schmeichelhaft lautet. 

f Die Pflicht der Anzeige ist in diesem Falle ein „nobile officium" und dürfte 

I mit der Insinuation eines vermögensrechtlichen Yortheiles gar nicht verun- 

j glimpft werden. 
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für welche die Gemeinde als solche aufzukommen hätte? Gewiss 
nicht. Der moralische Schaden, welchen eine Gemeinde durch 
Verurtheilung eines ihrer Insassen erleidet, kann durch eine 
Busse, welche dem Gemeindeeinkommen zugewendet wird, nicht 
compensirt werden. Eine sonstige Bedeutung kommt dem an- 
genommenen Principe nicht zu. 

Anders verhält sich die Sache, wenn die Bestimmung des 
Alinea 2 auch auf die Fälle des Alinea 1 angewendet wird. 

Das ungarische Ministerium der Justiz war selbst über- 
rascht, als es zu Ende Mai 1881 — also in sieben Monaten 
nach dem Inslebentreten des neuen Strafgesetzes — die Kunde 
erhielt, dass von den Geldstrafen, die im Königreiche verhängt 
wurden, 80.000 Gulden (achtzigtausend Gulden) eingeflossen 
sind, welche nun der Errichtung und Erhaltung von Corrections- 
anstalten zur freien Disposition stehen^). 

Solche Erfolge können wir wohl nicht erwarten. Trotzdem 
steht es in Aussicht, dass auch in unserem Königreiche bei Cu- 
mulirung aller durch die Bezirks- und durch die CoUegialgerichte 
verhängten Geldstrafen, wenigstens 15.000 Gulden für die in 
dem Alinea 2 bestimmten Zwecke gesammelt werden 2) und minde- 
stens diese jährliche Einnahme ist auch nothwendig, wenn die 
Verfügungen des Gesetzes nicht nur todte Buchstaben bleiben 
sollen. 

Schliesslich wünschten wir noch ein Amendement vorzu- 
schlagen. Der Ausdruck „Correctionsanstalt für jugendliche 
Sträflinge" ist viel zu eng, da in diese Anstalt ausser den 
Verurtheilten auch solche junge Leute abgegeben werden, die 
in die Kategorie der Sträflinge nicht gehören, so zum Beispiel: 
die im § 24 dieses Entwurfes bezeichneten Kinder, so auch 
jene Minderjährige, die auf Wunsch der Person, welcher die 



1) Im Budgetvoranschla^ des königlich ungarischen Justizministeriums 
für das Jahr 1882 (Motivirung, Seite 18) wird angeführt, dass bis Ende 
Juni 1881, unter diesem Titel 94.395 Gulden 61 Kreuzer eingezahlt und 
fruchtbringend angelegt wurden. 

2) Die Berechnung lautet: Da in Ungarn bei der Zahl von 13,700.000 Ein- 
wohnern jährlich wenigstens 140.000 Gulden sub titulo Geldstrafen einfliessen, 
müssten bei Annahme derselben Verhältnisse im Königreiche Kroatien bei der 
Zahl von 1,859.000 Einwohnern 19.147 Gulden eingezahlt werden. 
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väterliche Gewalt zukommt^ in diesem strengen Regime erzogen 
werden sollen. Die Zöglinge der Correctionsanstalten scheiden 
sich also in zwei Gruppen: in Sträflinge, und in solche, die 
nicht zu den Verurtheilten zählen. In England, in Frankreich, 
so auch in mehreren anderen Staaten sind flir die ersteren die 
„Ecoles de r^forme" oder „Maisons de correction" — englisch: 
„Reformatory" — flir die zweite Classe der Jugendlichen aber 
die „Ecoles de pr^servation" — ^Industrial Schoor* bestimmt. 
Es ist wünschenswerth, dass das Gesetz diese Unterscheidung 
zulasse, so auch, dass die Geldstrafen nicht nur zur Errichtung 
von Correctionsanstalten ftir jugendliche Sträflinge, sondern 
auch zur Errichtung von solchen Correctionsanstalten verwendet 
werden können, die besser mit dem Namen „Ecoles de pr6ser- 
vation" bezeichnet sind. 

Der Paragraph sollte also lauten: 

„Die Geldstrafen werden zur Errichtung und Erhaltung der 
für jugendliche Personen bestimmten Besserungsanstalten ver- 
wendet. Ueber die Verwendung der einfliessenden Gelder für 
diese Zwecke verfügt die Landesregierung." 

§ 63. 

Predmeti, koji su proizvedeni zloöinstvom ili 
prestupkom, ili koji su sluÄili, ili bili opredjeljeni, 
da slu2e za izvedenje spomenutih kaznjivih dielah, 
imadu se zaglobiti, ako im je vlastnik izvrsitelj 
kaznjiva djela sam, ili dionik. 

Spomenuti predmeti imadu se zaglobiti i uniStiti 
makar im bio vlastnik tko drugi, ako po naravi 
svojoj slu^e u zabranjenu svrhu. 

Jene Gegenstände, welche durch ein Verbrechen 
oder durch ein Vergehen hervorgebracht oder welche 
zur Ausführung dieser strafbaren Handlungen dienten, 
oder nur zu diesen Zwecken vorbereitet wurden, sind 
im Falle dieselben das Eigenthum des Thäters oder 
eines Theilnehmers bilden, für verfallen zu erklären. 
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Wenn die vorgenannten Gegenstände schon ihrer 
Bestimmung nach zu verb otenen Zwecken dienen, sind 
selbe, wem immer sie gehören, zu confisciren und zu 
vernichten. 

Die Textirung der Bestimmung über die Nebenstrafe der 
Confiscation wurde gleichfalls schon früher an anderer Stelle 
besprochen. Das Gutachten der Facultät erörtert die Frage in 
ähnlichem Sinne. 

Mithin wäre im Texte eine kleine Aenderung zu empfehlen 
und zwar wie folgt: 

„Jene Gegenstände, welche durch ein vorsätzliches Ver- 
brechen oder Vergehen hervorgebracht, oder welche zur Aus- 
führung eines vorsätzlichen Verbrechens oder Vergehens dienten 
oder nur zu diesen Zwecken vorbereitet wurden, können, im 
Falle dieselben das Eigenthum des Thäters oder eines Tbeil- 
nehmers bilden, für verfallen erklärt werden." 

Gegen das zweite Alinea des Textes wurde durch die Facultät 
das beeründete Bedenken erhoben, dass der Ausdruck „zu ver- 
botenen Zwecken dienen'' nicht genügend klar sei. 

Weiters müssten wir auch jene Bemerkung zur Erwägung 
empfehlen, dass bei einem objectiven Verfahren, wo Thäter oder 
Theilnehmer nicht verurtheilt werden können, durch Einziehung 
besagter verbotener Gegenstände, das Gericht einfach die Func- 
tionen einer Polizeibehörde ausüben würde. 

Aus diesen Gründen, und weil eine ähnliche Bestimmung 
auch im deutschen Reichs-Strafgesetze nicht vorkommt, könnte 
das zweite Alinea ohne Bedenken ausgelassen werden. 

Statt dem sollte aber das vierte Alinea § 30 des österreichischen 
Entwurfes (dritter Entwurf) aufgenommen werden, welcher die 
naturgemässe Anordnung trifft: „Bei Handlungen, welche nur 
auf Grund einer Privatanklage bestraft werden können, wird der 
Verfall nur auf Begehren des Privatanklägers ausgesprochen." 

§ 64. 
Kupovnina zaglobljenih i neuniStenih predmetah 
ima se upotriebiti poput novöanih kaznah (§ 62), nu 

Tftnffer, OeBammelte Wohlmeinansen. 10 
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nio2e se na zahtjev oStedenika^ kojemu je dosudjena 
odfiteta, obratiti i u tu svrhu. 

Der Gelderlös aus den confiscirten und nicht ver- 
nichteten Gegenständen kann analog der Geldstrafe 
(§ 62) verwendet werden, kann aber auf Verlangen 
des Beschädigten, dem der Schadenersatz zugesprochen 
wurde, auch zu diesem Zwecke verwendet werden. 

Die Facultät wünschte statt der permissiven Formel (moze), 
die imperative (ima) zu gebrauchen, 7, weil in erster Reihe die 
Interessen des Beschädigten gewahrt werden sollen". 

Dieses Motiv ist nur bei einer kleinen Anzahl der Delicte 
zutreffend. Selbst bei dem Versuch von Eigenthumsdelicten kommt 
oft ein effectiver Schaden nicht vor. In vielen anderen Fällen 
würde sich die beschädigte Partei aus Gründen der Moralität 
oder des Zartgefühles gegen die Zuurtheilung oder Annahme der 
gelösten Geldsumme wehren. 

Nach unserer Meinung sollte also die Verfügung an der 
projectirten Fassung verbleiben. 

§ 66. 
Ako se stanovita osoba nemoXe progoniti ili osu- 
diti, ima se zagloba ovakovih predmetah samostalno 
izre6i. 

Im Falle die gerichtliche Verfolgung bestimmter 
Personen nicht eingeleitet werden oder die Aburthei- 
lung nicht erfolgen kann, ist die Confiscirung solcher 
Gegenstände selbstständig auszusprechen. 

Obige Bestimmungen fliessen aus den Principien des § 63. 
In formeller Beziehung, und im Falle dass diese Verfügung über- 
haupt beibehalten werden sollte, wäre es gewiss richtiger, wenn 
§ 65 mit § 63 verschmolzen, oder aber: wenn § 65 unmittelbar 
nach § 63 rangirt werden könnte. 
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Was das Wesen der Sache anbelangt, so kann das hier 
angeordnete rein objeetive Verfahren nur aus Gründen criminal- 
politischer Nothwendigkeit eine Vertheidigung finden und nur 
bei Delicten, welche durch die Presse begangen werden. Da 
aber der Codificator in dem Vorworte seiner Arbeit sub Punkt III 
die Schaffang eines besonderen Pressgesetzes fiir nothwendig 
hält, so sollten die besagten Principien an dieser Stelle gelöscht 
und den Erwägungen des erwähnten Specialgesetzes reservirt 
bleiben. 

§ 66. 

Onomu, koj je, izvrSujudi lieönißko, tehnißko ili 
ino zvanje, za koje je propisana osobita nauka ili 
vjestina, hotimice poöinio zlo^instvo ili prestupak, 
moÄe se izvrSivanje toga zvanja zabraniti od 1 do 10 
godinah, dapaße pri osobitoj pogibelji i za uvjek. 

Ako je tko izvräujudi ovakovo zvanje poßinio 
kaznjivo djelo, ter pokazao toliko neznanja i nevje- 
ätine, da bi pogibeljno bilo dopustiti mu, da ga i 
unaprjed vräi, ima mu se izvrSivanje toga zvanja 
zabraniti dotle, dok pred nadle^nom oblasti nedo- 
kaie, da je stekao zahtjevano znanje ili vjeStinu. 

Wer die Ausübung eines ärztlichen, technischen 
oder eines anderen Berufes, für welchen ein specielles 
Wissen oder eine besondere Befähigung vorgeschrieben 
ist, zur Begehung eines Verbrechens oder Vergehens 
vorsätzlich missbraucht, dem kann die Ausübung dieses 
Berufes für die Dauer von 1 — 10 Jahren, ja bei beson- 
derer Gefährlichkeit für immer untersagt werden. 

Hat Jemand bei Ausübung eines solchen Berufes 
durch eine strafbare Handlung eine derartige Un- 
wissenheit oder Unfähigkeit an den Tag gelegt, dass 
es gefährlich erschiene ihm die weitere Ausübung 
des Berufes zu gestatten, so ist ihm die weitere Aus- 
übung dieses Berufes für so lange zu untersagen, bis 

10* 
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er die Aneignung des erforderlichen Wissens oder 
der Befähigung vor der zuständigen Behörde nach- 
gewiesen hat. 

Die Facultät hat an der VerfUgung nur so viel auszusetzen; 
dass der bis zu 10 Jahren bemessene Zeitraum der zeitlichen 
Untersagung der Ausübung gewisser Berufsthätigkeiten zu lang 
ist, weil der Betreffende in diesem Zeiträume alles vergisst. 

In der Regierungsvorlage des österreichischen Entwurfes 
war der besagte Zeitraum auch mit 1—10 Jahren bemessen, doch 
im Texte des Ausschuss-Antrages (§ 32) finden wir schon die 
Ermässigung: „von 6 Monaten bis zu 3 Jahren''. 

Ein bestimmter Zeitraum lässt sich in abstracto sehr schwer 
bestimmen. Wir halten es für das Angemessenste, wenn dies- 
bezüglich dem richterlichen Ermessen — ad normam des unga- 
rischen Gesetzes (§§ 291, 310) — der freieste Spielraum ge- 
lassen wird. 

§ 67. 

Uz kazne slobode mo^e se u slu6ajevih navedenih 
u posebnom djelu izre6i, da se osudjenik nakon izvr- 
fiene kazne ima staviti pod redarstvenu pazku. 

Posebni zakon naredjuje organe i na^in, kojim 
se redarstvena pazka vr§i i kako dugo ona traje. 

Nebst den Freiheitsstrafen kann in den im be- 
sonderen Theile dieses Gesetzes angeführten Fällen 
ausgesprochen werden, dass der Verurtheilte nach 
Abbüssung der Strafe unter Polizeiaufsicht zu 
stellen ist. 

Die Bezeichnung der Organe, denen die Aufsicht 
anvertraut wird, sowie die Art und Weise, als auch 
die Dauer der polizeilichen Aufsicht wird in einem 
besonderen Gesetze bestimmt. 

Die Gründe, welche uns die Veranlassung boten, betreff 
der Nebenstrafe der Polizeiaufsicht eine reservirte Stellung 
einzunehmen, werden durch Brusa des Weiteren entwickelt. 
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Seine Ausführung lautet: 

„Bei der letzten commissionellen Berathung des italienischen 
Strafgesetzentwurfes habe ich meine Stimme gegen die Ein- 
führung der Polizeiaufsicht erhoben, doch ohne Erfolg. 

Ich will hier weder meine, noch auch die Argumente der 
Fachgelehrten wiederholen um zu beweisen, dass Taufifer tausend 
Gründe hat, aus den vergleichenden statistischen Ziffern über 
den Rückfall im Bereiche der verschiedenen europäischen Staaten 
die Folgerung zu ziehen, dass man in Kroatien des traurigen 
Geschenkes einer polizeilichen Aufsicht — die in jedem Lande, 
wenn selbes auch nur ein bischen civilisirt geordnet ist, ein 
TJebel sei — absolut nicht bedarf. 

Das österreichische Gesetz über die Vagabondage vom 
10. Mai 1873 hat gewiss mit vieler Umsicht die Normen betreff 
der Ausführung der polizeilichen Aufsicht festgestellt, reducirt 
aber im § 9 diese Vorschriften dennoch dahin, dass die polizei- 
liche Ueberwachung nur insofern, als sie durch die Umstände 
geboten erscheint, zur Anwendung kommen soll, und zwar nur 
in solcher Art, dass hiedurch der Erwerb und das Fortkommen 
des unter Aufsicht befindlichen Individuums nicht geschädigt werde, 
ja es verfügt, dass sobald die Nothwendigkeit der Aufsicht auf- 
hört, diese selbst unverzüglich sistirt werde. 

Nur so kann das Gesetz klug und gerecht vorgehen, und 
dennoch erübrigt etwas, was das Gesetz nicht schaffen kann: 
geeignete Leute, die dieses Gesetz in humaner Weise durch- 
führen könnten. Dies ist gar schwer, besonders bei Völkern 
niederer Cultur." 

Das Gutachten der Universität hält die Institution der 
Polizeiaufsicht flir gerechtfertigt, nur jene Frage wollte sie auch 
im Gesetze gelöst wissen, ob diese Massregel auch dann aufhört, 
wenn dem Verurtheilten im Gnadenwege der Strafrest nach- 
gesehen wird ^). 

1) Die Versammlang des Yereius der deutschen Strafanstaltsbeamten 
votirte am 16. September 1880 (in Bremen) eine dahin lautende Resolution, 
dass die Polizeiaufsicht nicht aufgehoben, sondern in schärferer Form wieder 
hergestellt und auch auf die Verbrechen des Diebstahles und des Betruges 
ausgedehnt werde. 

Gegen die Stichhaltigkeit dieser Resolution, so auch über die zweck- 
mässigste Form der Ausübung der Polizeiaufsicht, endlich über dessen Ersatz 
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§ 68. 



Uz kazan slobode mo2e se izre6i i izgon krivca 
budi za vrieme^ budi za uvjek: iz stanovita mjesta, 
pod^upanije ili iz ovih kraljevinah; ako bi za sigurnost 
OBobe ili imetka^ ili za javnu dudorednost pogibeljno 
bilo dopustiti, da tamo boravi. 

Pripadnik ovih kraljevinah nemoi^e se izagnat 
iz ciela njihova obsega. 

Nebst der Freiheitsstrafe kann in dem Falle, als 
der fernere Aufenthalt des Verurtheilten in einem 
bestimmten Orte für die Sicherheit der Person, des 
Vermögens oder für die öffentliche Sittlichkeit gefähr- 
lich wäre, auf eine zeitliche oder immerwährende 
Verweisung aus einem bestimmten Orte, einer Vice- 
gespanschaft oder aus diesem Königreiche erkannt 
werden. 

Die Verweisung aus dem ganzen Königreiche kann 
gegen Solche, die hier heimatszuständig sind, nicht 
verfügt werden. 

Die Verweisung aus dem Orte der Zuständigkeit ist trotz 
den in den Motiven angeführten^) Gründen sehr schwer als 
gerechtfertigt zu erachten, da der Richter zu einem Vorgehen 
nur im Sinne der Motive nicht verhalten werden kann. Die in 
den Motiven niedergelegten Anschauungen können sich ändern, 
die Worte des Gesetzes aber sind ständig. Der Verfasser des 
Entwurfes empfiehlt es den Richtern selbst, diese Strafe nur in 
den seltensten Fällen zur Anwendung zu bringen, doch über 
die Frage: wann die Fälle der Noth Wendigkeit als bestehend zu 



durch Leistung einer Caution, siehe die neueste, erschöpfende und der höch- 
sten Beachtung werthe Arbeit von Professor Berner unter dem Titel „PollEei- 
aufsieht" im „Gerichtssaal'', Jahrgang 1881 (Band XXXIII), Heft 5 und 6. 
^) Der kroatische Strafgesetzentwurf, Seite 64. 
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erachten seien, darüber lässt sich keine Regel aufstellen. Eine 
Strafe, deren behutsamste Anwendung geboten ist und die 
eventuell mehr Schaden als Nutzen stiften kann, wäre am besten 
zu vermeiden. 

Diese Ansicht vertritt auch das Gutachten der juridischen 
Facultät. 

Das Alinea 2 sollte also folgende Veränderung erfahren: 
„Die Verweisung kann aber rücksichtlich desjenigen Ortes, 
dem der Verurtheilte vermöge seiner Zuständigkeit angehört, so 
auch aus dem ganzen Königreiche gegen Solche, die hier heimats- 
zuständig sind, niemals ausgesprochen werden." 

§ 69. 

Proti krivcem osudjenim na smrt, ili na robiju 
ima se u osudi izre6i vazda gubitak ureda i obustava 
politi^kih pravah. 

U posebnom dielu ovoga zakona navedeni su slu- 
öajevi, u kojih se ima proti krivcu osudjenu na inu 
vrstu kazne slobode uz tu kazan izre6i nuzkazan 
gubitka ureda i nuzkazan obustave politiökih pravah 
i to bud samo jedna, bud obe zajedno. 

Mit jeder Verurtheilung zum Tode oder zur Zucht- 
hausstrafe ist auch auf Verlust des Amtes und auf Ent- 
ziehung der politischen Rechte zu erkennen. 

Im besonderen Theile dieses Gesetzes sind die 
Fälle angeführt, in welchen gegen die zu einer an- 
deren Freiheitsstrafe Verurtheilten neben dieser 
Strafe, auch auf die Nebenstrafen des Amtsverlustes 
und der Entziehung der politischen Rechte und zwar 
sei es nur auf eine, sei es auf beide zugleich, erkannt 
werden soll. 

Das System der Ehrenstrafen, wie sich selbes in der 
heutigen Gesetzgebung theils als Nebenstrafe, theils als Straf- 
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folge zeigt, so auch der Standpunkt, den der kroatische Codi- 
ficator in dieser Frage einnimmt, wurde schon früher erörtert. 

Es wurde nachgewiesen, dass der kroatische Codificator 
diesbezüglich die Form des österreichischen Entwurfes aus 
Gründen der leichteren Redaction wohl beibehält, aber ^in 
merito" die allseits belobten Principien des ungarischen Gesetzes 
bethätigt. 

Gegen die Principien ist also nichts einzuwenden. 

Bei dem Studium des speciellen Theiles des vorliegenden 
Entwurfes stossen wir auf Bestimmungen, welche die conse- 
quente Anwendung der schön gedachten Principien vereiteln. 

Doch auch diese Schwierigkeit lässt sich beheben, wenn 
bei genauer Durchsicht des speciellen Theiles für einzelne 
Delicte, welche in der heutigen Fassung nur mit der Strafe 
des Zuchthauses bedroht sind, im definitiven Texte zwei Arten 
der Freiheitsstrafen in alternativer Weise festgestellt werden. 
Der Entwurf ist zu streng, indem er für 42 Delicte aus- 
schliesslich die Strafe des Zuchthauses projectirt 

Bei Acceptirung des Ideenganges unserer Ausfuhrungen, 
gibt auch die Universität dasselbe Gutachten ab. 



§ 70. 
Tko je osudjen na gubitak ureda, gubi: 

1. javni dräavni, zemaljski ili oböinski ured i 
sluzbu, obnasao ih usljed imenovanja, izbora ili po- 
tvrde oblasti; pravo na mirovinu i proviziju, koje mu 
daje spomenuti ured ili sluzba, kao i mirovinu, provi- 
ziju ili milostinju, koju u^iva radi obnasanih tih ure- 
dah ili slu^bah; 

2. odvjetniötvo, bilje^üiötvo i javnu agenturu; 

3. povjerena mu tutorstva ili skrbnidtva; 

4. javne naslove, koji neprelaze na nasljednike, 
ovozemne redove i znakove odlikovanja, kao i pravo 
nositi inozemne redove i znakove odlikovanja; 
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5. sposobnost ste6i za vrieme, koje zakon ili sud 
opredjeljuje (§ 72) spomenute urede, sluSbe^ ui^itke i 
odlikovanja. 

Der zum Amtsverluste Verurtheilte verliert: 

1. das öffentliche Staats-^ Landes- oder Gemeinde- 
amty so auch den Dienst; mag er diese in Folge einer 
Ernennung oder einer Bestätigung der Behörde erlangt 
haben; den Anspruch auf eine Pension und Provision, 
welche ihm nach dem genannten Amte oder Dienste 
zukommen würde, so auch die Pension, Provision oder 
Gnadengabe, die er in Folge Versehung dieser Aemter 
oder Dienste geniesst; 

2. die Advocatur, das Notariat und die öffentliche 
Agentur; 

3. die ihm anvertrauten Vormundschaften und 
Curatelen; 

4. die öffentlichen Titel, welche auf die Nach- 
folger nicht übergehen, die inländischen Orden und 
Auszeichnungen, sowie das Recht zum Tragen der aus- 
ländischen Orden und Auszeichnungen; 

5. die Fähigkeit zur Wiedererlangung der erwähn- 
ten Aemter, Dienste, Genüsse und Auszeichnungen 
für die gesetzliche oder gerichtlich bestimmte Zeit 
(§ 72). 

Die Auffassung unserer Recension betreflF des Verlustes der 
Pension als Ehrenfolge wird auch durch den Generalstaatsanwalt 
von Schwarze getheilt. Er sagt: „Wenn das betreffende Delict 
erst nach der Pensionirung verübt worden, halte ich den Ver- 
lust der Pension nicht für gerechtfertigt. Der durch die Dienst- 
zeit erworbene Anspruch auf die Pension kann nicht nachträg- 
lich durch ein späteres Verbrechen wieder entzogen werden. 
Der Entwurf des deutschen Reichs-Strafgesetzbuches enthielt eine 
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gleiche Bestimmung über den Pensionsverlust; der Reichsrath 
strich sie and lehnte auch bei der Novellengesetzgebung die 
Wiederaufnahme der Bestimmung ab." 

Derselbe Standpunkt wird im Gutachten der juridischen 
Facultät vertreten, ja selbe geht noch weiter und sagt: „Eben- 
so ungerechtfertigt ist die Entziehung der öflFentlichen Titel, 
insoweit selbe zur Ausübung eines gewissen Berufes berechtigen." 

In diesem Punkte können wir der Universität nicht bei- 
pflichten, weil mit Verleihung aller öffentlichen Titel, als: Doctor 
der Medicin, öffentlicher Baumeister etc., welche zur Ausübung 
des entsprechenden Berufes ermächtigen, der Staat seine mora- 
lische Autorität für die Verlässlichkeit der betreffenden Person 
einsetzt. Diese Frage bewegt sich also nicht nur in der Sphäre 
des Privatrechtes, sondern spielt auch in den Bereich des 
Gemeinrechtes hinüber. 

Aus demselben Grunde sind wir auch Gegner des weiteren 
Antrages, dass Alinea 5 ausgelassen werde. 

Bei ungeänderter Beibehaltung des vorgeschlagenen Textes 
würden sich aber in den mannigfaltigen Gestaltungen des prak- 
tischen Lebens sehr oft ganz ungerechtfertigte Härten des Ge- 
setzes herausstellen, da es zum Beispiel vorkommen kann, dass 
Jemand den Verlust des Staatsamtes verdient, nicht aber auch 
jene Straffolge, dass er nach ausgestandener Strafe auch 
von der Fähigkeit ausgeschlossen sei, einen Dienstposten bei 
einer Gemeinde erlangen zu können. In Erwägung dieser Um- 
stände, würden wir für die Reception der in dem Alinea 5 des § 40 
des österreichischen Entwurfes enthaltenen Bestimmung eintreten. 

Betreff der Verfügung über die Vormundschaft und Curatel 
sollte eine präcisere Fassung empfohlen werden. 

Die Motive des ungarischen Strafgesetzes bemerken ganz 
richtig, dass es sich hier nicht um eine „capitis diminutio" han- 
delt; die Rechte, welche im Familien- und Sachenrechte fussen, 
werden durch die Nebenstrafen nicht berührt; das Verfiigungs- 
recht über das eigene Vermögen, ja sogar auch das Recht der 
Verfügung für den Todesfall wird nicht tangirt. Aus diesen 
Principien folgt, dass die Eltern, welche ihre Freiheitsstrafe 
verbüsst haben, in der Uebernahme der Vormundschaft bezie- 
hungsweise der Curatel über ihre Kinder nicht gehindert werden 
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dürfen und dies sollte auch im Wortlaute des Gesetzes klaren 
Ausdruck finden. 

Die eoncreten Vorschläge wären also folgende: 

Bei Alinea 1 soll der letzte Satz von den Worten: „so 
auch" bis „geniesst" ausgelassen werden*). 

Bei Schluss des Paragraphs sollen noch folgende Verfügun- 
gen aufgenommen werden: 

„Wird neben der Staatsgefängniss- oder Gefängnissstrafe 
auf Amtsverlust erkannt, so kann das Gericht aussprechen, dass 
einzelne der vorstehend erwähnten Wirkungen derselben, welche 
im Urtheil ausdrücklich zu benennen sind^ nicht mitverhängt 
werden. 

Eltern, die ihre Freiheitsstrafe verbüsst haben, werden 
durch dieses Gesetz an der Uebernahme der Vormundschaft, 
beziehungsweise Curatel über ihre Kinder nicht gehindert." 

§. 71. 
Tko je osudjen na obustavu politidkih pravah, 
nemo^e biti: 

1. ölanom dr^avnoga, zemaljskoga sabora, zastup- 
stva ^upanijskoga, pod^upanijskoga i ob6inskoga; 

2. porotnikom i prise^nikom; 

3. neima aktivnoga prava izbora u zastupstva spo- 
menuta u 1. to^ki. 

Der auf Entziehung der politischen Rechte Ver- 
urtheilte kann nicht sein: 

1. Mitglied des Reichstages und Landtages, Mit- 
glied der Gespanschafts-, Vicegespanschafts- und 
Gemeindevertretung; 

2. Geschworener und Schöffe. 



^) Im jüngsten (November 1881 vorgelegten) österreichischen Strafgesetz- 
entwnrfe lautet bei § 42 das letzte (neustilisirte) Alinea: „Wenn die Schmä- 
lerang der staatsbürgerlichen Rechte eintritt, kann vom Gerichte auf die Ent- 
ziehung der aus öffentlichen Gassen zu beziehenden Pensionen, Provisionen, 
Erziehungsbeiträge, sonstige Bezüge und Gnadengaben erkannt werden/* 
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3. Hat bei der Wahl der im Punkte 1 erwähnten 
Vertretungen kein actives Wahlrecht. 

§ 72. 

Sud ima ustanoviti vrieme^ za koje 6e trajati nuz- 
kazne gubitka ureda i obustave politidkih pravah i to: 
kod zloöinstva od 3 do 10 godinah^ a kod prestupakah 
od 1 do 3 godine. 

Ako je oproStena kazan smrti ili doSivotna kazan 
robije putem pomilovanja pretvorena u vremenitu, 
spomenute nuzkazne imadu trajati 10 godinah. 

Die Dauer des eintretenden Amtsverlustes und der 
Entziehung der politischen Rechte hat das Gericht zu 
bestimmen, und zwar: bei Verbrechen von 3 bis 10 Jahren, 
bei Vergehen von 1 bis 3 Jahren. 

Wird die Todesstrafe nachgesehen oder die lebens- 
längliche Zuchthausstrafe im Wege der Gnade in eine 
zeitliche umgewandelt, so haben die erwähnten Neben- 
strafen 10 Jahre zu dauern. 

BetreflF des zweiten Alinea des § 72 wäre zu erinnern, dass 
eine 10jährige Dauer der Nebenstrafen in allen nur erdenk- 
baren Fällen etwa doch zu streng wäre, vorzüglich bei dem 
Umstände, dass die Todesstrafe in absoluter Weise angedroht wird. 

Wir sehen in der heutigen Praxis, dass in Fällen der Be- 
gnadigung die Freiheitsstrafe durch die königliche Septemviral- 
tafel zwischen 6 und 20 Jahren bemessen wird ^). Diese Unter- 
schiede werden gewiss mit Berücksichtigung der Schuld getroffen. 
Dasselbe Princip verlangt, dass auch betreff der Dauer der Neben- 
strafen individualisirt werden könne. 

Dem bezogenen Alinea sollte also etwa die folgende Fassung 
gegeben werden: 



1) Siehe zum Beispiel das Urtheil des genannten höchsten kroatischen 
Gerichtshofes ddo. S.Juli 1S81, Zahl 1144, in der Strafsache des Milak PetroTiä 
and Stefan Mastanoviä. 
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^Wird die Todesstrafe nachgesehen und in eine zeitliche 
Freiheitsstrafe umgewandelt^ so ist die Dauer des Amtsverlustes 
und der Entziehung der politischen Rechte gleichzeitig mit der 
Umwandlung auszusprechen; wird aber die lebenslängliche Zucht- 
hausstrafe im Wege der Gnade in eine zeitliche herabgemindert, 
so ist die Dauer der erwähnten Straffolgen durch das zuständige 
Gericht im ordentlichen Wege des Verfahrens nachträglich zu 
bestimmen." 

Das ungarische Gesetz entbehrt einer analogen Verfügung, 
und gewiss nicht zu seinem Vortheile. Es kann dies aus folgen- 
dem Falle ersehen werden: Der Amtsverlust als Nebenstrafe 
eines zu lebenslänglichem Zuchthause Verurtheilten, wurde durch 
den Kalotschaer Gerichtshof in der Affaire des wegen Raub- 
mordes verurtheilten Ziegelarbeiters Georg Radios ausgesprochen. 
Die königliche Tafel hob diese Nebenstrafe, da sie unausführbar 
sei, auf. Der Oberste Gerichtshof stellte jedoch das ursprüng- 
liche ürtheil wieder her, da im Sinne des § 54 die Nebenstrafen 
stets auszusprechen sind '). 

§ 73. 

Posljedice kaznene osude navedene u §§ 70 i 71 poöi 
maju danom, kojega je osuda postala pravomo6noni. 

Rokovi spomenuti u § 72 poßimaju te6i öim kazna 
bude pretrpljena ili se usljed pomilovanja ili zastare 
pretrpljenom smatra. 

Po izmaku tih rokovah nevra6aju se izgubljena 
prava, ve6 se samo sti6e sposobnost postignuti ih 
iznovice. 

Die in den §§ 70 und 71 bezeichneten Folgen des 
Strafurtheiles beginnen mit jenem Tage, mit welchem 
das Urtheil in Rechtskraft erwachsen ist. 

Die im § 72 erwähnten Fristen beginnen mit dem 
Zeitpunkte, in welchem die Freiheitsstrafe verbüsst 
oder in Folge einer Begnadigung oder Verjährung als 
getilgt anzusehen ist. 

1) Siehe: Pester Lloyd vom Jahre 1881, Nr. 311 (11. November). 






■ 



1^ 
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Nach Ablauf dieser Fristen werden die verlorenen 
Rechte nicht wieder zurückgewonnen, sondern es wird 
nur die Fähigkeit zu deren Wiedererwerbung erlangt. 

§ 74. 
Za trajanja kazne slobode nesmije osudjenik krie- 
posti ovoga zakona izvrSavati nijednoga od javnih ure- 
dah, slu^bah ili inih zvanjah, navedenih u § 70., poli- 
tidkih pravah navedenih u § 71., nesmije nadalje upotreb- 
Ijivati naslovah, nositi redovah i odlikovanjah, niti 
uzivati plaiSe, inih berivah, mirovine, provizije ili 
milostinje skopöane sa spomenutimi uredi, sluSbami i 
odlikovanji. 

Der zu einer Freiheitsstrafe Verurtheilte darf 
während der Dauer derselben, kraft dieses Gesetzes 
keines der im § 70 bezeichneten öffentlichen Aemter, 
Dienste und Berufe versehen, darf die im § 71 ange- 
führten politischen Rechte nicht ausüben, darf ferner 
keine Titel führen, keine Orden und Auszeichnungen 
tragen, so auch keine sonstigen mit den erwähnten 
Aemtern, Diensten und Auszeichnungen in Verbindung 
stehenden Gebühren, Pensionen, Provisionen oder 
Gnadengehalte beziehen. 

Im Sinne der bei § 70 gegebenen Ausführungen wären auch 
hier die Worte: „Pensionen, Provisionen oder Gnadengehalte" 
zu streichen. 

Der Paragraph an und für sich ist viel gerechter und 
liberaler als die analoge Verftigung (§ 38) selbst im III. Ent- 
würfe eines österreichischen Strafgesetzes*). 

1) ^Mit jeder Yerurtheilnng zu einer mehr als sechsmonatlichen 
Freiheitsstrafe ist der Verlust aller Staats- und anderen öffentlichen Aemter 
und Dienste, daher auch derjenigen eines Landes, Bezirkes oder einer Gemeinde 
Ton Rechtswegen verbunden." 



YI. HAUPTSTUCK. 

Ueber die Bemessung und Umwandlung der Strafen. 

§ 75. 

Sudac mo2e mienjati vrsti kazne samo u slußajevih, 
u kojih mu to zakon izriöno dopuäta, mora suditi unu- 
tar kaznenih stavakah, ustanovljenih zakonom. 

Kad zakon dopusta^ da se sudi na kazan robije ili 
kazan dr^avne uze, ima se sudit na robiju, ako djelo 
potiße iz prezirna miäljenja. 

Kad zakon dopusta sudu, da izabere medju kaznom 
robije ili uze, ima se uzeti obzir na te^inu kaznjiva 
djela i na misljenje krivca. 

Eada zakon dopusta izbor medju kaznom slobode i 
kaznom novöanom, mo^e se u sluöajevih, vriednih ob- 
zira, suditi na kazan novöanu i to posve ili od öesti. 

Der Richter kann die einzelnen Strafarten nur in 
jenen Fällen, in welchen ihm dies das Gesetz ausdrück- 
lich gestattet, umändern, muss aber innerhalb den 
durch das Gesetz bestimmten Strafsätzen urtheilen. 

Wenn das Gesetz die Wahl zwischen Zuchthaus 
und Staatsgefängniss gestattet, ist auf Zuchthaus zu 
erkennen, wenn die Handlung aus verächtlicher Ge- 
sinnung entsprungen ist. 

Wenn das Gesetz dem Gerichte die Wahl zwischen 
Zuchthsj^us- und Gefängnissstrafe gestattet, ist auf die 
Schwere der strafbaren Handlung und auf die Gesin- 
nung des Thäters Rücksicht zu nehmen. 
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Läset das Gesetz die Wahl zwischen einer Freiheits- 
strafe und einer Geldstrafe^ so kann in rücksichts- 
würdigen Fällen ganz oder theilweise auf Geldstrafe 
erkannt werden. 

Zu jenen Fragen, in welchen sich die Einigung der An- 
sichten nie erwarten lässt, gehört auch die Bestimmung der 
Regeln über die Strafzumessung. Eine rein arbiträre, nur auf 
subjectiver Beurtheilung des Richters fussende Strafzumessung 
wird wohl heute ausgeschlossen, doch der Rahmen innerhalb 
dessen der Richter sich bewegen darf, hat fast in jeder Gesetz- 
gebung eine andere Ausdehnung. 

Der kroatische Codificator erkennt es an, dass das Recht 
der ausserordentlichen Strafmilderung in der Wissenschaft sehr 
eifrige Fürsprecher findet und dass das ungarische Strafgesetz 
eben wegen Zulassung des Rechtes der ausserordentlichen Straf- 
milderung, die Anerkennung der ausgezeichnetesten Criminalisten 
erworben hat, doch hält er dafür, dass auch das entgegengesetzte 
System, welches den Richter an bestimmte Grenzen bindet, auch 
nicht als ein unbedingtes Hinderniss betreff der Individualisirung 
der Strafen betrachtet werden kann, vorausgesetzt, dass der 
Gesetzgeber das Princip in jener Weise durchführt, wonach in 
den meisten der vorkommenden Straffälle dem Richter die Mög- 
lichkeit gewahrt wird, die concreten Umstände in Berücksich- 
tigung zu zieheo. 

Bei Beurtheilung des Standpunktes, welchen die kroatische 
Gesetzgebung in dieser Frage einzunehmen hat, müssen gewiss 
auch die Verhältnisse berücksichtigt werden, unter welchen hier 
die Schaffung eines neuen Strafgesetzes erfolgt. 

In Ungarn war bisher, bei Mangel eines codificirten Straf- 
gesetzes, bei den meisten Delicten die Strafzumessung rein 
arbiträr. 

Das neue Gesetz — trotzdem es die Strafmilderung auf 
einer sehr breiten Basis zulässt — zwängt doch den Richter 
diesbezüglich in gewisse, nicht überschreitbare Grenzen. Es ver- 
mindert also um ein Bedeutendes die bisherige Selbstständigkeit 
des Richters, das „prudens judicis arbitrium''. 
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Nicht so in Kroatien, wo in einem grossen Theile des Landes 
— in der nunmehr provinzialisirten Grenze — ehemals das Militär- 
Strafgesetz in Rechtskraft bestand und wo auch in dem übrigen 
Theile des Königreiches das österreichische Strafgesetz vom 
Jahre 1852 bis zum heutigen Tage die Verhältnisse regelt. 
Gegen die Strenge dieser Gesetze, ist der in Vorschlag gebrachte 
Gesetzentwurf mit seinen alternativen Strafarten, mit den ernied- 
rigten Strafandrohungen, wo auch sehr oft ein besonderes Min- 
destmass gar nicht gegeben wird, mit seinen wenig gegliederten, 
aber weiter gehaltenen und oft auch übereinander greifenden 
Strafsätzen, mit der Ermächtigung: die Motive der strafbaren 
Handlung in Betracht nehmen zu dürfen, gewiss ein grosser 
Fortschritt zur Milde. 

Aus diesen Gründen will sich der kroatische Codificator 
vor Einführung solcher Principien hüten, welche sich heute oder 
morgen als Ueberstürzungen herausstellen könnten. Es mag das 
Princip als solches in Ungarn und in Holland als vom Zeitgeiste 
überholt erachtet werden: in Kroatien hat es noch eine erwägens- 
vsrerthe Bedeutung. 

Emilio Brusa spricht sich in tiefgefühlten warmen Worten für 
die Acceptirung des ungarischen Systemes aus, doch der vorsichtige 
Codificator wird die ihm wohlbekannten und in nächster Zeit 
unüberwindlichen Schwierigkeiten nicht ausser Acht lassen kön- 
nen, umsomehr als auch das Gutachten der Universität den in 
Antrag gebrachten Principien beipflichtet. 

§ 76. 
Sudac mo^e, ma i nebio izriöno ovlasten, mjesto 
kazne uze, odredjene zakonom, suditi na kazan 
dr^avne uze, ako s osudom radi kaznjiva djela nije 
po zakonu skopöan gubitak ureda ili obustava poli- 
tiökih pravah, i ako je krivac s obzirom na narav 
kaznjiva djela i na njegovu osobnost ovakove iznimke 
dostojan i potreban. 

Der Richter kann auch ohne ausdrückliche Er- 
mächtigung statt der im Gesetze festgesetzten Gefäng- 

Tauffer, Genammelte Wohlmeinnngen. W 
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nissstrafe die Strafe des Staatsgefängnisses verhängen 
wenn wegen der strafbaren Handlung, nach dem 
Gesetze auf Amtsverlust oder Schmälerung der poli- 
tischen Rechte nicht erkannt werden muss und wenn 
der Schuldige mit Rücksicht auf die Beschaffenheit 
der That und seiner Persönlichkeit; einer solchen 
Ausnahme würdig und bedürftig erscheint. 

Die Strafe des Gefängnisses wird im Entwürfe in 140 Fällen 
angedroht und nur in 7 Fällen (§§ 124, 156, 157, 158, 159, 
345, 346) ist diese Strafart mit den Nebenstrafen des Amtsver- 
lustes und der Schmälerung der politischen Rechte, und nur in 
4 weiteren Fällen (§§ 123. 177, 178, 181) mit der Neben- 
strafe des Amtsverlustes vermsi^den. In den übrigen 129 Fällen 
hat also der Richter die freie Wa^l>.bei Vorhandensein besonderer 
mildernder Umstände, statt der ^t^afiß des Gefängnisses auf 
Staatsgef&ngniss zu erkennen. ^^ 

Diese Verfügung besitzt den vollen Werth^iner ausserordent- 
lichen Strafmilderung und ermöglicht die Indivi3tialisirung der 
Strafe. Ob nun die Nebenstrafen in den angeführteri 1 1 Fällen 
genügen und ob es nicht etwa gerathen wäre, die NeDS^nstrafe 
des Amtsverlustes und die Schmälerung der politischen Kßchte 
auch bei mehreren Delicten anzudrohen, ist eine Frage, die b^^ 
im speciellen Theile des Gesetzes erörtert werden kann. Dö^ 
hier — betreflf der Strafzumessung — enthaltenen Regel kann 
die volle Anerkennung nicht versagt werden. 

§ 77. 

Kada se pretvaraju vrsti kazne slobode, uzima 
se, da jednogodisnja uza ili dr^avna uza odgovora 
robiji od osam mjesecih. 

Neizadju li kod preraßunavanja cieli dani, nesmiju 
se u raöun uzimati slomci. 

Kod pretvaranja driavne uze u uzu i obratno, 
uzima se, da su obe vrsti kazne jadnake. 
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Bei der Umwandlung der Arten der Freiheits- 
strafen, ist einjähriges Gefängniss oder Staatsgefäng- 
niss einer achtmonatlichen Zuchthausstrafe gleich- 
zuachten. 

Ergeben sich bei der Umwandlung keine ganzen 
Tage, so sind die Bruchtheile nicht in Anrechnung 
zu bringen. 

Bei der Umwandlung des Staatsgefängnisses in 
Gefängniss und umgekehrt, sind beide Strafarten 
gleicbzuachten. 

Die angeführten Regeln bestimmen den Schlüssel, wie bei 
der Umwandlung der angedrohten verschiedenen Freiheitsstrafen 
vorzugehen sei. 

Eine solche Umrechnung kann vorkommen: in Fällen der 
Concurrenz, bei dem Versuche, so auch bei der Ausmessung der 
Strafe für den Gehilfen. 

Die absolute Schwere der einzelnen Arten der Freiheits- 
strafen und ihr diesbezügliches Verhältniss zu einander kann 
niemals eine präcise Bestimmung finden, da die verschiedenen 
Uebel bei Jedermann anders empfunden werden. 

Das ungarische Gesetz (§ 96) vermeidet die Fixirung des 
Zahlenverhältnisses aus dem Grunde, weil die Schwere der ein- 
zelnen Strafarten in abstracto nicht gekannt ist und weil über 
die Erfolge des Strafvollzuges keine Erfahrungen vorliegen. 

Im Justizausschusse wurde wohl durch den Abgeordneten 
Desiderius v. Szilägyi die Einführung einer Scala beantragt, doch 
siegte die Erwägung, dass man die Aufstellung des Rechnungs- 
processes — auch ohne feststehende Regeln — der richterlichen 
Einsicht anheimstellen kann. 

Das Auslassen der Scala würde die sonstigen Vorzüge eines 
guten Strafgesetzes gewiss nicht vermindern, sobald aber der 
Gesetzgeber stichhältige Gründe zur Begründung jener Ansicht 
anführt, dass ansonsten eine allzu divergirende Spruchpraxis zu 
befürchten ist, da können die unwesentlichen Bedenken den 
praktischen Erwägungen stets weichen. 

!!• 



^f^^: 
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§ 78. 



Kad se odmjeruje kazan novöana^ valja uzeti obzir 
na imovinu; privrjedu i dobodak osudjenika. 

Bei Bemessung der Geldstrafe ist auf die Ver- 
mögens-, Erwerbs- und Einkommen-Verhältnisse des 
Verurtheilten Rücksiclit zu nehmen. 



§ 79. 
Mjesto neu6erive novöane kazne ima se u pra- 
vilu suditi na uzu, nu steku li se uvjeti § 76/mo£e 
se suditi na dr^avnu uzu. 

Statt der uneinbringlichen Geldstrafe ist in der 
Regel auf Gefängniss zu erkennen; wenn aber die 
Bedingungen des § 76 zusammentreffen, so kann auf 
Staatsgefängniss erkannt werden. 

Der Gesetzgeber hat hier nur jene Fälle vor Augen, wo die 
Geldstrafe als selbstständige Strafe angedroht wird. Dies wäre 
aber im Texte deutlicher zu bemerken. 

§ 80. 
I neu<5eriva novöana kazna, izreöena uz kazan 
slobpde^ ima se pretvoriti u kazan uze, dotiöno 
dräavne uze prema propisom predidu6ega paragrafa 
i izvrsiti u onoj kaznioni, u kojoj osudjenik trpi kazan 
glavnu. 

Auch die neben einer Freiheitsstrafe verhängte 
uneinbringliche Geldstrafe ist in Gefängniss, resp. 
nach den Bestimmungen des vorhergehenden Para- 
graphs in Staatsgefängniss umzuwandeln und in jener 
Strafanstalt zu vollstrecken, in welcher der Verurtheilte 
die Hauptstrafe verbüsst. 
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Wollte man der an anderer Stelle*) betonten Schwierigkeit, 
welche sich in der Disciplin des Zuchthauses zeigen könnte, 
begegnen, so wäre der letzte Satz aus dem § 26 des öster- 
reichischen Strafgesetzentwurfes mit folgendem Wortlaute: ^War 
neben der Geldstrafe auf Zuchthaus erkannt, so ist die Gefängniss- 
strafe nach dem im § 77 bestimmten Massstabe in Zuchthaus 
zu verwandeln" — wieder herzustellen. Doch lässt es sich nicht 
leugnen, dass dies nicht unbedingt nothwendig ist, da sich solche 
Fälle nicht besonders häufig ereignen und eine tactvolle Zucht- 
hausdirection bei dem Vollzuge eines progressiven System es stets 
Mittel und Wege findet, womit sich die Gegensätze in zweck- 
dienlicher Weise ausgleichen lassen. 

§ 81. 

Za «vakih pet forintah, dotiöno za svaki manji 
iznos novöane kazne, ima se suditi na uzu ili drzavnu 
uzu od jednoga dana, nu nikada preko godine danah. 

Mjesto kazni novdane, koja neiznosi vi^e od pet 
forintah, mo^e se suditi u uzu kra6u od jednoga dana. 

Für je fünf Gulden, beziehentlich für jeden ge_ 
ringeren Betrag der Geldstrafe ist eintägige Gefängniss- 
oder Staatsgefängnissstrafe, jedoch niemals über ein 
Jahr zu verhängen. 

An Stelle einer Geldstrafe, welche den Betrag von 
fünf Gulden nicht tibersteigt, kann auch eine kürzere 
als eine eintägige Gefängnissstrafe verhängt werden. 

Die Stilisirung des Satztheiles im ersten Alinea „beziehentlich 
für jeden geringeren Betrag" ist etwas unklar, da es mit dem 
zweiten Alinea in Collision zu gerathen scheint. Will man dort 
die Regel und in dem zweiten Alinea die Milderung bezeichnen, 
so müsste dies präciser concipirt werden. 

Eine Kürzung auf Bruchtheile des Tages wäre bei der 
Strafe, welche Verbrechen und Vergehen treffen soll, nicht an- 



1) Der kroatische Strafgesetzentwurf, Seite 70. 
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zuratheD; weil man den Kreis der für die Uebertretungen reser- 
virten Strafen betritt. 

Dem entgegen wäre das dritte Alinea des § 53 des unga- 
rischen Strafgesetzes aufzunehmen, und zwar mit Rücksicht auf 
den § 51 des Entwurfes in folgender Fassung: ^Ist jedoch die 
Strafe lebenslängliches Zuchthaus oder zwanzigjähriges Zuchthaus 
oder Staatsgefkngniss, so kann die Geldstrafe nicht in Freiheits- 
strafe umgewandelt werden." 

Man könnte wohl sagen, es sei dies überflüssig, indem der 
§ 84 die Norm enthält, dass die längste zeitige Freiheitsstrafe 
auch im Falle einer Concurrenz 20 Jahre nicht übersteigen darf, 
doch wir berufen uns auf das Beispiel des ungarischen Gesetzes, 
wo im Hauptstücke über die Concurrenz sub § 100 eine analoge 
Verfügung enthalten ist und wo es dennoch für nothwendig 
befunden wurde, auch dem § 53 das oben citirte Alinea beizu- 
fügen. Es hat dies jene Bedeutung, dass im Falle einer Concurrenz 
neben einer zwanzigjährigen Freiheitsstrafe die Zuerkennung 
einer Geldstrafe als Nebenstrafe wohl zulässig sei, nicht aber 
auch deren Umwandlung in eine Freiheitsstrafe. 

§ 82. 
Izvräba kazni slobode, nastupljene mjesto kazni 
nov^ane, ima se prekinuti, ako kaznenik polozi novöani 
iznos, koj se nesmatra namirenim jur pretrpljenom 
kaznom slobode. 

Der Vollzug einer an die Stelle einer Geldstrafe 
getretenen Freiheitsstrafe ist einzustellen, wenn der 
Sträfling den Geldbetrag, welcher durch die bereits 
erlittene Freiheitsstrafe als noch nicht getilgt ange- 
sehen wird, erlegt. 



YII. HAUPTSTÜCK. 

Zusammentreffen mehrerer strafbarer Handinngen. 

§ 83. 

Kada se jednim te istim djelom povrjedi vise 
ustanovah kaznenoga zakona^ ima se, ako svekolike 
povrjedjene ustanove naredjuju jednu te istu vrst 
kazni; uporaviti ona ustanova^ koja prieti najdu^e 
trajudom kaznom^ a u sluöaju nejednakih vrstah 
kazni; uporavlja se ona ustanova, koja prieti najteä- 
jom vrsti kazne, bez obzira na njezino trajanje. 

O te^ini vrsti kazne odluöuje red, kojim su nave- 
dene u § 37. Nu ako jedna od povrjedjenih ustanovah 
zakona naredjuje kazan dr^avne uze, a druga kazan 
uze, ima se, neizkljuöiv uporavu § 76, suditi na uzu, 
uporaviv ipak po trajanju stroziju kaznenu stavku, 
odredjenu za dr^avnu uzu. 

Pravo, koje najstro^a od povrjedjenih ustanovah 
daje sudu, da odabere izmedju vi§e vrstah kazni, 
ostaje netaknuto. 

Wenn durch eine und dieselbe Handlung mehrere 
Bestimmungen des Strafgesetzes verletzt sind, so ist, 
wenn sämmtliche verletzten Bestimmungen eine und 
dieselbe Strafart anordnen, jene Bestimmung an- 
zuwenden, welche die längstzeitige Strafe androht, 
und im Falle ungleicher Strafarten, die schwerste 
Strafart ohne Rücksicht auf deren Dauer. 
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Betreff der Schwere der Strafart entscheidet die 
im § 87 festgesetzte Reihenfolge. Wenn aber eine 
von den verletzten Bestimmungen Staatsgefängniss 
und die zweite Gefängniss bestimmt, so ist — ohne 
die Anwendung des § 76 auszuschliessen — auf Ge- 
fängniss zu erkennen^ jedoch soll der für das Staats- 
gefängniss in Betreff der Dauer bestimmte strengere 
Strafsatz in Anwendung gebracht werden. 

Das Recht; welches die strengste der verletzten 
Bestimmungen dem Gerichte ertheilt, zwischen mehreren 
Strafarten zu wählen, bleibt unberührt. 

Der Gesetzgeber will hier die Frage der Bestrafung der 
idealen (formellen) Concurrenz lösen und zwar ohne sich auf die 
Unterscheidung der sogenannten gleichartigen von der ungleich- 
artigen idealen Concurrenz einzulassen. Er acceptirt das Absorptions- 
princip, welches in allen neueren Gesetzen zum Ausdruck gelangt. 

Welche Formel sollte aber hiefür angenommen werden? Der 
Codificator findet, dass die Fassung der Ausschuss-Anträge des 
österreichischen Abgeordnetenhauses (§ 75) schwierig, unprak- 
tisch und kaum zu handhaben ist. 

Angezeigter wären in dieser Beziehung die Bestimmungen 
des ungarischen Gesetzes; doch sie stehen in fester Verbindung 
mit dem Systeme der Strafausmessung, welchem wir uns nicht 
anschliessen konnten. Es erwächst also die Nothwendigkeit, eine 
neue Formel zu finden, welche die Ausführung jenes Principes 
sichert, dass im Falle der idealen Concurrenz die schwerste 
Strafe in Anwendung kommen soll. 

Wir glauben aussprechen zu können, dass der Verfasser des 
Entwurfes der geltenden Idee die richtigen Worte verlieh. 

Die Textirung schliesst die Deutung aus, als wenn hieher 
auch die Fälle blosser Gesetzes-Concurrenz zu rechnen wären. 

Den Fall, wonach durch eine Handlung dasselbe Gesetz 
mehrfach verletzt wurde, übergeht der Entwurf mit Stillschweigen 
und zwar, wie auch Dr. Hugo Hälschner^) sagt, mit bester 



1) Das gemeine deutsche Strafrecht. Bonn 1881, Seite 682. 
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Begründung, weil der Gesetzgeber den allgemeinen Grundsatz, 
dass im Falle der idealen Concurrenz nur eine Strafe 'zu ver- 
hängen sei, als selbstverständlich und keiner besonderen Fest- 
stellung bedürftig voraussetzte. 

Das letzte Alinea dieses Paragraphs ist etwas unklar. Es 
will eben in gedrängter Kürze zu viel sagen, doch erleichtern 
uns die Motive das richtige Verständniss. Der Codificator will 
jeden Zweifel über die Anwendbarkeit der Grundprincipien dieses 
Entwurfes ausschliessen. Es könnte nämlich ein Zweifel entstehen, 
ob trotz des Alinea 1 des § 83, auch bei der Concurrenz die 
Bestimmung des § 75 — wonach das Gericht ermächtigt ist, bei 
gewissen strafbaren Handlungen zwischen den angedrohten mehr- 
artigen Strafen zu wählen — anwendbar sei. 

Dieses letzte Alinea soll die Frage bejahen. 

Wir glauben nicht fehlzugehen, wenn wir bemerken, dass 
dieser Gedanke auch in einer fliessenderen Form ausgedrückt 
werden könnte. 

Die juridische Facultät der Universität zu Agram macht zu 
diesem Paragraph noch mehrere Bemerkungen und zwar: 

a) den bei § 37 schon angeführten Vorschlag; 

h) drückt sie die Meinung aus, dass das zweite Alinea mit 
dem § öl in Widerspruch kommen könnte. Wenn sich nämlich 
zwei Verbrechen begegnen, von welchen das eine mit Staats- 
gefängniss von 5 — 20 (§ 112 des Entwurfes) Jahren, das andere 
aber mit „Geßlngniss" von 1 Jahre bedroht wird, so müsste 
im Sinne des § 83 auf GefUngniss über 5 Jahre erkannt 
werden, wo doch dies im augenscheinlichen Widerspruche mit 
§ 51 steht, welcher apodiktisch erklärt, dass die Strafe des 
Gefängnisses nicht über 5 Jahre dauern darf. 

Die Bemerkung ist wohl richtig, doch treffen wir auf den-, 
selben Fall auch im ungarischen Strafgesetze, wo der § 101 die 
gedachte Eventualität zulässt^). Jedenfalls ist dies besser und 
folgerichtiger, als die Verfügung des § 75 des deutschen Reichs- 
Strafgesetzes, wonach ein Delinquent Gefängniss und Festungs- 
haft nacheinander abbüssen muss. 



1) Siehe: Dr. Seh nierer Aladär „A magyar büntetö törveny magyarazata.' 
Budapest 1879, Seite 19ö. 
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I ZU finden. 



Ein Ausweg, welcher entsprechender wäre, ist eben nicht 



§ 84. 
Ustanove predidudega paragrafa uporavljaju se i 
onda, kada tko poöini vifie zloöinstvah prestupakah ili 
) prekrsajah ili isto kaznjivo djelo vi§e putah; nu u tom 

I sluöaju ima se kazan s obzirom na stidu6a se kaznjiva 

djela primjereno povisiti i to najvifia kaznena stavka 
uporaviti se imaju6e kazni slobode mo2e se povisiti 
najvise za jednu öetvrtinu, a najviSja kaznena stavka 
^ kazni novöane najviSe do dvostrukoga njezina iznosa. 

i Ako zakon za stiöuda se kaznjiva djela naredjuje 

i viSe vrstih kazne, ima se bla^a kazan, o kojoj sud dr^i, 

j da je primjerena za jedno od stidu6ih se kaznjivih 

I dielah, pretvoriti u izredi se imajudu najteÄju vrstu 

I kazne po mjerilu § 77. 

) U nijednom sluöaju nesmije izreöena kazan slobode 

\ trajati preko 20 godinah. 

I 

j Die Bestimmungen des vorigen Paragraphs finden 

I auch dann Anwendung, wenn Jemand mehrere Ver- 

\ brechen. Vergehen oder Uebertretungen oder dieselbe 

l strafbare Handlung mehrmals begangen hat; doch ist 

I in diesem Falle die Strafe mit Rücksicht auf die 

I zusammentreffenden strafbaren Handlungen angemessen 

I zu erhöhen, und zwar kann der höchste Strafsatz der 

j anzuwendenden Freiheitsstrafe höchstens um ein Viertel 

f und der höchste Strafsatz der Geldstrafe höchstens bis 

) zum zweifachen Betrage derselben erhöht werden. 

J Wenn das Gesetz für zusammentreffende strafbare 

; Handlungen mehrere Strafarten bestimmt, so ist die 

1 mildere Strafe, welche nach dem Dafürhalten des Ge- 
richtes für eine der zusammentreffenden strafbaren 



171 

Handlungen angemessen erscheint^ in die zu erkennende 
schwerste Strafart nach Massgabe des § 77 umzu- 
wandeln. 

In keinem Falle darf die verhängte Freiheitsstrafe 
länger als 20 Jahre dauern. 

Der vorgeschlagene Modus der Durchführung des Ver- 
mittlungssystem es ist strenger als die analogen Bestimmungen 
des ungarischen Gesetzes. Der Codificator erachtet letztere für 
die kroatischen Verhältnisse als zu milde. Selbe würden auch 
den acceptirten Principien der Strafzumessung nicht entsprechen. 

Die allgemeine Ausnahme von dem Vermittlungssystem 
betreff der Geldstrafen finden wir auch hier, doch in bedeutend 
gemässigterer Form als im § 102 des ungarischen Gesetzes oder 
als im § 78 des deutschen Reichs-Strafgesetzes. Wir stimmen 
dieser Verfügung zu, weil hiedurch der Gefahr einer Vermögens- 
confiscation — bis zu welchem Punkte diese Strafe sich nie 
erstrecken soll — in entsprechender Weise vorgebeugt wird. 

Die juridische Facultät der Universität macht den Vorschlag, 
dass die Worte „ili prekrSajah" (oder üebertretungen) ausgelassen 
werden, „da dieser Entwurf von den üebertretungen nicht 
spricht". Dies ist wohl zutreffend, doch muss der Gesetzgeber 
auch jener Fälle ausdrücklich gedenken, wo Verbrechen oder 
Vergehen mit Üebertretungen concurriren. Wird dies hier nicht 
gesagt, dann müsste ein gleicher Passus im Gesetzbuche über 
die „üebertretungen" vorkommen und dies kommt doch auf 
eins heraus. Logischer ist es, wenn es hier gesagt wird. Doch 
die Worte „oder üebertretungen" müssen nicht unbedingt vor- 
kommen; es genügt, wenn der allgemeine Ausdruck „strafbare 
Handlung" gebi'aucht wird. 

Dem weiteren Antrage, man soll nach den Worten „najviSa 
kaznena stavka uporaviti se imaju6e" das Wort „vremenite" 
(scilicet „kazni" slobode — zeitliche Freiheitsstrafe) einfügen, 
ist beizutreten und dieses Wort auch in dem letzten Alinea zu 
gebrauchen. 

Die Einwendung der Facultät, der Codificator hätte den 
Umstand vergessen, dass es auch mit lebenslänglichem Zuchthaus 



172 

bedrohte Verbrechen gebe, welche mit solchen Verbrechen 
concurriren können, auf welche eine zeitliche Freiheitsstrafe gesetzt 
ist, entstammt wohl nur aus der vorhin rectificirten Versäumniss 
betreff des Wortes „zeitlich". Eine besondere Erwähnung dieses 
Falles wollte wohl auch die Facultät nicht beantragt wissen, 
vorzüglich in diesem Entwürfe, wo die lebenslängliche Freiheits- 
strafe in absoluter Weise angedroht wird. 

§ 85. 
Eazan nepovisuje se, ako zakon na djelo vise 
putih poöinjeno radi vriednosti predmeta njegova 
stavlja viSu kaznenu stavku. 

Die Strafe wird nicht erhöht, wenn das Gesetz eine 
mehrmals begangene Handlung wegen des Werthes des 
Objectes mit einem höheren Strafsatze bedroht*). 

§ 86. 

Ustanove ovoga zakona o gubitku sluzbe, obustavi 
politiökih pravah, izgonu i zaglobljenju imadu se 
unutar granicah § 72 uporaviti, makar ih zakon ovaj 
u posebnom djelu odredio i za jedno samo od poöi- 
njenih djelah. 

I novöana kazan mo^e se izredi uz kazan slobode, 
makar zakon i jednomu samo od poöinjenih djelah 
prietio tom kaznom. 



1) Siehe hierüber die ausführlichen Motive: Allgemeine Bemerkungen zu 
dem im Abgeordnetenhause des Reichsrathes eingebrachten Entwürfe eines 
Strafgesetzes. Wien 1875. Seite 67. 

In dem neuesten (III.) Entwürfe eines österreichischen Strafgesetzes erfuhr 
die Textirung dieses Paragraphs eine Aenderung. Sie lautet: „Bei den straf- 
baren Handlungen, bei welchen die Anwendung eines strengeren Strafsatzes 
davon abhängt, dass der Werth der angegriffenen Sache oder der Schade 
einen bestimmten Betrag übersteigt, macht es keinen Unterschied, ob dieser 
Betrag aus einem oder mehreren gleichzeitigen oder wiederholten dieselbe 
strafbare Handlung begründenden Angriffen hervorgeht. Hiebei macht es keinen 
Unterschied etc.^* 
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Die Bestimmungen dieses Gesetzes über Amts- 
Verlust^ Entziehung der politischen Rechte, Ausweisung 
und Einziehung von Gegenständen, sind innerhalb der 
Beschränkungen des § 72 selbst dann anzuwenden, wenn 
dieselben das Gesetz im besonderen Theile auch nur 
auf eine der begangenen Handlungen festgesetzt hat. 

Auch kann Geldstrafe neben der Freiheitsstrafe 
verhängt werden, wenn das Gesetz auch nur eine der 
begangenen Handlungen mit dieser Strafe bedroht. 

Bezieht sich sowohl auf die ideale als auch auf die Beal- 
concurrenz. Warum aber in dem zweiten Alinea die permissive 
Form gebraucht wird, ist in den Motiven des Entwurfes nicht 
gesagt. Dies wäre eine weitere Milderung des vierten Alinea 
des § 75, was kaum bezweckt werden soll. Auch steht die 
Fassung mit der Idee, auf welcher das System der Geldstrafen 
basirt, nicht im Einklänge. 

Weder hier, noch auch im § 84 ist bezüglich der Umwand- 
lung mehrerer Geldstrafen in eine Freiheitsstrafe Bestimmung 
getroflfen. Es wäre also ein Maximum — analog des § 102 des 
ungarischen Gesetzes — festzustellen, so auch nach dem Wort- 
laute des dritten Alinea des § 53 desselben Gesetzes folgender 
Zusatz zu machen: „Ist jedoch die Strafe lebenslängliches Zucht- 
haus oder StaatsgefUngniss, so kann die Geldstrafe nicht in 
Freiheitsstrafe umgewandelt werden." 

§ 87. 

Ako se nakon osude radi kaznjiva djela poka^e, 
da je osudjenik kriv drugomu kojemu kaznjivu djelu, 
poöinjenu prije, nego li je osudjen, ima mu se kazan 
odmjeriti prema propisom § 84 s obzirom na kazan 
izrecenu u prvoj osudi. 

Uporava kazni smrti nebiva izkljuöena radi kazni 
izreöene prvom osudom. 
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Stellt sich nach erfolgter Verurtheilung wegen 
einer strafbaren Handlung heraus, dass der Ver- 
urtheilte sich vor der Verurtheilung noch einer 
anderen strafbaren Handlung schuldig gemacht hat, 
so ist ihm die Strafe mit Rücksicht auf die in dem 
ersten Urtheile verhängte Strafe den Bestimmungen 
des § 84 gemäss zu bemessen. 

Die Anwendung der Todesstrafe ist durch die 
im ersten Urtheile verhängte Strafe nicht aus- 
geschlossen. 



,1 



Zweifellos ist es, dass auch nach einer rechtskräftigen Ver- 
urtheilung zu einer 20 Jahre andauernden oder zu einer lebens- 
länglichen Zuchthausstrafe, nach Einleitung eines neuen Ver- 
fahrens, in einem zweiten Urtheile die Todesstrafe verhängt 
werden kann. 

Was soll aber in jenem Falle geschehen, wenn ein zu 
20jährigem Zuchthause Verurtheilter im Laufe der Strafzeit ein 
neues, eventuell mit einer bis zu lOjähriger Zuchthausstrafe 
bedrohtes Verbrechen begeht? Der § 86 des ungarischen Gesetz- 
artikels XXX VH: 1880 (Einführungsgesetz), lässt iti diesem Falle 
die längste Dauer der zeitigen Freiheitsstrafe mit weiteren 5 Jahren 
verlängern. Principiell lässt sich hiegegen keine Einwendung 
erheben, doch müsste diese Bestimmung im Strafgesetze selbst 
angeführt werden. 

Gegen lebenslänglich Verurtheilte, wenn sie mehr welches 
schwere — nur nicht mit dem Tode bedrohte — Verbrechen im 
Laufe der Strafzeit begehen, sind wir völlig machtlos. Hier 
erübrigt die Repression nur der tactvoUen Disciplinargewalt der 
Strafanstalts-Direction, der es durch die Verfügungen der Haus- 
ordnung unbenommen sein muss, die Strafe der Einzelnhaft bis 
zur Genüge walten zu lassen. Keinesfalls sollte aber der § 34 
des ungarischen Einfuhrungsgesetzes empfohlen werden, wonach 
in diesem Falle die Gerichte auf eine Verschärfung der lebens- 
länglichen Strafe mit Einsperrung in dunkler Zelle bis zu 5 Jahren 
(2 Tage Dunkelhaft, hierauf 3 Tage in lichter Zelle und so weiter 
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bis zu 5 Jahren) und auf Hungerkost bei Wasser und Brod 
(wöchentlich 2 Tage) mit ürtheil erkennen können. Diese Ver- 
fügung widerspricht den Fundamen tal-Principien des Strafrechtes 
und ist ärger als das „ergastolo" des italienischen Entwurfes^ 
von welchem die Motive sagen: ^Questo stato miserrimo^ a cui 
Tuomo libero non potra pensare senza terrore'*, und an anderer 
Stelle: „una vita forse peggiore della morte 8tessa'\ 



VIII. HAUPTSTÜCK, 

Gründe, welche die Strafverfolgung und die Straf- 
vollstreckung ausschliessen. 

§ 88. 

Kazneni progon izkljußen je: 

1. smrÄu okrivljenikovom, 

2. pomilovanjem, 

3. zastarom. 

Die Strafverfolgung wird ausgeschlossen: 

1. durch den Tod des Beschuldigten, 

2. durch Begnadigung, 

3. durch Verjährung. 

Man sagt: hinsichtlich der Begnadigung hat das Strafgesetz- 
buch nichts Näheres zu bestimmen; solche Bestimmungen gehören 
dem Staatsgrundgesetze an. Wir meinen: das Strafgesetz hat die 
Aufgabe, die bestehenden Rechte zu schützen ; aus diesem Grunde 
umfasst es das Staatsrecht und das Privatrecht, ohne dass es an 
diesen eine Aenderung decretiren könnte. 

Trotz einem neuen Strafgesetze wird der § 35 des Gesetz- 
artikels III: 1848 in Rechtskraft verbleiben, wonach verurtheilte 
Minister nur im Falle einer allgemeinen Amnestie begnadigt 
werden können. 

Der im neuen holländischen Strafgesetze angeführte Grund 
dea Erlöschens der Strafklage bei strafbaren Handlungen, welche 
mit keiner anderen Hauptstrafe als mit Geldbusse bedroht sind, 
durch freiwillige Zahlung dieses Maximums der Geldstrafe und 
der etwaigen durch die Procedur veranlassten Kosten, ist auch 
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im holländischen Gesetze nur bei Uebertretungen zulässig *). An 
dieser Stelle muss also die Frage unberücksichtigt bleiben. 

§ 89. 
Zastara izkljuöuje kazneni progon: 

1. u dvadeset godinah, ako zakon poöinjenu zlo- 
öinstvu prieti kaznom smrti, do^ivotnom ili viSe nego 
petnajstgodisnjom kaznom slobode; 

2. u petnajst godinah, ako zakon po6injenu zlo- 
öinstvu prieti kaznom slobode od najvi§e petnajst 
godinah; 

3. u deset godinah za sva ostala zloöinstva; 

4. u pet godinah, ako zakon odredjuje za poöin- 
jeni prestupak kazan slobode dulju od fiest mjesecah; 

5. u dvie godine za sve ostale prestupke. 

Die Verjährung schliesst die Strafverfolgung aus: 

1. in 20 Jahren, wenn das begangene Verbrechen 
im Gesetze mit dem Tode, mit lebenslänglicher oder 
mehr als löjähriger Freiheitsstrafe bedroht ist; 

2. in 15 Jahren, wenn das begangene Verbrechen 
im Gesetze mit einer höchstens 15jährigen Freiheits- 
strafe bedroht ist; 

3. in 10 Jahren bei allen übrigen Verbrechen; 

4. in 5 Jahren, wenn das begangene Vergehen mit 
einer mehr als 6monatlichen Strafe bedroht ist; 

5. in 2 Jahren bei allen übrigen Vergehen. 

Die angeführten Verjährungsfristen sind dem österreichischen 
Strafgesetzentwurfe entnommen; sie differiren von den Bestim- 
mungen des § 106 des ungarischen Gesetzes. 



1) Siehe: Dr. S. Mayer, Der neue niederländische Strafgesetzentwarf. 
In Dr. Goltdammer^s Archiv für gemeines deutsches und für preassisches 
Strafreeht. 1879, 4. und 6. Heft. 

Tauffer, Oeiammelte Wohlmeinungen. 12 
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Es fragt sich, ob etwa irgendwelche positive Principien oder 
Erfahrungen vorliegen, nach welchen die Fristen der Verjährung 
in dem einen oder dem anderen Lande bestimmt wurden? Die 
Literatur kann uns solche nicht nachweisen. Hier entscheidet 
einzig und allein der pure Wille der Gesetzgebung. Wie viele 
Strafgesetze, so viele Verjährungsfristen! Ist es durch irgend 
welche Motive geboten, dass wir die bunte Zahl der Verschieden- 
heiten mehren? Ist es nothwendig, dass wir uns und auch nur 
theilweise dem Vorbilde des österreichischen Entwurfes, dessen 
Bestimmungen noch vielfache Aenderung erfahren können, an- 
schliessen? 

Wir finden hieftir gar keine Gründe, wohl aber für die 
Anschliessung an die Fristen des ungarischen Gesetzes. Ein 
gegenseitiges Interesse bringt es mit sich, dass in Bo-oatien 
begangene strafbare Handlungen in Ungarn, und in Ungarn 
verübte Delicte in Kroatien nicht straflos bleiben. Keines dieser 
Königreiche will den Verbrechern des anderen Territoriums des 
ungarischen Staates innerhalb seiner Gemarkungen einen salvus 
conductus bieten. Dies wäre aber dennoch der Fall, wenn Alinea 3, 
4 und 5 dieses Paragraphs eine ungeänderte Annahme finden. Es 
ist also eine weitere Erwägung der Frage dringend zu empfehlen. 

§ 90. 
Zastara poöima: 

1. za dovrSena zloöinstva ili prestupke danom 
njihova izvedenja; 

2. za pokuSana zloöinstva ili prestupke danom, 
kojim je izvedeno zadnje djelo smjeraju6e na poöi- 
njenje zlo6instva ili prestupka. 

Neuzima se obzir na vrieme, kad je nastupio 
posljedak, namjeravan ili potiöu6i iz kaznjiva djela. 

Die Verjährung beginnt: 

1. bei vollendeten Verbrechen und Vergehen mit 
dem Tage der Ausführung; 

2. bei versuchten Verbrechen und Vergehen mit 
dem Tage, an welchem die letzte auf die Ausführung 
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des Verbrechens oder des Vergehens abzielende Hand- 
lung begonnen wurde. 

Der Zeitpunkt, mit welchem der beabsichtigte oder 
durch die strafbare Handlung bedingte Erfolg ein- 
getreten, ist nicht zu berücksichtigen. 

Allbekannt sind jene Einwendungen, welche Berner*) gegen 
eine ähnliche Verfügung wie sie hier in dem letzten Alinea 
enthalten, erhob. Aus den von Berner angeführten Gründen mag 
also die Auslassung dieses Punktes beantragt werden. 

§ 91. 

Zastaru prekida svaka po kaznenom postupniku 
proti osumnjiöenikom dopustiva odredbii upravljena 
proti öinitelju (dioniku) radi kaznjiva djela. 

Zastara prekida se samo za one osobe, proti kojim 
je odredba upravljena. 

Prekinuta zastara poöima iznova danom, kojega 
je odredba izdana. 

Die Verjährung wird unterbrochen durch jede 
nach dem Sinne der Strafprocessordnung gegen den 
Verdächtigen zulässige und gegen den Thäter (Theil- 
nehmer) wegen der strafbaren Handlung erlassene 
Verfügung. 

Die Verjährung wird nur betreff jener Person unter- 
brochen, gegen welche die Verfügung gerichtet ist. 

Die unterbrochene Verjährung beginnt an dem 
Tage aufs neue zu laufen, an welchem die Verfügung 
erlassen wurde. 

Dass das erste Alinea in Folge der Principien der kroati- 
schen Strafprocessordnung mit dem ersten Alinea des § 108 des 
ungarischen Gesetzes nicht wörtlich übereinstimmen kann, wurde 

1) Lehrbuch des deutschen Strafrechtes. 6. Auflage, Seite 307. 

12* 
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schon an anderer Stelle gesagt. Das zweite und dritte Alinea 
sind aber mit jenen des nngarisehen Gesetzes gleichlautend. Das 
dritte Alinea wurde durch den Justizausschuss des ungarischen 
Abgeordnetenhauses dem österreichischen Entwürfe entlehnt. 

Die Kritiker des Entwurfes sind mit der Verftigung nicht 
einverstanden. Die Facultät findet es nicht für gerecht, dass die 
VeijÄhrung durch eine im Sinne des Strafverfahrens gegen den 
Verdächtigen zulässige Verfolgung aufgehoben werden sollte. Sie 
wünscht jene mildere Bestimmung, dass während einer derartigen 
Amtshandlung die Verjährung blos ruhe, das heisst: während 
der Zeit der Amtshandlung nicht weiter laufe, später aber die 
begonnene Verjährung wieder fortgesetzt werde. 

Uli mann erklärt, dass nach dieser Bestimmung das Institut 
der Klageverjährung in der Hand des Staatsanwaltes für den 
einzelnen Fall vollkommen illusorisch gemacht werden kann, da 
es nur nöthig ist, in den dazu geeigneten Fällen den Stand der 
Sache in Evidenz zu halten und auf Grund vorhandener Nova, 
durch entsprechende Wiederholung der Verfolgungsanträge dem 
Ablauf der Frist vorzubeugen. UUmann sagt: „Nach Allem scheint 
die Unterbrechung der Klageverjährung nur durch ein Urtheil 
dem Grundgedanken des Instituts zu entsprechen." 

Wir glauben, dass die letztere Meinung, ja selbst auch der 
Vorschlag der Facultät, zu weit führen würde, und halten dies- 
bezüglich mit Berner 1), der den Handlungen des Staatsanwalts 
die unterbrechende Kraft vindicirt, und sich auch für das neue 
Beginnen der Verjährung ausspricht 2). 

Ausser den theoretischen Gründen würden wir eine Aende- 
rung auch aus den bei dem § 89 angeführten Motiven nicht 
befürworten. 

Die Facultät wünscht endlich sowohl bei diesem, als auch 
bei dem § 99 die Lösung der Frage, ob die Kraft der Ver- 
jährungsunterbrechung nur den Verfügungen der heimischen 
Behörden oder auch den ausländischen Behörden zukommt?^) 



1) Haudbach, 6. Auflage, Seite 308 and 311. 

^) Siehe aach: von Schwarze, „Oommentar." 4. Auflage, Seite 
Anmerkung 4. 

3) Siehe hierüber: von Schwarze. Ebendort, Seite 266. 
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§ 92. 
Ako 86 kazneni progon memoire povesti ili nasta- 
viti prije, nego li nadle^na oblasjt pravomoöno nerieSi 
predtecno koje pitanje, zastara poöiva, dok odnosna 
rjesitba nepostane prayomo^noin. 

Ist die Einleitung oder Fortsetzung der Straf- 
verfolgung von der rechtskräftigen behördlichen Ent- 
scheidung irgend einer Vorfrage abhängig, so ruht 
die Verjährung bis zur rechtskräftigen Entscheidung 
der Frage. 

Im österreichischen Entwürfe sind obige Principien noch mit 
einem Satze erweitert, welcher lautet: „Dasselbe gilt, wenn vor- 
übergehende Verhältnisse bestehen, vermöge welcher kraft gesetz- 
licher Vorschrift mit dem Strafverfahren innegehalten werden 
muss." Als Beispiel wird in den Motiven die strafgerichtliche 
Verfolgung von Mitgliedern der gesetzgebenden Körperschaften 
angeführt. 

Dieser Fall gehört gewiss auch zu dem Kreise der Vorfragen. 
Die Aufhebung der Immunität ist eine behördliche Entscheidung. 
Wird die Aufhebung der Immunität bewilligt, so kann die Straf- 
verfolgung stattfinden. Wird dem Ansuchen zur Aufhebung der 
Immunität keine Folge gegeben, dann ist ein Fall der Vexation 
als erwiesen zu halten, und es ist nur zu gerechtfertigt, dass die 
Verjährung weiterlaufe. Eine besondere Erwähnung dieses Ver- 
hältnisses ist also nicht nothwendig. Dieser Auffassung huldigte 
auch der Justizausschuss des ungarischen Abgeordnetenhauses. 

§ 93. 
Izvrsba pravomodno izreöenih kaznah izkljuöuje se: 

1. smr6u osudjenikovom; 

2. pomilovanjem; 

3. zastarom. 
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Die Vollstreckung rechtskräftig erkannter Strafen 
wird ausgeschlossen: 

1. durch den Tod des Verurtheilten; 

2. durch Begnadigung; 

3. durch Verjährung. 

Es fragt sich, ob Fälle der Geisteskrankheiten, welche die 
Zurechnungsfähigkeit dauernd aufheben, nicht etwa als vierter 
Grund aufzunehmen wären. 

Die an dem Zurechnungsunfähigen vollstreckte Strafe ist 
wirkliche Rechtsstrafe so wenig, wie die Strafe, die wir am Thiere 
vollziehen ^). 

Ob eine Geisteskrankheit dauernd und incurabel ist, lässt 
sich in vorhinein und mit Sicherheit schwer bestimmen. Dass an 
Geisteskranken eine Strafe nicht vollzogen werden soll, und dass, 
bei begonnener Strafe, die Dauer der Geisteskrankheit in die 
Strafzeit rechnet, sind allgemein anerkannte Grundsätze. Diese 
Fragen gehören aber in den Strafprocess. 

§ 94. 
Smrt vlastnika neprieöi, da se zaglobe predmeti 
navedeni u § 63. Ovi se predmeti imadu zaglobiti i 
onda, ako okrivljenik umre prije, nego li se je mogla 
izre6i osuda. 

Der Tod des Eigenthümers hindert die Einziehung 
der im § 63 bezeichneten Gegenstände nicht. Diese 
Gegenstände sind auch dann einzuziehen, wenn der 
Beschuldigte früher, als das Urtheil gefällt werden 
konnte, gestorben ist. 

§ 95. 
üsljed pomilovanja nepovraiaju se dotiönikom 
zagobljeni predmeti, niti se neoslobadjaju duznosti 



*) Heinze: „Wegfall der Strafe" in HoltzendorflTs Handbuch. IL Band, 
Seite 593. 
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naknade troi^kovah kaznenoga postupka i ovrhe kazni^ 
ili naknade, koju kaznena osuda dosudjuje oitedenikom. 

In Folge der Begnadigung werden dem Betreffen- 
den weder die eingezogenen Gegenstände zurück- 
gestellt, noch auch wird ihm der Ersatz der Kosten 
des Strafverfahrens und des Strafvollzuges oder die 
dem Beschädigten im Strafurtheile zuerkannte Ent- 
schädigung erlassen. 

Betreff der Anführung der Vergütung der Strafvollzugs- 
kosten, berufen wir uns auch hier auf jene Bedenken, die schon 
bei dem § 48 erörtert wurden. 

§ 96. 
Zastara izkljuöuje izvrsbu pravomo6no dosudjene 
kazni: 

1. u dvadeset i pet godinah, ako osuda glasi na 
kazan smrti, doiivotne ili vise od petnajstgodisnje 
kazni slobode; 

2. u dvadeset godinah, ako dosudjena kazan slo- 
bode iznosi od deset do petnajst godinah; 

3. u petnajst godinah, ako je sudjeno na kazan 
slobode dulju od pet, a kradu od deset godinah; 

4. u deset godinah, ako je izreöena kazan slobode 
od jedne do pet godinah ili kazan novöana preko 
1000 for.; 

5. u pet godinah, ako osuda glasi na dr^avnu uzu 
ili uzu izpod godine danah, ili na novöanu kazan ve6u 
od 200, a nizu od 1000 fr. 

Zastara po6ima danom, kojim je osuda postala 
pravomo6nom. 

Die Verjährung schliesst die Vollstreckung einer 
rechtskräftig erkannten Strafe aus: 
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1. in 25 Jahren, wenn das Urtheil auf Tod, auf 
eine lebenslängliche oder auf eine mehr als 15jährige 
Freiheitsstrafe lautet; 

2. in 20 Jahren, wenn die verhängte Freiheits- 
strafe auf 10 bis 15 Jahre lautet; 

3. in 15 Jahren, wenn auf eine Freiheitsstrafe von 
mehr als 5 und weniger als 10 Jahre erkannt ist; 

4. in 10 Jahren, wenn die ausgesprochene Frei- 
heitsstrafe 1 bis 5 Jahre, oder wenn die Geldstrafe 
über 1000 Gulden beträgt; 

5. in 5 Jahren, wenn das Urtheil auf Staatsgefäng- 
niss oder auf Gefängniss unter 1 Jahre, oder auf 
Geldstrafe von mehr als 200 und weniger als 1000 Gulden 
lautet. 

Die Verjährung beginnt mit dem TagCj an welchem 
das Urtheil rechtskräftig geworden ist. 

Entspricht im Wesentlichen den Terminen des ungarischen 
Gesetzes (§ 120) und den Bestimmungen des österreichischen 
Entwurfes, mit dem Unterschiede, dass die Verjährung der 
Uebertretungen, welche im österreichischen Entwürfe präcisirt 
ist, hier naturgemäss ausgelassen werden musste. 

Nicht zu übersehen wäre die praktische und gerechte, so 
auch aus disciplinaren Gründen nothwendige Anordnung des 
ungarischen Gesetzes (§ 121), wonach: „wenn die Vollstreckung 
der Strafe schon begonnen hat, die Verjährung an dem Tage 
beginnt, an welchem letztere durch die Entweichung des Ver- 
urtheilten unterbrochen wurde". 

§ 97. 

Kazan novöana dosudjena uz kazan slobode neza- 
staruje prije, nego li kazan slobode. 

Die neben einer Freiheitsstrafe verhängte Geld- 
strafe verjährt nicht früher als die Freiheitsstrafe. 
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§ 98. 
Zastara kazni glavne neizkljaöuje izvrfibe pravo- 
moine osude, na koliko ona izriöe gubitak ureda i 
obustavu politiökih pravah. 

Die Verjährung der Hauptstrafe schliesst den 
Vollzug des rechtskräftigen Urtheiles, insofern dieses 
den Amtsverlust und die Entziehung der politischen 
Kechte verhängt, nicht aus. 

Bei Berathung des ungarischen Ministerialentwurfes in der 
Enquete wurde die' Frage gestellt, ob wohl die Verfügung nicht 
zu streng wäre. Staatssecretär Csemegi führte das Beispiel an: 
Jemand wäre wegen eines aus verächtlichen Motiven began- 
genen Verbrechens auf 10 Jahre verurtheilt und entzieht sich 
durch Flucht der Strafe. Erst nach der Verjährung kehrt er 
wieder heim. Das Gesetz kann wohl verfügen, dass er nun 
nicht gestraft werde, aber dass er auch allsogleich die Amts- 
fähigkeit erlange, dies würde dem öffentlichen Rechtsbewusstsein 
und auch der Gerechtigkeit widerstreiten. 

§ 99. 

Zastara pravomo6no dosudjene kazni prekida se 
svakom odredbom nadlezne oblasti, smjerajudom na 
izvrzbu kazni, naroöito osudjenikovim zatvorom. 

Danom izdane naredbe poöima te6i nova zastara. 

Die Verjährung wird durch jede auf die Voll- 
streckung der Strafe gerichtete Verfügung der zustän- 
digen Behörde, insbesondere durch die Verhaftung des 
Verurtheilten unterbrochen. 

Mit dem Tage der erlassenen Verfügung beginnt 
die Verjährung von neuem zu laufen. 

Der bei dem § 91 angeführte Wunsch der Facultät, es 
möge klar ausgesprochen werden, ob auch den Verfügungen der 
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ausländischen Behörden diese Folge zukommt, erscheint hier 
gegenstandslos geworden zu sein, da der Ausdruck „zuständige 
Behörde" keinen Zweifel über den Willen des Gesetzgebers 
zulässt. 

Die Fassung: „durch jede auf die Vollstreckung der Strafe 
gerichtete Verfiigung" erstreckt die Unterbrechung auf sehr weite 
Grenzen, indem bei Vollstreckungen im Vermögen die Ver- 
jährung auch gegen die Person imterbrochen wäre. 

Es empfiehlt sich also die Fassung des ungarischen Gesetzes 
(§ 124), welche besagt: „durch jede auf die Vollstreckung der 
Strafe gerichtete und die Person des Verurtheilten betreffende etc." 

§ 100. 
Zastara od§tetnih trazbinah, dosudjenih pravomo6- 
nom kaznenom osudom, ravna se po gradjanskom 
zakonu. 

Die Verjährung der mit einem rechtskräftigen straf- 
rechtlichen Urtheile zugesprochenen Entschädigungs- 
ansprüche richtet sich nach dem bürgerlichen Gesetze. 



IX. HAUPTSTUCK. 

Strafverfolgung. 

§ 101. ^ 
Kaznjiva djela imadu se ureda radi progoniti; nu 
ako ovaj zakon u posebnom djelu odredi, da se stano- 
vito kaznjivo djelo mo^e progoniti samo na predlog 
ovlastenika, javna obtuzba nesmije se podignuti, ako 
ovlastenik nepredlozi izriöno, da se povede kazneni 
postupak. 

Die strafbaren Handlungen müssen von Amtswegen 
verfolgt werden; wenn jedoch dieses Gesetz im beson- 
deren Theile anordnet, dass eine bestimmte strafbare 
Handlung nur über Antrag des Berechtigten verfolgt 
werden kann, so darf die öffentliche Anklage nicht er- 
hoben werden, wenn nicht der Berechtigte ausdrück- 
lich die Einleitung des Strafverfahrens beantragt hat*). 

Die Gründe des Codificators, warum er zwischen Antrags- 
delicten und Privatdelicten eine Unterscheidung getroffen, wurden 
schon früher erörtert. 

Gegen diese Eintheilung mag also auch gar nichts einge- 
wendet werden; doch wir finden im vorliegenden Hauptstücke, 



^) lieber die wissenschaftliche Streitfrage, ob die Antragsdelicte in der 
Strafprocessordnnng oder im Strafgesetze behandelt werden sollen; ob sie in 
ihrer systematischen Stellung neben der Nothwehr oder im Titel »von der 
Vollziehung und Ausschliessung der Strafe" oder unter einem separaten Titel 
wie auch im kroatischen Entwürfe, rangirt werden mögen, siehe : Professor Dr. 
Dochow; „Die Antragsdelicte", in HoltzendorflTs „Ergänzungen zum deutschen 
Strafrecht". Berlin 1877, Seite 242 bis 245. 
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so auch im VII. Hauptstücke keine Verfügung darüber, wenn 
bei einer idealen Concurrenz durch eine und dieselbe Handlung 
zwei Bestimmungen des Strafgesetzes verletzt werden, von wel- 
chen die eine von Amtswegen und die zweite nur auf Antrag 
zu verfolgen ist. Was soll in diesem Falle geschehen? Die 
richtige Lösung findet sich im § 111 des ungarischen Straf- 
gesetzes, dessen Beachtung empfohlen werden mag*). 

§ 102. 

Pravo predloiiti, da se progoni kaznjivo djelo, ako 
zakon ovaj inako neodredjuje, pristoji onomu, koj je 
kaznjivim djelom neposredno povrjedjen. 

U ime maloljetnikah, duhobolnih i korporacijah vrsi 
ovo pravo njihov zakoniti zastupnik, a ako je on sam 
krivac, ima se progon povesti ureda radi. 

Maloljetnici, koji su navrsili osamnajstu godinu 
dobe svoje, mogu i sami ovo pravo vrSiti. 

Das Recht, die Verfolgung der strafbaren Hand- 
lung zu beantragen, kommt — insofern das Gesetz 
keine anderweitige Bestimmung trifft — dem durch die 
strafbare Handlung Verletzten unmittelbar zu. 

Für Minderjährige, für Geisteskranke und für 
Körperschaften übt dieses Recht deren gesetzlicher 
Vertreter, wenn aber dieser selbst der Schuldige ist, 
so ist die Strafverfolgung von Amtswegen einzuleiten. 



1) Der kroatische Codificator ist sich der zahlreichen Nachtheile, die mit 
den Antragsdelicten verbunden sind, sehr wohl bewusst. £r beschränkt selbe auf 
folgende Delicto: Vergehen gegen das Wahlrecht (§§ 129 bis 134); Yerleumdung' 
oder Ebrenbeleidigung, begangen gegen öffentliche Beamte, Geistliche und 
Militärpersonen; Yerleamdung oder Beleidigung des Staatsoberhauptes eines 
fremden Staates, Gesandten oder Geschäftsträgers; Entführung eines minder- 
jährigen ledigen Mädchens; Untreue; Missbrauch der Gewerbsmarke aus Ge- 
winnsucht; Sachbeschädigung. 
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Minderjährige, welche das achtzehnte Lebensjahr 
zurückgelegt haben, können dieses Recht auch selbst- 
ständig ausüben. 

Die Facultät ist mit dem zweiten Alinea nicht einverstanden. 
Sie meint, dass hier kein genügend wichtiger Grund vorliegt, 
um die inofficialen Delicte in officiale Delicte umwandeln zu 
müssen. Die Obervormundschafts-, Pflegschafts- und Aufsichts- 
behörden verdienen gewiss so viel Zutrauen, dass sie sich in 
solchen Fällen der Sache annehmen werden; auch ist voraus- 
zusetzen, dass in einem concreten Falle diese Behörden den Sach- 
verhalt viel eher erfahren, als dies dem Gerichtshofe oder der 
Staatsanwaltschaft zur Kenntniss kommen könnte. 

Gewiss, in den meisten Fällen ist dies zu erwarten. Doch 
wir haben auch Fälle erlebt, wo sich diese Erwartung nicht be- 
wahrheitete. 

Wir glauben, dass dem Staate als dem Beschützer der 
Minderjährigen und dem Hüter der Rechtsordnung, die ihm in 
diesem Paragraphe zugewiesene Aufgabe ohne Zagen anvertraut 
werden muss. 

Die genannten Behörden, wenn sie von einem derartigen 
Delicte in alier Frische etwas erfahren, sollen dies der Staats- 
anwaltschaft allsogleich zur Kenntniss bringen. Sie werden damit 
nur eine moralische und gesetzliche Pflicht erfüllen. 

Wichtigere Bedenken können gegen die Verfügung des 
dritten Alinea erhoben werden. 

Die Fälle der Untreue (§ 323) und der Sachbeschädigung 
(§ ^^ö) gehören zu den Antragsdelicten. 

Achtzehnjährige Individuen stehen unter Tutel und können 
ihren Vermögensrechten nicht entsagen. Das Versäumen der 
Antragsstellung wird aber der Entsagung gleichgeachtet. Minder- 
jährige können durch Personen, durch die sie beschädigt wurden, 
sehr leicht zu einem leichtsinnigen Vergleiche bewogen werden. 

Der § 113 des ungarischen Strafgesetzes unterscheidet dies- 
bezüglich zwischen Delicten, welche gegen das Vermögen ge- 
richtet sind, und zwischen anderen strafbaren Handlungen. Möge 
dies auch in Kroatien nicht übersehen werden! v 
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§ 103. 

Ako vise njim pristoji pravo predlo^iti kazneni 
progon, predlog jednoga dostaje. 

Ako jedan izmedju njih propusti uöiniti predlog, 
ili se odreöe prava predlo^iti progon, mogu drugi 
vrsiti to pravo. 

Sind Mehrere vorhanden, denen das Recht, die 
Strafverfolgung zu beantragen, zukommt, so genügt 
der Antrag eines derselben. 

Unterlässt einer von ihnen den Antrag zu stellen, 
oder verzichtet er auf das Recht, die Strafverfolgung 
zu beantragen, so können die Uebrigen dieses Recht 
ausüben. 

§ 104. 

Pravo zahtjevati progon utrnjuje po izmaku triuh 
mjesecah od dana, kojega je ovlastenik doznao za 
kaznjivo djelo i za osobu krivca, ako kaznjivost 
djela nije usljed zastare prestala Jos prije izmaka 
toga roka. 

Ako zakon odredi, da se kaznjivo djelo, koje se 
u pravilu progoni na predlog, ima progoniti ureda 
radi, pravo progona neutrnjuje u göre ustanovljenu 
tromjeseönom roku. 

Das Recht, die Strafverfolgung zu beantragen, 
erlischt nach Ablauf von 3 Monaten vom Tage, an 
welchem der Berechtigte von der strafbaren Handlung 
und von der Person des Schuldigen Kenntniss erhalten 
hat, falls die Strafbarkeit der Handlung nicht noch 
vor Ablauf dieser Frist durch Verjährung aufgehört hat. 

Wenn das Gesetz anordnet, dass wegen einer 
strafbaren Handlung, welche in der Regel nur über 
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Antrag verfolgt wird, von Amtswegen das Straf- 
verfahren einzuleiten ist, so erlischt das Recht der 
Strafverfolgung nach Ablauf der oben festgesetzten 
dreimonatlichen Frist nicht. 

Das zweite Alinea dieses Paragraphs ist nothwendig, wei 
ansonsten der Vormund oder der Curator sehr leicht bewerk- 
stelligen könnten, dass von dem Delicte vor Ablauf von 3 Monaten 
Niemand etwas erßlhrt*). 

Die Frist ist „tempus continuum", doch ist sie für jeden 
von mehreren Antragsberechtigten selbstständig zu berechnen, 
so dass die Fristversäumniss des einen das Recht des anderen 
nicht berührt. 

§ 105. 
Ako je kod izvedenja kaznjiva djela, progonjiva 
na predlog, vi§e osobah sudjelovalo, predlog kazne- 
noga progona ima tu posljedicu, da se kazneni postu- 
pak proti svim, bez obzira da li je koj od uöestnikah 
u zahtjevu muöed izpusten, ili izriöno izuzet. 

Haben bei der Ausführung einer über Antrag zu 
verfolgenden That mehrere Personen theilgenommen, 
so hat der Antrag der Strafverfolgung zur Folge, 
dass das Strafverfahren gegen alle eingeleitet wird, 
gleichwohl ob in dem Antrage einer von den Bethei- 
ligten stillschweigend ausgelassen oder ausdrücklich 
ausgenommen wurde. 

Findet in der Auffassung ihre Rechtfertigung, dass die 
Strafe eine öffentliche ist und um der Gerechtigkeit willen im 
öffentlichen Interesse verhängt wird^). 



^) Motive des ungarischen Gesetzes. 

2) Nähere Ausführungen über dieses Thema, in der Arbeit des Dr. Hugo 
Hälschner: Das gemeine deutsche Strafrecht. Bonn 1881, Seite 712. 
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§ 106. 

Predlog, da se progoni kaznjivo djelo (§ 102), moze 
ovlastenik opozvati dotle, dok javni tuiitelj nepreda 
obtuznice. 

U sluöaju § 105 opoziv predloga proti jednoj od 
sudjeluju6ih osobah, ima za posljedicu prestupka 
proti ostalim. 

Den Antrag zur Verfolgung der strafbaren Hand- 
lung (§ 102) kann der Berechtigte so lange widerrufen, 
bis nicht der öffentliche Ankläger die Anklageschrift 
überreicht. 

Im Falle des § 105 hat der Widerruf des Antrages 
gegen^ine der mitwirkenden Personen die Einstellung 
des Verfahrens gegen die Uebrigen zur Folge^). 

§ 107. 
Ako zakon u posebnom djelu naredjuje, da se djelo 
moze kazniti samo na temelju privatne tu^be, ima se 
kazneni postupak povesti jedino proti onim osobam, 
proti kojim je ovlastenik tuzbu podigno i izveo. 

Wenn das Gesetz -im besonderen Theile anordnet, 
dass eine Handlung nur auf Grund einer Privatklage 
bestraft werden könne, so kann das strafgerichtliche 
Verfahren nur gegen jene Person eingeleitet werden, 
bezüglich welcher der Berechtigte die Klage erhoben 
und ausgeführt hat 2). 



1) lieber die Zulässigkeit der Zurücknahme des Antrages, siehe: Der 
kroatische Strafgesetzentwurf, Seite 75. 

2) Als Privatdelicte werden bezeichnet: Verführung eines jünger als 
16 Jahre alten unbescholtenen Mädchens; Ehebruch; Verleumdung und Ehren« 
beleidigung (§ 238); leichte körperliche Verletzung; Diebstahl und Unter- 
schlagung unter Ehegatten und im gemeinsamen Haushalte lebenden Ver- 
wandten etc.; Nachdruck, 
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§ 108. 
Ustanove § 102, 103 i 104 valjaju i za tu2bu pri- 
vatnu, nu u slui^ajevih progonjivih usljed privatne 
tuzbe, u kojih je krivac sam zastupnik povrjedjena 
maloljetnika, duhobolnoga ili korporacije, nepovadja 
se kazneni postupak ureda radi, ve6 na zahtjev osobe, 
koju imenuje nadtutorstvena, skrbniöka; dotiöno 
nadzorna oblast. 

Die Bestimmungen der §§ 102, 103 und 104 haben 
auch für die Privatklage Geltung; in den auf Grund 
einer Privatanklage zu verfolgenden Fällen jedoch, 
in welchen der Vertreter des verletzten Minder- 
jährigen, Geisteskranken, oder einerKörperschaft selbst 
der Schuldige ist, wird das Strafverfahren nicht von 
Amtswegen eingeleitet, sondern über Antrag jener 
Person, welche von der Obervormundschafts-, Pfleg- 
schafts- oder Aufsichtsbehörde hiezu ernannt wird. 

§ 109. 
Privatna tu^ba moi^e se opozvati prije progla- 
Senja osude. Nakon proglaSenja osude opoziv neima 
krieposti. 

Die Privatklage kann vor Verkündigung des 
Urtheils zurückgezogen werden. 

Nach der Verkündigung des Urtheils ist die 
Zurückziehung wirkungslos. 

Im III. Entwürfe eines österreichischen Strafgesetzes wurde 
die Bestimmung, dass die Privatanklage bis zum Anfange der 
Vollstreckung des Strafurtheiles zurückgenommen werden könne, 
dahin eingeschränkt, dass die Zurücknahme nur bis zum Eintritte 
der Rechtskraft des Urtheils erfolgen kann. 

Tan ff er, Oesammelte Wohlmeianngen. 13 



w 
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Selbst bis zu diesem Punkte wollen wir nicht gehen, weil 
die Bestrafung auch hier stets im öffentlichen Interesse geschieht. 
Der Verletzte hat wohl das Recht die Klage zu erheben, doch 
darf die Urtheilsfällung, die eventuell auch freisprechend lauten 
kann, von seinem Willen nicht abhängig gemacht werden. 

§ 110. 
Ako je usljed privatne tuSbe uzsljedilo rjesenje 
suda, drugi ovla§6enici neimadu prava podignuti 
tu^bu. 

Ist auf eine Privatklage eine Erledigung des Ge- 
richtes erfolgt, so haben andere Berechtigte kein 
Recht, die Klage zu erheben. 



ZWEITER THEIL. 

VERGEHEN UND VERBRECHEN. 

I. HAUPTSTÜCK. 

Hochverrath und Staatsverrath. 
§ 111. 

Des Verbrechens des Hochverrathes macht sich schuldig: 

1. wer den König ermordet, oder vorsätzlich tödtet, an 
Körper oder Gesundheit verletzt, zur Regierung unfähig macht, 
ihn in Feindesgewalt liefert, an der Ausfiihrung der Regierungs- 
rechte hindert, durch Gewalt oder Drohung seiner persönlichen 
Freiheit beraubt, oder auch nur versucht, eine von den ange- 
fiihrten Handlungen zu vollbringen; 

2. wer es unternimmt, die gesetzliche Thronfolgeordnung, 
die Staatsverfassung, die Verfassung dieser Königreiche oder 
deren inarticulirte Staatsgemeinschaft mit dem Königreiche Ungarn 
und mit dem anderen Staate der Monarchie mit Gewalt zu ändern ; 

3. wer es unternimmt, das Gebiet des ungarischen Staates 
oder des anderen Staates der Monarchie, oder einen Theil dieser 
Gebiete einem fremden Staate gewaltsam einzuverleiben, oder 
von dem bestehenden Staatsverbande gewaltsam loszureissen; 

4. wer es unternimmt, das mit einem Grundgesetze garantirte 
besondere Gebiet der Königreiche Dalmatien, Kroatien und 
Slavonien oder einen Theil derselben einem anderen Königreiche 
oder einem Lande des ungarischen Staates oder des anderen 
Staates der Monarchie mit Gewalt einzuverleiben. 

§ 112. 
Der wenn auch nur versuchte Mord und Todtschlag des 
Königs wird mit dem Tode, die anderen im ersten Absätze des 
§ 111 angefahrten Handlungen, wenn sie vollbracht wurden, mit 
lebenslänglichem Zuchthaus, wenn sie aber nur versucht wurden, 
mit Zuchthaus von 5 bis 20 Jahren bestraft. 

13* 
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In den übrigen Fällen des § 111 wird der Hochverrath mit 
Zuchthaus oder Staatsgefängniss von 5 bis 20 Jahren bestraft. 

§ 113. 
Die auf die Ausführung des Verbrechens des Hochverrathes 
gerichtete Vorbereitungshandlung wird, wenn dieselbe den im 
Punkt 1 des § 111 angeführten Hochverrath betrifft, mit Zucht- 
haus bis zu 10 Jahren, in den übrigen Fällen des Hochverrathes 
mit Zuchthaus oder Staatsgefilngniss von 1 bis 5 Jahren bestraft. 

§ 114. 
Die zwischen zwei oder mehreren Personen getroffene Ver- 
abredung, dass sie einen Hochverrath ausführen wollen, wird 
bestraft : 

1. wenn die Verabredung den im ersten Punkte des § 111 
angeführten Hochverrath betrifft, und wenn auch nur eine auf 
die Ausführung des Verbrechens gerichtete Vorbereitungshand- 
lung begangen wurde, mit Zuchthaus von 2 bis 10 Jahren; mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren hingegen, wenn für die Ausführung 
des Verbrechens keine Vorbereitungen getroffen wurden; 

2. wenn die Verabredung den in den übrigen Punkten des 
§ 111 bezeichneten Hochverrath betrifft, mit Zuchthaus oder 
Staatsge&ngniss von 2 bis 10 Jahren, beziehentlich mit Zucht- 
haus oder Staatsgefängniss von 1 bis 5 Jahren, je nachdem irgend 
eine Vorbereitung getroffen wurde oder nicht. 

§ 115. 
Des Verbrechens des Staatsverrathes macht sich ein ungarisch- 
kroatischer Staatsbürger schuldig: 

1. welcher sich mit einer ausländischen Regierung in Ver- 
handlung einlässt, oder mit derselben unmittelbar oder mittelbar 
in Berührung tritt, um dieselbe zum Kriege oder zu irgend einer 
anderen feindseligen Handlung gegen den ungarischen Staat oder 
gegen die österreichisch-ungarische Monarchie zu bewegen; 

2. welcher nach erfolgter Kriegserklärung oder nach Aus- 
bruch des Krieges, im feindlichen Heere Dienste nimmt; 

3. welcher, nachdem er vor den erwähnten Ereignissen in 
fremden Kriegsdiensten gestanden war, nach Eintritt dieser 
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Ereignisse freiwillig daselbst verbleibt, und gegen die bewaffnete 
Macht der österreichisch-ungarischen Monarchie oder gegen dessen 
Verbündete oder mit dieser zusammenwirkende Streitkräfte kämpft. 

In den im ersten Punkte angeführten Fällen wird der Staats- 
verrath mit Zuchthaus oder Staatsgeftlngniss von 5 bis 20 Jahren, 
ist jedoch die Kriegserklärung erfolgt oder der Krieg ausgebrochen, 
mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft. 

In den im zweiten Punkte vorgesehenen Fällen ist Staats- 
gefängniss von 5 bis 15 Jahren und in den im dritten Punkte 
bezeichneten Fällen ist Staatsgefängniss bis zu 5 Jahren zu 
verhängen. 

§ 116. 

Wegen Verbrechens des Staatsverrathes wird mit Zuchthaus 
oder StaatsgefäDgniss von 5 bis 20 Jahren, und in besonders 
gefährlichen Fällen mit lebenslänglichem Zuchthaus ein ungarisch- 
kroatischer Staatsbürger bestraft, welcher: 

1. Festungen, Städte, Forts, befestigte Plätze, Ufer, Pässe, 
militärische Stellungen, Häfen, Waffen, Kriegsmaterial, Lebens- 
mittelmagazine, Schiffe, Officiere und Soldaten der österreichisch- 
ungarischen Monarchie in feindliche Gewalt bringt, oder zu diesem 
Zwecke mit dem Feinde in Verhandlung tritt; 

2. Operationspläne oder Pläne von Kriegslagern, Festungen 
oder Forts dem Feinde mittheilt; 

3. dem Eindringen oder Vordringen des Feindes auf dem 
Gebiete des ungarischen Staates oder der österreichisch-unga- 
rischen Monarchie Vorschub leistet ; 

4. dem Feinde durch Geld, durch Vermehrung seiner Kriegs- 
macht, seines Kriegsmaterials, oder der Lebensmittel für sein 
Heer oder durch Erleichterung der Anschaffung derselben Vor- 
schub leistet; 

5. den Feind durch Verleitung Angehöriger der österreichisch- 
ungarischen Kriegsmacht zum Treubruch unterstützt; 

6. Waffen, Kriegsmaterial, Lebensmittelmagazine der öster- 
reichisch-ungarischen Kriegsmacht, weiters Brücken, Dämme, 
Schutzwehren, Eisenbahnen, Strassen, zum Nachtheile des öster- 
reichisch-ungarischen Heeres und zum Vortheile des Feindes in 
Brand setzt, abbricht, zerstört oder auf andere Art unbrauchbar 
macht; 
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7. die Stellungen, Lage oder Bewegungen der österreichisch- 
ungarischen Kriegsmacht dem Feinde mittheilt, einen feindlichen 
Spion oder einen auf Kundschaft ausgeschickten feindlichen Sol- 
daten verbirgt oder diese zur Ausführung ihrer Zwecke oder zu 
ihrer Rettung durch Rath und That unterstützt; 

8. eine der in diesem Paragraph bezeichneten Handlungen 
gegen das Gebiet eines mit der österreichisch-ungarischen Mon- 
archie verbündeten Staates oder gegen eine mit dem österreichisch- 
ungarischen Heere zusammenwirkende Kriegsmacht begeht. 

§ 117. 

Gegen Ausländer wird im Kriegsfalle in den Fällen des 
ersten Punktes des § 115 und in den Fällen des § 116 nach 
internationalem Kriegsbrauch verfahren; gegen Angehörige des 
anderen Staates der österreichisch-ungarischen Monarchie aber ist 
in den Fällen der §§ 115 und 116 dieses Gesetz anzuwenden. 

§ 118. 

Des Verbrechens des Staatsverrathes macht sich ferner 
schuldig : 

1. wer durch seine amtliche Stellung, durch eine besondere 
Betrauung, durch Gewalt, Diebstahl, Unterschlagung oder List 
in Kenntniss von Daten oder Nachrichten, oder in Besitz geheimer 
Urkunden, welche die Sicherheit oder wichtige Interessen des 
ungarischen Staates oder des anderen Staates der Monarchie 
betreflfen, gelangt, und dieselben unmittelbar oder mittelbar dem 
Feinde mittheilt; 

2. wer auf eine obenbezeichnete Weise in den Besitz geheimer 
Urkunden oder in Kenntniss von Daten und Nachrichten, 
welche im vorhergehenden Punkt erwähnt sind, gelangt, und 
dieselben einer fremden Macht mittheilt, wenn er auch nicht die 
Absicht gehabt hat, dieselben zur Kenntniss des Feindes zu 
bringen, oder wer dieselben auf andere Weise der OeflFentlichkeit 
übergibt; 

3. wer auf irgend eine andere Weise in den Besitz 
geheimer Urkunden oder in Kenntniss von Daten und Nach- 
richten, von denen er weiss, dass sie im Interesse des Staates 
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geheim gehalten werden müssen, gelangt, und dieselben unmittel- 
bar oder mittelbar dem Feinde mittheilt. 

Der Staatsverrath wird in den im ersten Punkte dieses 
Paragraphs vorgesehenen Fällen mit Zuchthaus oder Staats- 
gefilngniss von 1 bis 15 Jahren, in den im zweiten Punkte 
bezeichneten Fällen mit Zuchthaus oder Staatsgefängniss bis zu 
5 Jahren, und im Falle des dritten Punktes mit Zuchthaus oder 
Staatsgefängniss bis zu 10 Jahren bestraft. 

§ 119. 
Die Verabredung zweier oder mehrerer Personen, das Ver- 
brechen des Staatsverrathes zu begehen, wird, wenn keine Vor- 
bereitungshandlung hinzutritt, mit Zuchthaus oder Staatsgefängniss 
bis zu 5 Jahren und wenn irgend welche Vorbereitung getroffen 
wurde, mit Zuchthaus oder Staatsgefängniss von 1 bis zu 10 Jahren 
bestraft. 

§ 120. 

Die Strafbarkeit der in den §§ 111, 113, 114, 115, Punkt 2. 
und 3, 116 und 118 bezeichneten Verbrechen erlischt, wenn der 
Schuldige aus eigenem Antriebe und bevor die Handlung ent- 
deckt wurde, von der Vorbereitung oder von der Ausführung des 
begonnenen Unternehmens zurücktritt und die durch seine oder 
seiner Genossen Thätigkeit entstandenen Folgen durch ihn selbst 
oder in Folge einer von ihm rechtzeitig erstatteten Anzeige ab- 
gewendet werden. 

Der Theilnehmer einer auf Ausführung der im vorher- 
gegangenen Absätze erwähnten Verbrechen gerichteten Verab- 
redung ist gleichfalls nicht strafbar, wenn er früher als ausser 
der Verabredung irgend etwas unternommen wurde, und früher, 
als die Verabredung von der Obrigkeit entdeckt wurde, von 
derselben zurücktritt, seinen Rücktritt den Genossen mittheilt 
und sie zum Aufgeben des Unternehmens zu bewegen sucht, 
oder die Verabredung der Behörde anzeigt. 

§ 121. 
Wegen der in diesem Hauptstücke angeführten Verbrechen 
ist neben der Strafe des Staatsgefängnisses auch auf Amtsverlust 
und Entziehung der politischen Rechte zu erkennen. 
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II. HAUPTSTÜCK. 

Majestätsbeleidigung und Beleidigung der Mitglieder 
des königlichen Hauses. 

§ 122. 
Wer eine Tbätlichkeit gegen den König verübt, macht sich, 
insoweit er keinen Hochverrath begangen hat, des Verbrechens 
der Majestätsbeleidigung schuldig, und wird mit Zuchthaus von 
5 bis 20 Jahren bestraft. 

§ 123. 

Wer den König beleidigt, macht sich des Vergehens der 
Majestätsbeleidigung schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 
2 Jahren und mit Amtsverlust bestraft. 

Wird die Beleidigung durch Verbreitung oder öflFentliche 
Ausstellung von Schriften, Druckwerken oder bildlichen Dar- 
stellungen begangen, so ist Staatsgefängniss bis zu 3 Jahren und 
Amts Verlust zu verhängen. 

§ 124. 

Wer gegen ein Mitglied des königlichen Hauses eine Tbät- 
lichkeit verübt, macht sich, insofern die begangene Handlung 
nicht schwerer strafbar ist, eines Verbrechens schuldig und wird 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Gefängniss nicht unter einem 
Jahre bestraft; — Amtsverlust und Entziehung der politischen 
Rechte ist auch neben der Gefängnissstrafe zu verhängen. 

Wer ein Mitglied des königlichen Hauses beleidigt, macht 
sich eines Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre bestraft. 

Wird die Beleidigung durch Verbreitung oder öffentliche 
Ausstellung von Schriften, Druckwerken oder bildlichen Dar- 
stellungen begangen, so tritt die Strafe des StaatsgefUngnisses 
bis zu 2 Jahren ein. 
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III. HAUPTSTÜCK. 

Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf die Mitglieder 
öffentlicher Vertretungskörper und deren Wahlen. 

§ 125. 
Wer durch Anwendung oder durch Androhung von Gewalt 
ein oder mehrere Mitglieder des kroatisch-slavonisch- dalmatini- 
schen Landtages, des ungarisch-kroatischen gemeinsamen Reichs- 
tages oder der Delegation verhindert, an den Sitzungen dieser 
Vertretungskörper theilzunehmen oder in denselben sein Stimm- 
recht frei auszuüben, macht sich eines Verbrecheos schuldig und 
wird mit Zuchthaus oder Staatsgefängniss bis zu 5 Jahren 
bestraft. 

Die Nebenstrafen des Amtsverlustes und der Entziehung der 
politischen Rechte sind auch neben der Strafe des Staatsgefäng- 
nisses zu verhängen. 

§ 126. 

Wer durch Anwendung oder durch Androhung von Gewalt 
ein Mitglied irgend eines anderen Vertretungskörpers verhindert, 
an der Sitzung dieses Körpers theilzunehmen oder in derselben 
sein Stimmrecht frei auszuüben, macht sich eines Vergehens 
schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 5 Jahren und mit 
Amtsverlust bestraft. 

§ 127. 

Wer Wählerlisten verfälscht, indem er in dieselben Personen 
einträgt, denen der zur Conscription der Wähler oder Wahl- 
männer berufene Ausschuss kein Wahlrecht zuerkannt hat, oder 
in die Wählerlisten Personen nicht aufnimmt, denen der Aus- 
schuss das Wahlrecht zuerkannt, macht sich eines Vergehens 
schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und wenn 
der Schuldige Mitglied des Conscriptions-Ausschusses war, mit 
Gefängniss bis zu 3 Jahren bestraft. 

§ 128. . 
OefFentliche Beamte, die über Aufforderung des die Wahl- 
berechtigten conscribirenden Ausschusses falsche Thatsacben 
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bezeugen^ um dadurch eine wahlberechtigte Person des Wahl- 
rechtes verlustig zu machen oder einer nicht wahlberechtigten 
Person dasselbe einzuräumen, ferner Mitglieder des Conscriptions- 
Ausschusses, die das Wahlrecht Einzelner betreflfende Amts- 
urkunden verfälschen, unterschlagen oder vernichten, machen 
sich eines Vergehens schuldig und werden mit Gefängniss bis 
zu 2 Jahren und mit Geld bestraft. 

§ 129. 

Wer durch Anwendung oder Androhung von Gewalt oder 
durch List einen Wähler oder Wahlmann an der freien Ausübung 
Keines Wahlrechtes hindert, macht sich des Vergehens der Ver- 
letzung des Wahlrechtes schuldig und wird mit Gefängniss bis 
zu 6 Monaten und an Geld bis 100 Gulden bestraft 

§ 130. 

Wer einem Wähler oder Wahlmann Geld oder irgend welchen 
Nutzen, Vortheil oder Genuss bietet oder verspricht, damit er 
sieh der Abstimmung enthalte oder für einen bestimmten Can- 
didaten stimme oder nicht stimme, wird wegen Vergehen mit 
Gefängniss bis zu 6 Monaten und an Geld bis zu 500 Gulden 
bestraft. 

Dieselbe Strafe ist auf die Wähler oder Wahlmänner an- 
zuwenden, die, um ihre Stimme abzugeben oder zu verweigern 
oder sich der Abstimmung zu enthalten, Geld, einen Nutzen, 
Vortheil, Genuss oder ein diesbezügliches Versprechen selbst 
annehmen oder deren Angehörige (§ 18) mit ihrem Wissen Geld, 
einen Nutzen, Vortheil oder ein diesbezügliches Versprechen 
angenommen haben. 

§ 131. 

Ein öflFentlicher Beamter, welcher durch eine in seine Amts- 
wirksamkeit fallende Handlung oder durch Versprechung einer 
solchen Handlung einen Wahlmann oder Wähler zu bestimmen 
sucht, sich der Abstimmung überhaupt zu enthalten oder für einen 
bestimmten Candidaten zu stimmen oder nicht zu stimmen, macht 
(Sich eines Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre bestraft. 
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§ 132. 

Ein Mitglied des Ausschusses, welches die Wahl leitet, macht 
sich eines Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 
5 Jahren bestraft, wenn er Wahlzettel vernichtet, unterschlägt, 
vermehrt, deren Inhalt abändert, eine mündlich abgegebene 
Stimme gegen den erklärten Willen der stimmenden Person ver- 
zeichnet, die Stimmen falsch zusammenzählt, die Wahllisten oder 
die Urnen vernichtet, wegträgt oder die Abstimmung oder deren 
Erfolg auf irgend welche andere Art verfälscht oder den Wahlact 
vereitelt. 

§ 133. 

Wer, ohne Mitglied eines wahlleitenden Ausschusses zu sein, 
Wahlzettel vernichtet, unterschlägt, vermehrt, deren Inhalt 
abändert, Abstimmungslisten oder Urnen vernichtet oder weg- 
trägt, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 1 Jahre 
bestraft. 

§ 134. 

Wer unter fremdem Namen stimmt oder sich zur Abstimmung 
meldet, wer in einem und demselben Wahlbezirke mehrmal 
stimmt, oder in einem Wahlbezirke stimmt, nachdem er in einem 
anderen Wahlbezirke bereits gestimmt hat, wird wegen Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 1 Monat und an Geld bis zu 100 Gulden 
bestraft. 

§ 135. 

In den Fällen der §§ 132 und 133 kann das Strafverfahren 
nur dann eingeleitet werden, wenn die Anzeige während der 
Wahl dem Wahlausschusse oder binnen 8 Tagen nach Verkün- 
digung des Wahlergebnisses der politischen Behörde oder dem 
Gerichte erstattet wurde. 

In den Fällen der §§ 129, 130, 131 und 134 aber ist die 
Strafverfolgung ausgeschlossen, wenn die Anzeige binnen 30 Tagen 
nach dem Tage, an welchem die strafbare Handlung begangen 
wurde, dem Gerichte nicht erstattet wird. 

§ 136. 
Wegen der in den §§ 127 bis einschliesslich 134 angeführten 
strafbaren Handlungen ist neben der Freiheitsstrafe auf Ent- 
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Ziehung der politischen Rechte^ auf Amtsverlust aber nur dann 
zu erkennen, wenn der Schuldige bei Begehung der strafbaren 
Handlung ein öffentliches Amt bekleidet hat. 



lY. HAUPTSTUCK. 

Verbrechen und Vergehen gegen die öflFentliche Gewalt. 

§ 137. 

Das Verbrechen des Aufstandes wird begangen, wenn sich 
eine Menschenmenge zusammenrottet, um durch Anwendung oder 
Androhung von Gewalt die Wirksamkeit des kroatisch-slavonisch- 
dalmatinischen Landtages, eines der beiden Häuser des gemein- 
samen ungarisch-kroatischen Reichstages, der Delegationen, einer 
derselben, der Ausschüsse dieser Vertretungen, der gemeinsamen 
ungarisch-kroatischen Regierung, der Landesregierung, irgend 
einer anderen Behörde, eines öffentlichen Beamten oder einer 
ein öffentliches Amt bekleidenden Person zu hindern oder zu einem 
Beschlüsse oder Nichtbeschlusse, zur Erlassung oder zum Widerruf 
einer Verordnung oder Verfügung, zur Durchführung oder Unter- 
lassung einer Amtshandlung zu zwingen. 

Die Strafe des Aufstandes gegen den kroatisch-slavonisch- 
dalmatinischen Landtag, den gemeinsamen ungarisch-kroatischen 
Reichstag, gegen die Delegation, gemeinsame Regierung oder 
Landesregierung ist Zuchthaus oder Staatsgefängnis s von 5 bis 
15 Jahren und die Strafe des Aufstandes gegen eine andere 
Behörde oder einen Beamten ist Zuchthaus oder Gefängniss bis 
zu 5 Jahren. 

§ 138. 

Die Verabredung zweier oder mehrerer Personen, einen Auf- 
stand auszuführen, wird als Verbrechen bestraft: 

1. wenn der Aufstand gegen die im § 137 erwähnten Ver- 
tretungen und Regierungen verabredet und keine Vorbereitung 
getroffen wurde, mit Staatsgefängniss von 6 Monaten bis zu 
3 Jahren, wurde aber eine Vorbereitungshandlung begangen, mit 
Staatsgefängniss von 1 bis zu 5 Jahren; 
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2. wenn der Aufstand gegen eine andere Behörde oder deren 
Organ verabredet und keine Vorbereitung getroffen wurde, mit 
3 Monaten bis zu 1 Jahre, wurde aber eine Vorbereitungshandlung 
begangen, mit Gefängniss von 1 bis 3 Jahren. 

§ 139. 

Theilnehmer einer Zusammenrottung sind nicht zu bestrafen, 
wenn sie sich über Aufforderung einer bürgerlichen oder mili- 
tärischen Behörde vom Schauplatze der Zusammenrottung ent- 
fernen und an derselben nicht weiter Antheil nehmen. 

Die Straflosigkeit erstreckt sich nicht auf die Anstifter und 
Anführer der Zusammenrottung, sowie auch nicht auf andere 
strafbare Handlungen, welche Jemand als Theilnehmer der Zu- 
sammenrottung begangen. 

§ 140. 

Die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 120 findet auch 
im Falle des verabredeten Aufstandes Anwendung. 

§ 141. 

Wer, den Fall des § 137 ausgenommen, durch Anwendung 
oder Androhung von Gewalt eine Behörde, einen öfi*entlichen 
Beamten oder eine ein öffentliches Amt bekleidende Person zur 
Vornahme oder Unterlassung einer Amtshandlung nöthigt, macht 
sich des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit gegen 
Behörden schuldig und wird mit Zuchthaus oder Gefängniss von 
1 bis zu 5 Jahren bestraft. 

§ 142. 

Der Ausdruck „Behörde^' umfasst alle Staats-, Landes- und 
Gemeindeverwaltungs- und Gerichtsbehörden, so auch die Militär- 
behörden. 

Unter den Ausdrücken „behördliche Organe, öffentliche 
Beamte, Personen, welche öffentliche Aemter bekleiden", werden 
alle bei den erwähnten Behörden angestellten Beamten und Diener 
verstanden, namentlich aber : 

!• alle öffentlichen Militär- und Civilwachen; 
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2. das Aufsichts- und Manipulations-Personal bei den im 
öflFentlichen Betriebe befindlichen Eisenbahnen und Staatstele- 
graphen; 

3. Feld-, Forst-, Fluss-, Dammwächter, Jagdaufseher und im 
Allgemeinen jene Personen, die berufen sind das Eigenthum und 
die Personen zu schützen, selbst wenn sie von Privaten angestellt 
sind, insofern sie durch eine öffentliche Behörde beeidet sind; 

4. die in einzelnen Fällen mit der Ausführung einer Amts- 
handlung betrauten oder zur Mitwirkung oder Unterstützung bei 
Vornahme einer Amtshandlung beigezogenen Personen. 

§ 143. 
Wer gegen eine im öflFentlichen Dienste stehende Person, 
während sie in Ausübung desselben begriflPen ist, eine Thätlich- 
keit verübt, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 1 Jahre 
bestraft. 

§ 144. 

Wer eine im öffentlichen Dienste stehende Person, während 
sie in der Ausübung desselben begriflfen ist, beleidigt oder un- 
berechtigterweise stört, wird wegen Vergehen mit Gefängniss zu 
6 Monaten oder an Geld bis zu 500 Gulden bestraft. 

§ 145. 
Mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und an Geld wird wegen 
Vergehens der Bestechung bestraft: 

1. wer einem öflFentliclien Beamten ein Geschenk oder einen 
anderen Vortheil gewährt, verspricht oder anbietet, um ihn zu 
einer Handlung oder Unterlassung zu bestimmen, durch welche 
er bei Ausübung des Amtes seine Pflicht verletzen würde; 

2. wer einem öflFentlichen Beamten in Folge oder aus Anlass 
einer Handlung oder Unterlassung, durch welche er bei Ausübung 
des Amtes seine Pflicht verletzt hat, ein Geschenk oder einen 
anderen Vortheil gewährt. 

§ 146. 

Wegen des Verbrechens der Bestechung wird mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss und an Geld bis zu 
2000 Gulden bestraft, wer einem Richter, Schiedsrichter, Ge- 
schworenen oder Schöflfen ein Geschenk oder einen anderen 
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Vortheil gibt, anbietet oder verspricht, damit er zu Gunsten 
oder zum Nachtheile einer Partei einen Straf- oder Civilprocess 
erledigt oder bei der Erledigung desselben mitwirkt. 

§ 147. 
Wer sich mit seinen freundschaftlichen Beziehungen zu 
öffentlichen Beamten oder mit seinem Einflüsse auf dieselben 
brüstet und als Belohnung für seine Vermittelung oder unter 
dem Verwände einen Beamten bestechen oder belohnen zu wollen, 
Geld oder einen anderen Vortheil annimmt oder sich versprechen 
lässt, wird wegen Vergehen mit Ge&ngniss bis zu 1 Jahre und 
an Geld bis zu 500 Gulden bestraft. 

§ 148. 
Wer unbefugt eine Handlung vornimmt, von welcher er weiss, 
dass sie einem öffentlichen Amte zukommt, welches er nicht be- 
kleidet, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 6 Monaten 
oder an Geld bis zu 300 Gulden bestraft. 

§ 149. 
Wer ein amtliches Siegel, welches von einer Behörde oder 
deren Organ zur Beschlagnahme oder Bezeichnung von Gegen- 
ständen angelegt worden ist, unbefugt entfernt oder verletzt, oder 
wer einen Ort oder einen Behälter, an welchem zum Zeichen 
der Beschlagnahme der auf diesem Orte oder in diesem Behälter 
befindlichen Sachen ein amtliches Siegel angebracht ist, öffnet, 
wird wegen Vergehen mit Geftngniss bis zu 6 Monaten oder an 
Geld bis zu 300 Gulden bestraft. 

§ 150. 
Wer öffentliche Bücher, Register, Urkunden oder Gegen- 
stände, welche bei Behörden verwahrt werden, unbefugt ver- 
nichtet, bei Seite schafft oder beschädigt, wird wegen Vergehen 
mit Geftlngniss und an Geld bis zu 500 Gulden bestraft. 

§ 151. 
Wer einem Gefangenen die Freiheit verschafft dadurch, dass 
er ihn aus einem Orte, wo er gefangen gehalten wird, freilässt, 



208 

oder ihn der Aufsicht, Begleitung oder Bewachung entzieht, oder 
wer einem Gefangenen entfliehen hilft, wird wegen Vergehen 
mit Gefängniss bestraft. 

§ 152. 

In jenen Fällen, welche in den §§ 137 und 138 angeflihrt 
sind, ist neben der Strafe des Staatsgefängnisses und des Ge- 
fängnisses auch auf Amtsverlust und Entziehung der politischen 
Rechte zu erkennen. 

In den übrigen Fällen dieses Hauptstückes ist neben den 
bezeichneten Strafen nur Amtsverlust zu verhängen. 



V. HAUPTSTÜCK. 

Vergehen gegen die Wehrkraft. 

§ 153. 
Wer List anwendet, um sich oder einen Anderen von der 
Wehrpflicht zu befreien, macht sich eines Vergehens schuldig 
und wird mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und an Geld bestraft. 

§ 154. 
Wer, um sich der Erfüllung der Wehrpflicht zu entziehen, 
das Gebiet der österreichisch-ungarischen Monarchie verlässt, 
oder sich während der Recrutirung ausserhalb dieses Gebietes 
aufhält, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 1 Jahre 
und an Geld bestraft. 

§ 155. 

Wer sich zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht, 
indem er sich selbst verstümmelt oder sich eine Krankheit zu- 
zieht oder sich durch einen Anderen verstümmeln oder eine 
Krankheit verursachen lässt, wer einen Anderen auf dessen Ver- 
langen zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich macht, wird 
wegen Vergehen mit Gefängniss von 1 bis zu 3 Jahren und an 
Geld bestraft. 

Die Bestimmungen des § 48 des Gesetzartikels des ungari- 
schen Reichstages vom Jahre 1868 über die Wehrkraft bleiben 
unberührt. 
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§ 156. 
Wer einen auf Urlaub befindlichen, zur Reserve, zum beur- 
laubten Stande oder zur Ersatzreserve gehörigen Soldaten des 
Heeres, der Kriegsmarine oder der Landwehr zum Ungehorsam 
gegen den Einberufungsbefehl verleitet, macht sich eines Ver- 
gehens schuldig und wird, wenn die Handlung in Friedenszeit 
begangen wurde, mit Gefängniss bis zu 3 Monaten, wenn sie 
aber nach erfolgter Kriegserklärung begangen wurde, mit Ge- 
fängniss nicht unter 3 Monaten, an Geld, mit Amtsverlust und 
Entziehung der politischen Rechte bestraft. 

§ 157. 
Wer einen Angehörigen des Heeres,- der Kriegsmarine oder 
der Landwehr zur Desertion verleitet, wer einen Militär-Flüchtling 
wissentlich in sein Haus aufnimmt oder ihm auf irgend eine 
andere Art zur Bergung oder Rettung behilflich ist, wird wegen 
Vergehen, wenn die Handlung in Friedenszeiten begangen 
wurde, mit Gefängniss bis zu 2 Jahren, wenn sie aber nach 
erfolgter Kriegserklärung begangen wurde, mit Gefängniss nicht 
unter 3 Monaten, an Geld, mit Amtsverlust und Entziehung 
der politischen Rechte bestraft. 

§ 158. 
Wer in Friedenszeit Anordnungen oder Gegenstände, welche 
auf die Kriegsmacht oder die Kriegs vertheidigung des Staates 
Bezug haben und von denen er weiss oder wissen konnte, dass 
sie geheim zu halten sind, zu dem Zwecke ausspäht, um darüber 
einem fremden Staate Mittheilung zu machen, wird wegen Ver- 
gehen mit Gefängniss, an Geld, Amtsverlust und Entziehung 
der politischen Rechte bestraft. 

§ 159. 
Eines Vergehens macht sich schuldig und wird nach den 
Bestimmungen des vorhergehenden- Paragraphs bestraft, wer 
über die Stellung, Bewegung, Stärke und die Operationen der 
Kriegsmacht der österreichisch-ungarischen Monarchie, über den 
Zustand von Festungen und Befestigungen, über die Menge der 
Waflfen, des Kriegsmaterials und der Ausrüstungsgegenstände 
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des Heeres, über die Aufbewahrung, Menge, Beschaffenheit und 
Transport von Lebensmitteln im Wege der Presse Mittheilung 
macht, wenn ein Verbot solcher Mittheilungen erlassen wurde 
oder aus der Beschaffenheit der Mittheilungen oder aus den 
Umständen zu erkennen war, dass durch solche Mittheilungen das 
Staatsinteresse verletzt wird. 

Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf die weitere 
Verbreitung solcher Mittheilungen, welche die Regierung selbst 
der Oeffentlichkeit übergeben hat. 

§ 160. 

Wer zur Kriegszeit oder nachdem ein Theil der Armee auf 
Kriegsfuss gestellt ist, Lieferungsverträge, welche die Bedürf- 
nisse der Armee, der Kriegsflotte oder der Landwehr betreffen, 
nicht einhält oder nicht den festgesetzten Bedingungen de? Ver- 
trages gemäss erfüllt, wird wegen Vergehen mit Gefilngniss bis 
zu 2 Jahren und an Geld bestraft. 

Die gleiche Strafe trifft auch die Unterlieferanten, Herbei- 
schaffer, Vermittler und Bevollmächtigten, die mit Kenntniss des^ 
Zweckes der Lieferung, die Nichterfüllung derselben vorsätzlich 
oder aus Fahrlässigkeit verschuldet haben. 

Dieselbe Strafe findet endlich auch gegen Transportunter- 
nehmer, sowie gegen die bei Transportanstalten bediensteteten 
Personen Anwendung, welche vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit 
verschuldet haben, dass der Transport von Truppen oder Kriegs- 
bedürfnissen nicht in gehöriger Weise bewerkstelligt wurde. 

§ 161. 

Die Bestimmungen der §§ 46 und 47 des Gesetzartikels XL 
des ungarischen Reichstages vom Jahre 1868 über die Wehr- 
kraft, betreffend Jene, die ohne Bewilligung heiraten oder 
sich vor die Recrutirungscommission nicht stellen, und der 
Theilnehmer dieser strafbaren Handlungen, bleiben unberührt. 
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VI. HAUPTSTUCK. 

Verbrechen und Vergehen gegen die öffentliche Ordnung. 

§ 162. 

Wer öflfentlich vor einer Menschenmenge oder durch Ver- 
breitung oder öffentliche Ausstellung von Schriften, Druck- 
werken oder bildlichen Darstellungen, deren Inhalt beziehungs- 
weise Bedeutung ihm bekannt ist, zur Begehung von Verbrechen 
und Vergehen unmittelbar auffordert, wird, wenn in Folge dieser 
Aufforderung die strafbare Handlung wirklich begangen wurde, 
als Anstifter bestraft. 

Ist die Aufforderung erfolglos geblieben, macht er sich 
eines Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss oder Staats- 
gefängniss bis zu 2 Jahren und an Geld bestraft. 

Die erfolglose Aufforderung zum Hochverrath oder Staats- 
vefrath bildet ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus oder 
Staatsgefängniss bis zu 5 Jahren bestraft. 

In den Fällen des vorhergehenden Absatzes ist neben der 
Strafe des Staatsgefängnisses auf Amtsverlust und Verlust der 
politischen Rechte zu erkennen. 

§ 163. . 
Eines Vergehens macht sich schuldig und wird mit Staats- 
gefängniss bis zu 2 Jahren, an Geld und mit Amtsverlust 
bestraft, wer auf die im § 162 bezeichneten Arten unmittelbar 
auffordert 

1. zur Unfolgsamkeit gegen das Gesetz oder gegen die von 
den Behörden in ihrem gesetzlichen Wirkungskreise erlassenen 
Verordnungen, Verfügungen und Beschlüsse; 

2. zum Hasse gegen die Eeligionsgenossenschaften, Nationa- 
litäten oder einzelne Classen der Bevölkerung oder gegen die 
Institutionen der Ehe und des Eigenthums; 

3. wer solche Aufforderungen verbreitet. 

§ 164. 
Eines Verbrechens macht sich schuldig und wird mit Staats- 
gefängniss bis zu 5 Jahren bestraft, wer auf die im § 162 
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bezeichnete Weise die Unverletzlichkeit der Person des Königs, 
die gesetzliche Thronfolgeordnung, die verfassungsmässige Re- 
gierungsform oder die rechtsverbindliche Kraft der Gresetze an- 
greift; wer gegen einzelne Einrichtungen der Verfassung, gegen 
den mit dem anderen Staate der Monarchie bestehenden Ver- 
band, gegen die zwischen den Ländern der ungarischen Krone 
bestehende Staatsgemeinschaft^ gegen die im Grundgesetze 
verbürgte Integrität dieser Königreiche, gegen die gesetzlichen 
Rechte des Königs, des Reichstages, des Landtages, deren Com- 
missionen oder gegen die Delegationen aufwiegelt. 

Neben der Freiheitsstrafe ist auch Amtsverlust zu ver- 
hängen. 

§ 165. 

Wer auf die im § 162 bezeichnete Weise Handlungen, 
welche das Gesetz als strafbar erklärt, anpreist oder recht- 
fertigt, oder wer in erwähnter Weise den Thäter einer solchen 
Handlung belobt oder auszeichnet, wird wegen Vergehen mit 
Staatsgefängniss oder Gefängniss bis zu 6 Monaten, an Geld 
bis zu 500 Gulden und mit Amtsverlust bestraft. 

Die Strafverfolgung kann nur dann eingeleitet werden, 
wenn die Anzeige innerhalb dreier Monate nach Begehung der 
Handlung dem Gerichte erstattet wurde. 

§ 166. 

Die Zusammenrottung einer Menschenmenge, um einzelne 
Classen der Bevölkerung, Nationalitäten oder Religionsgenossen- 
schaften bewaffnet anzugreifen, bildet ein Verbrechen imd 
werden die Anstifter und Rädelsführer mit Staatsgefängniss von 
1 bis zu 10 Jahren, die übrigen Theilnehmer mit Staats- 
gefängniss bis zu 5 Jahren bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe ist auch auf Amtsverlust zu er- 
kennen. 

Wenn die Voraussetzungen des § 139 zutreffen, sind die 
Theilnehmer wegen der in diesem Paragraph vorgesehenen 
Zusammenrottung nicht zu bestrafen. 

§ 167. . 
Die Verabredung zweier oder mehrerer Personen, das im 
§ 166 bezeichnete Verbrechen auszuführen, bildet ein Ver- 
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brechen und wird, wenn keine Vorbereitung getroffen wurde, 
mit Staatsgefkngniss bis zu 2 Jahren, wenn aber eine Yor- 
bereitungshandlung begangen, mit Staatsgefängniss von 1 bis zu 
5 Jahren bestraft. In beiden Fällen ist auch auf Amtsverlust zu 
erkennen. 

Die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 120 ist auch 
für den Fall der zur Ausführung des im § 166 bezeichneten 
Verbrechens stattgehabten Verabredung anzuwenden. 

§ 168. 

Wenn mehrere Personen eine Verbindung stiften, um einzeln 
oder gemeinsam strafbare Handlungen gegen die Sicherheit der 
Person und des Eigenthums zu begehen, so werden die Begrün- 
der und Häupter solcher Verbindungen mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren und die Theilnehmer mit Zuchthaus bis zu 2 Jahren 
bestraft. 

Gegen Mitglieder solcher Verbindungen kann auch die 
Polizeiaufsicht angeordnet werden. 

§ 169. 

Wenn eine zusammengerottete Menschenmenge Gewalt- 
thätigkeiten gegen Personen oder fremdes Eigenthum verübt, 
oder durch gewaltsamen Einfall den ruhigen Besitz von Grund 
und Boden oder der darauf sich beziehenden Rechte stört, so 
werden Alle, welche sich an der Zusammenrottung betheiligt 
haben, wegen Vergehen mit Gefängniss nicht unter 6 Mo- 
naten bestraft; Theilnehmer einer Zusammenrottung jedoch, 
welche an Personen oder Sachen Gewaltthätigkeiten ausgeübt 
haben, sowie Anstifter und Rädelsführer, machen sich eines Ver- 
brechens schuldig und werden mit Zuchthaus oder Gefilngniss 
von 1 bis zu 5 Jahren und wenn das Unternehmen ein 
besonders gefährliches war, mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren 
bestraft. 

Gegen dieselben kann auch die Stellung unter Polizeiauf- 
sicht angeordnet werden. 

§ 170. 

Wer ausser dem Falle des § 169, in der Absicht, an Per- 
sonen oder fremdem Eigenthum Gewaltthätigkeiten zu verüben. 
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in die Wohnung, Geschäftsraum oder in eingefriedete Räumlich- 
keiten eines Anderen gewaltsam eindringt, wird wegen Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 3 Jahren, wenn er jedoch bewaffnet war, 
oder wenn Mehrere eingedrungen sind, oder wenn eine Gewalt- 
thätigkeit ausgeübt wurde, so tritt, sofern keine schwerer zu 
bestrafende Handlung begangen wurde, Gefängniss nicht unter 
6 Monaten ein. 

§ 171. 

Wegen Vergehen der Verletzung des Hausrechtes wird mit 
Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft, wer ohne ein Recht 
zu haben, jedoch nicht in der Absicht eine Gewaltthätigkeit 
zu TerüLen, gegen den Willen des Berechtigten, mit Gewalt, 
gefährlicher Drohung, List, mit Anwendung falscher Schlüssel, 
uDter dem Vorwande eines behördlichen Befehles oder auf irgend 
eine andere Art ii\ fremde Räume (§ 170) eindringt, wer, wenn 
er uEhefugt darin verweilt, auf die Aufforderung des Berech- 
tigten sich nicht entfernt, oder wer dariü Nachts angetroffen wird. 

War der Schuldige bewaffnet oder sind Mehrere eingedrun- 
gen, so tritt Gefängniss von 1 bis 6 Monaten ein. 

§ 172. 

Wer durch Anwendung oder Androhung von Gewalt, durch 
BeschimpfuBg^ Wegnehmen von Werkzeugen oder auf eine 
andere Art einen Arbeiter zu bestimmen sucht, an Verabredungen, 
welche auf Einstellung der Arbeit bis zur Erhöhung des Arbeits- 
lohnes gerichtet sind, theilzunehmen ; wer auf die eben erwähnte 
Art einen Fabrikseigenthümer oder Meister zu bestimmen sucht, 
an Verabredungen, welche auf Entlassung der Arbeiter behufs 
deren Zustimmung zur Verminderung des Arbeitslohnes gerichtet 
sind, theilzunehmen; wer auf die erwähnte Art einen Verkäufer 
von Lebensmitteln zu bestimmen sucht, an Verabredungen, 
welche auf Erhöhung der Lebensmittelpreise gerichtet sind, theil- 
zunehmen^ wer auf die erwähnte Art einen Arbeiter, Fabrikanten 
oder Verkäufer an dem Rücktritte von den festgestellten Ver- 
abredungen zu hindern sucht, wird wegen Vergehen mit Ge- 
fängniss bis zu 6 Monaten bestraft. 

Dieselbe Strafe trifft auch Diejenigen, die sich vor Fabriken, 
Werkstätten oder solchen Orten, wo Arbeiter beschäftigt sind, 



.^:^ 



215 

oder wo sich Fabrikseigenthümer oder deren Geschäftsleiter 
aufhalten^ zusammenrotten; um die Arbeit zu hindern oder die 
Arbeiter zur Einstellung der Arbeit zu bewegen. 

§ 173. 

Wer, ohne durch das Gesetz oder von der Regierung bevoll- 
mächtigt zu sein, Truppen sammelt oder einübt; wer bei solchen 
Truppen eine Führer- oder Officiersstelle übernimmt; wer solche 
Truppen, von denen er weiss, dass sie unbefugt gesammelt sind, 
mit Lebensmitteln, Waffen oder Kriegsbedürfnissen versieht, wird 
wegen Verbrechen mit Staatsgefängniss von 1 bis zu 5 Jahren, 
an Geld und mit Amtsverlust bestraft. 

Wer sich solchen Truppen anschliesst, macht sich eines 
Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss bis zu einem Jahre 
bestraft. 

§ 174. 

Eines Vergehens macht sich schuldig und wird mit Geftlng- 
niss bestraft, wer von dem Vorhaben eines Hochverrathes, 
Staats verrathes, einer thätlichen Majestätsbeleidigung, eines 
Mordes, Raubes, Menschenraubes, einer Nothzucht oder eines 
der im VIII. und XXV. Hauptstücke angeführten Verbrechen 
glaubhafte Kenntniss erlangt und es unterlässt eine Anzeige 
zu erstatten oder die Person, welcher die Gefahr droht, zu 
benachrichtigen, wenn er von dem Vorhaben zur Zeit, als die 
Verhinderung des Verbrechens möglich war, Kenntniss hatte, 
wenn er ferner durch die erstattete Anzeige oder Mittheilung 
weder sich noch seine Verwandten (§ 18) einer ernstlichen Gefahr 
ausgesetzt hätte -und endlich, wenn das Verbrechen begangen 
oder versucht wurde. 



YII. HAUPTSTUCK. 

Verbrechen und Vergehen, welche sich auf die Religion 

beziehen. 

§ 175. 
Wer öffentlich Gott lästert oder Andere vom Glauben in 
Gott abzuwenden sucht, wird wegen Verbrechen mit Zuchthaus 
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oder Staatsgefängniss bis zu 5 Jahren bestraft. Auch neben 
Staatsgeftlngniss ist auf Amtsverlust und Entziehung der poli- 
tischen Rechte zu erkennen. 

§ 176. ' 
Mit Gefängniss bis zu 1 Jahre wird bestraft, wer Ein- 
richtungen, Lehren oder gottesdienstliche Verrichtungen einer 
anerkannten Eeligionsgenossenschaft öffentlich verspottet. 

§ 177. 
Mit Gefängniss bis zu 3 Jahren und mit Amtsverlust 
wird wegen Vergehen bestraft, wer mit Gewalt, mit Drohung 
oder durch Beschimpfungen die Anhänger einer anerkannten 
Eeligionsgenossenschaft in der Ausübung der gestatteten, öffent- 
lichen religiösen Feierlichkeiten stört oder verhindert, oder wer 
auf erwähnte Weise die Ausübung religiöser Verrichtungen oder 
Andachtsübungen einer anerkannten Religionsgenossenschaft ver- 
hindert oder stört. Wer auf eine andere Art die Ausübung 
religiöser Verrichtungen, Functionen oder Andachten anerkannter 
Religionsgenossenschaften stört, wird mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre gestraft. 

§ 178. 

Mit Gefängniss bis zu 3 Jahren und mit Amtsverlust wird 
wegen Vergehens auch Jener bestraft, wer öffentlich oder an 
Orten, welche für die Ausübung von gottesdienstlichen Verrich- 
tungen, Functionen oder Andachtsübungen der anerkannten 
Religionsgenossenschaften bestimmt sind, dem Gottesdienste ge- 
weihte Gegenstände mit Worten beschimpft, oder um dieselben 
zu beschimpfen Hand an dieselben anlegt, sie beschädigt oder 
vernichtet. 

§ 179. 

Mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten wird bestraft, wer einen 
Seelsorger einer anerkannten Religionsgenossenschaft während 
einer religiösen Verrichtung oder Function beleidigt, oder Hand 
an ihn anlegt; wer aber einen Seelsorger während einer religiösen 
Verrichtung oder Function, körperlich verletzt, wird, wenn die 
Handlung nicht schwerer strafbar ist, mit Gefängniss nicht unter 
1 Jahre bestraft. 



■•-■^fv 



217 

In den Fällen dieses Paragraphs ist Amtsverlust zu ver- 
hängen. 

§. 180. 

Wer während einer religiösen Verrichtung, Function, An- 
dachtstibung oder gestatteten öffentlichen religiösen Feierlichkeit 
durch sein Benehmen öffentliches Aergerniss verursacht, wird mit 
Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft. 

§ 181. 
Wer für eine verbotene Religionssecte Anhänger anwirbt 
oder dieselbe auf andere Weise zu verbreiten sucht, wird mit 
Gefängniss bis zu 1 Jahre und mit Amtsverlust bestraft 



YIII. HAUPTSTÜCK. 

Geldverfälschung. 

§ 182. 
Des Verbrechens der Geld Verfälschung macht sich schuldig 
wer: 

1. im In- oder Auslande gangbares Metall- oder Papiergeld 
nachahmt oder durch Andere nachahmen lässt; 

2. am echten Metall- oder Papiergelde derartige Verände- 
rungen vornimmt oder vornehmen lässt, dass dieses den Schein 
eines höheren Werthes erhält; 

3. den Metallgehalt von Gold- oder Silbermünzen auf irgend 
eine Weise vermindert oder vermindern lässt; 

4. einem nicht gangbaren Gelde den Anschein eines im 
Verkehre stehenden Geldes gibt oder geben lässt, und zwar zu 
dem Zwecke, um das auf die erwähnten Arten nachgeahmte oder 
verfälschte Geld als echtes, beziehungsweise dem Anscheine nach 
als voUwerthiges Geld in Umlauf zu setzen. 

§ 183. 
Die GeldverMschung wird in den Fällen der Punkte 1, 
2 und 4 mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder Gefängniss nicht 
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unter 2 Jahren und im Falle des Punktes 3/ mit Zuchthaus bis 
zu 5 Jahren oder Gefängniss nicht unter 1 Jahre bestraft. 

Wer Scheidemünze oder an deren Stelle tretendes Papier- 
geld nachahmt oder auf im § 182 bezeichnete Arten verfälscht, 
macht sich eines Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss 
von Z Monaten bis zu 3 Jahren bestraft. 

Das Gericht kann gegen den Schuldigen auch die Polizei- 
aufsicht verhängen. 

§ 184. 
Die Verabredung, irgend eine von den im § 182 angeführten 
Handlangen auszuführen, wird, wenn eine Vorbereitung getroflfen 
wurde, als Vergehen mit Gefängniss bis zu 3 Monaten bestraft. 

§ 185. 

Die im § 183 festgesetzten Strafen finden auch auf Den- 
jenigen Anwendung, der nachgemachtes oder verfälschtes Geld, 
welches er> jedoch nicht in der im § 182 bezeichneten Absicht, 
verfertigt hat, oder durch Andere verfertigen Hess, in Verkehr 
setzt, so wie auch Denjenigen, der durch Andere nachgemachtes 
oder verfälschtes Geld, um es in Verkehr zu setzen, für sich 
oder für Ändere anschafft, übernimmt oder in's Land bringt. 

§ 186. 

Wer ausser den in den §§ 182. und 185 bezeichneten Fällen 
nachgeahmtes oder verfälschtes Geld in Verkehr setzt, wird 
wegen Verbrechens des betrügerischen Gebrauches von falschem 
Gelde bestraft: 

1. mit Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 1 Jahre, wenn der Werth des nachgemachten oder ver- 
fälschten Geldes 500 fl. übersteigt; 

2, mit Zuchthaus bis zu 2 Jahren oder mit . Gefängniss nicht 
unter 6 Monaten, wenn der Werth des nachgemachten oder ver- 
fälschten Geldes weniger als 500 fl. beträgt oder ohne Rücksicht 
auf den Betrag, wenn den Gegenstand des betrügerischen Ge- 
brauches eine Gold- oder Silbermünze bildet, deren Metall werth 
vermindert ist. 
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§ 187. 
Des Vergehens des betrügerischen Gebrauches von falschem 
Gelde macht sich schuldig, und wird mit Gefängniss bis zu 
6 Monaten bestraft, wer ausser den in den §§ 182 und 185 be- 
zeichneten Fällen, nachgemachte oder verfälschte Scheidemünze 
oder deren Stelle vertretendes Papiergeld in Verkehr setzt. 

§ 188. 

Wer nachgemachtes oder verfälschtes Geld, welches er als 

echtes, beziehungsweise als voUwerthiges Geld empfangen hat, 

wissentlich in Verkehr bringt, wird wegen Vergehen mit Ge- 

filngniss bis zu 6 Monaten und an Geld bis zu 500 fl. bestraft. 

§ 189. 

Dem Papiergelde sind gleichzuhalten, die auf den Ueber- 
bringer lautenden gedruckten Obligationen, Banknoten, Actien 
oder deren Stelle vertretende Interimsscheine, Anweisungen 
oder Quittungen, sowie die zu diesen Papieren gehörenden Zins-, 
Gewinnantheils- oder Erneuerungsscheine (Coupons und Talons), 
welche von einer Staatsregierung oder von einer zur Ausgabe 
solcher Papiere berechtigten öffentlichen Gasse, Gemeinde, Ge- 
sellschaft, Genossenschaft, Corporation oder Privatperson aus- 
gestellt sind. 

Diese Bestimmung gilt auch dann, wenn in der gedruckten 
Urkunde die Unterschrift des Ausstellers oder einzelne Worte 
handschriftlich beigefügt sind. 

§ 190. 
Dem Papiergelde werden ferner gleichgeachtet jene auf 
Namen lautenden Obligationen sammt ihren Coupons und Talons, 
welche von der ungarischen Regierung oder einer ungarischen 
öffentlichen Casse ausgestellt sind und einen Gegenstand des 
Börsenverkehrs bilden. 

§ 191. 
In den in diesem Hauptstücke angeführten Fällen ist neben 
der Gefängnissstrafe auf Amtsverlust und Entziehung der poli- 
tischen Rechte zu erkennen. 
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IX. HAUPTSTÜCK. 

Meineid, falsche Aussage, falsche Anschuldigung. 

§ 192. 

Wegen Verbrechens des Meineides wird mit Zuchthaus bis 
zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten und an 
Geld bestraft, wer vor Gericht oder vor einer anderen zur Ab- 
nahme von Eiden zuständigen Behörde, eine Unwahrheit, welche 
ier als Partei ausgesagt hat, mit einem Eide bekräftigt. 

Verlangt das Gesetz von der Partei statt des Eides ein 
feierliches Versprechen, die Wahrheit gewissenhaft auszusagen: 
so ist eine derartige Versicherung dem Eide gleichgestellt. 

§ 193. 

Wer vor Gericht oder vor einer anderen Behörde (§ 192) 
als Zeuge eine Unwahrheit aussagt oder die Wahrheit verheim- 
licht, und seine Aussagen mit einem Eide bekräftigt, oder in 
den Fällen, in welchen das Gesetz es gestattet, statt des Eides 
eine feierliche Versicherung leistet, die Wahrheit gewissenhaft 
auszusagen, wird wegen Verbrechen der falschen Zeugenaus- 
sage mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 6 Monaten bestraft. 

Der falsche Zeuge wird jedoch bestraft: 

1. mit Zuchthaus von 5 bis 20 Jahren, wenn er in einem 
Strafprocesse zum Nachtheile eines Beschuldigten eine falsche 
Aussage gemacht hat, und dieser zum Tode verurtheilt wurde; 

2. mit Zuchthaus von 2 bis 10 Jahren, wenn er in einem 
Strafprocesse zum Nachtheile eines Beschuldigten eine falsche 
Aussage gemacht hat und dieser zur Strafe des Zuchthauses oder 
einer anderen Freiheitsstrafe in der Dauer von über 5 Jahren 
verurtheilt wurde. 

§ 194. 
Wegen Vergehen der falschen Zeugenaussage wird bestraft: 
1. mit Geßlngniss bis zu 1 Jahre, wer in einem Strafprocesse 

zum Nachtheile eines nicht Verurtheilten oder eines wegen einer 

Uebertretung Verurtheilten falsch aussagt; 
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2. mit Gefängniss von 3 Monaten bis zu 2 Jahren, wer in 
einem bürgerlichen Rechtsstreite oder einer anderen nicht straf- 
rechtlichen Verhandlung falsch aussagt, wenn der Werth des 
Streitgegenstandes 100 fl. nicht übersteigt. 

§ 195. 
Neben der Freiheitsstrafe ist in allen Fällen der §§ 193 und 
194 auch auf eine Geldstrafe zu erkennen, wenn der Schuldige 
die strafbare Handlung begangen hat, um sich oder einem Ande- 
ren einen rechtswidrigen Vortheil zu verschaffen. 

§ 196. 
Die Strafen der §§ 193, 194 und 195 finden auch auf Den- 
jenigen Anwendung, der vor Gericht oder vor einer anderen 
Behörde unter Eid oder mit Berufung auf den bereits abgelegten 
Amtseid als Sachverständiger ein falsches Gutachten abgibt oder 
als Dolmetsch oder üebersetzer mündlich oder schriftlich falsch 
verdolmetscht oder übersetzt. 

§ 197. 

Ein Zeuge, Sachverständiger, Dolmetsch oder üebersetzer, 
welcher in einer Disciplinar-Untersuchung gegen einen öffent- 
lichen Beamten, Advocaten, oder öffentlichen Notar falsch aus- 
sägt, beziehungsweise ein falsches Gutachten abgibt, falsch ver- 
dolmetscht oder übersetzt, wird wegen Vergehen mit Gefäng- 
niss bis zu 3 Jahren bestraft; wurde jedoch eine falsche Aus- 
sage gemacht, beziehungsweise eine falsche Aussage zum Nach- 
theile des in Untersuchung Gezogenen abgegeben, und wurde 
^ derselbe entlassen, beziehungsweise der Advocatur oder des 
Notariatsamtes verlustig erklärt, so trifft den Schuldigen Gefäng- 
niss nicht unter 1 Jahre, 

Diese Bestimmungen finden auch dann Anwendung, wenn 
eine Civilperson in einer vor einem militärischen Ehrengerichte 
verhandelten Angelegenheit eine falsche Zeugenaussage abgibt. 

§ 198. 
Wer aus Fahrlässigkeit einen falschen Eid ablegt (§ 192), 
eine falsche Zeugenaussage abgibt, ein falsches Gutachten ein- 



, ^ -•;-?• }rjg«»:j( 



^' i ' jUli.J ^ 



222 

bringt, falsch verdolmetscht oder tibersetzt (§§ 193, 194, 195 
und 197), wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 1 Jahre 
bestraft. 

§ 199. 

Wenn der Zeuge, Sachverständige, Dolmetsch oder üeber- 
setzer seine falsche Aussage, beziehungsweise sein falsches Gut- 
achten, seine falsche Uebersetzung, Verdolmetschung, mit einem 
Eide oder der einem Eide gleichgestellten Versicherung, oder mit 
Berufung auf den bereits abgelegten Amtseid nicht bekräftigt, so 
wird er wegen Vergehen mit Geftngniss bestraft. 

§ 200. 
Wegen der in den §§ 192 bis 199 bezeichneten Handlung ist 
der Schuldige nicht zu bestrafen: 

1. wenn er durch eine wahre Aussage sich selbst eines Ver- 
brechens oder Vergehens angeklagt haben würde; 

2. wenn er vor der Entscheidung der Sache, vor der betref- 
fenden Behörde seinen falschen Eid, seine falsche Zeugenaussage, 
sein falsches Gutachten als Sachverständiger oder seine Erklärung 
widerrufen hat, ehe gegen ihn eine Anzeige erstattet wurde, 
und ehe aus seine^ falschen Aussagen für einen Anderen ein 
Nachtheil entstanden ist; 

3. wenn der Schuldige nach den Bestimmungen der Straf- 
processordnung von der Pflicht, Zeugenschaft abzulegen befreit 
war, dieses Rechtes jedoch nicht belehrt wurde. 

§ 201. 
Wer einen Anderen zur Begehung der in den §§ 192 bis 197 
erwähnten Handlungen zu bestimmen sucht, wird, wenn die straf- 
bare Handlung ohne seinen Einfluss unterblieben ist, bestraft: 

1. wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder 
mit Geföngniss, wenn die Zeugenaussage ein Verbrechen oder 
Vergehen betrifft; 

2. wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 6 Monaten, wenn 
die Zeugenaussage eine üebertretung betrifft; 

3. wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 2 Jahren, wenn 
es sich um die Zeugenaussage in einem bürgerlichen Rechts- 
streit handelt. 
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In den Fällen, in welchen der Schuldige einen Anderen zu 
verleiten suchte, sich oder einem Anderen einen rechtswidrigen 
Vortheil zu verschaffen, ist neben der Freiheitsstrafe auch auf 
eine Geldstrafe zu erkennen. 

§ 202. 

Wer einer Behörde eine Anzeige macht, durch welche er 
einen Menschen, von welchem er weiss, dass er unschuldig ist, 
einer strafbaren Handlung fälschlich beschuldigt, oder wer falsche 
Beweismittel unterlegt, oder gegen eiuen Anderen von dem er 
weiss, dass er unschuldig ist, Verdachtsgründe erdichtet, macht 
sich der falschen Anschuldigung schuldig. 

Die falsche Anschuldigung bildet ein Verbrechen und. wird 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss bestraft, 
wenn dieselbe ein Verbrechen oder Vergehen betrifft; sie bil- 
det ein Vergehen, und wird mit Gefängniss bis zu 1 Jahre be- 
straft, wenn sie eine Uebertretung betrifft. 

Wird die falsch angeschuldigte Person verurtheilt, so ist 
auf die in den §§ 193 und 194 festgesetzten Strafen, und in dem 
im § 195 vorgesehenen Falle, neben der Freiheitsstrafe auch auf 
eine Geldstrafe zu erkennen. 

Die Bestimmung des zweiten Absatzes des § 200 findet auch 
auf die falsche Anschuldigung Anwendung. 

§ 203. 
Wird in Folge der falschen Anschuldigung keine Strafver- 
folgung eingeleitet, so wird der Schuldige wegen Vergehen und 
zwar nur auf Antrag der fälschlich angeschuldigten Person mit 
Gefängniss bis zu 1 Jahre und an Geld bis zu 500 fl. bestraft. 

§ 204. 

Wer Thatsachen oder Beweismittel kennt, von welchen die 
Freisprechung einer wegen Verbrechen oder Vergehen unschul- 
dig in Untersuchung gezogenen Person, oder die Befreiung einer 
wegen Verbrechen oder Vergehen unschuldig verurtheilten 
Person abhängt, und dieselben dem Betreffenden, seinen Ange- 
hörigen oder der betreffenden Behörde nicht mittheilt, obwohl 
er dies ohne ernstliche Gefahr für sich, seine Angehörigen oder 
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schuldlose dritte Personen thun konnte, wird wegen Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 3 Jahren bestraft. 

§ 205. 
Wegen den in diesem Hauptstücke bezeichneten Verbrechen 
ist neben der Geftlngnissstrafe auch auf Amtsverlust zu erkennen. 

§ 206. 
Die Verjährung einer durch eine falsche Zeugenaussage oder 
falsche Anschuldigung begangenen strafbaren Handlung ruht 
während der Dauer der Freiheitsstrafe, welche demjenigen, za 
dessen Nachtheil eine falsche Zeugenaussage abgelegt oder eine 
falsche Anschuldigung angebracht wurde, auferlegt worden ist. 

§ 207. 
Wird Jemand wegen der in diesem Haüptstlicke angeführ- 
ten Handlungen verurtheilt, so ist dem Verletzten auf sein Ver- 
langen die Befugniss zuzusprechen, das Urtheil auf Kosten des 
Schuldigen im Wege der Presse bekannt zu machen und ist im 
Urtheüe selbst die Art und Frist der Bekanntmachung zu be- 
stimmen. 



X. HAUPTSTÜCK. 

Verbrechen und Vergehen gegen die Sittlichkeit. 

§ 208. 

Des Verbrechens der Nothzucht macht sich schuldig und 
wird mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 1 Jahre bestraft, wer durch Gewalt oder durch Androhung 
einer unmittelbar auszuübenden Gewalt eine Frauensperson zum 
ausserehelichen Beischlaf nöthigt, oder wer eine Frauensperson 
zum unehelichen Beischlaf missbraucht, nachdem er sie zu diesem 
Zwecke früher der Besinnung beraubt oder ausser Stand gesetzt 
hat, ihm Widerstand zu leisten. 

Ist die genöthigte Person in Folge der Nothzüchtigung 
gestorben, so tritt lebenslängliches Zuchthaus ein, ist ihr aber 
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durch die Nothzüchtigung eine schwere oder bedeutende Körper- 
verletzung zugefügt worden (§§ 266, 267) so tritt Zuchthaus bis 
zu 20 Jahren ein. 

§ 209. 

Wer eine Frauensperson^ die der Besinnung beraubt oder 
ausser Stand gesetzt ist Widerstand zu leisten, zum ausser- 
ehelichen Beischlafe missbraucht, wird wegen Verbrechen mit 
Zuchthaus bis 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 6 Mo- 
naten bestraft. 

Ist die geschlechtlich missbrauchte Person in Folge dessen 
gestorben, so tritt Zuchthaus bis zu 20 Jahren ein; ist ihr aber 
durch den geschlechtlichen Gebrauch eine schwere oder bedeutende 
Körperverletzung (§ 266, 267) beigebracht worden, so tritt Zucht- 
haus bis zu 15 Jahren ein. 

§ 210. 
Die Strafe des vorhergegangenen Paragraphs trifft wegen 
Verbrechen auch Denjenigen, welcher mit einem unbescholtenen 
Mädchen, welches] das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
Beischlaf pflegt. 

§ 211. 

Wer durch Gewalt oder durch Androhung einer unmittel- 
bar auszuübenden Gewalt ausser dem Falle des § 208, einen 
Anderen zu einer unzüchtigen Handlung nöthigt, oder wer an 
einer Person, die er zu diesem Zwecke früher der Besinnung 
beraubt oder ausser Stand gesetzt hat ihm Widerstand zu 
leisten, eine unzüchtige Handlung verübt, wird wegen Ver- 
brechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren od&r mit Geföngniss 
nicht unter 6 Monaten bestraft. 

Ist die genöthigte Person in Folge der ihr angethanen Ge- 
walt gestorben, so tritt Zuchthaus bis zu 20 Jahren ein. Ist ihr 
aber in Folge der angethanen Gewalt eine schwere oder bedeu- 
tende Körperverletzung zugefügt worden (§§ 266, 267), so tritt 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren ein. 

§ 212. 
Wer an einer Person, welche der Besinnung beraubt oder 
ausser Stand gesetzt ist Widerstand zu leisten, eine unzüchtige 
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Handlung vornimmt, wird mit Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder 
mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten bestraft. 

Ißt die unzlichtigerweise missbrauchte Person in Folge des- 
sen gestorben, so tritt Zuchthausstrafe bis zu 15 Jahren ein, ist 
ihr aber eine schwere oder bedeutende Körperverletzung bei- 
gebracht worden, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu 10 Jahren. 

§ 213. 
Mit den Strafen des vorhergehenden Paragraphs wird wegen 
Verbrechen auch Jener gestraft, der eine unzüchtige Hand- 
lung an einer Person, welche das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, vornimmt, oder wer eine solche Person zur Ver- 
Ubang oder Duldung einer unzüchtigen Handlung verleitet. 

§ 214. 
Eines Verbrechens machen sich schuldig und werden mit 
Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
3 Monaten bestraft: Vormünder, Mitvormünder, Lehrer, Erzieher, 
Seelsorger, öflPentliche Beamte, Verwalter, Beamte und Aerzte 
von Strafanstalten, Krankenhäusern und wohlthätigen Anstalten, 
welche mit Personen, die ihrer Obhut, Erziehung, Aufsicht, Heil- 
pflege oder überhaupt ihrer Fürsorge anvertraut sind, Beischlaf 
pflegen, oder an denselben eine andere unzüchtige Handlung vor- 
nehmen. 

§ 215. 

Der Beischlaf zwischen Verwandten in auf- und absteigender 
Linie ist Blutschande und wird an den ersteren als Verbrechen 
der Blutschande tnit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Ge- 
fängniss nicht unter 1 Jahre und an den letzteren als Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 2 Jahren bestraft. 

Der Beischlaf zwischen Verschwägerten in auf- und ab- 
steigender Linie, sowie zwischen voll- und halbbürtigen Ge- 
schwistern begründet ein Vergehen und wird mit Gefängniss bis 
zu 2 Jahren bestraft. 

§ 216. 

Ändere unzüchtige Handlungen zwischen Verwandten in auf- 
nud absteigender Linie, werden an den ersteren als Verbrechen 
mit Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
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3 Monaten und an den letzteren als Vergeben mit Qefängniss 
nicht unter 3 Monaten bestraft. 

Unzüchtige Handlungen zwischen Verschwägerten in auf- 
und absteigender Linie, sowie zwischen voll- und halbbürtigen 
Geschwistern begründen ein Vergehen und werden mit Geßtngniss 
bis zu 1 Jahre bestraft. 

§ 217. 

Wer eine Frauensperson zur Gestattung des geschlechtlichen 
Verkehres dadurch verleitet, dass er ihr vorspiegelt, sie sei mit 
ihm verehelicht, oder wer einen anderen Irrthurn in ihr erregt 
oder benützt, in welchem sie den Beischlaf für einen gesetzlichen 
hielt, macht sich eines Verbrechens schuldig und wird mit Zucht- 
haus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten 

bestraft. 

§ 218. 

Die widernatürliche Unzucht, das heisst zwischen Personen 
dös männlichen Geschlechtes oder von Menschen mit Thieren, 
begründet ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus bis zu ö Jahren 
oder mit Gefängniss nicht unter 1 Jahre bestraft. 

§ 219. 

Mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 1 Jahre werden wegen Verbrechen der Kuppelei bestraft, 
Eltern, die ihre ehelichen oder natürlichen Töchter, Vormünder, 
Mitvormünder, Caratoren und Erzieher, die ihre Mündel, Pflege- 
befohlenen und Zöglinge zu verleiten suchen oder verleiten, dass 
sie mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe treiben oder dass 
sie mit einer anderen Person eine unzüchtige Handlung begehen. 

Desselben Verbrechens macht sich schuldig und verfällt der- 
selben Strafe, wer ein Mädchen, welches das 14. Lebensjahr 
nicht vollendet hat, zu verleiten sucht oder verleitet, dass sie 
mit ihrem Körper ein unzüchtiges Gewerbe treibt oder dass sie 
mit einer anderen Person eine unzüchtige Handlung begeht. 

§ 220. 
Wegen Verbrechens der Kuppelei werden femer bestraft 
mit Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
1 Jahre: Eltern, Vormünder, Mitvormünder, Curatoren und 
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Erzieher, welche Gelegenheit vermitteln, gewähren oder ver- 
schaffen, dass ihre Töchter, beziehungsweise Mündel, Pflege- 
befohlenen und Zöglinge mit einem Anderen eine unzüchtige 
Handlung begehen, sowie auch jene, welche auf die erwähnte 
Weise behilflich sind, dass ein Mädchen, welches das 14. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hat, mit einem Anderen eine unzüchtige 
Handlung vornimmt. 

§ 221. 

Des Vergehens der Kuppelei macht sich schuldig und wird 
mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten und an Geld bis zu 500 fl. 
bestraft, wer eine unbescholtene Frauensperson zu verleiten sucht 
oder verleitet, dass sie mit ihrem Körper ein unzüchtiges Gewerbe 
treibt, sowie auch Jener, welcher eine unbescholtene Frauens- 
person zu einer unzüchtigen Handlung mit einem Anderen zu 
verleiten sucht oder verleitet. 

§ 222. 

Wegen Vergehens der Kuppelei verfilllt der im vorhergehenden 
Paragraph bestimmten Strafe auch Derjenige, welcher auf die im 
§ 220 bezeichneten Arten aus Eigennutz oder Gewohnheit und 
mit Verletzung der bestehenden Polizeivorschriften behilflich ist, 
dass eine Frauensperson mit einem Anderen eine unzüchtige Hand- 
lung begeht. 

§ 223. 

Gegen Verurtheilte wegen Kuppelei kann Polizeiaufsicht 
angeordnet werden. 

§ 224. 

Wer ein unbescholtenes Mädchen, welches das 16. Lebens- 
jahr noch nicht vollendet hat, dazu verführt, dass sie mit ihm Bei- 
schlaf pflege, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 1 Jahre 
bestraft. 

Die Verfolgung dieses Vergehens wird nur über Privatklage 
der Eltern oder des Vertreters des verführten Mädchens eingeleitet. 

§ 225. 
Ein Ehegatte, welcher vor der rechtskräftigen Auflösung 
oder üngiltigkeitserklärung seiner Ehe eine neue Ehe eingeht, 
so auch eine unverheiratete Person, welche mit einer Person, von 
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welcher sie weiss, dass deren frühere Ehe weder aufgelöst, noch 
ungiltig erklärt wurde, eine Ehe eingeht, wird wegen Verbrechen 
der zweifachen Ehe mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit 
Gefllngniss nicht unter 1 Jahre bestraft. 

Wenn die erste Ehe ungiltig war, ist wegen Vergehen der 
zweifachen Ehe auf Gefängniss bis zu 2 Jahren zu erkennen. 

§ 226. 

Der Ehebruch ist ein Vergehen und wird an dem schuldigen 
Ehegatten und an dem Mitschuldigen mit GefUngniss bis zu 
6 Monaten bestraft. 

Der Versuch des Ehebruches, sowie der nach gerichtlich 
ausgesprochener Scheidung begangene Ehebruch ist nicht strafbar. 

Der Ehebruch wird nur über Privatklage des beleidigten 
Ehegatten verfolgt; aber auch demjenigen Ehegatten, welcher 
das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kommt das Klage- 
recht zu. 

§ 227. 

Wer durch Handlungen, welche die Schamhaftigkeit verletzen, 
öffentliches Äergemiss erregt, wird wegen Vergehen mit Geßlng- 
niss bis zu 1 Jahre und an Geld bis zu 500 fl. bestraft. 

§ 228. 

Wer öffentlich vor einer Menschenmenge mit einer Rede 
die Schamhaftigkeit verletzt, wer die Schamhaftigkeit verletzende 
Schriften, Drucksorten oder bildliche Darstellungen öffentlich aus- 
stellt, verkauft, oder sonst verbreitet, wird mit Gefängniss bis 
zu 6 Monaten und an Geld bis zu 500 fi. bestraft. 

§ 229. 

Neben der, wegen eines in diesem Hauptstücke erwähnten 
Verbrechen verhängten Strafe ist auch auf Amtsverlust zu 
erkennen. 
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XI. HAUPTSTÜCK. 

Verbrechen und Vergehen gegen den Familienstand. 

§ 230. 

Wer ein Kind unterschiebt, verwechselt oder verheimlicht, 
oder wer auf eine andere Weise einen Anderen seines Familien- 
standes verlustig macht oder seinen Familienstand verändert, wird 
wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 3 Jahren bestraft; hat er 
jedoch die Handlung begangen, um sich oder einem Anderen 
einen rechtswidrigen Vortheil zuzuwenden, so macht er sich 
eines Verbrechens schuldig und wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren 
bestraft. 

, § 231. 

Ist die Ungiltigkeit einer Ehe wegen eines Ehehindernisses, 
welches bei Eingehung der Ehe ein Theil dem Anderen ver- 
heimlicht hat, ausgesprochen worden, so wird der Schuldige 
wegen Vergehen nicht unter 6 Monaten bestraft. 

Die gleiche Strafe trifft auch Denjenigen, welcher den anderen 
Theil zur Eingehung der Ehe durch eine Täuschung verleitete, 
wegen welcher die Ungiltigkeit der Ehe ausgesprochen wurde. 

In beiden Fällen wird die Verfolgung des Schuldigen nur 
auf Antrag der verletzten Partei eingeleitet. 

Die im § 104 festgesetzte Frist beginnt mit jenem Tage, an 
welchem die zum Antrag auf Strafverfolgung berechtigte Partei 
erfahren hat, dass die Ungiltigkeit der Ehe ausgesprochen wurde. 



XII. HAUPTSTÜCK. 

Verleumdung und Ehrenbeleidigung. 

§ 232. 
Wer vor einer dritten Person behauptet, dass ein Anderer 
eine bestimmte Handlung begangen habe, wegen welcher, wenn 
sie wahr wäre, eine Strafverfolgung eingeleitet werden könnte 
oder wegen welcher ihn die Welt verachten würde, macht sich 
des Vergehens der Verleumdung schuldig und wird mit Gefengniss 
bis zu 6 Monaten und an Geld bestraft. 
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Die durch eine Druckschrift begangene Verleumdung wird 
mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und an Geld bestraft. 

§ 233. 

Der Ehrenbeleidigung ist schuldig und wird mit Geföngniss 
bis zu 3 Monaten oder an Geld bis zu 500 fl. bestraft : 

1. wer ausser dem Falle der Verleumdung einem Anderen 
eine Handlung zuschreibt, wegen welcher, wenn sie wahr 
wäre, eine Strafverfolgung eingeleitet werden könnte oder wegen 
welcher ihn die Welt verachten würde; 

2. wer die Ehre eines Anderen durch einen Ausdruck oder 
eine That, welche als beschimpfend gilt, angreift. 

Die durch eine Druckschrift begangene Ehrenbeleidigung 
wird mit Gefängniss bis zu 6 Monaten und an Geld bis zu 1000 fl. 
bestraft. 

§ 234. 

Wenn sich Parteien in der Hitze des Streites gegenseitig 
beschimpfen (§ 233, Absatz 2), so kann das Gericht unter Um- 
ständen allen oder einer von ihnen die Strafe erlassen. 

§ 235. 

Wegen Verleumdung und Ehrenbeleidigung (§§ 232, 234) 
ist der Beschuldigte, welcher die Wahrheit der von ihm behaup- 
teten Handlung oder der Beschimpfung erweist, nicht. zu bestrafen» 

§ 236, 

Der Wahrheitsbeweis ist nicht zuzulassen: 

1. wenn die Verleumdung oder Ehrenbeleidigung öffetitlich 
erfolgte und nicht erkennbar ist, dass der Beleidiger die Absicht 
hatte, das öffentliche oder ein rechtlich begründetes Privatinter- 
esse zu wahren oder zu fördern; 

2. wenn es sich um den Beweis einer That handelt^ welche 
über Antrag oder auf Grund einer Privatklage strafrechtlich 
verfolgt wird, und der Berechtigte weder einen Antrag gestellt, 
noch eine Klage eingebracht hat, oder aber vom gestellten Antrage 
oder der Klage abgestanden ist; 
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3. wenn durch eine rechtskräftige Entscheidung der zu- 
ständigen Strafbehörde ausgesprochen ist; dass der beleidigten 
Person die That, welche die Verleumdung oder Ehrenbeleidigung 
betrifft, nicht bewiesen werden kann; 

4. wenn es sich um den Beweis einer That handelt; welche 
das Familienleben der beleidigten Person betrifft. 

§ 237. 

Der Wahrheitsbeweis kann nur durch ein rechtskräftiges 
Urtheil der zuständigen Straf- oder Disciplinarbehörde geflihrt 
werden, durch welches die beleidigte Person wegen der behaup- 
teten Handlung oder wegen einer solchen That, welche die ihr 
zugefügte Beschimpfung rechtfertigen würde, verurtheilt wurde. 

Ist wegen einer That, um deren Beweis es sich handelt, 
eine Straf- oder Disciplinaruntersuchung bereits von der 
Zeit her, als die Verleumdung oder Ehrenbeleidigung begangen 
wurde, im Zuge, so ist das Verfahren wegen Verleumdung oder 
Ehrenbeleidigung bis zur Beendigung der Straf- oder Dis- 
ciplinarverhandlung abzubrechep. 

§ 238. 

Die in diesem Hauptstücke bezeichneten strafbaren Hand- 
lungen werden nur auf Grund einer Privatklage verfolgt. 

§ 239. 

Ist die Verleumdung oder Ehrenbeleidigung gegen einen 
öflfentlichen Beamten hinsichtlich dessen Amtsführung, gegen 
einen Seelsorger oder gegen einen zur gemeinsamen Armee, zur 
Kriegsmarine, zur Landwehr oder zu einer selbstständigen Ab- 
theilung derselben gehörige Person begangen worden, so findet 
die Strafverfolgung von Amtswegen statt, jedoch nur über 
vorhergegangene Ermächtigung: 

a) des Ordinariates für die Verfolgung der gegen einen Seel- 
sorger gerichteten Verleumdung oder Ehrenbeleidigung; 

h) des Kriegsministeriums, beziehungsweise des Landes- 
vertheidigungs-Ministeriums für die Verfolgung der gegen eine 
zur Wehrkraft oder einer selbstständigen Abtheilung derselben 
gehörigen Person gerichtete Verleumdung oder Ehrenbeleidigung; 
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c) der k. Landesregierung (Justiz-Abtheilung) für die Ver- 
folgung der gegen einen Richter, richterlichen Beamten oder 
gegen ein Mitglied der Staatsanwaltschaft gerichteten Verleum- 
dung oder Ehrenbeleidigung; 

d) des unmittelbaren Vorgesetzten für die Verfolgung der 
gegen einen anderen Beamten gerichteten Verleumdung oder 
Ehrenbeleidigung. 

Für die Verfolgung einer gegen den Banus oder gegen einen 
Vorstand der Landesregierungs- Abtheilung gerichteten Verleum- 
dung oder Ehrenbeleidigung ertheilt der Banus die Ermächtigung :| 
und flir die Verfolgung einer gegen einen ungarischen oder 
gemeinsamen k. k. Minister gerichteten Verleumdung ertheilt der 
beleidigte Minister selbst die Ermächtigung. 

Für die Verfolgung einer gegen die ganze k. Landesregierung 
gerichteten Verleumdung oder Ehrenbeleidigung ertheilt der 
Banus die Ermächtigung, und für die Verfolgung einer gegen die 
ungarische oder k. k. gemeinsame Regierung gerichtete Verleum- 
dung oder Ehrenbeleidigung ertheilt der betreffende Ministerrath 
die Ermächtigung. 

§ 240. 

Verleumdungen oder Ehrenbeleidigungen: 

1) gegen den Monarchen oder das Oberhaupt eines fremden 
Staates; 

2) gegen einen bei Seiner Majestät beglaubigten Gesandten 
oder Geschäftsträger (Charg^ d'affaires) eines fremden Staates, 
werden von Amtswegen verfolgt, wenn der fremde Staat, der 
beleidigte Gesandte, beziehungsweise Geschäftsträger das Ver- 
langen auf Einleitung der Strafverfolgung stellen. 

§ 241. 

Wegen einer gegen eine Ehefrau gerichteten Verleumdung 
oder Beleidigung kann auch der Gatte klagbar auftreten. 

Ist die Verleumdung oder Beleidigung gegen das Andenken 
eines Verstorbenen gerichtet, so steht das Recht, die Klage zu 
erheben, den Kindern, Eltern, Geschwistern oder dem Ehe- 
gatten zu. 



^T^^^^ÜHr^' 



234 

§ 242. 
Waren die Verleumdungen und Beleidigungen wechselseitig, 
und ist nur eine Partei klagbar aufgetreten, so kann auch die 
andere, so lange die eingeleitete Strafuntersuchung nicht abge- 
schlossen ist, ihre Klage einbringen, wenn auch die Verjährungs- 
frist schon abgelaufen ist. 

§ 243. 

Strafrechtlich dürfen nicht verfolgt werden Verleumdungen 
und Beleidigungen, welche Parteien oder deren Vertreter vor 
Gericht oder einer anderen Behörde im mündlichen oder schrift- 
lichen Verfahren begehen und welche den der Verhandlung zu 
Grunde gelegten Gegenstand betreffen. 

Diese Bestimmung berührt nicht die bestehenden Gesetze 
und Verordnungen über das Disciplinar- Verfahren gegen Advo- 
caten und Notare, sowie auch nicht die Vorschriften, welche den 
die Verhandlung leitenden Functionär ermächtigen, das unan- 
ständige Benehmen der Parteien vor einer Behörde zu ahnden. 

§ 244. 
Wird der Beschuldigte wegen einer Verleumdung oder öffent- 
lich begangenen Beleidigung (§ 233, Absatz 2) verurtheilt, so 
soll der beleidigten Partei über deren Ansuchen gestattet werden, 
das Urtheil auf Kosten des Schuldigen auf eine Art und binnen 
einer Frist, welche das Gericht bestimmt, kundzumachen. 



XIII. HAUPTSTÜCK. 

Zweikampf. 

§ 245. 
Wer einen Anderen zum Zweikampfe mit tödtlichen Waffen 
herausfordert, sowie Derjenige, welcher sich in Folge der Heraus- 
forderung stellt, macht sich eines Vergehens schuldig und wird 
mit Staatsgefängniss bis zu 6 Monaten bestraft. 

§ 246. 
Eines Vergehens macht sich schuldig und es trifft ihn die- 
selbe Strafe: 
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1. wer die Aufgabe, die Herausforderung zum Zweikampfe 
dem Herausgeforderten mitzutheilen (Cartellträger) übernimmt 
und ausführt; 

2. wer einen Anderen aneifert, eine bestimmte Person zum 
Zweikampfe herauszufordern oder die Herausforderung anzu- 
nehmen ; 

3. wer einem Anderen öffentlich vorwirft oder ihn öffentlich 
verhöhnt, weil er einen Dritten zum Zweikampf nicht heraus- 
gefordert oder weil er eine Herausforderung nicht angenommen hat. 

§ 247. 

Die Partei, welche den Zweikampf vor dessen Beginn frei- 
willig aufgegeben hat, ist nicht zu bestrafen. 

Die Strafbarkeit des Cartellträgers entfällt mit der Straf- 
losigkeit Desjenigen, welcher zum Zweikampfe herausgefordert hat. 

§ 248. 
Hat der Zweikampf in der That stattgefunden, ohne dass 
hiebei welche Partei verwundet worden wäre, machen sich beide 
Theile eines Vergehens schuldig und werden mit Staatsgefängniss 
von 3 Monaten bis zu 3 Jahren bestraft; hat jedoch der Zwei- 
kampf ohne Secundanten stattgefunden, so tritt Staatsgefängniss 
von 3 Monaten bis zu 5 Jahren ein. 

§ 249. 
Wer seinen Gegner im Zweikampfe tödtet, wird wegen Ver- 
brechen des Zweikampfes mit Staatsgefängniss von 1 bis 5 Jahren, 
wer ihn nur verwundet, wird wegen Vergehen mit Staatsgefäng- 
niss von 3 Monaten bis zu 2 Jahren bestraft; hat jedoch der 
Zweikampf ohne Secundanten stattgefunden, so wird der Schuldige 
im ersten Falle mit Staatsgefängniss von 3 bis zu 10 Jahren, 
im zweiten Falle mit Staatsgefängniss von 1 bis zu 5 Jahren 

bestraft. 

§ 250. 

Wer mittelst vorsätzlicher Verletzung der hergebrachten 
oder vereinbarten Regeln des Zweikampfes seinen Gegner tödtet 
oder verwundet, den trifft im ersten Falle die Strafe des Todt- 
schlages, im zweiten aber die für Körperverletzungen bestimmte 
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Strafe, inBofern nach den Bestimmungen dieses Hauptstückes 
keine schwerere Strafe zu verhängen wäre. 

§ 251. 
Secundanten, Aerzte und Zeugen des Zweikampfes sind 
nicht strafbar; im Falle des § 249 jedoch werden jene Secun- 
danteu; welche vorsätzlich gestattet haben, dass die hergebrachten 
oder vereinbarten Regeln des Zweikampfes verletzt werden, als 
Theilnehmer bestraft. 



XIV. HAUPTSTÜCK. 

Verbrechen und Vergehen gegen das Leben. 

§ 252. 
Wer einen Menschen mit überlegtem Vorsatze tödtet, wird 
wegen Verbrechen des Mordes mit dem Tode bestraft. 

§ 253. 

Wer vorsätzlich, jedoch nicht mit Ueberlegung, einen Men- 
schen tödtet, wird wegen Verbrechen des Todtschlages mit 
Zuchthaus von 3 bis zu 15 Jahren bestraft. 

§ 254. 

Der Todtschlag eines Verwandten in aufsteigender Linie 
wird mit lebenslänglichem Zuchthause bestraft. 

§ 255. 

Wer in heftiger Aufregung eine Peirson sofort tödtet, welche 
ihn oder seine Angehörigen (§ 18) herausgefordert, schwer 
beleidigt oder misshandelt hat, macht sich des Vergehens des 
Todtschlages schuldig und wird mit Gefängniss nicht unter 
6 Monaten bestraft. 

In diesem Falle trifft Denjenigen, welcher einen Verwandten 
(§ 254) getödtet hat, Gefängnissstrafe nicht unter 1 Jahr. 



237 

§ 256. 
Wer einen Menschen tödtet, welcher ausdrücklich und ernst- 
lich von ihm verlangt hat, ihm das Leben zu nehmen, wird 
wegen Vergehen mit Gefängniss nicht unter 3 Jahren bestraft. 

§ 257. 
Wer einen Anderen zum Selbstmorde bestimmt oder ihm 
Mittel bietet, dass er sich selbst das Leben nimmt, wird wegen 
Vergehen mit GefUngniss nicht unter 2 Jahren bestraft. 

§ 258. 

Eines Verbrechens macht sich schuldig und wird mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren bestraft, wer einen Andern zur 
Tödtung eines Menschen zu bestimmen sucht, wenn die Tödtung 
nicht versucht wurde, und wenn er die Ausführung nicht ver- 
hinderte. 

Auf dieselbe Strafe ist auch gegen Denjenigen zu erkennen, 
der sich einem Anderen zur Tödtung eines Menschen angeboten hat. 

§ 259. 

Eine Mutter, welche während oder gleich nach der Geburt 
ihr Kind tödtet, zur Tödtung desselben mitwirkt (§ 34, 35) oder 
selbes durch absichtliche Unterlassung des bei der Geburt nöthigen 
Beistandes umkommen lässt, wird wegen Verbrechen des Kindes- 
mordes mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren oder mit Gefängniss 
nicht unter 1 Jahre bestraft. 

Theilnehmer werden nach den Bestimmungen über Mord 
und Todtschlag bestraft. 

§ 260. 
Eine schwangere Frauensperson, welche ihre Frucht abtreibt 
oder im Mutterleibe tödtet, oder erlaabt, dass dies ein Anderer 
thut, wird wegen Verbrechen der Abtreibung der Leibesfrucht, 
wenn sie verehelicht ist, mit Zuchthaus von 2 bis 10 Jahren oder 
mit Gefängniss nicht unter 2 Jahren, wenn sie ledig ist, mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
1 Jahre bestraft. 
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Dieselbe Strafe trifft auch Denjenigen, welcher mit Ein- 
willigung der schwangeren Frauensperson auf irgend welche Weise 
bewerkstelligt, dass ihre Frucht abgetrieben oder im Mutterleibe 
getödtet wird; hat er jedoch dieses Verbrechen gegen Entgelt 
begangen, so tritt Zuchthausstrafe von 3 bis zu 10 Jahren ein, 
und betreibt er dieses Geschäft gewöhnlich, die Zuchthausstrafe 
nicht unter 5 Jahren. 

§ 261. 
Wer ohne Wissen oder Einwilligung der schwangeren 
Frauensperson auf irgend welche Weise bewerkstelligt hat, dass 
ihre Frucht abgetrieben oder im Mutterleibe getödtet worden ist, 
wird wegen Verbrechen mit Zuchthaus von 3 bis zu 15 Jahren 
und wenn die Frauensperson in Folge dessen gestorben ist, mit 
Zuchthaus nicht unter 10 Jahren bestraft. 

§ 262. 

Eltern, welche ihr in Folge jugendlichen Alters, Gebrechlichkeit 
oder Krankheit hilfloses Kind, aussetzen oder derart verlassen, 
dass dasselbe nur durch Zufall gerettet werden kann, werden 
wegen Verbrechen der Kindesaussetzung mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten bestraft. 

Wurde jedoch das Kind hiedurch am Körper schwer verletzt, 
so tritt Zuchthausstrafe bis zu 10 Jahren, und wenn der Tod 
verursacht wurde, Zuchthaus bis zu 15 Jahren oder Gefängniss 
nicht unter 1 Jahre ein. 

§ 263. 
Wer eine Person, welche unter seiner Aufsicht steht, oder 
welche er in Folge gesetzlicher oder contractlicher Bestimmung 
zu erhalten verpflichtet ist, und welche so krank oder gebrechlich 
ist, dass ßie sich nicht helfen kann, verlässt, macht sich eines 
Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss nicht unter 6 Mo- 
naten bestraft; wird aber die verlassene Person am Körper 
schwer verletzt, macht er sich eines Verbrechens schuldig vjxd 
wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren bestraft, und ist sie gestorben, 
mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder mit Geftlngniss nicht unter 
1 Jahre. 
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§ 264. 

Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen ver- 
ursacht, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 3 Jahren 
bestraft. 

Hat er dieses Vergehen in Ausübung seines Berufes, welcher 

ihn zu besonderer Aufmerksamkeit verpflichtete, begangen, so 

wird er mit Gefängniss bis zu 5 Jahren oder an Geld bis zu 

1000 Gulden bestraft. 

§ 265. 

Wegen der in diesem Hauptstöcke angeführten Verbrechen 
sind auch gegen Jene, welche zu einer Gefängnissstrafe verurtheilt 
werden, die Nebenstrafen des Amtsverlustes und der Entziehung 
der politischen Rechte zu erkennen; wegen der in diesem Haupt- 
stücke angeführten Vergehen aber ist Amtsverlust zu verhängen. 



XY. HAUPTSTÜCK. 

Körperterletzung. 

§ 266. 
Wegen Verbrechen der schweren Körperverletzung wird 
mit Zuchthaus bis zu 3 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
1 Jahre bestraft, wer einen Andern misshandelt, am Körper ver- 
letzt oder an seiner Gesundheit derart beschädigt, dass er geistig 
oder körperlich, bestimmt oder aller Wahrscheinlichkeit nach, 
unheilbar erkrankt ist, die Sprache, die Zeugungsfähigkeit, einen 
Sinn oder irgend ein wichtiges Glied des Körpers verloren hat, 
oder dass er ihm die Unbrauchbarkeit eines Sinnes oder irgend 
eines wichtigen Gliedes des Körpers verursacht hat, oder wer 
eine schwangere Frauensperson, ihren Zustand kennend, am 
Körper verletzt, misshandelt oder an ihrer Gesundheit derart 
beschädigt, dass sie ihre Leibesfrucht verloren hat. 

§ 267. 
Wegen Vergehens der bedeutenden Körperverletzung wird 
mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten oder an Geld bis zu 
500 Gulden bestraft, wer einen Andern misshandelt, am Körper 
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verletzt oder an seiner Gesundheit derart beschädigt, dass er 
ihm einen Sinn oder ein wichtiges Glied des Körpers geschwächt 
hat, oder dass er ihm die Sprache dauernd erschwert, oder das 
Geeicht dauernd verunstaltet hat, oder dass er über 20 Tage 
geistig oder körperlich krank oder unfähig war, seinen gewohnten 
Geschäften nachzugehen. 

§ 268. 
Wegen Vergehens der leichten Körperverletzung wird auf 
Grund einer Privatanklage mit Gefängniss bis zu 6 Monaten 
od^r an Geld bis zu 200 fl. bestraft, wer auf eine in den vor- 
hergehenden Paragraphen angeführte Art gegen einen Anderen 
vorgebt, ohne jedoch irgend welche in denselben Paragraphen 
vorgesehene Folgen zu verursachen; ist jedoch die leichte Körper- 
verletzung mit Waffen oder irgend einem gefährlichen Instru- 
mente beigebracht worden, so tritt Geftlngnissstrafe von 2 bis 
zu 6 Monaten ein. 

§ 269. 
Das an Verwandten (§ 255) begangene Verbrechen der 
schweren Körperverletzung wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
bf^straft; aber auch die an Verwandten begangene bedeutende 
Körperverletzung bildet ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus 
bis zu 3 Jahren oder mit GefUngniss nicht unter 1 Jahre bestraft. 

§ 270. 
Wer in heftiger Aufregung allsogleich, eine Person körper- 
lieh verletzt, welche ihn selbst oder seine Angehörigen (§ 18) 
widerrechtlich herausgefordert, schwer beleidigt oder misshandelt 
hat^ wird bestraft: 

1. wenn er eine schwere Körperverletzung an einem Ver- 
wandten begangen hat, mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten, 
in anderen Fällen mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten; 

2. wenn er eine bedeutende Körperverletzung an einem Ver- 
wandten begangen hat, mit Gefkngniss nicht unter 3 Monaten, 
in anderen Fällen mit Gefängniss nicht unter 1 Monate; 

3. wenn er eine leichte Körperverletzung an einem Ver- 
wandten begangen hat, mit Gefängniss von 1 bis zu 6 Monaten, 
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in anderen Pällen^^mit Gefängniss bis zu 8 Tagen oder an Geld 
bis zu 50 fl. 

§ 271. 
Wer einen Anderen in der Absicht, eine von den im § 266 
angeführten Folgen herbeizuführen, misshandelt, körperlich ver- 
letzt oder an seiner Gesundheit beschädigt, wird, wenn eine 
von den erwähnten Folgen eingetreten ist, wegen Verbrechens 
der schweren Körperverletzung mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
oder mit Geftlngniss nicht unter 1 Jahre bestraft. 

§ 272. 
Ist in Folge einer Körperverletzung die misshandelte Person 
gestorben, so wurde ein Verbrechen begangen, und der Schuldige 
wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 1 Jahre bestraft; hat jedoch der Schuldige geradezu beab- 
sichtigt, eine von den im § 266 angeführten Folgen an der ver- 
storbenen Person herbeizuführen, so tritt ^Zuchthausstrafe von 
2 bis 15 Jahren ein. 

§ 273. 
Ist durch eine Schlägerei oder durch einen von mehreren 
Menschen verübten Angriff eine Person schwer oder bedeutend 
(§§ 266, 267) beschädigt worden, sei es in Folge einer einzigen 
oder mehrerer Verletzungen, und es kann nicht festgestellt werden, 
wer von den Mitwirkenden die schweren oder bedeutenden Ver- 
letzungen beigebracht hat. machen sich Alle, welche an der 
Schlägerei oder an dem Angriffe mit der Absicht Andere zu 
misshandeln theilgenommen haben, des Vergehens der Schlägerei 
schuldig, und werden schon wegen der Betheiligung an derselben 
mit Gefängniss bis zu 2 Jahren bestraft; ist aber in Folge dessen 
der Verletzte gestorben, so werden die Mitwirkenden mit Ge- 
fängniss bis zu 3 Jahren bestraft. 

§ 274. 
Wer einem Anderen, um dessen Gesundheit zu schädigen, 
Gift oder andere schädliche Stoffe beibringt, oder gegen ihn 
Gift oder andere schädliche Stoffe gebraucht, wird wegen Ver- 
brechens mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bestraft. 

Taaffer, GeBammelte Wobimeinungen. 16 



^^'^^*^ 



242 

Ist durch die Handlung eine bedeutende Körperverletzung 
verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe von 3 bis zu 10 Jahren 
ein; ist eine schwere Körperverletzung verursacht worden: Zucht- 
hausstrafe von 5 bis zu 15 Jahren, und ist der Tod verursacht 
worden: Zuchthaus nicht unter 10 Jahren. 



§ 275. 

Die durch Fahrlässigkeit zugefügte schwere körperliche Ver- 
letzung wird als Vergehen mit Gefkngniss bis zu 2 Jahren oder 
an Geld bis zu 500 fl. bestraft 

Die durch Fahrlässigkeit zugefügte bedeutende Körperver- 
letzung wird als Vergehen rait Gefllngniss bis zu 1 Jahre oder 
an Geld bis zu 300 fl. bestraft. — War jedoch der Schuldige 
in Folge seines Berufes oder Gewerbes zu besonderer Aufmerk- 
samkeit verpflichtet, so wird er wegen einer schweren körper- 
lichen Verletzung mit Gefängniss bis zu 3 Jahren oder an Geld, 
und wegen einer bedeutenden Körperverletzung mit Gefängniss 
bis zu 2 Jahren oder an Geld bestraft. 

§ 276. 

Der Versuch der bedeutenden und leichten Körperver- 
letzungen ist nicht strafbar. 

§ 277. 

Die Bestimmungen dieses Hauptstückes finden auch auf 
Körperverletzungen Anwendung, welche das Haupt einer Familie, 
der Vorsteher einer Hauscommunion oder eine andere zur Aus- 
übung des häuslichen Züchtigungsrechtes berechtigte Person durch 
Missbrauch dieses Rechtes, den eigenen Kindern, Communions- 
mitgliedern, dem Gesinde, beziehungsweise Jenen, welche ihr zur 
Aufsicht, Obhut, Erziehung, Belehrung in Lehrgegenständen, im 
Gewerbe oder Handwerk anvertraut sind, zugefügt hat. 
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XVI. HAUPTSTÜCK. 

Verbrechen und Vergehen wider die persönliche Freiheit. 

§ 278. 

Wer sich eines Menschen durch List, Drohung oder Gewalt 
bemächtigt, oder ihn in seiner Gewalt zurückhält in der Absicht, 
selben in Sclaverei oder auswärtige Kriegs- oder SchiflFsdienste zu 
bringen, oder ihn im Orte, wo er dem Schutze des Staates ent- 
zogen ist, in rechtswidrige Abhängigkeit zu bringen, macht sich 
des Verbrechens des Menschenraubes schuldig, und wird mit 
Zuchthaus von 3 bis zu 15 Jahren bestraft. 

Derselben Strafe unterliegt, wer sich an dem Handel mit 
Sclaven oder an deren Verfrachtung betheiligt. 

§ 279. 
Wer eine minderjährige Person durch List, Gewalt oder 
Drohung ihren Eltern, dem Vormunde oder der Person, deren 
Aufsicht sie untersteht, entführt, oder wer eine minderjährige 
Person ohne Wissen ihrer Eltern, des Vormundes oder Aufsehers 
in seiner Gewalt zurückhält, ferners wer einen Minderjährigen, 
welcher das 14. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hat, seinen 
Eltern, dem Vormunde oder Aufseher entführt oder ihn in 
seiner Gewalt zurückhält, wird wegen Raubes eines Minder- 
jährigen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss 
nicht unter 6 Monaten bestraft; hat er jedoch die Handlung 
in der Absicht begangen, um den Minderjährigen zum Betteln 
oder zu anderen unsittlichen oder gewinnsüchtigen Zwecken zu 
gebrauchen, so wird er mit Zuchthaus von 2 bis zu 10 Jahren 
bestraft. 

Gegen den Schuldigen kann auch die Polizeiaufsicht ange- 
ordnet werden. 

§ 280. • 

Des Verbrechens der Entflihrung macht sich schuldig 
und wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bestraft, wer eine 
Frauensperson in einer auf Unzucht oder Heirat gerichteten 
Absicht wider ihren Willen durch List, Drohung oder Gewalt 
entführt oder in seiner Gewalt zurückhält. 

16* 
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§ 281. 

Des Vergehens der Entführung macht sich schuldig und 
wird mit Gefilngi^iss bestraft, wer ein minderjähriges und unver- 
ehelichtes Mädchen mit ihrem Willen ihren Eltern oder einer 
mit der Beaufsichtigung desselben betrauten Person in einer auf 
Unzucht oder Heirat gerichteten Absicht entführt, oder in seiner 
Gewalt zurückhält. 

Der Schuldige wird nur auf Antrag der Eltern oder des 
Vormundes des entführten Mädchens verfolgt, 

§ 282. 
Der Schuldige, der das entführte Mädchen heiratet, wird nur 
dann strafrechtlich verfolgt, wenn die Ehe für ungiltig erklärt 
worden ist und in diesem Falle beginnt die im § 104 fest- 
gesetzte Frist zur Antragstellung mit dem Tage, an welchem 
dem Antragsberechtigten die Ungiltigkeitserklärung der Ehe 
bekannt geworden ist. 

§ 283. 

Wer einen Menschen widerrechtlich gefangen nimmt, gefan- 
gen nehmen lässt, gefangen hält oder ihm auf andere Weise die 
persönliche Freiheit entzieht; wer ferner, sobald ihm dies mög- 
lich ist, der Behörde nicht anzeigt, dass er einen Menschen ge- 
fangen genommen hat, von welchem er mit Grund annehmen 
konnte, dass ihn die Sicherheitsbehörde in Gewahrsam genommen 
hätte, wird wegen Vergehen der Verletzung der persönlichen 
Freiheit mit Geftlngniss bestraft; wenn aber die Entziehung der 
Freiheit über eine Woche gedauert hat, mit Gefängniss nicht 
unter 1 Monat. 

Hat die Freiheitsentziehung über 3 Monate gedauert, oder ist 
ihm durch die Handlung, mit welcher er der Freiheit beraubt 
wurde, oder durch die Art, wie er während der Gefangennahme 
behandelt wurde, eine schwere Körperverletzung zugefügt worden, 
so ist gegen den Schuldigen wegen Verbrechen der Verletzung 
der persönlichen Freiheit, Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder 
Gefängniss nicht unter 6 Monaten zu verhängen; wurde jedoch 
auf eine von den erwähnten Arten der Tod der der Freiheit 
beraubten Person verursacht, so trifft den Schuldigen Zuchthaus- 
strafe bis zu 10 Jahren oder Gefängnissstrafe nicht unter 1 Jahre. 
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§ 284. 
Wer einen Anderen mit einem Verbrechen oder Vergehen 
unter Umständen bedroht, welche geeignet sind, in dem Letzeren 
die Besorgniss vor der Ausführung der Drohung hervorzurufen, 
v^rird wegen Vergehen der gefährlichen Drohung mit GefUngniss 
bis zu 6 Monaten bestraft. 

§ 285. 
Wegen der in diesem Hauptstücke angeführten Verbrechen 
ist neben der Gefängnissstrafe auch auf die Nebenstrafe des 
Amtsverlustes zu erkennen. 



XYII. HAUPTSTÜCK, 

Diebstahl und Unterschlagung. 

§ 286. 
Wer eine fremde bewegliche Sache einem Anderen in der 
Absicht wegnimmt, dieselbe sich rechtswidrig zuzueignen, macht 
sich eines Diebstahles schuldig. 

§ 287. 
Ohne Rücksicht auf den Werth der gestohlenen Sache ist 
der Diebstahl ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus bis zu 
10 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten bestraft: 

1. wenn er in einem zum Gottesdienste bestimmten Orte an 
Gegenständen verübt wird, welche dem Gottesdienste, frommen 
oder wohlthätigen Zwecken gewidmet sind; 

2. wenn der Dieb oder einer seiner Gehilfen sich be- 
waffnet hat; 

3. wenn zu dem Diebstahle Mehrere mitwirkten, welche sich 
zur fortgesetzten Begehung von Raub oder Diebstahl vereinigten. 

§ 288. 
Der Diebstahl eines den Werth von 25 Gulden übersteigenden 
Gegenstandes bildet ein Verbrechen und wird mit der im vor- 
hergehenden Paragraph bestimmten Strafe geahndet, wenn er 
begangen wurde: 
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1. während einer Ueberschwemmung, Feuersgefahr, Schiflf- 
bruch, Schlacht oder einefr anderen öflfentlichen Bedrängniss; 

2. in einem zum Wohnen bestimmten Gebäude, in dessen 
Zagehör, auf einem Schiffe oder in umschlossenen Räumen, 
in welches der Dieb mittelst Einbruch, Einsteigen, heimlich oder 
auf andere ungewöhnliche Art eingedrungen ist; 

3. mitteißt Anwendung falscher, unterschlagener oder ge- 
stohlener Schlüssel oder anderer Werkzeuge, welche in der 
Regel zum OeflFnen nicht dienen oder mit Zertrümmerung der 
Stihlösser, Vorlegschlösser oder anderer zum Verschlusse be- 
stimmten Vorrichtungen; 

4. auf dem Markte an Gegenständen, welche zum Verkaufe 
aaagestellt sind; 

5. an Gegenständen, welche nicht gehütet werden können, 
oder welche der herrschenden Gepflogenheit gemäss nicht 
genügend bewacht werden, wie: Heu auf der Wiese, Feld- und 
Gartenfrüchte, Bienenkörbe, Vieh auf der Weide, Holz, land- 
wirthschaftliche Geräthe auf dem Felde u. s. w.; 

6. vom Dienstboten an seinem Dienstherrn oder dessen 
Hausgenossen; 

7. an Personen, welche mit dem Diebe im gemeinschaft- 
lichen Haushalte leben. 

§ 289. 
In den Fällen des vorhergehenden Paragraphs ist der Dieb- 
stahl eines den Werth von 25 Gulden nicht übersteigenden 
Gegenstandes ein Vergehen, und wird mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre bestraft. 

§ 290. 
Ein Diebstahl, welcher nicht unter jenen Umständen began- 
gen wurde, welche in den §§ 287 und 288 vorgesehen sind, ist 
ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder 
Gefängniss nicht unter 14 Tagen bestraft, wenn der gestohlene 
Gegenstand den Werth von 50 Gulden übersteigt; wenn aber 
die gestohlene Sache den Werth von 1000 Gulden übersteigt, 
ao ist auf Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder auf Gefängniss nicht 
unter 3 Monaten zu erkennen. 



247 

§ 291. 
Ein Diebstahl, welcher nicht unter den in den §§ 287 und 
288 vorgesehenen Verhältnissen begangen wurde, ist ein Ver- 
gehen und wird mit Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft, wenn 
der gestohlene Gegenstand den Werth von 50 Gulden nicht 
übersteigt. 

§ 292. 

Wenn der des Diebstahls Schuldige bereits einmal oder 
öfters in diesen Königreichen wegen Diebstahl, Unterschlagung, 
Raub oder Erpressung bestraft worden war, kann auf das Dop- 
pelte der schwersten Strafe (§§ 83, 37), welche er abgebüsst 
hat, erkannt werden; Zuchthausstrafe über 10 Jahre darf jedoch 
nicht verhängt werden, ausser für den Fall, dass er bereits 
dreimal oder öfter bestraft worden war, aber auch in diesem 
Falle nicht über 15 Jahre. 

Diese Bestimmung ist nicht in Anwendung zu bringen, 
wenn 10 Jahre verflossen sind, seitdem der Schuldige die letzte 
Strafe wegen einer von den erwähnten Handlungen abge- 
büsst hat. 

§ 293. 

Wer sich eine fremde, bewegliche, in seinem Gewahrsam 
befindliche Sache rechtswidrig zueignet, macht sich einer Unter- 
schlagung schuldig. 

Die Unterschlagung einer den Werth von 100 Gulden über- 
steigenden Sache bildet ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren oder mit Ge&ngniss bestraft. 

Ist die Sache nicht mehr als 100 Gulden wei'th, so ist die 
Unterschlagung ein Vergehen und wird mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre bestraft. 

Die Bestimmungen des § 292 sind anzuwenden, wenn der 
der Unterschlagung Schuldige bereits wegen Unterschlagung, 
Diebstahl; Raub oder Erpressung verurtheilt war. 

§ 294. 

Hat der Schuldige die Sache, welche er unterschlagen hat, 

geiunden, so ist niemals auf Zuchthaus zu erkennen; wenn aber 

die gefundene und unterschlagene Sache nicht 100 Gulden werth 

war, kann auch nur Geldstrafe bis zu 300 Gulden verhängt werden. 
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§ 295. 
Gegen den eines Diebstahls Schuldigen, welcher bereits 
einmal wegen Diebstahl, Unterschlagung, Raub oder Erpres- 
sung verurtheilt war, sowie gegen Denjenigen, welcher das erste 
M^l wegen Diebstahl zum Zuchthause und zum Ge&ngnisse 
über 6 Monate verurtheilt ist, kann die Polizeiaufsicht ange- 
ordnet werden, 

§ 296. 

In den Diebstahls- und UnterschlagungsftlUen sind auch 
gegen die zum Gefängnisse Verurtheilten die Nebenstrafen des 
Amtsverlustes und der Entziehung der politischen Rechte zu 
verhängen. 

§ 297, 

Der Werth einer gestohlenen oder unterschlagenen Sache 
wird nach jenem Werthe bestimmt; welchen die Sache zur Zeit 
der Aneignung im gewöhnlichen Leben beim Kauf oder Ver- 
kauf hatte. 

§ 298. 

Diebstähle und Unterschlagungen werden nur in Folge von 
Privatklagen verfolgt, wenn sie begangen werden: 

1. unter Ehegatten, Verwandten in auf- und absteigender 
Linie, Geschwistern und anderen in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Verwandten und Verschwägerten; 

2. unter Mitgliedern der Hauscommunion; 

3. von Minderjährigen an ihren Vormündern oder Erziehern. 
In diesen Fällen darf niemals auf Zuchthaus erkannt 

werden. 

XYIII. HAUPTSTÜCK. 

Raub und Erpressung, 

§ 299. 
Wer mit Gewalt gegen eine Person oder mit der Drohung 
(§ 284) einer allsogleich anzuwendenden Gewalt, einem Ändern 
eine fremde bewegliche Sache in der Absicht wegnimmt, sich 
dieselbe rechtswidrig zuzueignen, macht sich des Raubes 
schuldig. 
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§ 300. 
Als Räuber wird auch der Dieb bestraft, welcher beim 
Diebstahle ertappt, um den Diebstahl zu vollführen oder um 
sich im Besitze der gestohlenen Sache zu erhalten, Gewalt an- 
wendet oder Gewalt unmittelbar anzuwenden androht. 

§ 301. 
Als Räuber wird bestraft, wer, um einen Diebstahl auszu- 
führen, einen Andern der Besinnung beraubt oder ihn in einen 
Zustand versetzt, dass er sich nicht widersetzen kann. 

§ 302. 
Die Strafen des Raubes sind: 

1. der Tod, wenn beim Raube ein Todtschlag begangen 
wurde; 

2. lebenslängliches Zuchthaus, wenn beim Raube ein Mensch 
derart misshandelt wurde, dass er in Folge dessen gestorben ist; 

3. Zuchthaus von 5 bis 20 Jahren, wenn der Raub durch 
mehrere Personen begangen wurde, die sich vereinigten, zum 
Zwecke, um Raubanfälle oder Diebstähle zu begehen; 

4. Zuchthaus von 5 bis 15 Jahren, wenn beim Raube ein 
Mensch schwer oder erheblich verletzt wurde; 

5. Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder GefUngniss nicht unter 
1 Jahre in anderen Fällen. 

§ 303. 

Ist der Schuldige bereits ein- oder mehrere Male wegen 
Diebstahl, Raub oder Erpressung in diesen Königreichen bestraft 
worden, so ist immer auf Zuchthaus zu erkennen und kann die 
längste bereits verbüsste Strafe verdoppelt werden, darf jedoch 
— den Fall des § 302, Absatz 2, ausgenommen — niemals länger 
als 20 Jahre dauern. 

Diese Bestimmung ist jedoch nicht anzuwenden, wenn 
10 Jahre verflossen sind, seit der Schuldige die letzte Strafe 
wegen einer von den erwähnten Handlungen verbüsst hat. 

§ 304. 
Wer, um sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Nutzen zu verschaffen, durch Anwendung oder Androhung von 
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Gewalt (§ 284) einen Andern zu einer Handlung, Unterlassung 
oder Duldung zwingt, macht sich, insoweit er hiedurch keine 
schwerer zu bestrafende Handlung begangen hat, des Vergehens 
der Erpressung schuldig und wird mit GefUngniss nicht unter 
1 Monat bestraft. 

§ 305. 

Des Vergehens der Erpressung macht sich schuldig und 
wird nebst der im § 304 festgesetzten Freiheitsstrafe auch an 
Geld bestraft, wer, um sich oder einem Dritten einen rechts- 
widrigen Nutzen zu verschaffen, einen Andern bedroht, dass er 
ihn durch ein Druckwerk verleumden oder beleidigen werde. 

§ 306. 

Die Erpressung ist ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren bestraft, wenn der Schuldige mit Mord, 
körperlicher Verletzung, falscher Anschuldigung, falscher Zeugeh- 
aussage oder mit Vermögensbeschädigung gedroht hat. 

§ 307. 
Gegen die wegen Raub Verurtheilten, sowie gegen die 
wegen Erpressung zum Zuchthause Verurtheilten, kann die 
Polizeiaufsicht angeordnet werden. 

§ 308. 
In den Fällen des Raubes ist auf die Nebenstrafen des 
Amtsverlustes und der Entziehung der politischen Rechte auch 
gegen die zur Gefängnissstrafe Verurtheilten zu erkennen; in 
den Fällen der Erpressung jedoch gegen die zur Geßlngniss- 
strafe Verurtheilten nur dann, wenn die Erpressung durch die 
Drohung begangen wurde, dass der Betreffende in Druckwerken 
verleumdet oder beleidigt werden würde. 
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XIX. HAUPTSTÜCK. 

Begünstigung und Hehlerei. 

§ 309. 

Wer dem Thäter oder Theilnehmer einea Verbrechens oder 
Vergehens behilflich ist, sich der Strafverfolgung oder der Strafe 
zu entziehen oder sich den erworbenen Vortheil zu sichern, 
macht sich, wenn er eine Beihilfe nicht versprochen hat, oder 
wenn er mit dem Thäter oder Theilnehmer vor Ausführung der 
strafbaren Handlung eine Vereinbarung nicht getroflfen hat, des 
Vergehens der Begünstigung schuldig und wird mit Gefängniss 
bis zu 3 Jahren, jedoch stets gelinder als der Begünstigte 
bestraft. 

Die Begünstigung ist nicht strafbar, wenn sie zu Gunsten 
der Verwandten, Verschwägerten und der im § 18 angeführten 
Personen begangen wird. 

§ 310. 
Wer um seines Vortheils willen, Sachen, von denen er 
weiss, dass sie durch eine strafbare Handlung erworben sind, 
ankauft, umtauscht, als Pfand annimmt, oder verheimlicht, oder 
wer um seines Vortheils Willen eine im vorgehenden Paragraph 
besprochene strafbare Handlung begeht, macht sich der Hehlerei 
schuldig. 

§ 311. 

Die Hehlerei ist ein Verbrechen und wird bestraft: 

1. mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss 
nicht unter 6 Monaten, wenn, sie die Verbrechen des Diebstahls, 
der Unterschlagung, des Raubes oder der Erpressung betrifft; 

2. mit Zuchthaus von 2 bis zu 5 Jahren, wenn der Schul- 
dige die Hehlerei gewerbsmässig betreibt. 

§ 312. 
Die Hehlerei ist ein Vergehen und wird mit Gefängniss 
bestraft, wenn dieselbe das Vergehen des Diebstahls oder der 
Unterschlagung betrifft. 
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§ 313. 

Ist der Schuldige bereits ein- oder zweimal wegen Hehlerei, 
Diebstahl; Raub oder Erpressung in diesen Königreichen bestraft 
worden^ so kann bis zum doppelten Ausmaasse der schwersten 
Strafe, welche er schon verbtisst hat, jedoch niemals auf Zucht- 
haus über 10 Jahre erkannt werden. 

War jedoch der Schuldige bereits dreimal wegen einer der 
oberwähnten Handlungen in diesen Königreichen bestraft, so 
musö ohne Rücksicht auf die Art der verbüssten Strafe, Zucht- 
haus von 2 bis 10 zu Jahren verhängt werden. 

Die Bestimmungen dieses Paragraphs sind jedoch nicht an- 
zuwenden, wenn 10 Jahre verflossen sind, seit der Schuldige 
die letzte Strafe wegen einer von den erwähnten strafbaren 
Handlungen verbtisst hat. 

§ 314. 

Neben der Verurtheilung wegen Hehlerei kann gegen den 
Schuldigen die Polizeiaufsicht angeordnet werden. 

§ 315. 
In den Fällen der Hehlerei sind auch gegen die auf Geftlng- 
nissatrafe Verurtheilten die Nebenstrafen des Amtsverlustes und 
der Entziehung der politischen Rechte zu verhängen; in den 
Fällen der Begünstigung aber ist nur auf die Nebenstrafe des 
Amts Verlustes zu erkennen, wenn das Urtheil auf eine mehr als 
6 monatliche Qeföngnissstrafe lautet. 



XX. HAUPTSTÜCK, 

Betrug und Untreue. 

§ 316. 
Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen wider- 
rechtlichen Vermögensvortheil zu verschaflfen. Jemanden durch 
listige Vorspiegelungen in Irrthum ftihrt oder im Irrthum unter- 
hält und hiedurch einem Anderen an seinem Vermögen Schaden 
zufügt, macht sich des Betruges schuldig. 
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§ 317. 

Der Betrug ist ein Vergehen und wird mit Gefängniss bis 
zu 6 Monaten und an Geld bis zu 200 fl. bestraft; wenn der 
zugefügte Schaden nicht 50 fl. tibersteigt. 

In allen übrigen Fällen ist der Betrug ein Verbrechen und 
wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 1 Monate bestraft; beträgt jedoch der Schaden mehr als 
1000 fl.; so tritt Zuchthausstrafe bis zu 10 Jahren oder Gefängniss 
nicht unter 3 Monaten ein. In beiden Fällen ist auch Geldstrafe 
zu verhängen. 

§ 318. 
Mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder mit Gefilngniss nicht 
unter 3 Monaten und an Geld wird wegen Verbrechen des 
Betruges bestraft, wer in der Absicht, sich oder einem Anderen 
einen widerrechtlichen Vermögensvortheil zu verschaflFen, eine 
gegen Feuersgefahr versicherte Sache in Brand setzt, oder ein 
Schiff, welches als solches oder in seiner Ladung oder in seinem 
Frachtlohn versichert ist, stranden oder sinken macht, oder wer 
eine versicherte Sache auf welch anderer Art . immer vernichtet 
oder zerstört. 

§ 319. 

Wenn der Schuldige, wegen Betrug ein oder mehrere Male 
in diesen Königreichen bestraft war, so kann auf das Doppelte 
der schwersten schon verbüssten Strafe, jedoch niemals auf Zucht- 
haus von mehr als 10 Jahren erkannt werden. 

Diese Bestimmung ist nicht anzuwenden, wenn 10 Jahre 
verflossen sind, seitdem der Schuldige die letzte Strafe wegen 
Betruges verbüsst hat. 

§ 320. 
Neben der Freiheitsstrafe kann der Schuldige bei voll- 
brachtem Betrüge auch mit einer Geldstrafe bis zum doppelten 
Betrage des zugefügten Schadens bestraft werden. 

§ 321. 
Die Bestimmungen der §§ 297 und 298 finden auch beim 
Betrüge Anwendung. 
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§ 322. 

Wer ohne die Absicht, sich oder einem Dritten einen wider- 
rechtlichen Vermögensvortheil zu verschaflFen, in arglistiger Weise 
einen Irrthum hervorruft oder unterhält und hiedurch einem 
Anderen an seinem Vermögen Schaden zufügt, wird wegen Ver- 
gehen des Betruges mit GefUngniss bis zu 6 Monaten, und wenn 
der Schaden 500 fl. übersteigt, mit Gefängniss bis zu 2 Jahren 
bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, und findet im Falle 
eines Versuches nicht statt. 

§ 323. 

Wer ein fremdes, seiner Verwaltung oder Aufsicht anver- 
trautes Vermögen schädigt, macht sich der Untreue schuldig. 

Die Untreue ist ein Verbrechen und wird mit Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 1 Jahre und 
an Geld bestraft, wenn der Schuldige um seines Vortheiles willen 
den Schaden zugefügt hat. 

In anderen Fällen ist die Untreue ein Vergehen und wird 
mit Gefängniss oder an Geld bestraft. 

Die Verfolgung tritt auf Antrag der beschädigten Person 
ein. Die Untreue eines öffentlichen Beamten (§ 142), eines Vor- 
mundes, Curators, Concursmassa -Verwalters, Sequesters, eines 
Mitgliedes der Direction oder des Aufsichtsrathes einer Actien- 
gesellschaft, einer Hauscommunion oder einer Person, welche 
behördlich mit der Verwaltung oder mit der Beaufsichtigung der 
Verwaltung eines fremden Vermögens betraut oder dazu ermäch- 
tigt ist, wenn sie in einer von den erwähnten Eigenschaften 
begangen wurde, wird aber von Amtswegen verfolgt. 

§ 324. 
Gegen die wegen Betrug zur Strafe des Gefängnisses Ver- 
urtheilten, ist die Neben strafe des Amts Verlustes und der Ent- 
ziehung der politischen Rechte, gegen die wegen Untreue Ver- 
lirtheilten aber nur die Nebenstrafe des Amtsverlustes zu ver- 
hängen. 
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XXI. HAUPTSTUCK. 

Urkundenfälschung. 

§ 325. 
Wegen Vergehen der Verfälschung einer öffentlichen Urkunde 
wird mit Gefängniss bestraft, wer eine in- oder ausländische 
falsche öffentliche Urkunde verfertigt, oder den Inhalt öiner in- 
oder ausländischen echten öffentlichen Urkunde verfälscht, wenn 
er durch die Verfälschung das Recht eines Anderen verletzt hat, 
oder verletzen konnte. 

§ 326. 
Wer eine im vorigen Paragraph bezeichnete Handlung in der 
Absicht begeht, um sich oder einem Anderen einen rechtswidrigen 
Vermögensvortheil zu verschaffen, oder um Jemanden in seinem 
Vermögen zu schädigen, macht sich des Verbrechens der Verfäl- 
schung einer öffentlichen Urkunde schuldig, und wird mit Zucht- 
haus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten 
und an Geld bestraft; wenn aber der zugefügte oder beabsichtigte 
Schaden 1000 fl. übersteigt, so tritt Zuchthaus bis zu 10 Jahren 
oder Gefängnis» nicht unter 6 Monaten und Geldstrafe ein. 

§ 327. 

Wer eine zur Aufnahme öffentlicher Urkunden oder zur 
Führung öffentlicher Bücher oder Register bevollmächtigte Person 
in Irrthum führt oder in Irrthum erhält und hiedurch erzielt, 
dass in einer öffentlichen Urkunde oder in einem öffentlichen 
Buche oder in einem Register eine Unwahrheit authentisirt wird, 
welche auf Rechte oder Rechtsverhältnisse Anderer schädlich 
eingewirkt hat oder einwirken konnte, wird wegen Vergehen mit 
Gefängniss bis zu 1 Jahre bestraft. 

Wer jedoch diese Handlung in der Absicht begeht, sich oder 
einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu ver- 
schaffen oder Jemanden an seinem Vermögen zu schädigen, wird 
wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit 
GeiUngniss nicht unter einem Monate und an Geld bestraft. 
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§ 328. 
Die im vorigen Paragraph bestimmten Strafen treffen auch 
Denjenigen, welcher m der Absicht, einen Anderen in Irrthum 
zu fuhren oder hierin zu erhalten, eine auf die im vorhergehenden 
Paragraph angeführte Weise erlangte Authentisirung benutzt. 

§ 329. 
Wer in der Absicht, einen Anderen in Irrthum zu führen 
oder in Irrthum zu erhalten, von einer falschen oder verfälschten 
Privaturkunde, welche zum Beweise von Rechten oder Rechts- 
verhältnissen wichtig ist, Gebrauch macht, begeht das Vergehen 
der Fälschung einer Privaturkunde und wird mit Oefängniss bis 
lu 6 Monaten bestraft. 

§ 330. 

Wenn Jemand in der Absicht, sich oder einem Anderen 
einen widerrechtlichen Vermögensvortheil zu verschaffen oder 
einen Anderen in seinem Vermögen zu schädigen, von einer 
falschen oder verfälschten Privaturkunde Gebrauch macht, wird 
bestraft : 

1. wegen Vergehen der Verfälschung einer Privaturkunde 
mit Gef^ngniss bis zu 6 Monaten und an Geld bis zu 200 fl., 
wenn der durch den Gebrauch der falschen oder verßllschten 
Urkunde zugefügte oder beabsichtigte Schaden 50 fl. nicht über- 
steigt ; 

3, wegen Verbrechen der Verfälschung einer Privaturkunde 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefkngniss nicht unter 
3 Monaten und an Geld bis zu 2000 fl., wenn der zugefügte 
oder beabsichtigte Schaden 50 fl. übersteigt; den Schuldigen trifft 
Zuchthausstrafe bis zu 10 Jahren und Geldstrafe, oder Gefäng- 
n isastrafe nicht unter 6 Monaten und Geldstrafe, wenn der zu- 
gefügte oder beabsichtigte Schaden 1000 fl. übersteigt. 

§ 331. 
Mit der gefälschten Urkunde wird gleichgeachtet auch ein 
weisses Papier, welches mit der Unterschrift eines Anderen ver- 
gehen war, wenn Jemand darauf einen Inhalt setzt, welchem der 
Uiiterfertiger nicht zugestimmt hat. 
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§ 332. 

Mit Gefängniss bis zu 2 Jahren wird wegen Vergehen bestraft, 
wer in der Absicht, ein fremdes Recht zu verletzen, eine Urkunde, 
welche ihm überhaupt nicht, oder nicht ausschliesslich gehört, 
vernichtet, unterdrückt oder beschädigt. 

Wird die Handlung in der Absicht begangen, dass der 
Schuldige sich selbst oder einem Anderen einen widerrechtlichen 
Vermögensvortheil verschaffe, so ist neben der Freiheitsstrafe auch 
Geldstrafe zu verhängen. 

§ 333. 
Mit Gefängniss und an Geld bis zu 200 fl. wird wegen Ver- 
gehen bestraft, wer in der Absicht, einem Anderen einen Schaden 
zuzufügen, Grenzsteine oder zur Bezeichnung von Grenzen dienende 
Merkmale wegnimmt, vernichtet oder verrückt, wenn dieselben 
im Einvernehmen der Interessenten oder mit Vermittlung der 
Behörden gesetzt wurden. 

§ 334. 
Ein Arzt, welcher über den Gesundheitszustand einer Person 
ein falsches Zeugniss ausstellt, wissend, dass es bei einer Behörde 
oder bei einer Versicherungsanstalt gebraucht werden soll, macht 
sich eines Vergehens schuldig und wird mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre und an Geld bis zu 200 fl. bestraft. 

§ 335. 
Dieselbe Strafe trifft Denjenigen, welcher ohne Arzt zu sein, 
sich diese Eigenschaft fälschlich beilegt, und in dieser Eigenschaft 
oder im Namen eines anderen wirklichen Arztes oder unter 
erdichtetem Namen zu dem im vorhergehenden Paragraph 
bezeichneten Zwecke über den Gesundheitszustand einer Person 
ein Zeugniss ausstellt. 

§ 336. 
Wer mit der Absicht, um eine Behörde oder eine Versicherungs- 
anstalt in Irrthum zu führen, von den in den §§ 334 und 335 
bezeichneten Zeugnissen Gebrauch macht, wird wegen Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und an Geld bestraft. 

T a n f f e r , Qeiammelte Wohlmelnnn gen. 1 7 
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§ 337. 
Wer vom Staate ausgegebene Stempel, Poststempel oder 
andere zur Einhebung von Steuern bestimmte Marken, Siegel 
oder Stempelabdrücke, ferner wer staatliche oder behördliche 
Zeichen, welche zum Nachweise des Gehaltes von Hohlgefössen 
oder der Eigenschaft oder des Feingehaltes von Edelmetallen 
dienen, nachahmt oder verfillscht, desgleichen wer solche Stempel- 
marken, Postmarken, Marken, Siegel oder Stempelabdrticke 
wissentlich in Verkehr bringt oder dieselben nach Entfernung 
der ihre Werthlosigkeit ersichtlich machenden Zeichen nochmals 
benutzt, macht sich des Vergehens der Stempelverfälschung schuldig 
und wird mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und an Geld bis zu 
1000 fl. bestraft, insofern wegen des zugefügten oder versuchten 
Schadens keine schwerer zu bestrafende Handlung vorliegt (§ 317). 

§ 338. 

Auch gegen Jene, welche wegen der in diesem Hauptstücke 
angeführten strafbaren Handlungen zur Gefängnissstrafe verurtheilt 
werden, sind die Nebenstrafen des Amts Verlustes und der Ent- 
ziehung der politischen Rechte zu verhängen. 



XXII. HAUPTSTÜCK. 

Strafbare Benachtheiligung der Gläubiger und Bankerott. 

§ 339. 

Wer bei einer ihm bevorstehenden Zwangsvollstreckung, in 
der Absicht, die Befriedigung seines Gläubigers zu vereiteln, 
irgend etwas von seinem Vermögen verheimlicht, bei Seite schafft, 
veräussert, beschädigt oder vernichtet, oder Schulden und Rechts- 
geschäfte erdichtet, wird wegen Vergehen der Benachtheiligung 
der Gläubiger mit Gefilngniss bis zu 3 Jahren bestraft. 

Die Strafverfolgung erfolgt nur über Antrag des Gläubigers. 

§ 340. 
Das Verbrechen des betrügerischen Bankerottes begeht ein 
in Concurs gerathener Schuldner, der in der Absicht, seine 
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Gläubiger zu schädigen, entweder vor dem bevorstehenden Con- 
curs oder nach Eröffnung desselben: 

1. etwas von seinem Vermögen verheimlicht, bei Seite schafft, 
unter dem Werthe veräussert, verschenkt, eine ihm gegen einen 
Anderen zustehende Forderung erlässt, oder eine erdichtete Schuld 
begleicht; 

2. ganz oder theilweise erdichtete Schulden oder Verpflich- 
tungen anerkennt; 

3. einen oder mehrere Gläubiger befriedigt oder sicherstellt. 
Die Strafe des betrügerischen Bankerottes ist Zuchthaus bis 

zu 5 Jahren oder Gefängniss nicht unter 3 Jahren. 

§ 341. 
Wegen Vergehen des fahrlässigen Bankerottes wird mit 
Gefängniss bis zu 2 Jahren ein in Concurs gerathener Schuldner 
bestraft: 

1. welcher seine Zahlungsunfähigkeit durch Verschwendung, 
leichtfertige Geschäftsführung, durch Börsenspiel oder durch 
gewagte Geschäfte welche in seinen regelmässigen Geschäfts- 
betrieb nicht gehören, herbeigeführt hat; 

2. welcher Handelsbücher, zu deren Führung er verpflichtet 
war, nicht geführt hat, oder welcher die Bücher vernichtet, ver- 
heimlicht oder so unordentlich geführt hat, dass aus denselben 
sein wahrer Vennögensstand nicht ermittelt werden kann; 

3. welcher es unterlassen hat, die jährliche Bilanz seines 
Vermögens zu ziehen, obgleich er als Handelsmann hiezu ver- 
pflichtet war; 

4. welcher zu einer Zeit, wo ihm seine Zahlungsunfähigkeit 
bekannt sein musste, neue Schulden gemacht oder den Concurs 
rechtzeitig anzumelden unterlassen und hiedurch ermöglicht hat, 
dass sich einzelne Gläubiger zum Nachtheile der üebrigen zahl- 
haft gemacht oder sichergestellt haben. 

§ 342. 

Wird über das Vermögen einer Handelsgesellschaft oder 

einer anderen Genossenschaft der Concurs eröffnet, so sind ip 

den Fällen der §§ 340 und 341 mit den in diesen Paragraphen 

bestimmten Strafen jene Personen zu bestrafen, welchen die Ver- 

17* 
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waltung des Vereinsvermögens oblag und welche die strafbare 
Handlung begangen haben. 

§ 343. 

Die Bestimmungen der §§ 340 bis 342 sind auch dann anzu- 
wenden, wenn nach der Entscheidung des Gerichtes die Eröffnung 
des Concurses deshalb nicht erfolgt, weil nur ein einziger Gläu- 
biger vorhanden oder weil das Vermögen so unbedeutend ist, 
dass es die Kosten der Concursverhandlung nicht aufbringen 
würde. 

§ 344. 

Auch gegen die wegen betrügerischen Bankerott zur Ge- 
fängnissstrafe Verurtheilten ist die Entziehung der politischen 
Rechte und Amtsverlust, gegen die wegen fahrlässigen Ban- 
kerottes Verurtheilten jedoch nur Amtsverlust zu verhängen. 



XXIII. HAUPTSTÜCK. 

Strafbarer Eigennutz und Verletzung fremder Geheimnisse. 

§ 345. 

Wer um einen übermässigen Vermögensvortheil zu erreichen, 
Jemandem ein Darlehen oder auf irgend eine andere Art Credit 
gewährt, von dem er weiss, dass er wegen der Noth, mit welcher 
er kämpft, wegen Verstandesschwäche, Unerfahrenheit, Leicht- 
sinn oder Gemüthsaufregung nicht im Stande ist die Verderb- 
lichkeit der Bedingungen unter denen er ihm ein Darlehen oder 
auf irgend eine andere Art Credit gewährt zu erkennen, wird 
wegen Vergehen der Wucherei mit Gefängniss bis zu 6 Monaten 
und an Geld nicht unter 50 fl. bestraft. 

Der Schuldige, welcher wegen einer solchen Handlung 
bereits einmal bestraft worden war, oder welcher solche Geschäfte 
gewerbsmässig betreibt, wird mit Gefängniss von einer Woche 
bis zu 2 Jahren bestraft; wurde er aber wegen einer solchen 
Handlung bereits dreimal bestraft, so ist gegen ihn nebst der 
erwähnten Freiheits- und Geldstrafe die Ausweisung aus dem 
Orte wo er solche Geschäfte betreibt, zu verhängen und er unter 
Polizeiaufsicht zu stellen. 
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§ 346. 

Dieselbe Strafe trifft wegen , Vergehen des Wuchers Den- 
jenigen, welcher Forderungen im eigenen Namen einklagt oder 
zwangsweise eintreibt, von denen er weiss, dass sie auf eine 
von dem im vorhergehenden Paragraph angeführten Arten ent- 
standen sind. 

Im Falle dieses Paragraphs, sowie im Falle des § 345 sind 
gegen den Schuldigen die Nebenstrafen des Amtsverlustes und 
der Entziehung der politischen Rechte zu verhängen- 

§ 347. 

In den Fällen der §§ 345 und 346 hat das Strafgericht aus- 
zusprechen, dass das Geschäft, wegen welchen der Schuldige 
verurtheilt wurde, nichtig ist; mit demselben Urtheile hat jedoch 
das Strafgericht dem Schuldigen eine angemessene Entschädigung 
zuzusprechen. 

Wenn die Ergebnisse des Strafverfahrens nicht genügend 
sind, dass auf Grund derselben der Strafrichter eine angemessene 
Entschädigung zusprechen könnte, so ist der Schuldige auf den 
Weg des ordentlichen Civilverfahrens zu verweisen, in welchem 
der Civilrichter den Geklagten zur Erfüllung der Bedingungen, 
wegen welchen der Strafrichter die Nichtigkeit des Geschäftes 
ausgesprochen hat, nicht verhalten darf, sondern nach seiner 
freien Ueberzeugung und nach Prüfung aller Umstände dem 
Kläger eine angemessene Entschädigung zu bemessen hat. 

§ 348. 

Wer in der Absicht, sich oder einem Änderen einen Ver- 
mögensvortheil zu verschaffen, den Leichtsinn oder die Uner- 
fahrenheit eines Minderjährigen dazu missbrauchtj dass ihm der 
Minderjährige, gleichviel in welcher Form, die Zahlung einer 
Geldsumme oder die Erfüllung vermögensrechtlicher Verpflich- 
tungen verspricht oder sicherstellt, wird wegen Vergehen mit 
Gefängniss bis zu 6 Monaten, neben welchem auch eine Geld- 
strafe verhängt werden kann, bestraft. 

Dieselbe Strafe trifft auch Denjenigen, welcher sich eine 
Forderung, von welcher er weiss, dass sie auf die angegebene 
Art entstanden ist, abtreten lässt, und die Erfüllung derBelben 
fordert oder annimmt. 
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§ 349. 
Wer mit Gewalt, Drohung, Geschenk, Geld, Versprechung 
oder auf irgend eine andere Art einen Anderen verhindert, 
an einer zum Verkaufe, zur Pachtabgabe, zu einer Lieferung 
oder zu irgend einem anderen Geschäfte angeordneten Ver- 
äusserung, MinuendoLicitation oder Offertverhandlung theil- 
zunehmen, oder wer auf eine von den erwähnten Arten einen 
Anderen abwendet, ein Anbot zu machen oder weiter mitzuUci- 
tiren, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 6 Monaten, 
mit welchem auch eine Geldstrafe bis zu 500 fl. verbunden 
werden kann, bestraft. 

§ 350. 

Mit Gefängniss bis zu 6 Monaten und an Geld wird wegen 
Vergehen bestraft, wer in gewinnsüchtiger Absicht auf Waaren 
oder deren Verpackung die Firma oder Industriemarke eines 
hierländischen Fabrikanten, Industriellen, Producenten oder Kauf- 
mannes widerrechtlich zu dem Zwecke benutzt, um das Publicum 
über den Ursprung, die Natur oder die Eigenschaft der Waaren 
in Irrthum zu führen. 

Die vorhergehenden Bestimmungen finden auch dann An- 
wendung, wenn diese Handlung gegen einen ausländischen Fabri- 
kanten, Industriellen, Producenten oder Kaufmann begangen 
wird, sobald der Staat, welchem der Beschädigte angehört, im 
Wege eines Staatsvertrages oder einer Convention die Gegen- 
seitigkeit gesichert hat. 

In beiden Fällen tritt die Strafverfqlgung nur über Antrag 
ein. — Der Versuch ist nicht strafbar. 

§ 351. 

Wer seine eigene bewegliche Sache oder eine fremde be- 
wegliche Sache mit Zustimmung oder zu Gunsten des Eigen- 
thümers dem Nutzniesser, Pfandgläubiger oder Demjenigen, 
welchem ein Gebrauchs- oder Zurückhaltungsrecht zusteht, weg- 
nimmt, widerrechtlich bei Seite schafft, wird wegen Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft und nebstdem kann 
eine Geldstrafe bis zu 1000 fl. verhängt werden. 

Diese Handlung wird in den unter Punkt 1, 2 und 3 des 
§ 298 angeführten Fällen nur über Privatklage verfolgt. 
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§ 352. 
Wer durch Nachdruck oder eine dem Nachdruck gleich- 
gestellte Vervielfältigung, durch Nachbildung oder öffentliche 
Aufführung eines literarischen oder künstlerischen Erzeugnisses 
oder auf eine andere im Gesetze vorgesehene Art das durch das 
Gesetz anerkannte Recht eines Anderen verletzt, sowie Derjenige, 
welcher mit literarischen und artistischen Erzeugnissen, von 
welchen er weiss, dass sie durch Verletzung der Rechte eines 
Anderen hergestellt wurden Handel treibt, wird wegen Ver- 
gehen mit Gefängniss bis zu 6 Monaten und an Geld bestraft. 
Diese Handlung wird nur auf Grund einer Privatanklage 
bestraft. 

§ 353. 

Wer in gewinnsüchtiger Absicht einen unwissenden oder 
unerfahrenen Menschen verleitet, gegen rechtskräftige Entschei- 
dungen der Behörden grundlose und gesetzlich unzulässige Be- 
schwerden einzubringen, wird wegen Vergehen mit GefUngniss 
bis zu 3 Monaten oder an Geld bis zu 500 ä. bestraft. 

§ 354. 

Wer einen versiegelten Brief, eine andere Schrift oder tele- 
graphische Depesche, welche nicht an ihn gerichtet ist, unbe- 
fugterweise eröffnet oder unterdrückt, wer sich in den Besitz 
eines, wenn auch eröffneten jedoch nicht an iha gerichteten 
Briefes, einer Schrift oder einer telegraphischen Depesche setzt, 
um deren Inhalt unbefugterweise zu erfahren, wer endlich einen 
Brief, eine Schrift oder eine telegraphische Depesche einer Person 
an welche dieselbe nicht gerichtet ist, unbefugterweise übergibt, 
wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 3 Monaten und 
an Geld bis zu 100 fl., jedoch nur auf Grund einer Privat- 
anklage bestraft. 

Dieser Paragraph lässt die Bestimmungen der Strafprocess- 
ordnung über die Beschlagnahme und Oeffnung der Briefe eines 
Beschuldigten, die Bestimmungen der Concursordnung und die 
bei Einleitung des Concursverfahrens angeordneten Vorsichts- 
massregeln, sowie die Verordnung über das Verfahren mit nicht 
zustellbaren Briefen unberührt, und ist endlich auch dann nicht 
anzuwenden, wenn die Regierung, um Einschleppung von epide- 
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miscbea Krankheiten in das Land hintanzuhalten^ die amtliche 

Eröffnung der Briefe ausschliesslich zu Desinfectionszwecken 

anordnet« 

§ 355. 

Ädvocaten, öffentliche Notare, Vertheidiger in Strafsachen, 
Äerztej Hebammen, Apotheker und deren Gehilfen, welche ein 
Geheimniss eines Anderen offenbaren, welches sie in Ausübung 
ihres Berufes oder Gewerbes erfahren haben und welches die 
Interessen oder den guten Ruf des Betreffenden schädigen 
könnte, werden wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 3 Monaten 
und an Geld bis zu 500 fl. bestraft. 

Die im vorhergehenden Absätze angeführten Personen sind 
nicht zu bestrafen, wenn sie das Geheimniss eines Anderen 
durch eine Anzeige, welche sie verpflichtet sind zu erstatten, 
offenbaren, oder wenn sie von der Behörde als Zeugen, oder 
anderweitig von der Behörde befragt, aussagen. 



XXIY. HAUPTSTÜCK. 

Sachbeschädigung. 

§ 356. 
Wer eine fremde bewegliche oder unbewegliche Sache be- 
schädigtj vernichtet, oder auf welche Art immer bewirkt, dass 
sie für den Eigenthümer den Werth verliert, wird wegen Ver- 
gehen der Sachbeschädigung mit Gefängniss bis zu 2 Jahren 
und au Geld bis zu 500 fl. bestraft. 

§ 357. 
Mit GefiLngniss bis zu 3 Jahren und an Geld wird wegen 
Vergehen bestraft, wer dem Gottesdienste geweihte Gebäude 
oder Gegenstände, Gräber, Grabmäler, öffentliche Denkmäler, 
Gegenstäade der Kunst und Wissenschaft, welche in öffentlichen 
Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich ausgestellt sind, 
beschädigt oder vernichtet, sowie derjenige, welcher öffentliche 
Strassen, Brücken, Dämme, Eisenbahnen und fremde Gebäude 
ganz oder theil weise zerstört. 
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§ 358. 
Beträgt in den Fällen der §§ 356 und 357 der Schaden 
nicht mehr als 50 fl.^ so ist auf Gefängniss bis zu 6 Monaten 
oder auf Geldstrafe bis zu 300 fl. zu erkennen. 

§ 859. 

Beschädigungen — ausgenommen die Fälle des § 357 — 
werden auf Antrag gestraft. 



XXY. HAUPTSTÜCK. 

Brandstiftung und sonstige dem Leben und dem Ver- 
mögen gemeingefalirliclie Handlungen. 

§ 360. 
Wegen Verbrechens der Brandstiftung wird mit Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren bestraft, wer anzündet: 

1. ein dem Gottesdienste geweihtes Gebäude; 

2. fremde Gebäude, Schiffe oder Hütten, in welchen sich 
Menschen aufgehalten haben oder welche zur Wohnung von Men- 
schen dienen; 

3. Gebäude und andere Räumlichkeiten, welche zeitweise 
zum Aufenthalte von Menschen dienen, und zwar zu einer Zeit, 
in welcher, sich Menschen darin zu befinden pflegen; 

4. Gebäude, in welchen öffentliche Aemter, öffentliche Biblio- 
theken, öffentliche Sammlungen von wissenschaftlichen oder Kunst- 
gegenständen untergebracht sind, oder in welchen entzündbare 
Gegenstände verwahrt werden. 

§ 361. 

Des Verbrechens der Brandstiftung macht sich schuldig und 
wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bestraft, wer in Brand 
setzt: 

1. fremde Gebäude, Schiffe und Hütten, in welchen Men- 
schen nicht wohnen und welche zur Wohnung von Menschen 
nicht dienen; 
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2. Gebäude und andere Räumlichkeiten, welche zeitweise 
zum Aufenthalte von Menschen dienen, und zwar zu einer Zeit, 
während welcher sie sich in denselben nicht aufhalten; 

3. fremde Bergwerke, Magazine, Waarenvorräthe auf öffent- 
lichen Lagerplätzen, Vorräthe an Bau-, oder Feuerungs-Materia- 
lien, lagernde oder vom Boden noch nicht getrennte Feldfrüchte 
und Wälder. 

§ 362. 

Mit lebenslänglichem Zuchthause wird das Verbrechen der 
Brandstiftung bestraft: 

1. wenn durch den Brand ein Mensch um'a Leben gekommen 
ist, welcher sich in einer, in Brand gesetzten Räumlichkeit befand; 

2. wenn der Thäter wegen Brandlegung schon einmal ge- 
straft war; 

3. wenn er mehrere Brandstiftungen begangen hat, oder 
auch nur eine, jedoch in Gesellschaft mit anderen Personen; 

4. wenn die Brandstiftung von mehreren Personen begangen 
wurde, welche sich zu Brandstiftungen, Raub oder Zerstörung 
verbunden haben. 

§ 363. 
Des Verbrechens der Brandstiftung macht sich schuldig und 
wird nach den Bestimmungen der vorhergehenden Paragraphe 
bestraft, wer sein eigenes Gebäude oder einen anderen in 
den vorhergehenden Paragraphen bezeichneten eigenen Gegen- 
stand in Brand setzt, wenn der in Brand gesetzte Gegenstand 
in Folge seiner Natur oder seiner Lage das Leben eines Men- 
schen oder ein fremdes Vermögen einer Gefahr ausgesetzt. 

§ 364. 

Wer einen in den §§ 360 und 361 angeführten Gegenstand, 
oder einen solchen eigenen Gegenstand in der Voraussetzung 
des § 363 aus Fahrlässigkeit in Brand setzt, wird mit Gefäng- 
niss bis zu 1 Jahre und wenn in Folge des Brandes oder des 
Feuerausbruches ein Mensch sein Leben verliert, mit G.efängni8s 
von 1 Monate bis zu 3 Jahren bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann auch auf eine Geldstraf© 
bis zu 1000 fl. erkannt werden. 
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§ 365. 
Die Brandlegung ist nicht zu bestrafen, wenn der Thäter 
allein oder in Folge seiner Einwirkung mit Beihilfe Anderer 
das ausgebroehene Feuer gelöscht und einen grösseren Schaden 
verhindert hat, bevor seine That entdeckt wurde. 

§ 366, 
Auch die Verabredung von zwei oder mehreren Personen, 
einen Brand zu stiften, ist ein Verbrechen und wird, wenn eine 
Vorbereitungshandlung getroffen wurde, mit Zuchtbaus bis zu 
3 Jahren und wenn keine Vorbereitungshandlung getroffen wurde, 
mit Zuchthaus bis zu 2 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
6 Monaten bestraft. 

§ 367. 
Wer eine Ueberschwemmung verursacht, durch welche das 
Leben von Menschen einer Gefahr ausgesetzt wird, wird wegen 
Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren und wenn in Folge 
der Ueberschwemmung ein Mensch sein Leben verloren hat, mit 
lebenslänglichem Zuchthaus bestraft. 

§ 368. 
Wer eine Ueberschwemmung verursacht, durch welche er 
fremdes Eigenthum einer Gefahr aussetzt, wird wegen Verbrechen 
mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bestraft; wenn jedoch der Schul- 
dige die ^hat begangen hat, um sein eigenes Vermögen zu retten, 
so tritt Zuchthausstrafe bis zu 5 Jahren oder Gefängnissstrafe 
nicht unter 1 Jahre ein. 

§ 369. 

Wer durch Fahrlässigkeit eine Ueberschwemmung verursacht, 
durch welche er das Leben von Menschen oder fremdes Ver- 
mögen einer Gefahr aussetzt, wird wegen Vergehen mit Ge- 
fengniss bis zu 1 Jahre und wenn in Folge der Ueberschwem- 
mung ein Mensch sein Leben verloren hat, mit Gefängniss von 
1 Monate bis zu 3 Jahren bestraft. 

Neben der Freiheitsstrafe kann auch auf Geldstrafe bis zu 
1000 Gulden erkannt werden. 
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§ 370. 
Wer durch Beschädigung von Eisenbahnen, Dampfschiffen 
oder anderen Schiffen oder von dazu gehörigen Gegenständen 
das Leben von Menschen oder fremdes Eigenthum einer Gefahr 
aussetzt, sowie Derjenige, welcher eine solche Gefahr auf Eisen- 
bahnen durch falsche Signale verursacht, wird wegen Verbrechen 
bestraft: 

1. mit lebenslänglichem Zuchthaus, wenn in Folge des ver- 
ursachten Unfalles ein Mensch sein Leben verloren hat; 

2. mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren, wenn in Folge des ver- 
ursachten Unfalles ein Mensch schwer verletzt wurde; 

3. mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren in jedem anderen Falle, 

§ 371. 

Wer eine von den im § 370 angeführten Handlungen aus 
Fahrlässigkeit begeht, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis 
zu 1 Jahre bestraft; hat aber in Folge des verursachten Unfalles 
ein Mensch sein Leben verloren, so tritt Gefängnissstrafe von 
1 Monate bis zu 3 Jahren ein. 

Neben der Freiheitsstrafe kann auch auf Geldstrafe bis zu 
1000 Gulden erkannt werden. 

§ 372. 
Die in den §§ 370 und 371 bestimmten Strafen treffen auch 
die bei Eisenbahnen, Dampfschiffen und Schiffen angestellten 
Personen, welche durch absichtliche Nichterfüllung oder Vernach- 
lässigung der ihnen obliegenden Pflichten einen Eisenbahnzug, 
ein Dampfschiff oder ein anderes Schiff einer Gefahr aussetzen. 

§ 373. 
Wer durch Beschädigung der Telegraphenleitung oder der 
hiezu gehörigen Gegenstände oder durch eine andere Handlung 
die Benützung einer öffentlichen Telegraphenanstalt stört oder 
verhindert, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 3 Jahren 
bestraft. 

§ 374. 

Wer auf eine im vorhergehenden Paragraph bezeichnete 
Art die Benützung einer öffentlichen Telegraphenanstalt aus Fahr- 
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lässigkeit stört oder verhindert, wird wegen Vergehen mit Ge- 
fängniss bis zu 1 Jahre bestraft. 

§ 375, 
Die in den §§ 373 und 374 bestimmten Strafen treflfen wegen 
Vergehen auch die bei öffentlichen Telegraphenanstalten an- 
gestellten Personen, die durch absichtliche Nichterfallung oder 
durch Vernachlässigung der ihnen obliegenden Pflichten die 
Benützung der Telegraphenanstalt stören oder verhindern. 

§ 376. 
Wird eine bei Eisenbahnen oder öffentlichen Telegraphen- 
anstalten angestellte Person wegen einer der in den §§ 370, 
371, 373 und 374 bezeichneten Handlungen verurtheilt, so ist 
auszusprechen, dass dieselbe für immer oder für eine bestimmte 
Zeit unfähig ist einen solchen Dienst zu versehen. 

§ 377. 
Die Vorsteher einer Eisenbahn- Unternehmung oder einer 
öffentlichen Telegraphenanstalt, welche eine bei der betreffenden 
Unternehmung angestellte Person nicht sofort entlassen, wie ihnen 
die Mittheilung zukommt, dass gegen dieselbe die Unfähigkeit 
einen solchen Dienst zu versehen (§ 376), rechtskräftig aus- 
gesprochen wurde, werden wegen Vergehen an Geld von 100 
bis zu 1000 Gulden bestraft. 

§ 378. 

Wer durch eine vorsätzliche Handlung oder Unterlassung 
die Zertrümmerung, die Strandung oder das Sinken eines Schiffes 
bewirkt und dadurch das Leben oder Vermögen Anderer einer 
Gefahr aussetzt, wird wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 
15 Jahren bestraft. 

Hat in Folge einer solchen Handlung oder Unterlassung ein 
Mensch sein Leben verloren, so tritt lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe ein. 

§ 379. 

Hat Jemand die Handlung oder Unterlassung, welche die 
Zertrümmerung, Strandung oder, das Sinken eines Schiffes herbei- 
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führte fahrlässigerweise begangen, so wird er wegen Vergehen^ " 
mit Gefängniss bis zu 1 Jahre und wenn in Folge des ve^ 
ursachten Unfalles ein Mensch sein Leben verloren hat, mit 
Gefängniss von 1 Monate bis 3 Jahren bestraft. 

§ 380. 
Die in den §§ 378 und 379 bestimmten Strafen treffen auch 
jene Personen, welche angestellt sind, um die für die Sicherheit 
der Schifffahrt bestimmten Zeichen zu hüten und anzubringen, 
wenn sie durch vorsätzliche Nichterfüllung oder Vernachlässigung 
der ihnen obliegenden vorgeschriebenen Pflichten ein Schiff einer 
Gefahr aussetzen. 

§ 381. 

Wer in Brunnen oder Wasserleitungen das Wasser, oder wer 
Gegenstände, welche zum Verkaufe oder zum öffentlichen Ver- 
brauche bestimmt sind vergiftet, oder wer dem Wasser in Brunnen 
oder Wasserleitungen oder den für den Verkauf oder öffentlichen 
Verbrauch bestimmten Gegenständen Stoffe beimischt, von denen 
ihm bekannt ist, dass sie geeignet sind die Gesundheit zu 
schädigen, sowie Derjenige, welcher solche vergiftete oder mit 
gefährlichen Stoffen vermischte Sachen mit Verschweigung ihrer 
schädlichen Eigenschaft verkauft, feilhält oder auf andere Art in 
Verkehr bringt, wird wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 
5 Jahren bestraft; hat er jedoch hiedurch die Gesundheit eines 
Anderen geschädigt, so tritt Zuchthaus bis zu 15 Jahren, und 
wenn er den Tod eines Menschen verursacht hat, lebenslängliches 
Zuchthaus ein. 

§ 382. 

Wer eine der im vorhergehenden Paragraph erwähnten 
Handlungen aus Fahrlässigkeit begeht, wird wegen Vergehen 
mit Gefilngniss bis zu 1 Jahre und wenn dadurch der Tod eines 
Menschen verursacht wurde, mit Gefängniss von 1 Monate bis 
zu 3 Jahren bestraft. 

§ 383. 

Neben den nach den Vorschriften der §§. 360, 361, 362, 
363, 367, 368, 370, 372, 378, 380 und 381 verhängten Zucht- 
hausstrafen, kann gegen den Schuldigen die Polizeiaufsicht an- 
geordnet werden. 
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§ 384. 

Wer Anordnungen, welche von der Behörde zur Verhütung 
des Einfahrens oder der Verbreitung irgend einer ftlr die Menschen 
ansteckenden Seuche verletzt, wird wegen Vergehen mit Geftng- 
niss bis zu 2 Jahren bestraft. 

Ist in Folge der Verletzung der in Frage stehenden Anord- 
nung ein Mensch gestorben, so tritt Gefängnissstrafe von 3 Mo- 
naten bis zu 3 Jahren ein. 

§ 385. 

Wer Anordnungen, welche von der Behörde zur Verhütung 
des Einführens oder Verbreitens einer Viehseuche erlassen worden 
sind verletzt, wird wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 
1 Jahre bestraft. 

Ist in Folge der Verletzung der in Frage stehenden Anord- 
nung das Vieh von der Seuche ergriffen worden, so tritt Ge- 
fängnissstrafe von 1 Monate bis zu 1 Jahre ein. 

§ 386. 
Wer bei der Leitung oder Ausführung von Bauten gegen 
die allgemein bestimmten Regeln der Baukunst derart handelt, 
dass er Andere einer Gefahr aussetzt, wird wegen Vergehen mit 
Gefängniss bis zu 1 Jahre oder an Geld bestraft, ist aber der 
Tod eines Menschen erfolgt, so tritt Gefängnissstrafe von 1 Mo- 
nate bis zu 5 Jahren ein. 



XXYI. HAUPTSTUCK. 

Verbrechen und Vergehen der öffentlichen Beamten und 
Missbräuche des Rechtes der Vertretung. 

§ 387. 
Mit Rücksicht auf die Bestimmungen dieses Hauptstückes 
sind als öflfentliche Beamte, alle jene Personen zu betrachten, 
die mit einem Gehalte oder unbesoldet, ständig, für eine Zeit 
oder in einem bestimmten Falle, in Folge einer Ernennung, Wahl 
oder besonderen Betrauung, beeidet oder unbeeidet öffentliche 
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Geschäfte im Dienste des Staates^ des Landes, einer Gemeinde 
versehen, oder Jene, welche die Geschäfte eines öffentlichen 
Fonds oder einer Anstalt verrichten, welche der Staat, das Land 
oder eine Gemeinde unmittelbar verwaltet oder welche unter 
deren Schutze stehen. 

Auch die k. öffentlichen Notare werden als öffentliche Beamte 
betrachtet. 

§ 388. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher Geld oder Geldeswerth 
besitzende Urkunden, die er in amtlicher Eigenschaft empfangen 
. hat oder die ihm in dieser Eigenschaft zur Verwaltung oder Ver- 
wahrung anvertraut wurden unterschlägt, wird wegen Vergehen 
mit 'Gefängniss von 3 Monaten bis zu 5 Jahren bestraft; wenn 
jedoch der Werth der unterschlagenen Sache 100 Gulden beträgt, 
so ist die Unterschlagung ein Verbrechen und wird mit Zucht- 
haus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 6 Monaten 
bestraft; tibersteigt endlich der Werth der unterschlagenen Sache 
1000 Gulden, so tritt für dieses Verbrechen Zuchthaus bis zu 
5 Jahren ein. 

§ 389. 
Ohne Rücksicht auf den Betrag des unterschlagenen Werthes 
wird wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren ein 
öffentlicher Beamter bestraft, welcher, um die Entdeckung der 
Unterschlagung zu verhindern oder zu erschweren, in die zur 
Eintragung oder zur Controle der Einnahmen dienenden Bücher, 
Rechnungen oder Protokolle falsche Eintragungen macht, oder 
richtige Eintragungen fälscht, die auf die Unterschlagung bezüg- 
lichen Belege oder Schriften vernichtet, bei Seite schafft, oder 
auf andere Art unbrauchbar macht, solche Belege oder Urkunden 
fälscht, oder im Zusammenhange mit der Unterschlagung ein 
anderes Verbrechen oder Vergehen begeht, insofern ersteres 
nicht noch schwerer strafbar ist. 

§ 390. 
Die im § 388 besagte Unterschlagung wird als Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 1 Jahre bestraft, wenn dieselbe nicht auf 
eine der im § 389 angeführten Arten ausgeführt wurde, und 
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wenn der Werth der unterschlagenen Sache aus der Caution des 
schuldigen Beamten ersetzt wurde. 

§ 391. 
Ein öflfentlicher Beamter^ welcher kraft seines Amtes Steuern, 
Gebühren oder andere Abgaben für eine öflfentliche Casse ein- 
zuheben hat, wird, wenn er Steuern, Gebühren oder andere 
Abgaben von denen er weiss, dass die zahlende Person sie über- 
haupt nicht oder nur in geringerem Betrage zu entrichten schuldig 
ist erhebt, und wenn er den rechtswidrig eingebrachten Betrag 
i ganz oder zum Theile an die Casse nicht abführt, wegen Ver- 

gehen mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten bestraft. 

Gleiche Strafe trifft den öffentlichen' Beamten, welcher bei 
amtlicher Ausgabe von Geld oder Naturalien der empfangenden 
Partei irgend etwas widerrechtlich in Abzug bringt und die Aus- 
gabe als vollständig geleistet in Rechnung stellt. 

Uebersteigen die rechtswidrig erhobenen oder abgezogenen 

- Beträge 100 Gulden, so macht sich der Beamte eines Verbrechens 

schuldig und wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Gefängniss 

. nicht unter 6 Monaten bestraft, tibersteigt aber der erhobene oder 

i : abgezogene Betrag 1000 Gulden, so tritt wegen Verbrechen 

' i , Zuchthausstrafe bis zu 5 Jahren ein. 



§ 392. 

Ein öffentlicher Beamter, welcher Gebühren oder andere 
Vergütungen für amtliche Verrichtungen zu erheben hat, wird, 
wenn er einen Betrag von dem er weiss, dass ihn die zahlende 
Person überhaupt nicht oder nur in einem geringeren Aus- 
masse zu berichtigen verpflichtet ist, einhebt, wegen Vergehen 
mit Gefängniss bis zu 2 Jahren und an Geld bis zu 200 Gulden 
bestraft. 

Uebersteigt aber der rechtswidrig eingehobene Betrag 
100 Gulden, so ist wegen Verbrechen auf Zuchthaus bis zu 
5 Jahren oder auf Gefängniss nicht unter 6 Monaten und neben 
der Freiheitsstrafe auf eine Geldstrafe zu erkennen. 

§ 393. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher für die zu leistende oder 
zu unterlassende Amtshandlung oder für die geleistete oder unter- 
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lassene Amtshandlung ohne seine Amtspflichten zu verletzen von 
einer Partei ein Geschenk oder einen anderen ihm nicht gebüh- 
renden Vortheil verlangt, annimmt, oder sich versprechen lässt, 
oder welcher ein ihm angebotenes Geschenk oder einen anderen 
ihm nicht gebührenden Vortheil nicht zurückweist, wird wegen 
Vergehen mit Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft. 

Unter die Bestimmungen des vorhergehenden Absatzes fallen 
nicht Honorar-Ueberzahlungen, welche Parteien freiwillig und 
über den Tarif an öffentliche Notare, insofern sie nicht in der 
Eigenschaft von Gerichtscommissären amtshandeln, auch fallen 
nicht hieher Vergütungen und Geschenke, welche von Parteien 
freiwillig und mit Zustimmung der vorgesetzten Behörde öffent- 
lichen Beamten als Belohnung ihrer ausserordentlichen Mühe- 
waltung gewährt werden, namentlich herkömmliche Vergütungen 
und Geschenke an öffentliche Diener, sofern sie durch die 
bestehenden Vorschriften nicht ausdrücklich untersagt sind. 

§ 394. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher für eine Amtshandlung 
oder Unterlassung die eine Verletzung seiner Amtspflicht enthält, 
ein Geschenk oder einen anderen Vortheil mittelbar oder unmittel- 
bar annimmt, fordert, oder sich versprechen lässt, wird wegen 
Verbrechens der Bestechung mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder 
mit Gef&ngniss bestraft. 

§ 395. 

Ein richterlicher Beamter, Schiedsrichter, Geschworner oder 
Schöffe, welcher ein Geschenk oder einen anderen Vortheil 
annimmt, fordert, oder sich versprechen lässt, um zu Gunsten oder 
zum Nachtheile einer Partei einen Straf- oder Civilrechtsfall zu 
entscheiden oder bei der Entscheidung mitzuwirken, wird wegen 
Verbrechens der Bestechung mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren 
bestraft. Hat diese Handlung ein Mitglied eines Ortsgerichtes 
begangen, so tritt Zuchthausstrafe bis zu 5 Jahren oder Gefäng- 
niss ein. 

§ 396. 

In den Fällen der §§ 393 bis 395 ist das vom Schuldigen 
Empfangene oder der Werth der empfangenen Sache (§ 63, 64) 
für verfallen zu erklären. 
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§ 397. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher unmittelbar oder mittelbar 
im eigenen Privatinteresse bei einer Pachtung, einer Lieferung oder 
bei ähnlichen Geschäften, welche eine Behörde im Interesse der 
öffentlichen Verwaltung abschliesst und hinsichtlich welcher er 
amtshandelt oder ihm eine Amtshandlung bevorsteht, Antheil 
nimmt, wird wegen Vergehen mit Gefängniss und an Geld 
bestraft. 

§ 398. 
Ein öffentlicher Beamter, Schiedsrichter, Geschworner oder 
Schöffe, welcher ausser den Fällen des § 395 eine Partei rechts- 
widrig begünstigt oder widerrechtlich benachtheiligt, wird wegen 
Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gei&ngniss 
bestraft. 

§ 399. 

Ein Seelsorger welcher Personen traut, wissend, dass eine 
von ihnen bereits verehelicht oder verheiratet ist, wird wegen 
Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder Gefängniss nicht 
unter 6 Monaten bestraft. 

Hat er diese Handlung aus Fahrlässigkeit begangen, so wird 
er wegen Vergehen mit Gefängniss bestraft. 

§ 400. 

Ein Seelsorger, welcher wissend, dass ein solches Ehehinder- 
niss besteht, das die Ehe ungiltig oder auflösbar macht, die 
Parteien traut, wird wegen Vergehen mit Geföngniss bis zu 
3 Jahren bestraft. 

Hat er die Handlung aus Fahrlässigkeit begangen, so tritt 
Gefängnissstrafe bis zu 6 Monaten ein. 

§ 401. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher bei Ausübung seines Amtes 
einen Andern misshandelt oder misshandeln lässt, wird, sofern 
er hiedurch keine schwerer zu bestrafende Handlung begangen 
hat, wegen Vergehen mit Öefängniss nicht unter 3 Monaten 
bestraft. 

§ 402. 

Ein öffentlicher Beamter^ welcher seine Amtsgewalt miss- 
braucht, um einen Andern zu einer Handlung oder Unterlassung, 

18* 
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zu welcher dieser Dicht verpflichtet ist, zu nöthigen, wird wegen 
Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss 

bestraft. 

§ 403. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher seine Amtsgewalt miss- 
brauchend, Jemanden widerrechtlich verhaftet, verhaften lässt 
oder in Gefangenschaft hält, wird nach den Bestimmungen des « 
§ 2SS geatraftj niemals aber milder als mit Gefängniss nicht 
unter 3 Monaten. 

§ 404.- 
Ein öffentlicher Beamter, welcher bei Gelegenheit einer Amts- 
handlung unter den Voraussetzungen des § 171 das Hausrecht 
verletzt^ wird nach den Bestimmungen des § 171, jedoch niemals 
unter 1 Monat Gefängniss, bestraft. 

§ 405. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher von der widerrechtlichen 
Gefangenhaltung einer Person amtliche Kenntniss erhält und 
seiner vorgesetzten Behörde hievon keine Anzeige erstattet, des- 
gleichen der Leiter der zuständigen Behörde, welcher durch eine 
solche Anzeige oder auf andere Art davon amtliche Kenntniss 
erhält und die aÜsogleiche Prüfung der Sache nicht anordnet 
oder deren Entscheidung über 48 Stunden hinausschiebt, wird 
wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 1 Monat bestraft. 

§ 406. 

Ein öffentlicher Beamter, welcher in einer Untersuchung 
Zwangsmittel anwendet oder anwenden lässt, um Jemanden zu 
einer Aussage oder zu einem Geständnisse zu nöthigen, wird 
wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit 

Gefängniss bestraft, 

§ 407. 
Ein öffentlicher Beamter, welcher gegen eine Person, von 
welcher er weiss, dass sie unschuldig ist, die Untersuchung bean- 
tragt oder einleitet, wird wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis 
zu 5 Jahren oder mit Gefängniss bestraft. 
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§ 408. 
Ein öflfentlicher Beamter, welcher die Vollstreckung einer 
Strafe, von der er weiss, dass sie nicht in Vollzug zu setzen ist, 
anordnet, oder welcher die Vollstreckung anordnet, aber auf 
eine andere Art oder in einem andern Masse, wird wegen Ver- 
brechen mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren, oder mit ,Geföngniss 
nicht unter 6 Monaten bestraft; handelt es sich aber um eine 
Geldstrafe, so macht er sich eines Vergehens schuldig und wird 

mit Gefängniss gestraft. 

§ 409. 

Mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht 
unter 1 Monat wird wegen Verbrechen ein öffentlicher Beamter 
bestraft, welcher, um einen Andern der gesetzlichen Strafe zu 
entziehen, mit Verletzung seiner Amtspflichten die strafbare 
Handlung zu verfolgen unterlässt, oder derart vorgeht, dass er 
den Erfolg der Strafverfolgung vereitelt hat 

Dieselbe Strafe trifft einen öffentlichen Beamten, welcher 
in der oben erwähnten Absicht eine Strafe zu vollstrecken unter- 
lässt, welche er vermöge seines Dienstes zu vollstrecken ver- 
pflichtet ist. 

§ 410. 

Ein öffentlicher Beamter, welcher einen Sträfling, welchen 
er seinem Dienste zufolge beaufsichtigen, begleiten oder bewachen 
musste, entweichen lässt, oder welcher einen solchen Sträfling 
befreit oder ihm zur Flucht behilflich ist, wird wegen Verbrechen 
mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Gefängniss nicht unter 
1 Monat bestraft. 

Hat die Fahrlässigkeit des Beamten die Flucht des Sträf- 
lings erleichtert oder anderweitig ermöglicht, so ist der Beamte 
wegen Vergehen mit Gefängniss bis zu 6 Monaten zu bestrafen. 

§ 411. 

Ein öffentlicher Beamter macht sich eines Verbrechens schuldig 
und wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, oder mit Gefängniss 
nicht unter 6 Monaten bestraft, wenn er innerhalb seines amt- 
lichen Wirkungskreises: 

1, ein falsches öffentliches Zeugniss ausstellt, oder ein echtes 
öffentliches Zeugniss verfälscht; 
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'2, ia einer öffentlichen Urkunde oder in einem Protokolle 
eine Unwatrheit beglaubigt, welche auf Rechte oder Rechts- 
Verhältnisse Anderer schädlich eingewirkt hat, oder einwirken 
konnte, oder eine Wahrheit zu bezeugen unterlässtj welche er 
zu bezeugen verpflichtet war; 

3. in öffentliche Bücher oder Register einen unwahren Um- 
stand einträgt, welcher auf Rechte oder Rechtsverhältnisse Anderer 
schädlich eingewirkt hat oder einwirken konnte; 

4. ein öffentliches Beweismittel, welches ihm anvertraut iat^ 
vernichtet oder bei Seite schafft. 

Dieselbe Strafe trifft einen Beamten^ welcher auch ausser 
seinem amtlichen Wirkungskreise eine von den in den vorher- 
gehenden Punkten bezeichnete Handlung an öffentlichen Docu- 
menten, Büchern oder Registernj welche ihm in Folge seines 
Beamten- Charakters zugänglich sind, begeht* 

§ 412. 

Hat ein öffentlicher Beamter eine von den im vorhergehenden 
Paragraph bezeichneten Handlungen begangen, um sich oder 
einem Andern einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu ver- 
schaffeUj so ist er wegen Verbrechen mit Zuchthaus bis zu 
10 Jahren zu bestrafen, 

§ 413. ] 

Ein öffentlicher Beamter, welcher über das sittliche Betragen 

oder die Vermögensverhältnisse einer Person ein falsches Zeug- 

niss ausstellt, wird wegen Vergeben mit Gefängniös bis zu 

6 Monaten und an Geld bis zu 200 Gulden bestraft. , 

Ein Postbeamter, welcher ausser den durch das Gesetz ge- 
statteten Fällen Briefe oder andere der Post tibergebene Sen- 
dungen öffnet^ unter drück tj einem Dritten eine solche Handlung 
gestattet^ bei solch^ einer Handlung Hilfe leistet oder den 
Inhalt eines Briefes einem Dritten widerrechtlich mittheiltj 
wird wegen Vergeben mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten 
bestraft. i 



i 
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§ 415. 
Telegraphenbeainte und Personen, welche mit der Auföicht 
öflFentlicher Telegraphenanstalten betraut sind, sowie Diener 
solcher Anstalten, welche eine Depesche verfälschen oder ausser 
den im Gesetze gestatteten Fällen öffnen, unterdrücken, oder 
einem Dritten eine solche Handlung gestatten, oder ihm dabei 
Hilfe leisten, oder den Inhalt einer Depesche Jemandem wider- 
rechtlich mittheilen, werden wegen Vergehen mit Qefilngniss 
nicht unter 3 Monaten bestraft. 

§ 416. 

Ein öffentlicher Beamter, welcher verschlossene Briefe oder 
andere Schriften ausser den im Gesetze gestatteten Fällen mit 
Beschlag belegt oder eröffnet, wird wegen Vergehen mit 
Gefängniss bis zu 6 Monaten bestraft. 

§ 417. 

Ein Amtsvorstand, welcher seine untergeordneten Beamten 
zu einer strafbaren Handlung verleitet oder dieselbe geschehen 
lässt, wird mit der für die vollbrachte Handlung bestimmten 
Strafe geahndet. 

§ 418. 

Ein Beamter, welchem die Aufsicht über einen andern 
Beamten übertragen ist, wird nach den Bestimmungen des vor- 
hergehenden Paragraphs bestraft, wenn er den Beamten zu einer 
strafbaren Handlung, welche die zu seiner Aufsicht gehörende 
Geschäftsführung betrifft, verleitet oder dieselbe geschehen lässt. 

§ 419. 
Mit Staatsgefilngniss bis zu 3 Monaten wird wegen Ver- 
gehen ein Beamter bestraft, welcher mit Verletzung eines Dienst- 
geheimnisses, Verhandlungen, Anordnungen, oder Mittheilungen, 
welche ihm in seiner amtlichen Stellung anvertraut wurden, 
oder welche ihm kraft seines Beamtencharakters zugänglich sind, 
einem Andern mittheilt oder veröffentlicht. 
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Mit Gefängnisß bis zu 6 Monaten wird wegen Vergehen 
ein Beamter bestraft, welcher sich weigert, seine Amtspflicht zu 
erfüllen. 

Ist die Verweigerung der Amtsbandlung in Folge einer Ver- 
abrednng von zwei oder mehreren Beamtt^n erfolgt, so tritt 
Oefängnissstrafe nicht unter 9 Monaten ein* 

§ 421. 

Ein Advocat, welcher in einer ihm in seiner Eigenschaft 
als Advocat anvertrauten Angelegenheit rechtswidrig beiden 
Parteien mit Rath oder That dient oder w^elcber während dei' 
Verhandlung des ihm anvertrauten Gegeastandea die Vertretun^^ 
seines Clienten zurücklegt oder kündigt und ohne deren Gestat- 
tung die Vertretung der Gegenpartei übernimmt, wird we^en 
Vergehen mit Gefängniss nicht unter 3 Monaten und an Geld 
bestraft. 

Ein Advocat aber, welcher im Einverständnisse mit der 
Geojenpartei irgend etwas zum Nachtheile seines Clienten unter- 
nimmt, macht sich eines Verbrechens schuldig und wird mit 
Zuchtbaua bis zu 5 Jahren bestraft 

§ 422. 

Gegen die zum Gefängnisse oder Staatsgefängnisse wegen 
den in diesem ' Hauptstücke bezeichneten Handlungen Vemr- 
tbeiltenj ist neben den in diesen Paragrapben bestimmten Strafen 
auch auf die Neben strafe des Amts Verlustes zu erkennen. 
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